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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/249: Halbwertzeit - klimapolitisch obsolet ... (BBU)

BBU-Pressemitteilung, 02.03.2020

Positives Fazit: Konferenz "50 Jahre Urenco" ruft zu weiteren Protesten
auf



(Bonn, Almelo, Gronau, 02.03.2020) Am Samstag, 29. Februar 2020, waren
der Urenco-Konzern und der (fast) 50 Jahre alte Vertrag von Almelo
Gegenstand einer internationalen Konferenz in Almelo (NL). Beteiligt
waren Bürgerinitiativen, Umweltverbände und Friedensorganisationen aus
den Niederlanden, aus Russland und aus der Bundesrepublik Deutschland.

Urenco ist ein deutsch - britisch - niederländischer Konzern, der Uran
für den Einsatz in Atomkraftwerken vorbereitet (anreichert). Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Konferenz tauschten sich über den
Export von Urenco-Uranmüll nach Russland, über die Zusammenhänge
zwischen Atomwaffen und Atomanlagen und über die Auswirkungen des in der
Bundesrepublik Deutschland beschlossenen Atomausstiegs und dessen Folgen
für den Urenco-Konzern aus. Udo Buchholz vom Vorstand des
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) nahm an der
Konferenz teil und zog danach ein positives Fazit: "Es besteht Einigkeit
darüber, dass der Uranmüll nicht exportiert werden darf, alle
Urananreicherungsanlagen müssen sofort stillgelegt werden und
grundsätzlich ist die Nutzung der Atomenergie keine Lösungsansatz im
Kampf gegen den Klimawandel." Am Ende der Konferenz wurde zum weiteren
Protest gegen Atomanlagen und Atomwaffen aufgerufen.

Am Montag, 2. März fand um 18 Uhr in Münster eine Demonstration gegen die
Uranmüllexporte von Gronau nach Russland statt.

Am Mittwoch, 4. März, der 50. Jahrestag des Vertrages von Almelo, finden
um 15 Uhr gleichzeitig Protestaktionen bei den Anlagen der Urenco in
Capenhurst (GB), Almelo (Drienemansweg 1, NL) und Gronau (Röntgenstraße
4) statt. Und am Samstag, 7. März, richtet sich in Enschede (NL,
zwischen Gronau und Almelo) um 12 Uhr die monatliche Friedensmahnwache
auch gegen die Urananreicherungsanlagen des Urenco-Konzerns
(Gemeindehaus, Ei van Ko).

Um auf die Verknüpfung der sogenannten zivilen und der militärischen
Atomenergienutzung aufmerksam zu machen, wird am Karfreitag (10. April
2020) wieder ein Ostermarsch zur Gronauer Urananreicherungsanlage führen.

50 Jahre Vertrag von Almelo

Am 4. März 2020 ist es genau 50 Jahre her, dass im Rathaus von Almelo
der Vertrag von Almelo unterzeichnet wurde. Der Vertrag von Almelo
begründete eine Vereinbarung zwischen den Niederlanden, Großbritannien
und (West)Deutschland über die Bildung eines Unternehmens mit dem Ziel
der Urananreicherung mittels Ultrazentrifugen. Zu diesem Zweck
beschlossen die drei Länder die Gründung eines Unternehmens zur
Produktion von Zentrifugen und zum Bau von Urananreicherungsanlagen:
Urenco.

Urenco stand in den Niederlanden und in Großbritannien besonders in den
ersten 15 Jahren des Bestehens in der Kritik; in der Bundesrepublik
Deutschland gerät Urenco immer wieder, und so auch in den letzten 10
Jahren, unter Druck: Bedingt durch den beschlossenen Atomausstieg, aber
auch bedingt durch einen Störfall im Jahr 2010 und durch Kritik an dem
Export abgereicherten Urans nach Russland.

Folgende Rednerinnen und Redner kamen bei der Konferenz zu Wort:


	Vladimir Slyviak von der russischen Umweltorganisation Ecodefense

	Hubertus Zdebel (Bundestagsabgeordneter Die Linke)

	Kirsten Sleven (WISE Nederland)

	Susan van der Heijden (Dutch Ploughshares support)

	Dirk Bannink (Stichting Laka)



Die Konferenz wurde von der Stiftung Vedan, von der Friedensinitiative
Enschede voor Vrede und von der Stiftung Laka organisiert. Unterstützt
wurden sie von Initiativen, die sich gegen die Urenco-Anlagen in
Capenhurst (GB) und Gronau engagieren sowie vom Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).




Weitere Informationen:

https://www.laka.org/urenco50

https://www.bbu-online.de

https://wisenederland.nl

http://www.enschedevoorvrede.nl

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/709: Klimakampf und Kohlefront - Scheinkorrekturen ... (Antje Grothus)

Statement von Antje Grothus zu den neuen Planungen des Kohlekonzerns
RWE

Neues Revierkonzept von RWE ist unsozial, klimafeindlich und ein
gigantisches Flächenzerstörungskonzept



Buir, 28.02.2020. "Das von RWE vorgelegte Revier Konzept ist nicht
zukunftsfähig und wird weder den Anforderungen eines sozialverträglichen
Kohleausstiegs, noch der Klimakrise oder den Nachhaltigkeitszielen gerecht.
Es ist unsozial, klima- und umweltschädlich und ein gigantisches
Flächenzerstörungskonzept.

Statt mit einer weiteren Verkleinerung des ohnehin noch in Umplanung
befindlichen Tagebaus Garzweiler fünf bedrohte Dörfer am Tagebau Garzweiler
zu erhalten, plant RWE stattdessen den Tagebau Inden minimal zu
verkleinern. Der Kohlekonzern handelt damit willkürlich und in höchstem
Masse menschenverachtend, denn am Tagebau Inden wird niemand mehr
umgesiedelt, es werden keine Wälder zerstört und gefährdet, und es gibt
bereits sehr fortgeschrittene Zwischen- und Nachnutzungspläne der 
Indeland-Entwicklungsgesellschaft. Für die Planung des Indeschen Ozeans wurde sogar
extra der Braunkohleplan geändert.

An Dreistigkeit kaum zu überbieten sind auch die Planungen den Hambacher
Wald zu verinseln und fruchtbares Ackerland und Manheim abzubaggern, um mit
dem dort abgetragenen Material die steilen Böschungen zu stabilisieren, die
RWE während der letzten Monate vorsätzlich neu geschaffen hat.

Es ist absehbar, dass sich die Klimakrise weiter verschärft und es zu einer
Nachschärfung der Klimaziele auf europäischer Ebene kommt. Hinzu kommen die
Revisionszeitpunkte, die eine Überprüfung der Klimaschutzwirksamkeit der
Kohlereduzierung vorsehen. Die nordrhein-westfälische Landesregierung muss
deshalb jetzt vorausschauend und präventiv handeln, sich von RWE
emanzipieren und eigene sozial- und klimaverträgliche Tagebauplanungen mit
Flexibilitätsoptionen vorlegen. Es dürfen keine langfristigen
Genehmigungen mehr erteilt werden, die den aktuellen Herausforderungen
nicht gerecht werden.

Eine sinnvolle Strukturentwicklung braucht jetzt zudem den Erhalt der durch
Kiesgruben- und Braunkohletagebauplanungen stark gefährdeten Flächen. Die
neuen Braunkohleplanungen von RWE konterkarieren
Strukturentwicklungspotentiale von Kommunen im Revier. Auch die Planungen
der Tagebauseen Hambach und Garzweiler gehören auf den Prüfstand, denn
Wasser ist neben fruchtbarem Boden eine unserer wertvollsten Ressourcen.
Die Seenplanungen stehen in Widerspruch zum SDG 6, dem Nachhaltigkeitsziel,
das die Verfügbarkeit von sauberem Wasser und die nachhaltige
Bewirtschaftung von Wasser garantieren soll."

Weitere Infos:

www.hamabchfrau.de

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 28.02.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier



veröffentlicht im Schattenblick zum 3. März 2020 
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AKTION/7286: Chemnitz - Tag der Archive. Von der Depesche zum Tweet, 07.03.2020

Technische Universität Chemnitz

Von der Depesche zum Tweet

Der Tag der Archive am 7. März 2020 will Kommunikation nachvollziehbar
machen



Am 7. März 2020 findet deutschlandweit der "Tag der Archive" statt. An
diesem Tag öffnen viele Archive ihre Türen, bieten einen Einblick in ihre
Arbeit und präsentieren ihre historische Überlieferung. Auch das
Universitätsarchiv der Technischen Universität Chemnitz beteiligt sich an
diesem Aktionstag. Das Universitätsarchiv veranstaltet den Tag der Archive
in diesem Jahr gemeinsam mit dem Staatsarchiv Chemnitz sowie dem
Stasi-Unterlagen-Archiv in den Räumen des Staatsarchivs Chemnitz, Elsasser
Str. 8. Das Staatsarchiv öffnet dafür von 10 Uhr bis 16 Uhr. Der Eintritt
ist frei. Leitthema ist "Kommunikation", dem die drei Archive u. a. mit einer
gemeinsamen Ausstellung Rechnung tragen wollen.

Erstmals sind dafür Exponate aus allen drei Archiven in einer gemeinsamen
Ausstellung vereinigt worden. Zu sehen sein wird u. a. das Magnetband zur
Übermittlung der letzten Stipendienabrechnung von Studierenden der TU
Chemnitz vom Dezember 1990, denn ab dem 1. Januar 1991 galt das BAföG mit
neuen Formalia auch in den neuen Bundesländern.

Außerdem präsentieren die Archive unterschiedliche Archivalien-Gattungen
als Ausdruck früher Formen von Kommunikation - von der mittelalterlichen
Urkunde bis zu den elektronischen Medien der Gegenwart und von
schriftlichen und bildlichen bis hin zu gegenständlichen Zeugnissen.

Darüber hinaus wird es auch um den bevorstehenden Umzug der
Universitätsbibliothek (UB) Chemnitz und des Universitätsarchiv in die
Alte Aktienspinnerei gehen. Im Rahmen eines Werkstattberichtes über das
Forschungsprojekt zur Geschichte der Aktienspinnerei sollen diese
Veränderungen sichtbar werden. So sind alte und neue Pläne sowie
Grundrisse des Gebäudes zu sehen. Außerdem sind Original-Steine vom Bau
der Aktienspinnerei 1857 zu besichtigen, die im Zuge der Entkernung des
Gebäudes 2015 gesichert wurden.

Neben der Ausstellung wird den Besucherinnen und Besuchern ein
umfangreiches Begleitprogramm geboten: darunter ein Vortrag von Dr. Mark
Schiefer, Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Projekt "Die DDR im Blick der
Stasi", hier wird Schiefer über die Berichterstattung der Stasi gegenüber
der SED sprechen. Der Vortrag findet von 11 bis 12 Uhr am
Veranstaltungsort statt.

Für Kinder bietet die Schreibwerkstatt die Möglichkeit, mit Stahlfeder und
Tinte zu schreiben und so ältere Schrift und Schriftbilder kennenzulernen.
Die Schreibwerkstatt findet von 11 bis 12 Uhr und von 13 bis 14 Uhr statt.
Außerdem können sich Schülerinnen, Schüler und Studierende über die
Ausbildungsmöglichkeiten im Archivwesen und die Berufsperspektiven
informieren und beraten lassen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution85

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Chemnitz, 03.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4447: Gießen - "Wir selbst", Roman legt untergegangenes Stück deutscher Geschichte frei, 22.04.20

Justus-Liebig-Universität Gießen

"Wir selbst" - Roman legt untergegangenes Stück deutscher Geschichte
frei

• Prof. Carsten Gansel, Germanist an der Justus-Liebig-Universität
Gießen, spürt verschollenen Gesellschaftsroman von Gerhard Sawatzky auf
und macht Epos erstmals der breiten Öffentlichkeit zugänglich

• Lesung am 22. April 2020 im Stadttheater Gießen



Es sind die Geschichten hinter der Geschichte, die Irrungen und Wirrungen
hinter den Werken, die den Literaturwissenschaftler Prof. Dr. Carsten
Gansel, Institut für Germanistik der Justus-Liebig-Universität Gießen
(JLU) interessieren. Manch literarischen Schatz hat er bereits geborgen.
Jetzt ist es ihm erneut gelungen, ein großes Manuskript aufzuspüren:
Gerhard Sawatzkys Gesellschaftsroman "Wir selbst" erzählt von der
"Autonomen Sozialistischen Sowjetrepublik der Wolgadeutschen" und damit
von einer untergegangenen Welt. Der im Jahr 1938 druckfertige, aber von
Stalin verbotene und vernichtete Roman über die Russlanddeutschen war
jahrzehntelang verschollen. Prof. Gansel macht als Herausgeber das Epos
erstmals der breiten Öffentlichkeit zugänglich und ordnet dessen Bedeutung
kulturhistorisch ein.

Das Buch "Wir selbst" erscheint am 3. März 2020 im Verlag Galiani Berlin,
ergänzt mit einem umfangreichen Nachwort von Carsten Gansel und mit
dokumentarischem Material zur deutschen Wolgarepublik und ihrer Literatur.
Der Roman und dessen unwahrscheinliche Geschichte wird am Mittwoch, 22.
April 2020, um 20 Uhr in der taT-studiobühne des Stadttheaters Gießen
vorgestellt.

"Ich halte es für eine grundsätzliche Aufgabe von Literaturwissenschaft,
das Gedächtnis zu bewahren und sich auch nicht von Gegenstimmen, die es
hier wie da gibt, abhalten zu lassen", sagt Prof. Gansel. Dass er bei
seinen intensiven Recherchen erneut auf einen sagenumwobenen Schatz
gestoßen ist, freut ihn besonders. "Der Roman 'Wir selbst' gilt als der
wichtigste Text der russlanddeutschen Literatur. Es ist ein Text, der zum
kulturellen Gedächtnis gehört, und dies stark zu machen, das scheint mir
wichtig", betont der Gießener Literaturwissenschaftler und Herausgeber.

Die "Autonome Sozialistische Sowjetrepublik der Wolgadeutschen" wurde, so
ist es in der Vorschau des Verlags Galiani nachzulesen, im Jahr 1918 -
unter anderem auf Betreiben Ernst Reuters - gegründet und erfuhr bis zu
ihrem Ende 1941 ein wechselvolles Schicksal. Autor Gerhard Sawatzky (1901
- 1944) arbeitete nach seinem Studium in Leningrad zuerst als Lehrer, dann
als Journalist und Autor in der Wolgadeutschen Republik und gilt heute als
wichtigster Literat der Wolgadeutschen. Im Jahr 1938 wurde er vom NKWD
verhaftet und zu Zwangsarbeit verurteilt. Er starb am 1. Dezember 1944 im
Gulag in Solikamsk in Sibirien.

Sein wichtiges Werk "Wir selbst", vollendet 1937, wurde verboten und
vernichtet. Doch Sawatzkys Witwe gelang es, das Urmanuskript bei der
Deportation nach Sibirien unter dramatischen Umständen zu retten. In einer
deutschsprachigen Zeitschrift in der Sowjetunion wurden - allerdings
bearbeitet und verändert - in den 1980er-Jahren Teile des Buches
abgedruckt. Prof. Gansel hat nun das Urmanuskript in Russland aufgespürt.

"Wir selbst" erzählt, so die Verlagsankündigung, in häufigen Szenenwechseln
zwischen Land und Stadt aus der Zeit zwischen 1920 bis 1937 vor allem von
einem jungen Liebespaar: Elly Kraus, der Tochter einer wohlhabenden
Fabrikantenfamilie, die als Kind auf der Flucht vor der Roten Armee allein
in Russland zurückblieb, und Heinrich Kempel, dessen Kindheit auf dem Land
während des Krieges von Hunger und Entbehrung geprägt ist und der
schließlich Ingenieur wird.

Prof. Dr. Carsten Gansel, Jahrgang 1955, ist seit 1995 Professor für
Neuere deutsche Literatur- und Germanistische Mediendidaktik an der JLU
und beweist mit seinem Team am Institut für Germanistik immer wieder einen
besonderen literarischen Spürsinn. Im Jahr 2016 hat der Gießener
Literaturwissenschaftler mit dem von ihm herausgegebenen Band "Durchbruch
bei Stalingrad" national und international für Furore gesorgt. Es war ihm
gelungen, die 1949 vom russischen Geheimdienst konfiszierte Urfassung des
großen Antikriegsromans von Heinrich Gerlach in russischen Archiven
wiederzufinden. Ein Jahr später gab er Heinrich Gerlachs "Odyssee in Rot"
heraus. Im Sommer 2016 erschien die Originalfassung des Weltbestsellers
"Kleiner Mann - was nun?" von Hans Fallada mit einem ausführlichen
Nachwort von Prof. Gansel. An der Entdeckung des Originalmanuskripts hatte
der Gießener Literaturwissenschaftler maßgeblichen Anteil. Gemeinsam mit
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hat er die handschriftliche Urfassung
des Weltbestsellers "Kleiner Mann - was nun?" entziffert. Der um ein
Drittel umfangreichere Roman ist im Aufbau Verlag Berlin erschienen.

Termin

Buchvorstellung am 22. April 2020 um 20 Uhr, taT-studiobühne,
Stadttheater Gießen, Südanlage 1 / Berliner Platz, 35390 Gießen.

Prof. Gansel berichtet im Gespräch mit Stadttheater-Chefdramaturg Harald
Wolff von der dramatischen Geschichte des Buches "Wir selbst".

Schauspielerin Johanna Malecki und Schauspieler Pascal Thomas lassen den
Roman in ausgewählten Episoden zu Wort kommen.

Karten kosten 5 Euro.

Gießener Studierende können von ihrem Semesterticket Gebrauch machen.


Originalpublikation:

Gerhard Sawatzky:

Wir selbst. 

Roman Herausgegeben, mit einem Nachwort und dokumentarischem Material zur
Wolgadeutschen Republik und ihrer Literatur versehen von Carsten Gansel,

ca. 880 Seiten, gebunden, 36 Euro, Verlag Galiani Berlin, März 2020,

ISBN 978-3-86971-204-8 Verfügbar auch als E-Book


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-giessen.de/fbz/fb05/germanistik/abliteratur/glm/uber-uns/wimi/carsten-gansel

http://www.galiani.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution217

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Justus-Liebig-Universität Gießen, 03.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1542: 13. Ulmer Denkanstöße zur "Intensität", 11.-14.03.2020

Universität Ulm

Von der Sucht nach dem perfekten Erlebnis - 13. Ulmer Denkanstöße zur
"Intensität"



Vom 11. bis zum 14. März finden im Stadthaus Ulm die 13. Ulmer Denkanstöße
statt. Die viertägige Vortrags- und Kulturveranstaltung steht in diesem
Jahr im Zeichen der "Intensität".

Zur Eröffnung spricht der Philosoph Wolfram Eilenberger über eine
besondere Epoche, die 1920er Jahre, die geprägt war von Intensität und
philosophischer Innovation. Eingeladen sind zudem der Liedermacher
Konstantin Wecker, die Gerichtsreporterin Gisela Friedrichsen, der
Burnout-Experte Dr. Christian P. Dogs, der Slackliner Lukas Irmler und
viele mehr. Den Abschlussvortrag hält der ehemalige Verfassungsrichter
Professor Paul Kirchhof.

Um ein besonderes Glücksversprechen und seine Grenzen geht es bei den 13.
Ulmer Denkanstößen. Im Mittelpunkt der viertägigen Veranstaltung, die vom
11. bis zum 14. März im Stadthaus Ulm stattfindet, steht der Begriff der
Intensität. "Der moderne Mensch giert nach intensiven Erlebnissen. Der
Eine will seine emotionalen Erfahrungen fortwährend steigern, der Andere
sucht nach Wegen, um immer perfekter, optimaler und effektiver zu werden",
erklärt Professorin Renate Breuninger, Geschäftsführerin des
Humboldt-Studienzentrums der Universität Ulm (HSZ). Doch auch die
Schattenseiten dieses Phänomens kommen bei der Veranstaltung zur Sprache:
die Überforderung und Erschöpfung, die Ausbeutung und Umweltzerstörung. Den
Eröffnungsvortrag am Donnerstag, den 12. März, hält der Philosoph,
Publizist und Schriftsteller Wolfram Eilenberger. Er widmet sich in seinem
Vortrag "Die 1920er Jahre: Intensität und philosophische Innovation" einer
Epoche unvergleichlicher geistiger Kreativität, die geprägt war von einer
"Explosion des Denkens".

Zu Gast in diesem Jahr ist auch der Liedermacher Konstantin Wecker, der
wohl so intensiv wie kein anderer gelebt hat. Auf der Jagd nach dem
perfekten Augenblick präsentieren sich der Magier und Illusionist Florian
Zimmer sowie der Weltrekord-Slackliner Lukas Irmler. Über die dunkle Seite
des Themas spricht Gerichtsreporterin Gisela Friedrichsen, die viel mit
Intensivtätern zu tun hat. Um pathologisierte Gefühlen, Freiräume für den
lustvollen Exzess sowie um Zeitknappheit und Konsum-Burnout geht es in den
Beiträgen des Burnout-Experten Dr. Christian Dogs, des Philosophen
Professor Franz Josef Wetz und des Wirtschaftswissenschaftlers Professor
Niko Paech. Den Abschlussvortrag bestreitet Professor Paul Kirchhof. Der
ehemalige Bundesverfassungsrichter beschließt die 13. Ausgabe der Ulmer
Denkanstöße mit einem Plädoyer für Freiheit, Eigenverantwortung und
Toleranz. Der Titel seines Vortrages lautet: "Beherztes Leben und die
Kultur der Freiheit".

Zum kulturellen Rahmen der Denkanstöße gehören wie immer auch eine
Kinovorstellung und ein Theaterstück. Den Anfang macht eine
Reisedokumentation von Tobias Köhn. Der Film "Ein Viertel der Welt" wird
am Mittwoch, den 11. März, im Xinedome (18:00 Uhr) gezeigt. Mit dem
Solostück "Emmas Glück" gibt die Theaterei Herrlingen am Freitag, den 13.
März um 20:30 Uhr, eine Vorstellung.

Der Eintritt zu allen Veranstaltungen ist frei, dafür wird um Spenden
gebeten. Der Erlös kommt der Suchtberatung der Caritas Ulm-Alb-Donau
zugute. Veranstaltet werden die Ulmer Denkanstöße vom 
Humboldt-Studienzentrum der Universität Ulm (HSZ) gemeinsam mit der 
Kulturabteilung der Stadt Ulm und der Stiftung Bildung und Soziales 
der Sparda-Bank Baden-Württemberg. Weitere Informationen gibt es unter

www.ulmer-denkanstoesse.de




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm, 04.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/741: Frankfurt - Im Branchendrehkreuz: Frankfurter Verlagsanstalt, 23.03.2020

Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2020

23.03.20 Montag, 19.30 h

Im Branchendrehkreuz: Frankfurter Verlagsanstalt

Mit Joachim Unseld, Nadya Hartmann, Bodo Kirchhoff und Amanda
Lasker-Berlin

Moderation: Christoph Schröder



Ideen, Ideale, Idealisten - ein Frankfurter Verlag im Porträt

In Deutschland gibt es mehr als 1.800 Verlage. Traditionsreiche
Publikumsverlage, kreative Nischenverlage, renommierte
Wissenschaftsverlage. Die Reihe "Im Branchendrehkreuz" möchte die
kulturelle Vielfalt der deutschsprachigen Verlagslandschaft zeigen.
Dieses Mal die in Frankfurt ansässige Frankfurter Verlagsanstalt, die
im Herbst 2020 gleich zwei Jubiläen feiern kann. Der heutige Abend
bildet den Auftakt für ein Festjahr: 100 Jahre FVA, davon 25 Jahre
mit Joachim Unseld an der Spitze. Der Verleger wird zu Gast sein,
ebenso der Gewinner des Deutschen Buchpreises 2016 Bodo Kirchhoff
sowie die Autorin Amanda Lasker-Berlin, die ihr Debüt "Elijas Lied"
vorstellt, und die Lektorin Nadya Hartmann.

Durch den Abend führt der Literaturkritiker Christoph Schröder.

Die Reihe "Im Branchendrehkreuz" wird von der Dr. Marschner Stiftung
gefördert.

Eintritt: 5 / 3 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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MELDUNG/231: Internationaler Frauentag - Vergessene Opfer schützen

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. März 2020

Internationaler Frauentag - Vergessene Opfer schützen



Zum Internationalen Frauentag macht die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) auf einen vergessenen Aspekt von Gewalt an Frauen
aufmerksam: Die Zeugung von Kindern bei Vergewaltigungen und die
Folgen für die betroffenen Frauen - und Kinder.

"Vergewaltigung als Kriegswaffe wird seit den Konflikten in Ruanda
und im ehemaligen Jugoslawien thematisiert", erklärt Lina Stotz,
GfbV-Referentin für ethnische, religiöse und sprachliche
Minderheiten. "Aber die Zeugung und Geburt von Kindern infolge dieser
Vergewaltigungen erhält noch immer kaum Aufmerksamkeit. Dabei sind
diese Kinder und ihre Mütter oft massiver Diskriminierung
ausgesetzt." Das gelte besonders, wenn die Opfer Minderheiten
angehörten, wie etwa beim Genozid des sogenannten "Islamischen
Staats" (IS) an der yezidischen Gemeinschaft im Nordirak, der am 3.
August 2014 begann.

"Hier braucht es dringend Lösungen, denn Mütter und Kinder werden
derzeit gegen ihren Willen getrennt - oft ohne Chance, sich später je
wiederzufinden", so Stotz. Darum hat die GfbV zusammen mit der
yezidischen Diaspora in Deutschland Forderungen für die Zukunft
dieser Kinder erarbeitet. Sie werden heute im Memorandum "Die Zukunft
der Kinder des ?IS? - Sieben Forderungen von und für die yezidische
Gemeinde" veröffentlicht. Auch Deutschland, als Heimat der größten
yezidischen Diaspora, wird dabei in die Pflicht genommen.

Yezidische Frauen wurden seit 2014 systematisch versklavt und
vergewaltigt. Viele von ihnen bekamen daraufhin Kinder, deren Väter
"IS"-Kämpfer waren. Laut eines Erlasses des Yezidischen Hohen Rats,
der geistlichen Führung der yezidischen Gemeinschaft, dürfen die
Mütter in die Gemeinde zurückkehren, wenn sie sich aus
"IS"-Gefangenschaft befreien können. Die Kinder, die in
Gefangenschaft gezeugt wurden, dürften das jedoch nicht. Dies ist in
yezidischen Traditionen begründet. "Zudem werden die Kinder von
vielen als Symbol des Leids der ganzen Gemeinschaft und als
muslimisch wahrgenommen", erläutert Stotz. "Manche Mütter trennen
sich freiwillig von ihren Kindern, etwa, weil ihr Trauma zu groß ist.
Die anderen Mütter sind durch die Entscheidung des Hohen Rats
gezwungen, zwischen ihrer Gemeinschaft und ihren Kindern zu wählen."
Schätzungen zufolge seien hunderte Kinder betroffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. März 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MUMIA/1012: Fall eingefroren (jW)

junge Welt - Die Tageszeitung - Ausgabe vom 02.03.2020

Fall eingefroren

USA: Berufungsverfahren von Mumia Abu-Jamal »ausgesetzt«. 

Entlassung von Bezirksstaatsanwalt gefordert

Von Jürgen Heiser



Im Berufungsverfahren des US-Bürgerrechtlers Mumia Abu-Jamal hat der
Oberste Gerichtshof Pennsylvanias am vergangenen Montag eine Entscheidung
getroffen, die erneut zeigt, dass in diesem Fall das »Mumia-Ausnahmerecht«
die Regel ist. Lapidar heißt es in dem halbseitigen Beschluss, »alle
anhängigen Angelegenheiten in Erwartung weiterer Maßnahmen dieses Gerichts«
seien »ausgesetzt«. Zudem werde in Kürze ein »Special Master«, eine Art
»Jurist mit Sonderaufgaben«, ernannt, der das Verfahren »untersuchen und
diesem Gericht Empfehlungen geben« solle. Mit anderen Worten: Dem seit Ende
1981 um seine Freiheit kämpfenden politischen Gefangenen wurden seine
Rechte per sofortigem Vollzug für unbestimmte Zeit entzogen.

Und was soll der »Special Master« ausrichten? Vor zwei Jahren kam ein
Dokumentarfilm in die Kinos, der die Arbeit des US-Anwalts Kenneth Feinberg
beleuchtete, der als ein solcher »Special Master« für die US-Regierung
»diffizile Probleme« verhandelt. »Playing God«, lautet der vielsagende
Titel des Films. Die Wochenzeitung Jüdische Allgemeine nahm sich
damals in ihrer Onlineausgabe kritisch der US-Rechtsinstitution des
»Special Masters« an und nannte den Begriff einen »Euphemismus für einen,
der den Mächtigen die Drecksarbeit abnimmt«.

Wird das auch die Aufgabe des »Special Master« in Abu-Jamals Fall sein? Es
scheint so, denn laut dem Philadelphia Inquirer soll diese angeblich
»neutrale« Instanz ermitteln, ob der Bezirksstaatsanwalt von Philadelphia,
Lawrence »Larry« Krasner, sich in einem »Interessenkonflikt« befindet und
ob er bei den »Berufungen im Fall des verurteilten Polizistenmörders« 
Abu-Jamal nicht mehr tätig sein dürfe.

Das jedenfalls verlangt Maureen Faulkner, die Witwe des 1981 unter bis
heute gerichtlich nicht aufgeklärten Umständen getöteten Polizeibeamten
Daniel Faulkner. Für sie und den rechten Berufsverband »Fraternal Order of
Police« (FOP), mit dem sie seit Jahrzehnten Stimmung für die Todesstrafe
und gegen »Cop Killer« macht, kann es nur einen Täter geben: Mumia 
Abu-Jamal. Auch wenn längst klar ist, dass er nicht Mörder, sondern Opfer des
bekanntermaßen gewaltbereiten Daniel Faulkner war, dem seine Uniform
erlaubte, seinen rassistischen Hass gegen Schwarze auszuleben.

Die Entscheidung des »Pennsylvania Supreme Court« folgt einem Antrag, den
Maureen Faulkner im vergangenen November stellte. Noch schieben die Richter
jedoch die »endgültige Entscheidung über die Begründetheit von Faulkners
Antrag« auf. Sie hatte gefordert, der Gerichtshof möge in Abu-Jamals Fall
umgehend »Bezirksstaatsanwalt Krasner ablösen« und »den Generalstaatsanwalt
mit der Handhabung der Berufungsanträge« beauftragen. Als Grund gab
Faulkners Anwalt George Bochetto an: Krasner sei einer von mehreren
»Bewegungsanwälten« gewesen, die »Protestierende verteidigten, die während
des Republikanischen Nationalkonvents 2000 in Philadelphia wegen
Übergriffen auf die Polizei und Vandalismus verhaftet wurden«. Diese
Demonstranten seien »auch Unterstützer Abu-Jamals« gewesen, »die seine
Freilassung gefordert« hätten.

Was Faulkner und die FOP so gegen Krasner aufbrachten, war Abu-Jamals
Erfolg nach langen Jahren des zähen juristischen Kampfs: Ende 2018 räumte
Richter Leon Tucker vom Staatsgericht in Philadelphia ihm das Recht ein,
abgelehnte Berufungsanträge der Jahre 1998 bis 2014 vor dem Obersten
Gerichtshof neu verhandeln zu lassen. Wogegen nach einigem Zögern sogar der
neugewählte Bezirksstaatsanwalt Krasner keine Rechtsmittel mehr einlegte.
Das war allerdings eine bemerkenswerte Wendung nach Jahrzehnten der
Beweismanipulationen durch seine Vorgänger und nach einem
Interessenkonflikt des Exchefanklägers Ronald Castille, der dann 1998 als
Richter eben jenes Gerichtshofs Abu-Jamals Berufungsantrag ablehnte, sich
aber nicht für befangen hielt.

Für die FOP war Krasners Einlenken ein Verrat. Wütende Polizisten
marschierten vor dessen Amtsgebäude auf und forderten seinen Rücktritt.
FOP-Anwalt Bochetto behauptete vergangenen Montag laut Nachrichtenagentur
AP, Krasner und Abu-Jamal seien »offenbar froh darüber, Seite an
Seite durch das Gerichtsverfahren zu marschieren«. Die »ethische Krise«,
nämlich das Leid seiner Mandantin, könne »niemals juristisch gelöst
werden«, wenn »dieses Gericht jetzt nicht handelt«. Vom Beschluss des
Gerichtshofs schien selbst Bochetto überrascht, denn er nannte ihn nicht
nur »sehr bedeutsam«, sondern auch »ungewöhnlich«. Als »Special Master«
erwarte er nun jemanden »mit erheblicher staatsanwaltlicher Erfahrung«, der
alle »Aktivitäten Krasners durchleuchten« müsse.


URL des Artikels:

https://www.jungewelt.de/artikel/373623.free-mumia-abu-jamal-fall-eingefroren.html

 * 

Quelle:

junge Welt vom 02.03.2020, Seite 6

mit freundlicher Genehmigung des Autors und der Redaktion

Überregionale Tageszeitung junge Welt

Torstraße 6, 10119 Berlin

Telefon: 030/53 63 55-0; Fax: 030/53 63 55-44

E-Mail: redaktion@jungewelt.de

Internet: www.jungewelt.de

 

Einzelausgabe: 1,80 Euro (Wochenendausgabe 2,20 Euro)

Abonnement Inland: monatlich 41,80 Euro

Sozialabo: monatlich 29,80 Euro

Solidaritätsabo: monatlich 52,80 Euro
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MELDUNG/183: Verletzungen des Rechts auf Wasser - Frauen überproportional betroffen

Fian - Pressemitteilung vom 5. März 2020

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Verletzungen des Rechts auf Wasser: Frauen überproportional
betroffen



Die "Wasserversorgung für Alle" ist ein internationales Nachhaltigkeitsziel
und wurde 2010 von den UN als Menschenrecht anerkannt. Die Staaten müssen
somit der Wasserversorgung Vorrang einräumen, vor allem von
marginalisierten Bevölkerungsgruppen. Dennoch besitzen 2,1 Milliarden
Menschen keinen ausreichenden Zugang zu Wasser; 4,2 Milliarden haben keine
geschützte und hygienische Sanitärversorgung. Frauen und Mädchen sind von
den anhaltenden Menschenrechtsverletzungen überproportional und in
mehrfacher Weise betroffen. Zugleich belegen Studien den Zusammenhang
zwischen sicheren Land- und Wasserrechten für Frauen und Entwicklung.



Köln, 5. März 2020 - Anlässlich des Internationalen Tags der Frau fordert
die Menschenrechtsorganisation FIAN die Bundesregierung auf, das
Menschenrecht auf Wasser ins Zentrum ihrer Entwicklungsstrategien zu
stellen und Frauen aktiv in die Entwicklung und Durchführung von Projekten
einzubeziehen.

Die Verfügbarkeit von Wasser ist grundlegend für die Verwirklichung aller
Menschenrechte. Doch ein Drittel der Menschheit besitzt weiterhin keinen
sicheren Zugang zu sauberem Wasser. Gemäß einer Studie der International
Union for Conservation of Nature (IUCN) verstärkt dieser Mangel die Gewalt
gegen Frauen und Mädchen. In Ländern des globalen Südens sind Frauen und
Mädchen in acht von zehn Haushalten ohne Wasseranschluss für die
Wasserversorgung verantwortlich. In Afrika südlich der Sahara müssen Frauen
in ländlichen Regionen mehrmals täglich durchschnittlich 33 Minuten
aufwenden, um Wasser zu holen. In Städten sind es 25 Minuten.

Auf den Wegen zu Wasserstellen sind sie oftmals sexuellen Belästigungen und
Gewalt ausgesetzt. So haben in Pakistan 80 Prozent der Frauen, die zum
Wasserholen ihr Grundstück verlassen müssen, Gewalt erfahren, verglichen
mit 10 Prozent der Frauen, die sich auf ihrem Grundstück ausreichend mit
Wasser versorgen können. In Indien werden insbesondere Frauen
diskriminierter Kasten und Minderheiten beim Wasserholen belästigt oder
bewusst erniedrigt.

Auch häusliche Gewalt wird durch den mangelnden Zugang zu Wasser verstärkt.
So werden laut der Studie der IUCN Frauen in Äthiopien misshandelt, wenn
sie zu wenig Wasser holen oder aus Sicht ihrer Männer dafür zu viel Zeit
benötigen. In Pakistan verkaufen Händler in benachteiligten Stadtteilen
Leitungswasser zu überteuerten Preisen. Wenn Frauen dieses aus Zeitmangel
kaufen, riskieren sie wegen der Ausgaben Gewalt ihrer Männer. Für Mädchen
in Bangladesch erhöht Wasserknappheit das Risiko, von ihrer Familie bereits
als Kinder verheiratet zu werden.

Der Zeitaufwand und die Gewalterfahrungen von Mädchen und Frauen bei der
Wasserversorgung behindert erheblich ihre Bildungs- und Erwerbschancen. So
zeigen UNICEF-Studien, dass eine sichere Versorgung mit Wasser und
Sanitäranlagen in ländlichen Regionen Pakistans zur Erhöhung der
Einschulungsrate von Mädchen und der Erwerbstätigkeit von Frauen um 80
Prozent beigetragen hat. In Tansania erhöhte sich der Schulbesuch von
Mädchen um 12 Prozent, wenn Wasserstellen innerhalb von 15 Minuten
erreichbar waren, im Vergleich zu über 30 Minuten. Auch die Folgen der
Klimaerhitzung - Trockenheit, Versalzung von Grundwasser, Überflutungen -
erhöhen die Gewalt gegen Frauen. So stieg im Inselstaat Vanuatu die
häusliche Gewalt nach zwei aufeinanderfolgenden Zyklonen um 300 Prozent.

FIAN ist besorgt über die Ressourcenpolitik der Bundesregierung, die
weltweit zur Ausweitung von wasserintensiven Bergbauprojekten und
Großplantagen beiträgt. Dies führt häufig zu Privatisierungen von
Wasservorkommen und in der Folge zu Wasserknappheit in örtlichen Gemeinden.
Beispiele dafür sind der Abbau von Lithium für Batterien oder der Anbau von
Palmöl und Zuckerrohr für Agrartreibstoffe.

FIAN fordert das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung sowie das Auswärtige Amt auf, Menschenrechte von Frauen und
Mädchen ins Zentrum ihrer Bemühungen um eine bessere Wasser- und
Sanitärversorgung zu stellen und dabei konsequent menschenrechtlichen
Prinzipien zu folgen. Es reicht nicht aus, den fehlenden Zugang zu Wasser
als ein rein technisches und monetäres Problem zu behandeln. Die Rechte von
Frauen auf Wasser und Land müssen gestärkt werden, Menschenrechten muss
Vorrang vor Wirtschaftsinteressen eingeräumt werden, Frauen und Mädchen
müssen bei Entwicklungsprojekten vorrangig einbezogen werden. Darüber
hinaus muss die Bundesregierung ihre Klimaschutzpolitik verstärken.


Hintergrundinformationen:

- IUCN 2019: Gender-based violence and environment linkages. 

https://portals.iucn.org/library/sites/library/files/documents/2020-002-En.pdf

- FIAN Deutschland: Klimawandel und Menschenrechte. 

www.fian.de/fileadmin/user_upload/bilder_allgemein/Themen/Klima/FIAN_Klimabroschuere_2018_Web.pdf

- Webseite von UN Water: 

www.unwater.org/water-facts/gender/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. März 2020

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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LESUNG/6635: Berlin - Helmut Böttiger, »Celans Zerrissenheit«, 17.03.2020

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im März 2020

17.03.20, Dienstag, 19:30 Uhr

5/8 Euro, Auch an der Abendkasse.

Helmut Böttiger: »Celans Zerrissenheit«

Buchpremiere

Gesprächspartnerin: Beatrice Faßbender



Helmut Böttiger wirft einen neuen Blick auf Paul Celan, dessen
Geburtstag sich 2020 zum hundertsten und dessen Todestag zum
fünfzigsten Mal jährt: »Celans Zerrissenheit. Ein jüdischer Dichter
und der deutsche Geist« (Galiani Verlag). Zum »Schmerzensmann« und in
die Rolle des »jüdischen Opfers« stilisiert, wurde - so Helmut
Böttiger - der Dichter auf vertrackte Weise ein "ideales Vehikel für
die allgemeine Verdrängung". Seine »Todesfuge« avancierte zum
Schulgedicht, der Rest des Werks trat dagegen zurück. Helmut Böttiger
zeichnet Leben und Werk Celans vor dem Hintergrund des literarischen
Betriebs seiner Zeit: Dass Celans Suche nach einer neuen
dichterischen Sprache ihn paradoxerweise (vergeblich) die Nähe Ernst
Jüngers, des von Celan "Denk-Herrn" genannten Martin Heideggers oder
sogar von Figuren wie Rolf Schroers suchen ließ, während er mit der
Sprach-Haltung seiner Förderer Böll und Grass wenig anfangen konnte,
sei oft übersehen worden oder hätte nicht ins Bild gepasst.

Helmut Böttigers Beschäftigung mit Celan reicht lange zurück - »Orte
Paul Celans« (1996), »Wie man Bücher und Landschaften liest« (2006)
und »Wir sagen uns Dunkles. Die Liebesgeschichte zwischen Ingeborg
Bachmann und Paul Celan« (2016). Sein Buch »Die Gruppe 47. Als die
deutsche Literatur Geschichte schrieb« wurde mit dem Sachbuchpreis
der Leipziger Buchmesse ausgezeichnet.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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LESUNG/6634: Berlin - Ingo Schulze, »Die rechtschaffenen Mörder«, 10.03.2020

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im März 2020

10.03.20, Dienstag, 20:00 Uhr

5/8 Euro, auch an der Abendkasse.

Ingo Schulze: »Die rechtschaffenen Mörder«

Lesung und Gespräch

Moderation: Thomas Geiger



"Im Dresdner Stadtteil Blasewitz lebte einst ein Antiquar, der wegen
seiner Bücher, seiner Kenntnisse und seiner geringen Neigung, sich
von den Erwartungen seiner Zeit beeindrucken zu lassen einen
unvergleichlichen Ruf genoss."

Aus der ganzen ehemaligen DDR - von der Insel Rügen bis nach Jena -
kamen seine Kunden, um bibliophile Schätze oder einfach Bücher, die
schwer zu bekommen waren, einzukaufen. Norbert Paulini, der Antiquar,
hatte scheinbar alles auf Lager. Der andere Held der Geschichte ist
ein Erzähler namens Schultze. Denn, da deutet es sich schon an, der
tatsächliche Autor Ingo Schulze spielt mit der Realität, mischt
Fakten und Fiktion, so dass die Leser·innen am Schluss nicht nur
nicht wissen, was wahr ist und was erfunden, wer der Gute ist und wer
der Schurke, wer der Revoluzzer und wer der Reaktionär, wer das Opfer
und schließlich wer der Mörder ist in diesem sächsischen Heimatroman
der besonderen Art. Ingo Schulze legt mit »Die rechtschaffenen
Mörder« (S. Fischer, 2020) einen überaus aktuellen Roman vor, der
zeigt, wo die Stärke der Literatur liegt in Zeiten, in denen Wahrheit
zunehmend als gestaltbar gilt.

Das Buch ist soeben für die Shortlist des Preises der Leipziger
Buchmesse 2020 ausgewählt worden.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1309: Hamburg - März & Moritz & 1 Gast, mit Nicola Steiner über 5 neue Bücher, 18.03.2020

Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2020

Mittwoch, 18.3.2020, 19.30 Uhr

März & Moritz & 1 Gast (Folge 35)

Das literarische Trio in Aktion: Ursula März, Rainer Moritz und Nicola
Steiner debattieren über fünf Neuerscheinungen



Viermal im Jahr laden sich die Kritikerin Ursula März und Rainer
Moritz, Leiter des Literaturhauses Hamburg, einen Gast ein, mit dem
sie als literarisches Trio lustvoll über fünf belletristische
Neuerscheinungen der Saison debattieren wollen.

Offenherzig, süffisant, jubilierend, polemisch, ungerecht, feinfühlig
und eventuell sogar brillant - so darf und soll es in dieser Runde
zugehen, deren Akteure kein Blatt vor den Mund nehmen und sich mit
Verve für die Sache der Literatur einsetzen werden. Dass sich über
Geschmack und Literatur trefflich streiten lässt, ist bekannt - und an
diesem Abend live zu erleben.

Gast des fünfunddreißigsten Abends ist Nicola Steiner. Die in Berlin
geborene und seit 2003 in der Schweiz lebende Journalistin arbeitete
für das Kulturmagazin »DU« und als Redakteurin der TV-Sendung
»Sternstunde Philosophie«. Seit 2014 moderiert sie den »Literaturclub«
vom Schweizer Radio und Fernsehen (SRF).

Die fünf besprochenen Titel werden spätestens eine Woche vor der
Veranstaltung hier bekanntgegeben.

Eintritt: EUR 12,-/8,-

Karten ab 15.2. an allen Reservix-Vorverkaufsstellen, in der
Buchhandlung Samtleben, über diese Website, bei der Hotline 0180.60 15
729 sowie ggfs. an der Abendkasse. Mitglieder des Literaturhaus e.V.
können ab 10.2. unter T 040.22 70 20 11 buchen.

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8914: Und morgen, den 06. März 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 06.03.2020 bis zum 07.03.2020 +++






[image: Jean-Luc 8914 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Manchmal scheint die Sonne kess,

meistens herrschen Wolkendecken,

Jean-Luc treibt ein leichter Streß,

hüpft er doch die ganzen Strecken.
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GRENZEN/179: Der Tod der Genfer Flüchtlingskonvention (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 5. März 2020

german-foreign-policy.com

Der Tod der Genfer Flüchtlingskonvention

Griechenland setzt mit deutscher Unterstützung im Kampf gegen Flüchtlinge
grundlegendes Völkerrecht außer Kraft.



ATHEN/BERLIN/BRÜSSEL - Mit Unterstützung Deutschlands und der EU setzt
Griechenland bei seinem Vorgehen gegen Flüchtlinge grundlegende
internationale Konventionen außer Kraft. Athen hat angekündigt,
Flüchtlinge, die illegal aus der Türkei eingereist sind, zu Hunderten ohne
jegliche Prüfung ihres Asylbegehrens in ihre Herkunftsländer abzuschieben
oder sie zu langjährigen Haftstrafen zu verurteilen. Dabei kann es sich auf
einen neuen Spruch des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
stützen, der kürzlich urteilte, illegal eingereiste Flüchtlinge dürften
ohne jegliche Beschränkung sofort abgeschoben werden. Solche Push-Backs
sind an den Außengrenzen der EU seit Jahren gang und gäbe. Immer wieder
berichten Menschenrechtsorganisationen, ungenehmigt eingereiste Flüchtlinge
würden etwa mit Knüppeln aus dem Land gejagt, in Grenzflüsse geworfen oder
gar zurück ins Meer getrieben. Griechenland dehnt die Push-Backs nun in
aller Öffentlichkeit auf das Niveau von Massenabschiebungen aus. Experten
warnen, wenn sich dies durchsetze, "dann stirbt im Jahr 2020 die Genfer
Flüchtlingskonvention".

In den Grenzfluss geworfen

Menschenrechtsorganisationen kritisieren regelmäßige illegale Push-Backs an
den Außengrenzen der EU schon seit Jahren. Ein Beispiel bieten die
Ergebnisse detaillierter Recherchen zur Lage an der Land- und Seegrenze
zwischen Griechenland und der Türkei, die die Flüchtlingsorganisation Pro
Asyl im Jahr 2014 publizierte. Demnach führten die griechischen Behörden
sowohl zu Lande als auch zu Wasser "systematisch völkerrechtswidrige
Zurückweisungen in die Türkei" durch; insgesamt könne die Zahl der
Betroffenen in den konkret untersuchten Fällen, hielt Pro Asyl fest, "auf
2.000 geschätzt werden".[1] Die meisten befragten Flüchtlinge sagten aus,
sie seien von griechischen Grenzbeamten misshandelt und persönlichen
Eigentums beraubt worden; in einigen Fällen müsse man, heißt es bei Pro
Asyl, aufgrund der Schwere der Misshandlungen von Folter ausgehen. An der
Landgrenze wurden dem Bericht zufolge immer wieder Flüchtlinge "in den
Grenzfluss Evros geworfen"; in der Ägäis hingegen wurden viele "in
seeuntauglichen Booten auf dem Meer treibend zurückgelassen". Die Vorwürfe
träfen, urteilte Pro Asyl, nicht zuletzt die EU-Grenzagentur Frontex: "Mit
wenigen Ausnahmen" hätten sämtliche präzise "dokumentierten
Völkerrechtsbrüche ...im Operationsgebiet von Frontex statt[gefunden]".

Ins Meer getrieben

Regelmäßige illegale Push-Backs finden Berichten zufolge auch an den
Grenzen der spanischen Exklaven Ceuta und Melilla statt. Eine Reihe von
ihnen hat das European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR)
dokumentiert, das Betroffene insbesondere vor Gericht unterstützt. Einer
dieser Fälle ereignete sich am 6. Februar 2014, als rund 400 Flüchtlinge
versuchten, die Grenze zwischen Marokko und Ceuta schwimmend auf dem Meer
zu überwinden. Die spanische Guardia Civil setzte laut dem ECCHR
"Schlagstöcke, Tränengas und Gummigeschosse gegen sie ein", wobei
mindestens 15 Menschen ums Leben kamen sowie viele weitere "zum Teil schwer
verletzt" wurden. 23 Flüchtlinge wurden demzufolge nach Erreichen der Küste
von Ceuta "unmittelbar und ohne rechtliche Prüfung nach Marokko
zurückgeschoben".[2] Belegt sind zudem diverse Fälle, bei denen es
Flüchtlingen gelungen war, den meterhohen, stacheldrahtbewehrten
"Grenzzaun" zwischen Marokko und Ceuta oder Melilla zu überwinden. Sie
wurden - und werden - regelmäßig von der Guardia Civil aufgegriffen und
umgehend zurück nach Marokko abgeschoben.

Bei Minustemperaturen ausgesetzt

Seit spätestens 2016 sind neben weiteren Push-Backs auf dem Mittelmeer -
Italien ist berüchtigt dafür, Flüchtlinge nach Libyen deportiert oder sie
sogar in Schiffen vor seinen Häfen festgesetzt zu haben [3] - auch
zahlreiche Push-Backs an den Landgrenzen Ost- und Südosteuropas
dokumentiert. Bereits 2017 berichtete etwa Médecins Sans Frontières (MSF)
von vielen Sofortabschiebungen an der ungarischen Grenze, bei denen
regelmäßig brutale Gewalt der Grenzbeamten zu beklagen war - in den meisten
Fällen Schläge (oft mit Schlagstöcken), immer wieder aber auch Hundebisse
oder Verletzungen durch den Einsatz von Reizgas.[4] Gewalttätige Push-Backs
an der ungarischern Grenze dauern bis heute an. Erst vor kurzem wurde ein
Fall dokumentiert, bei dem 26 Flüchtlingen aus Afghanistan die Einreise
nach Ungarn mit dem Zug gelang. Auf ungarischem Territorium wurden sie von
Polizisten aufgegriffen, gemeinsam mit einem Polizeihund, der einige biss,
in einen Polizeitransporter gesteckt, zurück an die Grenze gefahren und bei
Temperaturen weit unter dem Gefrierpunkt auf serbischem Territorium
ausgesetzt.[5] Auch im ungarischen Fall wird Frontex von schweren Vorwürfen
getroffen: Obwohl die Leitung der EU-Agentur umfassende Kenntnis von den
Menschenrechtsverletzungen hatte, ordnete sie die Fortsetzung eines 
Frontex-Einsatzes an der ungarisch-serbischen Grenze an.[6]

Mit Knüppeln verjagt

Kaum anders ist die Lage an der kroatisch-bosnischen Grenze. Dort werden
ebenfalls seit 2016 illegale Push-Backs nach Bosnien-Herzegowina
dokumentiert. Im vergangenen Herbst schilderte Human Rights Watch (HRW),
wie Flüchtlinge, darunter Kinder, von kroatischen Grenzbeamten geschlagen
und getreten wurden; die Abschiebungen würden dabei oft, hieß es, "in
entlegene[n] Gebiete[n]" durchgeführt. Zuweilen würden Flüchtlinge
gezwungen, auf dem Weg nach Bosnien-Herzegowina "eiskalte Bäche zu
durchqueren".[7] Anfang dieses Jahres legte die NGO Border Violence
Monitoring Network einen Bericht über 311 illegale Push-Backs aus Kroatien
vor, von denen 2.475 Flüchtlinge betroffen waren. In einem Fall wurde eine
Gruppe von sieben Afghanen, darunter mindestens ein Minderjähriger, an der
kroatisch-slowenischen Grenze aufgegriffen, mit Schlägen, Tritten und
Elektroschockern attackiert, zwei Nächte auf einer Polizeistation
interniert und anschließend an die kroatisch-bosnische Grenze gefahren, wo
die Flüchtlinge brutal mit Knüppeln aus dem Land und damit aus der EU
gejagt wurden.[8]

Wenn Unrecht zu Recht wird

Für Entsetzen hat bei Menschenrechtsorganisationen gesorgt, dass der
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) Mitte vergangenen Monats
einem Teil der völkerrechtswidrigen Push-Backs einen Anschein von Legalität
verliehen hat. Gegenstand des entsprechenden Verfahrens war der Fall zweier
Flüchtlinge, die im August 2014, aus Marokko kommend, den "Grenzzaun" zur
spanischen Exklave Melilla überwunden hatten, wo sie sofort von der Guardia
Civil aufgegriffen und ohne Prüfung ihres Asylgesuchs nach Marokko
abgeschoben wurden. Am 13. Februar urteilte die Große Kammer des EGMR nun -
ein gegenläufiges früheres Urteil vollständig aushebelnd -, dies sei zu
Recht geschehen: Die Flüchtlinge hätten auf legalem Wege einreisen müssen.
Dass dies in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle faktisch unmöglich ist,
ließ die Große Kammer außer Acht.[9] Damit hat sie den Weg gebahnt, ein
zentrales Element der Genfer Flüchtlingskonvention - das Recht jedes
Menschen auf Prüfung seines Asylbegehrens - de facto auszuhebeln.

Massen-Push-Backs

Dies nutzt nun die griechische Regierung beim Vorgehen gegen die immer noch
mehr als 10.000 Flüchtlinge, die an der türkisch-griechischen Landgrenze
ausharren und Schutz in der EU suchen. Athen hat für einen Monat das
Asylrecht ausgesetzt - ein bisher beispielloser, mit dem Völkerrecht nicht
in Einklang zu bringender Schritt - und angekündigt, illegal eingereiste
Flüchtlinge entweder zu mehrjährigen Haftstrafen zu verurteilen oder sie
umgehend wieder abzuschieben.[10] Legale Einreisen sind wegen der
Schließung der Grenze nicht möglich. Darüber hinaus hat Athen am gestrigen
Mittwoch ein Kriegsschiff nach Lesbos geschickt, das dort mehrere hundert
Flüchtlinge aufnehmen und sie ohne Prüfung ihres Asylgesuchs in ihre
Herkunftsländer abschieben soll; nach dem jüngsten EGMR-Urteil ist das,
weil auch ihnen vorgeworfen wird, illegal eingereist zu sein, nicht
rechtswidrig.[11] Griechische Polizisten und Militärs gehen an der
Landgrenze weiterhin mit Tränengas, Blendgranaten und Wasserwerfern gegen
schutzsuchende Flüchtlinge vor. Gestern machten Berichte die Runde,
griechische Grenzbeamte hätten mehrere Flüchtlinge beschossen und dabei
mehrere verletzt sowie einen von ihnen getötet; während Journalisten und
Augenzeugen dies bestätigten, hieß es in Athen, es handle sich um "Fake
News" und "türkische Propaganda".

Mit Unterstützung Berlins und der EU

Bei alledem hat die griechische Regierung volle Rückendeckung Berlins und
der EU. Bereits am Freitag hatte der griechische Ministerpräsident Kyriakos
Mitsotakis mit Bundeskanzlerin Angela Merkel telefoniert und sein Vorgehen
gegen die Flüchtlinge mit ihr abgestimmt.[12] EU-Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen sagte Mitsotakis die volle Unterstützung der Union zu;
so sollen hundert zusätzliche Frontex-Grenzbeamte an Griechenlands Land-
und Seegrenze verlegt sowie sieben Patrouillenboote in die Ägäis entsandt
werden. Darüber hinaus soll Athen 700 Millionen Euro zur Abwehr und
Abfertigung der Flüchtlinge erhalten.

Übergang zu einem "illiberalen" System

Scharfe Kritik äußert seit einiger Zeit Gerald Knaus, Mitgründer und
Vorsitzender der Denkfabrik European Stability Initiative mit Hauptsitz in
Berlin und Architekt des EU-Flüchtlingsabwehrpakts mit der Türkei. Knaus
urteilt: "Wir erleben einen Einschnitt der internationalen
Flüchtlingspolitik." "Was die EU derzeit macht", sei "Donald Trumps größte
Fantasie": An der Grenze "einfach das Asylrecht abzuschaffen und die Grenze
zu militarisieren". Knaus warnt: "Wenn sich diese Herangehensweise in
Europa durchsetzt, dann stirbt im Jahr 2020 die Genfer
Flüchtlingskonvention."[13] Dabei werde "die Flüchtlingsfrage"
möglicherweise "als Argument für den Abbau von Grundrechten" anderer Art
verwendet; so sei soeben erst bekannt geworden, "dass in Ungarn offenbar
Medien künftig bei 'sensiblen' Themen wie Migration eine Extra-Erlaubnis"
brauchten. Es drohe womöglich der Übergang zu einem explizit "illiberalen"
System.


Anmerkungen:

[1] Pro Asyl: Pushed Back. Systematische Menschenrechtsverletzungen an den
griechisch-türkischen See- und Landgrenzen. Frankfurt am Main, August 2014.

[2] Hoffen auf Gerechtigkeit für Opfer von tödlichem Push-Back bei Ceuta.
ecchr.eu.

[3] S. dazu Amoklauf am Mittelmeer

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7700/

und Amoklauf am Mittelmeer (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7700/

[4] Médecins Sans Frontières: Games of Violence. Unaccompanied Children and
Young People Repeatedly Abused by EU Member State Border Authorities. O.O.
2017.

[5] "We told the police we wanted to apply for asylum, they laughed and
said we were all Taliban". borderviolence.eu 20.02.2020.

[6] Apostolis Fotiadis: Frontex's History of Handling Abuse Evidence Dogs
Balkan Expansion. balkaninsight.com 06.02.2020.

[7] EU: Push-Backs an kroatischer Grenze beenden. hrw.org 08.11.2019.


S. dazu Die nächste EU-Ratspräsidentschaft

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8112/

[8] Fabian Hillebrand: Folter an Europas Grenzen. neues-deutschland.de
16.01.2020.

[9] Paukenschlag aus Straßburg: EGMR macht Rückzieher beim Schutz von
Menschenrechten an der Grenze. proasyl.de 14.02.2020.

[10] Michael Martens: Unterschätzt uns nicht. Frankfurter Allgemeine
Zeitung 04.03.2020.

[11] Von der griechischen Grenzpolizei beschossen? Frankfurter Allgemeine
Zeitung 05.03.2020.

[12] S. dazu Flüchtlingsschutz: "Noch zeitgemäß?"

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8203/

[13] Kaja Klapsa: "Deutschland wäre der größte Verlierer, wenn es keine
Einigung gibt". welt.de 04.03.2020.

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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LESUNG/1953: Frankfurt - Bart Moeyaert, "Bianca", 16.03.2020

Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2020

16.03.20 Montag, 16.30 h

Bart Moeyaert: Bianca

Lesung in deutscher Sprache für alle ab 11 Jahren

Moderation: Fridtjof Küchemann (F.A.Z.).



Kinder haben Gefühle, keine Gebrauchsanweisung

Der Belgier Bart Moeyaert zählt zu den großen europäischen Kinder-
und Jugendbuchautoren der Gegenwart. Mit seinem neuen Jugendroman
"Bianca" (Hanser) kommt der Astrid-Lindgren-Preisträger 2019 für
wenige Lesungen nach Deutschland. Bianca macht dicht und schweigt.
Sie ist verletzt, denn ihr Vater möchte sie nur noch alle 14 Tage
sehen. Außerdem nervt ihr kranker kleiner Bruder. Und ihre Mutter
findet nie die passende Gebrauchsanweisung für die Tochter. Doch
Bianca kann nicht nur still beobachten. Plötzlich stellt sie fest,
dass sie ihre Gefühle und Gedanken ja auch mit Worten ausdrücken
kann. Und dass ihr sogar jemand zuhört. Bart Moeyaert zeigt erneut,
dass er ein Meister der Innenperspektive und kindlicher Wahrnehmungs-
und Erlebnisweisen ist: unkitschig zart und überschäumend klar.

Das Junge Literaturhaus wird unterstützt von der Dr. Marschner
Stiftung und der Cronstett- und Hynspergischen evangelischen
Stiftung.

Eintritt: 5 / 3 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG - KINDER-UNI/214: Oldenburg - Frühlings-Vorlesungen der KinderUniversität finden vorsorglich nicht statt

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg - 5. März 2020

Frühlings-Vorlesungen der KinderUniversität finden vorsorglich nicht
statt 



Oldenburg. Die Universität Oldenburg hat beschlossen, wegen der Ausbreitung
des Coronavirus SARS-CoV-2 die drei Frühlings-Vorlesungen der
KinderUniversität Oldenburg vorsorglich nicht stattfinden zu lassen. Damit
möchte sie einen Beitrag dazu leisten, eine weitere Verbreitung des Virus
zu verzögern und einzudämmen. Üblicherweise kommen zu jeder KinderUni-
Vorlesung über 500 acht- bis zwölfjährige Kinder und etwa 200 Erwachsene im
Hörsaalzentrum zusammen. Insbesondere die kleinen Gäste der in der ganzen
Region beliebten KinderUniversität sollen keinem unnötigen Infektionsrisiko
ausgesetzt werden.

Die Vorlesungsthemen, die für den 11., 18. und 25. März geplant waren,
sollen im kommenden Frühjahr nachgeholt werden. Das KinderUni-
Herbstsemester bleibt von der jetzigen Entscheidung unberührt und startet
am 9. September mit einer Vorlesung über das Komponieren.

Rückgabe der Eintrittskarten

Selbstverständlich können die Eintrittskarten für die Vorlesungen der
KinderUniversität zurückgegeben werden. Wer Eintrittskarten in einer
Verkaufsstelle abgeholt und bezahlt hat, gibt sie bitte direkt an dieser
Verkaufsstelle zurück.

Wer Tickets online oder telefonisch bei Nordwest Ticket bestellt hat, wird
von Nordwest Ticket direkt kontaktiert, damit die Kosten erstattet werden.

Weblinks

uol.de/kinderuni

 * 

Quelle:

Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

26111 Oldenburg

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9771: Köln - COLLUMINA, das Licht Kunst Projekt, 11.-14.03.2020

Kunsthochschule für Medien Köln

COLLUMINA - das Licht Kunst Projekt an der Kunsthochschule für Medien
Köln (KHM) und in Köln

• Mit Raphael Haider und Yuè Wang in der FlexZone der KHM

• Mit Studierenden, Absolventen der KHM und renommierten Künstler*innen an
weiteren Orten in Köln

• Lichtkunstparcours vom 11. bis 14. März 2020, 19 bis 24 Uhr,
Eintritt frei

• Eröffnung: Mittwoch, 11. März 2020, 18.30 Uhr, Museum für Angewandte
Kunst Köln (MAKK), An der Rechtschule, 50667 Köln



Das Licht Kunst Projekt COLLUMINA macht Köln dieses Jahr erneut zum
Schauplatz faszinierender Lichtinstallationen aus aller Welt. Vom 11. bis
zum 14. März 2020 werden die Lichtkunstwerke auf öffentlichen Plätzen und
in kulturellen Institutionen gezeigt. 2018 lockte COLLUMINA ca. 5.000
Interessierte zu den Ausstellungsorten. Zu den renommierten teilnehmenden
Künstler*innen zählen in diesem Jahr Caitlind Brown / Wayne Garrett [CA],
Martin Creed [GB], Daniel Hausig [DE], Ingo Wendt [DE], Hartung | Trenz
[DE] und Hans Kotter [DE], Adriana Kuiper / Ryan Suter [CA].

Darüber hinaus zeigen viele Nachwuchstalente und Absolvent*innen der KHM
und Hochschule der Bildenden Künste Saar aus Saarbrücken ihre Werke. Unter
diesen sind Ali Chakav / Joel Jaffe / Navid Razavi [IR/DE], Yuè Wang [CN],
Raphael Haider [AT], Denzel Russell [US], Qimeng Sun [CN], Lia Sáile [DE]
und François Schwamborn / Martin Fell [DE].

In der FLexZone der KHM in der Pipinstraße 16 (Rückseite) zeigt Raphael
Haider seine Lichtinstallation "DEVIATION-T8/G13" (2018): Die lineare Form
des Leuchtkörpers ist verändert und die Vorlagen der Norm aufgehoben.
Mittels Fusstritt wurde die Verformung ausgelöst. Der Knick im Material
lässt ein Gebrechen vermuten, doch die Funktion bleibt erhalten. Die
Lichtausbeute bleibt unverändert. Raphael Haider (*1990 in Wien) lebt und
arbeitet in Wien.

Yuè Wang (KHM) wiederum hinterfragt in seiner 4-Kanal-Videoinstallation
"Person1.00_Encoded" (2020) die individuelle Identität und den Blick auf
die Natur in postdigitalen Gesellschaften. Sie umfasst und vergleicht die
Nachbildung und Wiederholung in der Körperdisziplin (durch die Einführung
der "Radiogymnastik", einer täglichen Routine in asiatischen Schulen) und
im maschinellen Lernen (durch die Verwendung von Werkzeugen zur
Einschätzung menschlicher Posen, die im sozialen Überwachungssystem Chinas
weit verbreitet ist). Sie versucht, die ästhetische Idee der Glitch Art
als Methodik und Widerstand gegen das Eindringen dieser Kompilationen in
den Alltag fortzusetzen. Yuè Wang (*1994 in Zhejiang) lebt und arbeitet in
Köln und studiert an der KHM.

Veranstaltet wird COLLUMINA auch in diesem Jahr durch den Kunsthistoriker
und Kurator Dr. Ralf P. Seippel, der das Projekt 2018 ins Leben rief. Der
Fokus, so Seippel, sei nicht nur Licht in verschiedenen künstlerischen
Ausprägungen wie Foto, Video, Laser oder Projektion in den Vordergrund zu
rücken: "Über unseren Lichtkunstparcours soll auch ein Bewusstsein für die
Bedeutung von Licht im öffentlichen Raum geschaffen werden. Dieser lässt
sich im Zuge des Projekts neu erleben, da ganz alltägliche Umfelder durch
die Kunstwerke wortwörtlich in ein neues Licht gerückt und werden. Ein
wichtiges Anliegen ist darüber hinaus der Austausch der nationalen und
internationalen Künstlerinnen und Künstler untereinander."

Partner des Projektes sind: Museum für Angewandte Kunst (MAKK),
Kunsthochschule für Medien (KHM) mit der FlexZone, Schokoladenmuseum,
Kunst-Station Sankt Peter, Römisch-Germanisches Museum, Haus der
Architektur, Haus der Stiftungen. COLLUMINA wird gefördert von
RheinEnergie AG, Sparkasse KölnBonn, Peto Madew Kulturstiftung, Imhoff
Stiftung, Gahrens + Battermann, DIE PR-BERATER, Strabag, Odendahl, Galerie
Seippel.


Weitere Arbeiten von Studierenden und Absolventen der KHM an anderen
Orten:

https://www.khm.de/termine/news.4867.collumina-das-licht-kunst-projekt-an-der-khm-und-in-koln/

Ausstellungsorte und Künstler*innen im Überblick:


	Caitlind Brown / Wayne Garrett: Kunst-Station Sankt Peter, Jabachstraße 1, 50676 Köln

	Ali Chakav / Joel Jaffe / Navid Razavi: Foyer im Schokoladenmuseum, Am Schokoladenmuseum 1a, 50678 Köln

	Martin Creed: Kunst-Station Sankt Peter, Jabachstraße 1, 50676 Köln

	Martin Fell / François Schwamborn: Gebäudeturm / Agrippabad, Kämmergasse 1, 50676 Köln

	Raphael Haider: FlexZone / KHM, Pipinstraße 16 (Rückseite), 50667 Köln

	Hartung | Trenz: MAKK, An der Rechtschule, 50667 Köln / Galerie Seippel, Zeughausstraße 26, 50667 Köln

	Daniel Hausig: Galerie Seippel, Zeughausstraße 26, 50667 Köln

	Hans Kotter: MAKK, An der Rechtschule, 50667 Köln

	Lia Sáile: Hahnentor / Rudolfplatz

	Yue Wang: FlexZone / KHM, Pipinstraße 16 (Rückseite), 50667 Köln

	Ingo Wendt: Weißer Kubus / Haus der Architektur Köln, Josef-Haubrich-Hof 2, 50676 Köln



Ende Spaltenformat


Weitere Informationen unter:

http://collumina.org/index.php/de/collumina-ii/

https://www.khm.de/termine/news.4867.collumina-das-licht-kunst-projekt-an-der-khm-und-in-koln/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution161

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kunsthochschule für Medien Köln, 03.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DAS BLÄTTCHEN/1977: Mit mehr Geld zu neuen Atomwaffen

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 5 | 2. März 2020

Mit mehr Geld zu neuen Atomwaffen

von Otfried Nassauer



Der veröffentlichte Haushaltsentwurf der Regierung Donald Trumps für 2021
sieht rund 740 Mrd. Dollar für militärische Zwecke vor. Die Ausgaben für
die nukleare Rüstung steigen deutlich. Im Haushaltsentwurf für das für die
nuklearen Trägersysteme zuständige Pentagon kommt es zu keinem auffällig
großen Plus, das für die Entwicklung und technische Betreuung der
Kernwaffen zuständige Energieministerium verbucht dagegen im zweiten Jahr
in Folge eine deutliche Steigerung der vorgesehenen Mittel. Insgesamt will
die US-Regierung für atomare Trägersysteme und atomare Waffen mehr als 46
Milliarden Dollar haben, also fast genau soviel Geld wie Deutschland
insgesamt für sein Militär ausgibt.

Schon 2018 hatte Donald Trump in seinem Nuclear Posture Review
klargestellt, dass er besonderen Wert darauf legen werde, das
Atomwaffenpotenzial der USA umfassend zu modernisieren. Das spiegelt sich
auch in seinem Haushaltsentwurf für 2021. 28,9 Mrd. Dollar soll allein das
Pentagon in das nukleare Potenzial investieren, mehr als die Hälfte davon
(14,7 Mrd.) in Forschung, Entwicklung und Erprobung. Als größere Projekte
werden gelistet:


	4,4 Mrd. Dollar für eines strategisches Raketen-U-Boot (SSBN) der Columbia-Klasse,

	2,8 Mrd. Dollar für den B21-Bomber (Raider),

	1,5 Mrd. Dollar für eine neue strategische Interkontinentrakete (Ground Based Strategic Deterrent),

	1,2 Mrd. Dollar für die Lebensdauerverlängerung der seegestützten Langstreckenrakete Trident II D5,

	500 Mio. Dollar für einen neuen Langstrecken-Marschflugkörper für Bomber (LRSO) und

	160 Mio. Dollar für die nukleare Zertifizierung des Mehrzweckkampfflugzeugs F-35, die bis 2024 abgeschlossen sein soll sowie für den Anteil der US-Luftwaffe an der Entwicklung der nuklearen Bombe 61-12.



Je nachdem wie gerechnet wird, sollen zudem 4,2 Mrd. oder sogar 7 Mrd.
Dollar für die Modernisierung der nuklearen Kommando- und Kontrollsysteme
fließen. Weitere kleinere Vorhaben werden voraussichtlich erst bekannt,
wenn die Details des Haushaltsplans und die zugehörigen Begründungen an den
Kongress übermittelt werden. Dann wird sich vermutlich auch zeigen, ob und
bei welchen Mittelstreckenflugkörpern, die seit der Kündigung des 
INF-Vertrags durch die USA wieder beschafft werden können, in Zukunft eine
nukleare Option angedacht werden könnte. Ähnliches könnte für die
Entwicklung von Hyperschallwaffen gelten, an denen die USA bislang ganz
überwiegend Interesse mit konventioneller Bewaffnung signalisiert haben.

Deutlich steigen soll das Budget der National Nuclear Security
Administration (NNSA) des Energieministeriums. Der NNSA-Haushalt für
militärisch-nukleare Aufgaben soll um ca. 25 Prozent auf knapp 20
Milliarden Dollar steigen, der Anteil für die Entwicklung und Betreuung
nuklearer Sprengköpfe auf 15,6 Mrd. Dollar. In dieser Gesamtsumme
verstecken sich laufenden, jährlichen Kosten für die Modernisierung und
Lebensdauerverlängerung der B61-Bomben, der B80-Gefechtsköpfe für
Marschflugkörper und der Modifizierung der strategischen Sprengköpfe vom
Typ W88 und W87-1. Beantragt wurden wohl auch die jüngst entdeckten
Zusatzkosten für die Modernisierung vorhandener Atomsprengköpfe. In ihrer
Pressemitteilung zum Haushaltsentwurf für 2021 kündigt die NNSA zudem an,
dass sie - erstmals seit Jahren - wieder Geld für die Entwicklung einer
neuen Kernwaffe ausgeben will. Das lässt jedenfalls die Bezeichnung
erwarten unter der diese entwickelt werden soll - W93 soll der neue
Sprengkopf heißen.

Überraschend kommt dieser Vorstoß nicht. Schon im Nuclear Posture Review
Trumps wurde 2018 explizit die Vorgabe Barack Obamas außer Kraft gesetzt,
"keine neuen Atomsprengköpfe" zu entwickeln und keine modernisierten
Sprengköpfe "mit neuen Fähigkeiten" anzustreben. Diese Vorgabe - so damals
die Begründung der Trump-Administration - könne die Entwicklung neuer
Sprengköpfe für die angestrebte, auf unterschiedliche Kontrahenten
zugeschnittene, maßgeschneiderte Abschreckung (tailored deterrence)
behindern. Jetzt will die Administration 2021 die Entwicklung eines
Atomsprengkopfes für seegestützte Langstreckenraketen initiieren, der ab
Mitte des nächsten Jahrzehnts als Bewaffnung für den geplanten Nachfolger
der Trident II D5- Flugkörper eingesetzt werden kann. Das zuständige
interministerielle Nuclear Weapons Council hat offenbar bereits
beschlossen, mit konzeptionellen Vorarbeiten für diesen Sprengkopf zu
beginnen. Erste Mittel dafür werden mit dem Haushalt für 2021 beantragt.
Noch ist nicht klar, welches der beiden großen Atomwaffenlaboratorien, Los
Alamos oder Lawrence Livermore, bei diesen Arbeiten die Federführung
bekommen soll oder ob beide zunächst im Wettbewerb Entwürfe ausarbeiten
sollen. Die Bezeichnung des geplanten Sprengkopfs - W93 - deutet jedoch
darauf hin, dass es sich dabei um einen neu entwickelten Sprengkopf handeln
dürfte. Zum einen gibt es bislang noch keinen Sprengkopf mit dieser
Bezeichnung, zum anderen werden modernisierte Sprengköpfe traditionell
immer als Modifikationen des Originalsprengkopfs bezeichnet (z. B. B61-12
für die jüngste Modifikation der Bombe B61). Der neue Sprengkopf soll
einfach zu modifizieren sein, sodass man ihn leichter auch mit anderen
nuklearen Trägersystemen der Marine verwenden kann.

Der Oberkommandierende des für die Nuklearwaffen zuständigen US-Strategic
Commands, Charles A. Richard, kündigte vor dem Streitkräfteausschuss des
Senates zudem an, dass die Entwicklung dieses Sprengkopfes, ähnlich wie bei
dessen Vorläufer W76 in Kooperation mit einem parallelen
Entwicklungsvorhaben in Großbritannien erfolgen soll und somit ein zugleich
erneut ein technisch eng verwandter neuer britischer Sprengkopf entstehen
soll. Während des jährlichen Nucear Deterrence Summits 2020 bestätigte Alan
Shaffer, aus der Leitung des Pentagons dieses Vorhaben: "Ich denke, es ist
wunderbar, dass das Vereinigte Königreich zur gleichen Zeit auch an einem
neuen Sprengkopf arbeitet und dass wir darüber diskutieren und in der age
sein werden, Technologie miteinander zu teilen." Shaffer beeilte sich
zugleich zu betonen, dass es zwei verschiedene nationale
Entwicklungsprogramme geben werde.

Im US-Kongress dürfte das Vorhaben trotzdem aus verschiedenen Gründen auf
erheblichen Widerstand stoßen. Viele Abgeordnete und Senatoren halten den
unter Trumps Vorgänger Obama praktizierten Verzicht auf neue
Atomwaffentypen nach wie vor für richtig. Davon abzuweichen signalisiere
eine Bereitschaft, das Atompotential der USA wieder zu vergrößern und
verstärke schnell den Eindruck, Washington wolle Waffen beschaffen, mit
denen ein Atomkrieg tatsächlich wieder geführt werden könne. Ein solches
Vorgehen wirke kontraproduktiv für die Zukunft der nuklearen
Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung. Andere dürften befürchten, dass die
Einführung neuer Atomwaffen neue atomare Tests notwendig machen könnte, um
festzustellen, ob das neue Design auch zuverlässig funktioniert. Damit
drohe eine Schwächung sowohl des atomaren Teststoppvertrags (CTBT) als auch
das bislang von allen Nuklearmächten außer Nordkorea eingehaltene
Moratorium für nukleare Tests jeder Sprengkraft. Manche werden auch einen
Zusammenhang mit den jüngsten US-Vorwürfen an Russland [1] vermuten, dem
die USA seit 2019 vorwerfen, neue Atomwaffen unter Umgehung des strikten
Moratoriums zu entwickeln, indem sie den "Null-Sprengkraft-Standard" für
das Testen atomarer Waffen umgehen. Eine ähnliche Entwicklung wie vor dem
Abschied aus dem INF-Vertrag sei zu erwarten. Vorwürfe der
Vertragsverletzung an andere könnten nur das Vorspiel dafür sein, um später
ungeliebte Fesseln im der Rüstungskontrolle abzustreifen und selber mehr
Freiheit für neue qualitative Aufrüstung zu bekommen. Die Befürchtung,
Präsident Trump könne dann die US-Unterschrift unter den CTBT rückgängig
machen, um freie Hand zu haben, neue Nuklearwaffen zu testen, würde lauter.

Fortschritte macht Trumps Umbau der Nuklearstreitkräfte schon jetzt. Kurz
bevor der Haushaltsentwurfs vorgelegt wurde, ist ein atomar angetriebenes
strategisches Raketen-U-Boot (SSBN) der US-Navy in See gestochen. Es trug
erstmals einige Trident II D5-Raketen mit einer neuen Sprengkopfversion 
W76-2. Diese wurde nach Trumps Amtsantritt kurzfristig entwickelt und gebaut.
Die neue Version hat eine deutlich kleinere Sprengkraft als der bisherige
Standard-Sprengkopf. Während die Versionen W76 und W76-1 mit rund 100
Kilotonnen Explosionskraft detonieren, gehen Experten davon aus, dass der
W76-2 mit weniger als 10 Kilotonnen explodiert, also mit einer geringeren
Sprengkraft als die Bombe von Hiroshima. Das senke die Schwelle für dessen
Einsatz. Man kann davon ausgehen, dass bei diesem modifizierten Sprengkopf
nur noch der primäre Zündsprengsatz (Primary) explodiert und das für die
größere Sprengkraft des W76 hauptverantwortliche sekundäre Hauptsprengsatz
weggelassen wurde. Der erforderliche Umbau war technisch nicht besonders
anspruchsvoll und deshalb kurzfristig und mit vergleichsweise wenig Geld zu
realisieren. Zudem konnten die Ingenieure auf britische Erfahrungen
zurückgreifen, die einen solchen Umbau bereits vor Jahren für einige ihrer
Trident II-D5-Sprenköpfe vorgenommen hatten.

Schon im Juni vergangenen Jahres veröffentlichten die US-Joint Chiefs of
Staff zudem eine neue teilstreitkraftübergreifende Vorschrift zur
Nukleardoktrin der US-Streitkräfte, die Joint Publication 3-72 "Nuclear
Operations", 15 Jahre nachdem die Vorgängerdokumente 2005 außer Kraft
gesetzt wurden.


Anmerkung:

[1] https://das-blaettchen.de/2019/07/angriff-auf-den-teststoppvertrag-48793.html

 * 

Quelle:
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GEGENWIND/856: Begriff "Rocker-Affaire" ist irreführend

Gegenwind Nr. 377, Februar 2020

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

LANDTAG SH

Begriff "Rocker-Affaire" ist irreführend


Hintergründe und aktuelle Entwicklungen zum Parlamentarischen
Untersuchungsausschuss (PUA)

von Burkhard Peters (*)



Der PUA wird meist mit dem Begriff "Rocker-Affäre" beschrieben.
Doch das ist irreführend. Ein Anknüpfungspunkt des PUA ist zwar die
juristische Aufarbeitung einer Auseinandersetzung zwischen "Rockern"
aus dem Jahr 2010 (Anm.). Aber die Problematik geht viel tiefer. Der
PUA untersucht im Kern mögliche Missstände in Teilen der
Landespolizei, der ehemaligen Polizeiabteilung des Innenministeriums
und der Staatsanwaltschaft Kiel.


Worum geht's?

Die ersten Vorwürfe der Aktenmanipulation, von Mobbing, einer
mangelnden Führungs- und Fehlerkultur und eines "Netzwerks" in der
Landespolizei kamen bereits Anfang 2017 auf. Die im November 2017
durch Innenminister Grote ausgetauschte Polizeispitze hatte die
Vorwürfe Ende Mai 2017 noch als Kampagne gegen einzelne Personen
abgetan und inhaltlich bestritten.

Von Grüner Seite haben wir bereits im Mai 2017 eine lückenlose
Aufklärung der Vorwürfe gefordert und uns schon im Juli 2017 für die
Einrichtung eines PUA öffentlich ausgesprochen. Dieser wurde dann im
Februar 2018 beschlossen und hat im April 2018 mit der inhaltlichen
Arbeit begonnen. Nach derzeitigem Stand hat sich der PUA knapp 400
Akten von der Landesregierung und deren nachgeordneten Behörden
vorlegen lassen. Weitere Akten sind angefordert.

Für uns liegt neben der Führungs- und Fehlerkultur innerhalb der
Landespolizei ein Hauptaugenmerk auf dem Einsatz von sogenannten
V-Leuten und anderen Hinweisgebern. Im Gegensatz zu anderen
Bundesländern und auch dem Bund gab es in Schleswig-Holstein, trotz
offenkundiger Bezüge des "NSU" in unser Bundesland, keinen
"NSU"-Untersuchungsausschuss. Daher haben wir jetzt gemeinsam die
Gelegenheit, auch bei uns zu überprüfen, ob der Einsatz von V-Leuten
rechtsstaatlichen Anforderungen in der Vergangenheit entsprach und
welche Konsequenzen wir aus etwaigen Defiziten für die Zukunft ziehen
müssen.


Wer und was werden untersucht?

Der Untersuchungsauftrag gliedert sich in acht Kernkomplexe, die
teilweise unterschiedliche Thematiken aus Justiz und Polizei behandeln
und einen Zeitraum von knapp 16 Jahren (März 2003 bis Februar 2018)
abdecken.

Vom Untersuchungsauftrag umfasst sind die Geschäftsbereiche des
Innen- und Justizministeriums. Derzeit sind das Landeskriminalamt, die
Staatsanwaltschaft Kiel und die (ehemalige) Polizeiabteilung des
Innenministeriums im Fokus der Untersuchungen.

Inhaltlich stehen derzeit im Mittelpunkt Vertrauenspersonen,
Informant*innen und Hinweisgeber*innen und deren Einsatz, das Verbot
der Rockergruppierung "Bandidos Neumünster" aus dem Jahr 2010, die
Führungs- und Fehlerkultur in der Landespolizei.


Was wurde bislang untersucht?

Im Rahmen der Beweisaufnahme hat sich der PUA seit Ende Januar 2019 im
Kern mit dem ersten Komplex, dem sogenannten "Subway-Verfahren" [1]
und dessen Auswirkungen, befasst. Hier geht es im Wesentlichen um den
Umgang des Landeskriminalamtes (LKA) und der Staatsanwaltschaft Kiel
mit verdeckt gewonnen Informationen, aber auch um den Umgang mit
kritischen Ermittler*innen.

Die Aufarbeitung von möglichen Missständen im LKA durch
Innenministerium, LKA und Staatsanwaltschaft Kiel,
Ermittlungsverfahren gegen Polizeibeamt*innen und Mobbing-Vorwürfe
wurden bereits im Rahmen der öffentlichen Beweisaufnahme thematisiert.

Im Rahmen von möglichen Abwägungsprozessen der Ermittlungsbehörden
zwischen der Verfolgung von Straftaten auf der einen Seite und dem
Erhalt von Hinweisgebern*innen durch gewährte Vorteile auf der anderen
Seite ist zwischenzeitlich der Fall des ehemaligen "Präsidenten" der
"Legion 81", einer Unterstützergruppe der "Hells Angels Kiel", in den
Focus des PUA gerückt. Bereits zwischen Herbst 2012 und Frühjahr 2014
wurde über diese Vorfälle intensiv in den Medien berichtet.

Dieser sogenannte "Präsident", der vom Ministerium für
Staatssicherheit der ehemaligen DDR ausgebildet worden sein soll und
für das Landeskriminalamt eines anderen Bundeslandes als V-Mann
gearbeitet haben soll, hatte im Jahr 2012 dem LKA und der
Staatsanwaltschaft Kiel umfangreiche Informationen zu Mitgliedern aus
der Rocker- und Neonazi-Szene sowie zum NSU geliefert. Dessen
umfangreiche Aussage sorgte bundesweit für den Einsatz von über 1200
Polizist*innen. Dieser Einsatz stand, nach bisherigen Erkenntnissen,
jedoch in keinerlei Verhältnis zu den gelieferten Ergebnissen.

Der Hinweisgeber kam, wie wohl von diesem mit seiner Aussage
beabsichtigt, in ein Zeugenschutzprogramm und aus der Staatskasse
wurden hunderttausende von Euro an Entschädigungen gezahlt.
Strafverfahren wegen Mordes, die auf der Aussage dieses Hinweisgebers
beruhten, endeten mit Einstellungen oder Freisprüchen.

Bereits im Jahr 2003 soll ein anderes Landeskriminalamt die
Kolleg*innen in Kiel vor diesem Hinweisgeber gewarnt haben, da dieser
sich als unzuverlässig erwiesen habe. Der Generalbundesanwalt soll zu
diesem Hinweisgeber im Jahr 2012 festgestellt haben, dass dieser
bewusst wahrheitswidrige Angaben gemacht habe, indem er Sachverhalte
frei erfunden und reale Vorgänge aufgebauscht habe. Für den PUA ist
daher erforderlich zu untersuchen, ob ein möglicher Deal, Aussage
gegen Zeugenschutzprogramm und geringere Freiheitsstrafe,
rechtsstaatlich sauber abgelaufen ist.

Zuletzt hat der PUA im September 2019 einen Oberstaatsanwalt der
Staatsanwaltschaft Kiel, der im fraglichen Zeitraum als
Abteilungsleiter für Organisierte Kriminalität mit der Bearbeitung von
sogenannten "Rocker-Verfahren" betraut war, durch einstimmigen
Beschluss zum Betroffenen gemacht. Betroffene sind Personen, gegen die
sich nach dem Sinn des Untersuchungsgegenstandes der
Untersuchungsauftrag richtet.


Wie lange dauert es denn noch?

Mit einem Abschlussbericht dürfte wohl erst 2022, also kurz vor Ende
der Legislaturperiode zu rechnen sein. Diese lange Dauer hat
verschiedene Ursachen.

Zum einen ist der Untersuchungsauftrag thematisch und zeitlich sehr
weit gefasst. Es dürfte sich wohl um den umfangreichsten
Untersuchungsauftrag seit 1947 in Schleswig-Holstein handeln.

Zum anderen hat der PUA immer wieder von außen kommende Verzögerungen
erfahren. Das erfolgreiche Begehren des PUA, eine ausreichend weite
Aussagegenehmigung für Beamt*innen der Landespolizei vom
Innenministerium zu bekommen, hat die Beweisaufnahme verzögert. Auch
die begrenzte Bereitschaft einiger Zeug*innen an der Aufklärung aktiv
mitzuwirken, sowie unerklärliche Erinnerungslücken von Zeug*innen,
führen dazu, dass der PUA langsamer als erwartet mit seiner
Aufklärungsarbeit vorankommt.


Was wird derzeit untersucht?

Im dritten Komplex untersucht der PUA derzeit das Verbot der "Bandidos
Neumünster" aus dem Jahr 2010 und dessen bis Anfang 2013 dauernde
gerichtliche Überprüfung. Eine Kernfrage des Untersuchungsauftrages
ist, ob das Innenministerium über den Einsatz von Vertrauenspersonen,
Informant*innen und Hinweisgeber*innen sowie deren jeweilige Stellung
in der Hierarchie der entsprechenden Rockergruppen im Zusammenhang mit
der Bekämpfung der Rockerkriminalität informiert war.

Seit Mitte Mai 2017 haben verschiedene regionale Medien die Behauptung
aufgestellt, dass es sich bei dem "Präsidenten" der streng
hierarchisch organisierten "Bandidos Neumünster" um eine Quelle des
LKA gehandelt haben soll. Einem Medienbericht ist ferner zu entnehmen,
dass dieser "Präsident" die "Bandidos Neumünster" in der mündlichen
Verhandlung über das Vereinsverbot vor dem Oberverwaltungsgericht
Schleswig vertreten haben soll.

Bislang hat sich im Rahmen der öffentlichen Beweisaufnahme des PUA
zumindest bestätigt, dass das Innenministerium im fraglichen Zeitraum
von einer Quelle des LKA im Kreis der "Bandidos Neumünster" wusste. Ab
welchem Zeitpunkt diese Kenntnis auf welcher hierarchischen Ebene im
Innenministerium vorhanden war, konnte noch nicht abschließend
aufgeklärt werden.

Klar ist jedoch, dass die Kenntnis über eine Quelle bei den "Bandidos
Neumünster" den verantwortlichen Mitarbeiter*innen des
Innenministeriums während des laufenden Verbotsverfahrens bekannt war
und es entschieden wurde, diesen Umstand nicht den Richter*innen des
Oberverwaltungsgerichts Schleswig bekannt zu geben. Wer diese
Entscheidung zu verantworten hat, ist noch nicht geklärt. Unstrittig
ist jedoch, dass der mit der Entscheidung des Verfahrens betraute
Senat des Oberverwaltungsgerichts Schleswig sich diese Information vom
Innenministerium zur Entscheidungsfindung gewünscht hätte.

Nach meiner Auffassung wäre die Weitergabe der Information zu einer
Quelle in der verbotenen Organisation sogar rechtsstaatlich geboten.
Denn wie kann ein faires Verfahren gewährleistet werden, wenn dem mit
der Entscheidung betrauten Gericht wichtige Informationen vorenthalten
werden? Gerade seit dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts zum
ersten "NPD-Verbot" aus dem Jahr 2003 sollte die Exekutive
diesbezüglich sensibilisiert sein. Es obliegt im Rahmen der
Gewaltenteilung gerade nicht der Exekutive zu entscheiden, welche
Informationen von Relevanz sind. Die Judikative muss selbst die
Möglichkeit haben zu beurteilen, ob das Vorhandensein von
Vertrauenspersonen in einer Organisation von Relevanz für die laufende
gerichtliche Überprüfung ist.


Was wird als nächstes untersucht?

Dieser dritte Komplex könnte Anfang 2020 abgeschlossen werden. Es sind
hier noch eine ehemalige Abteilungsleiterin und die verantwortlichen
Innenminister anzuhören.

Voraussichtlich könnte der PUA im Februar 2020 mit der Aufklärung
weiterer Komplexe vorankommen. Nach dem Einsetzungsbeschluss wird
insbesondere zu untersuchen sein, ob und welche internen
Überwachungsmaßnahmen es in der Landespolizei wegen der Weitergabe
interner Informationen im Zusammenhang mit der Bekämpfung der
Rockerkriminalität gab, wie in der Landespolizei mit Mobbing-Vorwürfen
umgegangen wurde und wie sich die Personalführungskultur innerhalb der
Landespolizei seit 2009 entwickelt hat. In diesem Rahmen wird auch zu
untersuchen sein, ob es innerhalb der Führung der Landespolizei ein
"Netzwerk" gab, welches Einfluss auf Entscheidungen in seinem Sinne
genommen haben könnte.


* Burkhard Peters Landtagsabgeordenter von Bündnis 90 / Die Grünen und Mitglied im
Untersuchungsausschuss

Anmerkung:

[1] Damit ist das sogenannte "Subway-Verfahren" gemeint, genannt nach
einem Imbissrestaurant in Neumünster, in dem es zu einem bewaffneten
Angriff von Rockern der Gruppe "Bandidos" auf Unterstützer der "Hells
Angels" kam.

 * 
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LICHTBLICK/243: Zählt zur Freiheitsstrafe auch, den Kontakt zur Außenwelt zu begrenzen?

der lichtblick - Gefangenenzeitung der JVA Berlin-Tegel

Heft Nr. 381 - 4/2019

Zählt zur Freiheitsstrafe auch, den Kontakt zur Außenwelt zu 
begrenzen?



"Handyblocker" in Haftanstalten sind anscheinend immer noch ein Thema.
Die Inhaftierten haben zu den strengen Vorschriften zur
Außenkommunikation eine ganz andere Sicht. Ein gestörter Empfang läuft
der technischen Entwicklung aber hinterher.

In den Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen steht: "Die
Freiheitsstrafe ist allein durch den Entzug der Freiheit eine Strafe".
Was das heißt ist demnach Auslegungssache. Die Inhaftierten meinen:
"Ein Internetzugang sollte schon möglich sein". Aber der Strafvollzug
hinkt schon immer den gesellschaftlichen Entwicklungen hinterher. Als
es noch keine Telefone in den Gefängnissen gab, mussten die Insassen
etwa den Gefängnispfarrer fragen, ob sie seinen Anschluss benutzen
dürfen.

Der eine oder andere mag sich noch erinnern, wie es war, als der
Inhaftierte noch im Stationsbüro telefonieren musste. Als wäre das
Leben im Vollzug auf Knien die einzig angemessene Position für
Insassen. Nunmehr haben viele Gefangene die Haftraumtelefonie (außer
die JVA Tegel), die natürlich zeitlich unabhängiger macht.

Im Koalitionsvertrag des Senats heißt es unter Kapitel "Justizvollzug
und Resozialisierung": "Die Installation der Mobilfunk-Blocker in der
Justizanstalt Moabit wird in dem bisher geplanten Kostenrahmen
realisiert". Die Unterdrückung von Gesprächen mit Handys wurde im
Entwurf für den Doppelhaushalt 2020/2021 festgehalten. Die Kosten für
Einrichtung und Unterhalt sind mit 2,325 Millionen bis 2022
veranschlagt (lt. Tagesspiegel vom 01.09.2019) und lt. Auflistung sind
2018 für die Vorbereitung der Maßnahme bereits 371.000 Euro
ausgegeben. Das Geld hätte man sich aber sparen können und stattdessen
in eine bessere psychologische Betreuung der Inhaftierten investieren
können.

Die Ansichten, ob die Handyblocker etwas bringen, sind höchst
unterschiedlich. Die Senatsverwaltung spricht von "zwiespältigen
Erfahrungen" und meint, dass über Moabit hinaus diese Einrichtungen
nicht geplant sind. Es gibt scheinbar nur den politischen Willen
hierzu. Man möchte den Anreiz für den Besitz eines Handys reduzieren.

Die Realität sieht natürlich wieder ganz anders aus, weil die
"Ortungsbemühungen der eingeschleusten Geräte" nicht übermäßig
erfolgreich sind. Der Ortungsbereich umfasst mehrere Hafträume und
erfordert somit umfangreiche Kotrollmaßnahmen. Die abschreckende
Wirkung der Handy-blocker kann noch nicht garantiert werden und der
wirtschaftliche Nutzen ist nicht akzeptabel. Berliner Abgeordnete
sprechen in diesem Zusammenhang von "ganz großer Geldverschwendung"
und mit Blick auf die Einführung der 5G-Lizenzen greifen die Blocker
dann auch nicht mehr umfänglich. Vielleicht sollten die
Verantwortlichen kostengünstigere Lösungen prüfen, indem einfache
mobile Geräte an Inhaftierte abgegeben werden (siehe Offener Vollzug).
Die Handyblocker laufen damit der technischen Entwicklung hinterher
und bringen so kaum etwas.

Der hohe präventive Charakter der Blocker und die Ortung von Geräten
ist nicht mehr als ein schöner Nebeneffekt, der teuer erkauft wird.
Trotz aller Sicherheitsbemühungen twittern die Inhaftierten munter
weiter. "jvaberlintegelleaks" und "Gefängniscuisine" sind nur zwei
Beispiele für provokante Kommentare der Insassen. Handy und Internet
sind aus dem Alltag nicht mehr wegzudenken. Im Knast sind sie
allerdings (noch) verboten und entgegen der Bemühungen der Berliner
Justizverwaltung manifestiert sich der Trend zur mobilen Kommunikation
auch im Strafvollzug. Diverse Blogs werden aus dem Knast gefüttert.

Der Zugang zum Web ist ein offensichtliches Beispiel dafür, dass das
Internet sehr zur Resozialisierung der Inhaftierten beitragen kann.
Nie zuvor drangen so viele Informationen aus deutschen Gefängnissen
nach draußen. Die wenigsten Insassen haben dabei einen Missbrauch im
Kopf, sondern wollen nur den Kontakt nach Hause erhalten, der durch
die unterschiedlich hohen Telefontarife (sogar innerhalb Berlins !)
erschwert wird. Logisch, dass sich so viele Inhaftierte für eine
preiswertere Variante entscheiden. Die hohen Kosten der Handyblocker
überzeugen jedenfalls nicht und die Experten sind sich über Lösungen
unschlüssig. "In jedem Fall nutzt es dem Anbieter, der damit sehr viel
Geld verdient", sagt Justizsprecher Sebastian Brux. Die
eingeschränkten Kontakte zur Außenwelt und die Social-Media-Offensive
der Inhaftierten werden wohl darunter nicht leiden.

N. K.

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2463: Gespräch mit Bernd Gehrke - Der Herbst '89 in der DDR

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1 · Januar 2020

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Der Herbst '89 in der DDR

Als politische Führung mit einer Perspektive für eine neue DDR hat
die Opposition versagt

Bernd Gehrke im Gespräch mit der SoZ über das Agieren des linken Flügels der Bürgerbewegungen



Der Sieger schreibt die Geschichte. Das ist auch beim Ende der DDR
nicht anders. Aus der Westperspektive hat die Öffnung der Mauer am
9. November das Ende der DDR eingeläutet, der Moment also, wo die
Waren in den Osten und die Menschen in den Westen gingen. Aus
Ostperspektive stellt sich die Sache ganz anders dar - da war der
Mauerfall erst der Beginn des gesellschaftlichen Aufbruchs in der
DDR.

Bernd Gehrke hat die damalige Zeit mitgestaltet als
Mitgründer der Vereinigten Linken. Im Gespräch mit der SoZ zeichnet er
Chancen und Fehler der linken Opposition in der DDR nach.


SoZ: Wir wollen über die linke Opposition im Herbst '89
reden. An welcher Stelle hast du damals mitgemacht?

Bernd Gehrke: Ich gehörte damals zu dem kleinen Zirkel von
Leuten, die die Vereinigte Linke aus der Taufe gehoben haben, der mit
der Veröffentlichung der Böhlener Plattform im September '89 die
Initiative dazu ergriff.

Die Idee diskutierten Thomas Klein und ich zum erstenmal schon zwei
Jahre vorher. Ende '88 bildete sich dann ein aus vier Personen
bestehender Kreis, der ab Januar '89 der Meinung war, das bisherige
DDR-Regime gehe absehbar zu Ende, und beriet, was eine linke Strategie
für eine demokratische und sozialistische DDR sein könnte. Wir wurden
uns einig, dass wir eine breite Vereinigung von Linken anstreben
sollten, die einerseits die organisatorischen Brüche, die es in der
Opposition gab, überwinden, andererseits in der politisch bald
aufbrechenden DDR-Gesellschaft den Schulterschluss mit jenen
demokratischen Kräften suchen würde, die sich innerhalb und im Umfeld
der SED zeigten. Durch solch eine vereinigte Linke, die nicht auf
Basis ideologischer Leitsätze, sondern gesellschaftspolitischer
Grundsätze zusammenarbeitete, sollte ein Rahmen abgesteckt werden,
innerhalb dessen über eine sozialistische Perspektive für die DDR
überhaupt diskutiert werden und sich eine künftige Ausdifferenzierung
der Linken vollziehen konnte. Wegen der angestrebten Heterogenität
konnte das nur eine dezentrale politische Bewegung sein, keine
zentralistische Partei, das war von vornherein das Anliegen der
Böhlener Plattform.


SoZ: Haben da alle mitgemacht?

Bernd Gehrke: Leider nein. Wir vier waren an unterschiedlichen
Stellen aktiv. Thomas Klein war ein bekannter Kopf der Gruppe
"Gegenstimmen", die sich als linker Gegenpol zur "Initiative für
Frieden und Menschenrechte" gegründet hatte, die eher rein
menschenrechtlich argumentierte und in der auch Leute waren, die engen
Kontakt zur Westpresse suchten. Zu uns gehörte aber auch Herbert
Mißlitz, eine bekannte linke Figur der TotalverweigerInnen, außerdem
vertrat er die trotzkistische "Gruppe Demokratischer SozialistInnen".
Als linker Flügelmann der Initiative Frieden und Menschenrechte war
aber auch Ibrahim (Manfred) Böhme dabei. Dass er ab dem Sommer 1989
zum Kopf der sich gründenden Sozialdemokratischen Partei der DDR (SDP)
wurde, macht schon deutlich, dass manches ziemlich anders lief, als
von uns verabredet. Dass er noch später als Stasi-Agent enttarnt
wurde, erklärt dann natürlich vieles.

Ich selbst hatte ein anderes Aktionsfeld, ich gehörte zu einem
Gesprächskreis von Leuten im Hintergrund der offenen Opposition, die
von den ehemaligen oppositionellen marxistischen Zirkeln aus den 70er
Jahren übriggeblieben waren und enge Kontakte zu Personen der
Friedensbewegung hatten.


SoZ: Da waren auch Oppositionelle aus der SED dabei?

Bernd Gehrke: Leute aus der SED und aus dem Umfeld. Wir kamen
fast alle aus dem SED- bzw. SED-nahen intellektuellen
Oppositionsmilieu der 70er Jahre. Die politisch-organisatorische
Ausdifferenzierung dieses Kreises im Herbst 1989 in Neues Forum,
Vereinigte Linke und SED/PDS macht schon deutlich, dass die von uns
beabsichtigte Vereinigung der Linken in einer selbständigen
Organisation gescheitert war. Das Gros der DDR-Linken stand außerhalb
der sich gründenden Vereinigten Linken.


SoZ: Weshalb hast du dich in diesem Umfeld engagiert?

Bernd Gehrke: Ich war der Meinung, dass wir mit den wenigen,
moralisch integren, aber politisch und fachlich kümmerlich
ausgestatteten Oppositionellen keine relevante linke Opposition
starten konnten, die das künftige politische Rückgrat einer
demokratischen DDR zu bilden in der Lage gewesen wäre, sondern dass
wir dafür unbedingt Leute aus der SED brauchten. Die SED hatte
schließlich das politische Monopol und damit auch relevante Teile von
intellektueller Kompetenz monopolisiert. Das war ein strategisch
relevantes Problem. Denn die Opposition bestand ja zu großen Teilen
aus Schul- und StudienabbrecherInnen oder AussteigerInnen und
TheologInnen. Junge Leute, die sich kritisch engagierten, flogen aus
der Ausbildung raus.

Eine strategische Überlegung im Vorbereitungskreis war deshalb, beide
Enden politisch und organisatorisch zusammenzufügen, also nicht nur
Ibrahim Böhme vom linken Flügel der Initiative für Frieden und
Menschenrechte im Vorbereitungszirkel zu haben, sondern sich auch nach
demokratischen Kräften in der SED und den Staatsstrukturen
umzuschauen.

Ich war deshalb dem Kulturbund beigetreten, um dort eine Art Plattform
für die Leute zu schaffen, die kritisch im Staatsapparat, im
SED-Umfeld waren, die aber nicht zur Kirchenopposition gehen konnten,
ohne ihren Job zu verlieren. Dabei stieß ich darauf, dass sich unter
dem Dach des Kulturbunds inzwischen längst eine oppositionelle
Strömung entwickelt hatte mit den Stadtökologie-Gruppen in der
"Gesellschaft für Natur und Umwelt".


SoZ: Wie kam es dann konkret zur Böhlener Plattform bzw.
zur Vereinigten Linken?

Bernd Gehrke: Wir wollten uns eigentlich schon im Juni treffen,
um einen Aufruf zur Gründung der Vereinigten Linken zu verkünden. Wir
gingen davon aus, nachdem die Ungarn im Frühjahr angekündigt hatten,
sie würden die Grenze öffnen, dass mit der Urlaubszeit im Sommer die
Situation in Ungarn eskalieren werde - das ist ja dann auch passiert.
Wir wollten mit einem Aufruf im Juni als Linke die ersten sein, die
eine politische Initiative gegen die SED-Diktatur eröffneten. Doch
Ibrahim Böhme konnte im Juni immer nicht. Im Juli erfuhren wir aus den
Westmedien, dass er maßgeblich an einem Aufruf für die Gründung einer
Sozialdemokratischen Partei der DDR beteiligt war. Später haben wir
uns das dann natürlich zusammengereimt, als wir von seiner
Stasi-Tätigkeit erfuhren. Durch diese Verzögerung kam unser Aufruf
erst Anfang September zustande.

Doch es kam noch schlimmer. Am 9. und 10. September formulierte ein
kleiner Initiativkreis von lediglich fünf Personen entgegen der
verabredeten erweiterten Einladung die Böhlener Plattform. Ibrahim
Böhme war nicht erschienen. Außer Thomas, Herbert und mir kamen mit
Annett Seese und Mathias Kramer lediglich zwei von Herbert eingeladene
Studis aus Leipzig. Zum Glück war wenigstens eine Christin dabei, da
wir ja auch christliches Oppositionsvolk ansprechen wollten. Ich
selbst hatte zwar um mich herum inzwischen eine wirkliche Bewegung,
aber ich kannte die Leute noch nicht so gut, dass ich sie zu einem
konspirativen Treffen hätte einladen können. Ein Schlag in die
Magengrube war dann, dass wir, kaum nach Hause zurückgekehrt, über
Radio und Fernsehen die Nachricht vernahmen, dass Bärbel Bohley und
andere öffentlich das Neue Forum gegründet hatten. Deren Positionen
fanden via Westmedien natürlich weite Verbreitung, während wir noch
einen konspirativen Weg bis zur Veröffentlichung vor uns hatten.

Unser weiterhin konspiratives Vorgehen hing allerdings auch damit
zusammen, dass wir bei dem bevorstehenden Ende der SED-Diktatur mit
einem Militärputsch rechneten. Das wiederum hing mit einer weiteren
Fehleinschätzung zusammen: Ich konnte mir damals nicht vorstellen,
dass die Sowjets ihren vorgeschobenen Posten DDR so billig verschenken
oder verkaufen. Ich lebte immer noch in der Vorstellung vom Anfang der
50er Jahre: Die Sowjets werden eine bürgerlich-demokratische
Entwicklung in der DDR zulassen, solange sie die militärische
Kontrolle behalten. Solange gibt es auch Spielräume für uns, das Ruder
herumzureißen, insbesondere dann, wenn die soziale Frage virulenter
wird - was sie dann unter dem Regime der Treuhand auch wurde. Aber da
war der Zug schon abgefahren.

Kurzum: Nicht nur unser Zeitplan, auch die Initiative für eine
organisierte politische Bewegung einer breiten Linken, die sich für
eine demokratische und sozialistische DDR engagiert, war gescheitert.

Unser Aufruf wurde dann über konspirative Wege verteilt. Thomas Klein
übernahm die Aufgabe, "Gegenstimmen" für den Aufruf zu gewinnen und zu
einem ersten öffentlichen Treffen einzuladen, was auch geschah.
Das Treffen kam am 2. Oktober in der Berliner "Kirche von unten"
zustande. Die noch heute kolportierte Behauptung von Leuten am Rande
der VL, die Böhlener Plattform sei in der Gruppe Gegenstimmen
entstanden, ist also völlig falsch. Das gilt auch für die nachfolgende
Erklärung, in der wir das "Dialog-Angebot" von Krenz und Co.
zurückwiesen und den Rücktritt des Politbüros forderten.

Das Treffen am 2. Oktober wurde jedenfalls zum Auftakt für ein
DDR-weites Treffen für eine Vereinigte Linke am 25. und 26. November
1989. Dieses Treffen ist dann grandios gescheitert, weil linksradikale
Sektierer hinter einer gemeinsamen DDR-weiten Adresse oder einem
gemeinsamen Büro gleich den Auftakt für die Gründung einer
zentralisierten marxistischen Partei sahen. Einige behaupten solchen
Unsinn über die VL bis heute, obgleich ein einziger Blick in das
Statut der dann im Januar doch entstandenen VL zeigt, dass sie eher
die Struktur einer anarchistischen Föderation hatte, mit einem
SprecherInnenrat, der sich aus regional und basisdemokratisch
gewählten SprecherInnen zusammensetzte.

Diejenigen, die wirklich eine Partei gründen wollten, kamen nicht aus
dem Initiativkreis, sondern aus der SED. Wie auf der anderen Seite die
punkigen Lifestyle-Anarchos verließen sie den "Chaotenhaufen" und
gründeten umgehend die marxistische Partei "Die Nelken". Mit ihr
arbeiteten wir später zusammen, weil ihre gesellschaftspolitischen
Vorstellungen mit unseren viele Übereinstimmungen aufwiesen.


SoZ: Die Dynamik des Aufbruchs kam dann ja sehr schnell
zum Halten. Zu welchem Zeitpunkt siedelst du das an, zum Zeitpunkt des
Mauerfalls oder schon vorher?

Bernd Gehrke: Weder noch. Die meisten setzen das mit dem
Mauerfall gleich, aber das ist Unsinn. Mit der Dynamik meinst du ja
die emanzipatorische Phase. Die wurde überhaupt nicht mit dem
Mauerfall gestoppt, im Gegenteil. Bis Dezember stand im Vordergrund
der Bewegung die Abschaffung des alten parteidiktatorischen Regimes.
Am 3. Dezember wurde der Verfassungsartikel über die führende Rolle
der SED gestrichen, Egon Krenz trat als Staatsratsvorsitzender zurück
und am 6. Dezember begann der Zentrale Runde Tisch zu arbeiten. Der
Runde Tisch war Ausdruck des Kräfteverhältnisses vom Herbst '89.
Paritätisch zusammengesetzt, wurde dort beschlossen, freie Wahlen
durchzuführen und einen demokratischen Verfassungsentwurf für die DDR
auszuarbeiten. Bis Dezember war die Phase der Abschaffung des
SED-Regimes, da stand die Abschaffung der Stasi, der Kampfgruppen, des
SED-Monopols usw. im Vordergrund.

Als die Mauer fiel und die SED abtreten musste, da begannen in
Wirklichkeit erst die breiten kreativen Prozesse der
Selbstorganisation über die Gründung politischer Organisationen
hinaus. Das war auch der Zeitpunkt, wo der Funke auf die Betriebe
übersprang. Denn gleichzeitig mit dem Mauerfall setzte eine Art wilde
Marktwirtschaft ein. Händler, Schwarzgeld, all diese Sachen kamen in
Gang. Die Betriebsdirektoren suchten Partner im Westen, die hatten
keine Kontrolle mehr von oben, hatten aber auch keine von unten, weil
es ja keine Interessenvertretungen gab. Und plötzlich kamen lauter
schwarze Daimler und BMWs auf die Betriebshöfe, die Leute wurden
unruhig, was passiert mit uns, die ersten Kombinatsdirektoren dachten
laut über Rationalisierungen und Betriebsschließungen nach - d.h. es
zog zum ersten Mal soziale Angst ein, was die DDR-Bevölkerung nicht
kannte. Ende November setzte ein Schub zur Gründung betrieblicher
Interessenvertretungen ein, der in den Folgemonaten andauerte.

Da entstanden aber auch viele andere zivilgesellschaftliche
Initiativen wie der Unabhängige Frauenverband. Die KünstlerInnen
diskutierten jetzt, wie wollen wir die Verbände und den künstlerischen
Betrieb demokratisch gestalten? In Institutionen aller Art vom
Gesundheitssektor bis zu den Medien entstanden Runde Tische o.ä., die
sich diesen Fragen zuwandten, um eine wirklich demokratische DDR zu
gestalten. Da konnten die Leute sich kreativ entfalten, die später zu
Millionen abgewickelt wurden. Schließlich haben die Autonomen auch
erst nach dem 9. November das Gros der Häuser besetzt.


SoZ: Gibt es eindeutige Indizien für deine Einschätzung?

Bernd Gehrke: Ja, durchaus. Die letzten beiden Ausgaben des
Spiegel im Jahr 1989 hatten die erste seriöse Meinungsumfrage
in der DDR veröffentlicht. Sie war in den ersten beiden Dezemberwochen
im Auftrag von Spiegel und ZDF von der Forschungsgruppe Wahlen
zusammen mit Soziologen der Akademie der Wissenschaft der DDR erstellt
worden. Da wurden bereits Fragen zur deutschen Einheit gestellt, weil
auf den ersten Montagsdemos nach dem 9. November die ersten
Forderungen "Deutschland einig Vaterland" aufgetaucht waren. Es zeigte
sich, dass über 70 Prozent der DDR-BürgerInnen für eine gründlich
reformierte, demokratische DDR plädierten. Eine Frage war noch
interessanter, die lautete: "Was glauben Sie, was in zehn Jahren sein
wird. Wird es noch zwei deutsche Staaten geben?" 44 Prozent hatten so
etwas wie eine Konföderation im Kopf, also die Vorstellung, die DDR
werde selbständig bleiben, aber eine gemeinsame Klammer mit der BRD
finden. 20 Prozent sagten, es bleibt so wie bisher, beide Staaten
gehen völlig getrennte Wege, und 22 Prozent meinten, es wird nur noch
einen Staat geben. Das war in der ersten Dezemberhälfte, einen Monat
nach dem Mauerfall.

Im Herbst '89 stand die DDR-Opposition mit ihren Vorstellungen eines
demokratischen Sozialismus an der Spitze des Aufbruchs - das passte
zur Stimmung in der Bevölkerung.


SoZ: Der Kipppunkt kam am Jahresende?

Bernd Gehrke: Ja. Und da kam vieles zusammen. Da war einmal die
soziale Unsicherheit, die durch den Mauerfall befeuert wurde. Dazu
kam, dass am Jahresanfang 1990 aus der BRD-Presse jeden Tag immer neue
Meldungen kamen über den ökonomischen Untergang der DDR, die DDR sei
pleite, das spitzte sich im Februar zu. Da setzte eine massive soziale
Perspektivlosigkeit bei den Leuten ein.


SoZ: Und der Akteur BRD trat verstärkt in Erscheinung.

Bernd Gehrke: Der trat verstärkt in Erscheinung, und zwar in
dem Moment, als der Runde Tisch sagte, dass im Mai Wahlen stattfinden
sollten. Da fingen genau die, die auf westliche Partner setzten - vor
allem die SDP/SPD - an, Wahlkampf mit Hilfe ihrer Größen aus dem
Westen zu machen, die sie in die DDR holten und auf die Marktplätze
stellten, wie Willy Brandt. Kohl, Genscher usw. zogen nach.

Doch die westliche Präsenz allein erklärt relativ wenig. Wichtiger war
folgendes: Nachdem der Runde Tisch zustande kam, begann ein Machtkampf
zwischen der Regierung Modrow und der Opposition um die Frage der
Zukunft der Staatssicherheit. Als Anfang November Regierung und
Politbüro zurückgetreten waren, bildete sich am 14. November eine sog.
unabhängige Regierung unter Modrow, der als Reformer galt. Diese
beschloss ganz viel von dem, was auf den Straßen während der
"Oktoberrevolution" gefordert worden war. Dazu gehörte auch die
Auflösung der Betriebskampfgruppen, die lösten sich aber nicht von
selber auf, es war tatsächlich eine Bewegung in den Betrieben
notwendig, um ihnen den erforderlichen Tritt zu geben, das verkennt
man immer, wenn man die Betriebe ausblendet. Und dazu gehörte die
Auflösung des Ministeriums für Staatssicherheit.

Sie wurde von Modrow auch verkündet, im gleichen Atemzug kündigte er
jedoch eine Nachfolgeeinrichtung an, ein Amt für nationale Sicherheit.
Also ging der Kampf weiter. Die Opposition erklärte: Ihr seid nur eine
geschäftsführende Übergangsregierung, bis zu freien Wahlen habt ihr
überhaupt keine Grundsatzfragen zu entscheiden, das kann erst eine
demokratische Regierung. Das hat Modrow aber nicht interessiert, er
hat weiter daran gearbeitet, eine Nachfolgeeinrichtung zu schaffen.
Jetzt kam von unten in den Bezirken eine Bewegung in Gang, die
Stasigebäude zu besetzen, die letzte war der Sturm auf das
Stasi-Hauptquartier in Berlin am 15. Januar. Unter dem Druck der
Straße und der Betriebe verzichtete die Regierung auf ein Amt für
nationale Sicherheit, aber jetzt wurde die Forderung nach einem
Verfassungsschutz aufgestellt. Modrow boykottierte die Opposition, und
bis Mitte Januar entwickelte sich am Runden Tisch ein Machtkampf.

Gleichzeitig startete die SED/PDS eine Offensive. Die war am
Jahresende 1989 völlig in der Defensive, es gab ein paar neue
Gesichter, Gysi, ein völlig neuer Typus, gar nicht mehr der übliche
SED-Funktionär, der am Runden Tisch nette Reden hielt, die sich wenig
unterschieden von vielen anderen Reden dort, sodass die SED als Faktor
gar nicht mehr wahrgenommen wurde. Aber Gysi hatte erkannt, dass man
mit den ersten sichtbar werdenden Nazis in der DDR Politik machen
konnte. In der Silvesternacht wurde das sowjetische Ehrenmal
beschmiert. Von Rechten. Daraufhin fand zwei Tage später eine große
Kundgebung von 250.000 Leuten am Ehrenmal statt, wo die versammelte
SED wieder als geschlossener Block auftrat.

Auf Berliner Ebene geht so etwas schnell verloren. Wir müssen uns
diesen Prozess aber in einer Mittel- oder Kleinstadt vorstellen. Da
traten auf einmal wieder der alte Bürgermeister, der alte Polizeichef,
der Stasichef, der alte Parteisekretär als Block mit den SED-Leuten in
Erscheinung, die waren alle wieder da - und die Masse gerade der
ArbeiterInnen hatte Angst vor der Rückkehr des "ancien régime".
Verbunden mit der Auseinandersetzung am Runden Tisch griff jetzt die
Angst um sich, dass es wieder rückwärts geht, die SED-Herrschaft
zurückkommt.

Diese Angst war das Einfallstor dafür, dass die antisozialistischen
Parolen von Kohl jetzt greifen konnten. Verbunden mit der sozialen
Perspektivlosigkeit der DDR machte sich nun die Stimmung breit: Ach,
es hat doch alles keinen Sinn mehr. Anschlussstimmung, gepaart mit
immer mehr Antisozialismus, griff insbesonders in den Betrieben immer
weiter um sich und begann, alle anderen Prozesse zu überlagern.

Im Dezember, als die Macht auf der Straße gelegen hatte, hatte sich
die Opposition unwillig und unfähig gezeigt, sie aufzuheben und den
Menschen eine politische Perspektive zu geben. Das rächte sich jetzt.


SoZ: Wie hätte sie sie aufheben können?

Bernd Gehrke: Indem sie eine eigene Regierung bildete. Die
Modrow-Regierung war in den Augen der Massen desavouiert. Es gab
damals Angebote aus den Betrieben an das Neue Forum - das waren die
einzigen, die aufgrund ihrer Organisationsstruktur einen Generalstreik
hätten organisieren können: Wir treten für euch in den Streik. Aber
das Neue Forum hat das ignoriert.


SoZ: Wer hat das Angebot gemacht?

Bernd Gehrke: Das kam vor allem von den Magdeburgern, vom
Schwermaschinenbaukombinat Ernst Thälmann (SKET), dem größten Betrieb
der DDR, aber auch anderen. Auch im Januar standen mehr als 100.000
Beschäftigte bereit, für die Opposition gegen Modrow zu streiken. Im
Kampf gegen das Regime, gegen die Stasi war die Opposition nützlich,
aber als politische Führung mit einer Perspektive für eine stabile
neue DDR hat sie versagt.


SoZ: Diesen Punkt müssen wir genauer aufdröseln. Du
sagst, da standen Leute in den Betrieben bereit. Über welche
Strukturen ist das gelaufen? Wie waren die vernetzt? Hatten die
Verbindung zu euch?

Bernd Gehrke: Naja, wer ist "wir". Die Kräfte der Opposition
waren sehr zersplittert, die wichtigsten und stärksten waren das Neue
Forum und die SDP (die Sozialdemokratische Partei), die hatten das
Sagen in den meisten Betriebsinitiativen. Die Vereinigte Linke war an
wenigen Orten relativ stark, was die betriebliche Seite angeht. Aber
die SKET-KollegInnen kamen einfach zum Runden Tisch, zum Neuen Forum,
das war ja alles unkompliziert, verfestigte Strukturen gab es ja
nicht, die machten ihr Angebot und sagten: Leute, jetzt ist der
Moment, wo es gilt. Gleichzeitig fanden permanent Demos statt, die
entwickelten sich zu öffentlichen Foren. Der Pastor moderierte, dann
wurde diskutiert: Was machen wir? Wenn Modrow nicht auf die
Stasi-Nachfolge verzichtet, treten wir in den Streik.


SoZ: Die Magdeburger konnten nur für sich reden?

Bernd Gehrke: Die konnten nur für sich reden, eine
überbetriebliche Koordinierung gab es nur in wenigen Regionen. Aber
SKET in Magdeburg war ein Riesenbetrieb mit Zehntausenden
Beschäftigten, SKET war Magdeburg! In Chemnitz gab es eine
überbetriebliche Koordination, die nannte sich "Rat der Werktätigen"
- nicht Arbeiterrat -, da kamen Leute aus den Betrieben und aus den
verschiedenen Bürgerbewegungen inklusive der VL zusammen. In Halle war
das Treffen der Betriebsräteinitiativen von der VL initiiert, in
Leipzig gab es das Bürgerkomitee, das wiederum
Betriebsräteinitiativen, betriebliche Gewerkschaftsinitiativen
koordinierte, in Dresden war's wieder das Neue Forum, da war die VL
auch dabei. In Berlin gab es die Betriebsrätekoordination der VL und
die Treffen der Initiative für Unabhängige Gewerkschaften. Das war es
im Prinzip an überbetrieblichen Strukturen.


SoZ: All diese Strukturen haben sich nach dem 9. November
gebildet?

Bernd Gehrke: Ja. Das war natürlich alles nicht koordiniert, es
gab keine zentrale ideologische oder gar organisatorische Gruppe, die
das vorantrieb, die einen haben eine unabhängige Gewerkschaft
gegründet, die anderen haben ihre Betriebsgewerkschaftsleitung (BGL)
abgesetzt und eine demokratische BGL gewählt, andere wiederum haben
eine Betriebsräteiniative gegründet. Aber es gab auch runde Tische in
den Betrieben. Die einen schufen gewissermaßen eine Doppelherrschaft
im Betrieb, wie sie mit dem zentralen Runden Tisch bestand. Andere
hatten eher einen Rätecharakter - also es war eine bunte, wilde
Mischung, die sich eben noch nicht verfestigt hatte.


SoZ: Wenn du sagst, die Opposition hat versagt, meinst du
dann alle in gleicher Weise?

Bernd Gehrke: Ja, alle. Vielleicht nicht ganz in der gleichen
Weise. In Sachen Machtkonzeption betraf es die VL noch am wenigsten,
doch damit waren wir ja leider grandios gescheitert.

Schon im Oktober hatte die Böhlener Plattform einen ganz anderen Weg
vorgeschlagen als den, der sich dann am Runden Tisch durchsetzte. Wir
plädierten für eine Art Rätekongress, bedienten uns aber nicht dieser
Traditionssprache, sondern wir schlugen vor, dass die Beschäftigten in
allen Betrieben und Einrichtungen unabhängige Kommissionen und
Belegschaftsinitiativen gründen sollten, um dann ihre Delegierten zu
einem Kongress zu schicken. Dort hätten die verschiedenen
oppositionellen Gruppen und die ReformerInnen der SED ihre Konzepte
vorstellen können. Der Kongress sollte entscheiden, in welche Richtung
es zu gehen hätte.

Auf diesen Vorschlag sind wir später zurückgekommen, als sich die
Bürgerkomitees zur Auflösung der Staatssicherheit gründeten. Da haben
wir immer wieder gesagt: Das ist die Basis für eine neue demokratische
DDR, die von unten geschaffen wird. Doch das Gros der anderen
Bürgerbewegungen sah sich verpflichtet, auf einen parlamentarischen
Wahltermin hinzuarbeiten. Bis dahin wollten sie den Prozess nur
moderieren und aushandeln, dass alles friedlich bleibt.

Die Wahrheit ist, dass sie trotz allen Geredes über Basisdemokratie
dem Repräsentativsystem und dem Reformismus verpflichtet blieben, ganz
im Geiste des kleinbürgerlichen Sozialismus von 1848. Allerdings mit
mehr Rechten für Bürgerinitiativen, als sie der westdeutsche
Parteienstaat zubilligte. Und in der Situation, als die Macht auf der
Straße lag, haben sie eben nicht auf die basisdemokratische
Selbstorganisation der Bevölkerung und eine darauf gegründete eigene
Regierung gesetzt und somit auch keine politische Perspektive für eine
solche DDR geboten.

Die VL aber hat lediglich auf dem Papier einen solchen Ausweg gezeigt,
doch mit ein paar subkulturellen HausbesetzerInnen, übertrieben
gesagt, boten wir natürlich keine reale Perspektive, die die
arbeitenden Massen überzeugen konnte - und eben auch nicht überzeugt
hat. Die DDR war als späte Industriegesellschaft gerade eine
Gesellschaft der traditionellen Arbeiterklasse, während sich im
radikalen Flügel der DDR-Opposition, bei der VL, viele sogenannte
AussteigerInnen einfanden.

Der entscheidende Punkt aber war, dass die VL als vereinigte Linke
nicht wirklich zustande gekommen ist. Sie hieß zwar dank unserer
aktivistischen FreundInnen ab Januar "Vereinigte Linke" und umfasste
auch ein breites Spektrum: von Links- und
SelbstverwaltungssozialistInnen, die in Westdeutschland auch in der
SPD hätten sein können, über antistalinistische kommunistische
Strömungen jeglicher Art bis hin zu Autonomen und Anarchos - das
gesamte Spektrum von linken Linken. Aber es waren immer nur
Splittergruppen. Faktisch waren wir eine Art Kindergarten der
Bürgerbewegung. Ein paar ältere, so um Ende 30, haben den Laden
gegründet und eine wichtige Rolle gespielt, aber es waren vor allen
Dingen Jugendliche und jugendliche Subkulturen, die ganz stark in der
VL vertreten waren. Offiziell haben wir zwar von Betrieben geredet,
aber der Flügel, der in dieser Beziehung etwas tun konnte, war der
schwächste in der VL. Das Gros der sozialistischen Linken befand sich
eben außerhalb der VL.

Nach westdeutschen Maßstäben kann das Gros der Bürgerbewegungen im
Herbst '89 als links bezeichnet werden. Der Einbruch des
Antisozialismus erfolgte erst später.
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MELDUNG/1057: Am 8. März 2020 geben im BR-Programm Frauen den Ton an (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. März 2020

"Women in Music Days"

Am 8. März geben im BR-Programm Frauen den Ton an



Am Sonntag, 8. März 2020, werden die Programme des Bayerischen
Rundfunks mehrheitlich von Frauen gestaltet und präsentiert. Der
BR-Hörfunk ist dabei Teil der Aktion "Women in Music Days" der
europäischen Rundfunkunion EBU zum Internationalen Weltfrauentag 2020.
Auch das BR Fernsehen setzt ein Zeichen und zeigt vorwiegend
Sendungen, die von Frauen moderiert oder inhaltlich geprägt werden,
ARD-alpha beteiligt sich ebenfalls.

Mit den "Women in Music Days" feiert die EBU weibliche Künstlerinnen
in der Musik-Branche. Europaweit beteiligen sich rund 400
Radiostationen aus 37 Ländern und heben damit die kreative Leistung
weiblicher Musikerinnen, Sängerinnen und Komponistinnen hervor. In der
ARD engagieren sich über 30 Hörfunkwellen.


BR Hörfunk

Im Radio werden auf Bayern 2, bei BR-KLASSIK wie auch im DAB-Radio BR
Heimat die moderierten Sendungen überwiegend von Frauen präsentiert.
Im Rahmen der Aktion "EBU Women In Music Days" spielen Bayern 2 und
PULS außerdem ausschließlich Musik, die von Frauen gesungen wird. Bei
BAYERN 3 lautet das Motto: #FrauenFeiern - ebenfalls mit Musik von
Sängerinnen, Girlbands und weiblichen Stars der Branche. Bei
BR-KLASSIK stehen außerdem Komponistinnen, Dirigentinnen und
Musikerinnen thematisch im Fokus.

Das Inforadio B5 aktuell diskutiert ab 11 Uhr, wie es um die
Gleichberechtigung bestellt ist und BAYERN 1 berichtet über Lenelotte
von Bothmer, die 1970 im Deutschen Bundestag als erste weibliche
Abgeordnete eine Rede in Hosen hielt und damit einen Skandal auslöste.

Bei der digitalen Schlagerwelle Bayern plus können sich Hörerinnen ab
sofort Musik für Frauen wünschen, die ihnen besonders wichtig sind: im
Internet über bayern-plus.de oder telefonisch unter 089 5900 911
(kostenfrei) bis Donnerstagmittag, 5. März. Die Wunschlieder gibt es
in der Sendung "Wunschsonntag" am 8. März von 12 bis 15 Uhr.


BR Fernsehen

Von Rundschau über Frankenschau bis Schwaben & Altbayern: Die
aktuellen Nachrichten und Magazine im BR Fernsehen werden am 8. März
überwiegend von Frauen moderiert. Thematisch stehen in zahlreichen
Sendungen starke Frauen im Mittelpunkt: Die Europa-Reportage zum
Beispiel begleitet eine Airbus-Pilotin, bei "Schwaben & Altbayern"
werden Geschichten über Försterinnen und Mechanikerinnen erzählt, bei
Bergauf-Bergab geht es um die Bergsteigerin Jaqueline Fritz und für
"Unter unserem Himmel" porträtiert Kathrin Meyer vier junge
Bierbrauerinnen in Bayern.

ARD-alpha beteiligt sich mit der Sendung "RESPEKT" zum Thema "Sexismus
im Alltag" sowie mehreren Jazz-Konzerten hochkarätiger Künstlerinnen
am Weltfrauentag.

Viele Sendungen gibt es zum Nachschauen in der BR Mediathek oder zum
Nachhören unter BR Podcast.


Im Hörfunk


BAYERN 1

"Unglaubliche Geschichte", 8.15 Uhr und 16.15 Uhr

Lenelotte von Bothmer hat im Jahr 1970 im Deutschen Bundestag als
erste weibliche Abgeordnete eine Rede in Hosen gehalten - und damit
konservative Parlamentarier schockiert.


Bayern 2

Bayern 2 am Sonntagvormittag, 9.05 Uhr

Die Themen u.a.: "Wie wir wurden, was wir sind" - Ein Gespräch mit
Katrin Müller-Hohenstein zu erfolgreichen Frauen / "You are beautiful"
- Die Rapperin Lizzo ist der Popstar der Stunde / Das "Mathilde" -
Feminismus im kleinsten Theater Münchens / Umfrage: Frauen, warum
wollt ihr euch nicht Feministinnen nennen?

Eins zu Eins. Der Talk, 16.05 Uhr

Kaline Thyroff im Gespräch mit der Musikerin und Regisseurin
Bernadette la Hengst

radioDoku, 17.05 Uhr

Radio Europa #6 - Finnland: "Töchter des Nordens", von Päivi Leino

Musik für Bayern, 19.30 Uhr

Frauen in der Musik - Teilhabe: Ja. Mitbestimmung? Ein Blick in die
bayerische Laienmusikszene. Mit Susanne Kruse

radioFeature, 21.05 Uhr

Dick im Geschäft: Wie Tanja Marfo die Ikone der Plus-Size-Szene
wurde.

Von Caro Matzko

Zündfunk Generator, 22.05 Uhr

Gender Data Gap: Warum es Frauen gefährdet, wenn sie unsichtbar sind.
Von Nicole Ficociello

Nachtmix, 23.05

Semper femina - Internationale Musik von Frauen

Mit Smoke Fairies, Anohni und Laura Marling

Von Barbara Streidl


BAYERN 3

#FrauenFeiern: den ganzen Tag mit Musik von und mit Sängerinnen,
Girlbands und weiblichen Stars der Branche!

BAYERN 3 Podcast-Show, 9 bis 12 Uhr

Die besten Podcasts von, mit und über Frauen

Den ganzen Tag über

Geschichten von starken, mutigen Frauen, zum Beispiel einer
Ex-Kickboxprofi, einer Polizistin und Mutter, einer Kita-Leiterin,
einer Steinmetzin, einer Feuerwehrfrau, einer Herzchirurgin und jeder
Menge weiterer Powerfrauen ...

Freundschaft plus, 20 bis 24 Uhr

Wo stehen wir als Frauen? Was für Probleme hat die Emanzipation mit
sich gebracht? Was denken Frauen über die Frauenquote?

Und: Machen wir uns nicht schon dadurch klein, dass wir uns immer
verteidigen müssen?


B5 aktuell

Sonntags um elf, 11 Uhr

Anrufsendung: "Weniger Führungsposten, schlechtere Bezahlung, mehr
Hausarbeit für Frauen: Wie steht's wirklich um die
Gleichberechtigung?" Zu Gast bei Sabine Straßer ist Christine Schröpf,
Leitende Redakteurin bei der Mittelbayerischen Zeitung.

Hörerinnen und Hörer können mitdiskutieren, live und eine Stunde lang.
Die kostenlose Nummer ins Studio lautet: 0800/ 80 80 789

Medienmagazin, 14.05 Uhr

Spezial: Frauen in den Medien


Bayern plus

Wunschsonntag, 12 bis 15 Uhr

"Starke Musik für starke Frauen", die sich die Hörerinnen im Vorfeld
wünschen konnten.


BR Heimat

Ganztags überwiegend Frauen am Mikrofon.

So schön klingt Blasmusik, ab 11.05 Uhr

Moderation: Birgit Tomys


BR KLASSIK

#musikfrauen - Der "Musik-Frauen-Tag auf BR-KLASSIK" mit Frauen am
Mikrofon und vielen Beiträgen über Komponistinnen, Dirigentinnen und
Musikerinnen.

Begleitet mit Bildern und Videos, Statistiken und Quiz-Elementen im
Internet und den sozialen Medien.


PULS

Weltfrauentag bei PULS

24 Stunden ausschließlich Songs, die von Frauen gesungen werden.

Alle Sendungen an diesem Tag feiern die spannendsten Künstlerinnen der
letzten Jahre - darunter auch zahlreiche Acts des PULS Open Airs 2020,
wie Juju, Sampa the Great und Girl in Red.

Und: Auch dieses Jahr wird der Frauenanteil beim PULS Open Air bei 50
Prozent liegen. Alle Infos zum PULS Open Air 2020 (04.06. bis
06.06.2020 auf Schloss Kaltenberg) gibt es auf www.pulsopenair.de.


Im Fernsehen


ARD-alpha

RESPEKT, 19.30 Uhr

Sexismus im Alltag - wo fängt es an?

Moderation: Sabine Pusch

alpha-jazz, 22.15 Uhr

Zap Mama auf der 39. Internationalen Jazzwoche Burghausen 2008.

alpha-jazz, 0.00 Uhr

Erika Stucky's "Mrs. Bubble & Bones" bei jazz lines München 2002.

alpha-jazz, 1.30 Uhr

Sarah Morrow & The American All Stars in Paris feat.Pee Wee Ellis &
Rhoda Scott auf der 38. Internationalen Jazzwoche Burghausen 2007.

alpha-jazz, 3.15 Uhr

Ana Popovic Band auf der 43. Internationalen Jazzwoche Burghausen
2012.

alpha-jazz, 4.20 Uhr

Nina Hagen & Die Leipzig Big Band auf der 35. Internationalen
Jazzwoche Burghausen 2004.


BR Fernsehen

Rundschau, 16.00 Uhr

Moderation Ursula Heller

16:45 Europa-Reportage, 16.45 Uhr

Wind unter den Flügeln - Die Airbus Pilotin

Mehrheitlich sitzen Männer im Cockpit der Flugzeuge. Das Filmteam
begleitet Karin Englhardt, First-Officer auf einem Airbus 380, bei
ihrem Flug nach Tokyo.

Von Birgit Muth

Schwaben & Altbayern, 17.45 Uhr

Moderatorin: Eva Meyer

Die Themen:


	Försterin Christina Bösl: Die Oberviechtacherin ist eine der jüngsten Försterinnen im Staatswald. Von Angelika Vogel

	125 Jahre Verein für Frauenrechte: Ein Münchner Verein bietet seit 125 Jahren Hilfe für Frauen in Notsituationen. Von Birgit Meißner

	KFZ Werkstatt in Frauenhand: In der Kfz-Werkstatt im Allgäuer Röthenbach ist rund die Hälfte der Belegschaft weiblich. Von Sabine Frühbuss



Frankenschau, 17.45 Uhr

Moderation Dagmar Fuchs

Studiogast Marlies Bernreuther, Geschäftsführerin Pyraser Brauerei,
Thalmässing

Die Themen:


	Mit Vollgas durchs Leben: Brauereichefin Marlies Bernreuther. Von Franziska Drexler

	Für ein Recht auf Bildung: die Mathematikerin Emmy Noether. Von Nannette Stegner

	Wiederaufbau: Würzburgs Trümmerfrauen. Von Josef Lindner

	Starke Frauen aus Franken: Renate Schmidt und Barbara Stamm. Von Christina Haas

	Mama, Papa, 12 Kinder: Großfamilie aus dem Frankenwald. Von Hans Peter Kernstock

	Staatsphilharmonie Nürnberg: Generalmusikdirektorin Joana Mallwitz. Von Tanja Rohr



Rundschau, 18.30 Uhr

Moderation Ursula Heller

Bergauf-Bergab, 18.45 Uhr

Reportage über Jaqueline Fritz, eine Bergsteigerin, der im Alter von
15 Jahren ein Bein amputiert werden musste.

Und über die drei Damen von ZAB (Zusammen Aktiv Bleiben), die im Alter
von über 80 Jahren immer noch mit Schneeschuhen im Berg unterwegs
sind.

Unter unserem Himmel, 19.15 Uhr

Kathrin Meyer, die selbst aus einer Brauerei im Allgäu stammt, hat für
ihren Debütfilm vier junge Bierbrauerinnen in Bayern besucht, die aus
unterschiedlichen Motiven die Brauereien ihrer Väter weiterführen
möchten. Ihre Reise führt sie zu Victoria Schubert aus der
Weißbierbrauerei Karg, zu Isabella Straub aus der Drei Kronen
Brauerei, zu Barbara Friedmann aus der Brauerei Friedmann und zu
Birgit Detter aus der Weißbierbrauerei Graming.

Rundschau Sonntags-Magazin, 23.00 Uhr

Moderation: Anouschka Horn

 * 
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FEATURE/1412: WDR 3 - Die Frauen der Rechten. Über Geschlecht und Ordnung, 7., 8.3.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. März 2020

Die Frauen der Rechten - Über Geschlecht und Ordnung

von Eva Schindele

WDR 3 Kulturfeature

Produktion: WDR 2020

7. März 2020, 12.04 - 13.00 Uhr, WDR 3

(Wdh.) 8. März 2020, 15.04 - 16.00 Uhr, WDR 3



Zur biederen Hausfrau und Mutter gesellen sich im rechten Spektrum
selbstbewusste, berufstätige Frauen, Parlamentarierinnen und solche,
die für Frauenrechte auf die Straße gehen. Gleichzeitig unterstützen
rechte Frauen die traditionellen Rollenmodelle.

Das Spektrum der rechten Frauen ist vielfältiger geworden. Rechte
Frauen sind überall dabei: in Parteien, Bewegungen, auf YouTube oder
Instagram. Sie mobilisieren gegen die Frauenquote und halten die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf für ein Märchen, hetzen gegen
Migranten, weil die angeblich die Freiheit und Selbstbestimmung von
Frauen bedrohen, verteufeln den Feminismus, weil der für das
Aussterben des deutschen Volkes verantwortlich sei. Rechte Frauen
stimmen mit ein in den Hass auf "Emanzen", werden nicht müde zu
versichern, an der Seite "ihrer" Männer zu stehen. Die Gleichstellung
von Frauen finden sie diskriminierend.

Gleichzeitig spielen Frauen innerhalb rechter Organisationen nur eine
untergeordnete Rolle. Ein AfD-Abgeordneter im Bundestag rechtfertigte
die Machtverteilung in der Partei mit "natürlicher Auslese" . Wie ist
das zu verstehen?

Das Feature steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

Redaktion: Dorothea Runge

 * 

Quelle:
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MELDUNG/2037: Deutschlandfunk - Frauenmorde in Europa, 7.3.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Frauenmorde in Europa

Wenn das Geschlecht Gefahr bedeutet

Mit Reportagen von Susanne Güsten, Kirstin Hausen, Suzanne Krause,
Julia Macher, Sandra Pfister

Gesichter Europas

Samstag, 7. März 2020, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Frauen werden ermordet, weil sie Frauen sind. In Europa wurden laut
einer UN-Studie mindestens 3.000 Frauen von ihren Partnern oder
Familienangehörigen allein im Jahr 2017 getötet. Eifersucht und Angst
vor Trennung gehören oft zu den Motiven. Doch Femizide haben auch
etwas mit der gesellschaftlichen Stellung von Frauen zu tun. Nicht nur
italienische Medien berichten häufig von Beziehungstaten und verkennen
damit die strukturellen Gründe und gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen. Proteste gegen Gewalt an Frauen wie in Spanien
werden jedoch immer lauter und über Ländergrenzen hinweg hörbar. Und
es gibt Initiativen wie in Frankreich, die seit Jahren
Präventionsarbeit leisten, um Frauen besser zu schützen. Die
"Gesichter Europas" zeichnen mit fünf Reportagen aus fünf Ländern
einen Kontinent, auf dem Frauen mitunter gefährlich leben.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/2036: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht vom Klima in der Literatur, 7.3.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Der Planet schlägt zurück

Eine Lange Nacht vom Klima in der Literatur

Von Jane Tversted und Martin Zähringer

Lange Nacht

Samstag, 7. März 2020, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Klimawandel, Klimakrise, Klimakatastrophe? Wie man dieses Phänomen
benennt, ist eine Frage von Perspektive und Betroffenheit, aber das
Problem ist real und gewaltig. Es ist ein menschengemachtes Desaster.
Und hier spielt die Literatur ihre Rolle: Im globalen Klimadrama
sprechen die Gedichte von Patricia Smith mit der Stimme von Orkanen
oder die von Mikael Vogel mit der von ausgestorbenen Tierarten,
während die Zukunftsromane von Tore D. Hansen und Thomas Aiginger die
Klimarettung in der Künstlichen Intelligenz oder bei Außerirdischen
vermuten. Deutsche Ökothriller - seit ihrer Erfindung durch Dirk C.
Fleck - interessieren sich eher für radikale Akteure. Realistische
Epen oder Aktivistenromane über die Urwälder Amerikas von Annie
Proulx, Richard Powers, T.C. Boyle beschreiben die Epochen der
Zerstörung.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 
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KINDER/506: Depressiv im Kindesalter (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 2/2020

PÄDIATRIE


Depressiv im Kindesalter

von Dirk Schnack



5.400 Kinder und Jugendliche in SchleswigHolstein leiden unter
Depressionen. Bei 5.200 wurde eine Angststörung diagnostiziert.


Kinder und Jugendliche mit Depressionen und Angststörungen
benötigen nach Ansicht der DAK Landesvertretung Schleswig-Holstein
mehr Aufmerksamkeit und effektivere Hilfe. Bei der Vorstellung des
aktuellen Kinder- und Jugendreports in Kiel machte
Gesundheitswissenschaftler Julian Witte von der Universität Bielefeld
deutlich, wie verbreitet diese Krankheitsbilder in Schleswig-Holstein
sind.

Danach leiden rund 5.400 Kinder und Jugendliche zwischen zehn und 17
Jahren in Schleswig-Holstein unter einer Depression und 5.200 in der
gleichen Altersgruppe unter Angststörungen. Den Prozentsatz von 2,3
Prozent aller Schulkinder ermittelte Witte aus Abrechnungsdaten. Er
rechnet mit einer Dunkelziffer, weil nicht jede Depression und
Angststörung ärztlich behandelt und abgerechnet wird. Hinzu komme,
dass viele Betroffene erst ab einem bestimmten Schweregrad in der
Versorgung erscheinen. "Die betroffenen Kinder leiden lange für sich
im Stillen, bevor sie sich jemandem anvertrauen und passende Diagnosen
und Hilfe bekommen", sagte dazu der Leiter der DAK Landesvertretung,
Cord-Eric Lubinsky. Er rief dazu auf, aufmerksamer auf Anzeichen von
Angststörungen und Depressionen zu achten. Neben der Familie nannte er
auch Schulen und Sportvereine.

Auffällig ist, dass es bei Mädchen deutlich mehr Diagnosen gibt. Laut
Anja Walczak, Fachärztin für Kinder- und Jugendpsychiatrie und
-psychotherapie und stellvertretende Vorsitzende des Berufsverbandes
BKJPP im Norden, suchen Mädchen schneller Hilfe als Jungen. Den
Anstieg der Diagnosen führt sie auch auf steigenden Druck in den
Schulen zurück. G8 und andere Bildungsreformen haben nach ihrer
Einschätzung die Belastung für Schüler erhöht.

Bei Jugendlichen zwischen 15 und 17 Jahren, die in der Stadt wohnen,
wird laut Gesundheitsreport häufiger eine Depression diagnostiziert
als bei ihren Altersgenossen auf dem Land - die Abweichung beträgt 58
Prozent. Die DAK verweist in diesem Zusammenhang auf das dichtere
Angebotsnetz an niedergelassenen Fachärzten. Stadtkinder mit
Depressionen hätten pro Jahr 33 Prozent mehr Besuche bei Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten als Gleichaltrige in ländlichen
Gebieten.

Das Risiko, an einer Depression zu erkranken, ist von vielen Faktoren
abhängig. Seelische Erkrankungen und Süchte der Eltern, eigene
chronische Erkrankungen, Schmerzen und weitere Faktoren können das
Risiko erhöhen (siehe Kasten). Deutlich wurde in Kiel auch, wie
langwierig und folgenschwer Depressionen und Angststörungen für
Betroffene sein können. 8,7 Prozent aller Schulkinder mit Depressionen
wurden 2017 mindestens einmal stationär behandelt, mit einer
durchschnittlichen Verweildauer von 44 Tagen, 22 Prozent von ihnen
mehrfach. Auswirkungen haben die Folgen auch für die Kostenträger. Pro
Kopf geben die Kostenträger zwischen 2.500 und 3.000 Euro mehr für
Mädchen und Jungen mit Angststörungen und Depressionen aus als für
vergleichbare Kinder und Jugendliche ohne diese Diagnosen. Bundesweit
summieren sich die Ausgaben für die beiden Erkrankungen bei Kindern
und Jugendlichen auf 406 Millionen Euro (Depression) und 390 Millionen
Euro (Angststörungen). Für Schleswig-Holstein liegen diese Ausgaben
bei 16 bzw. 14 Millionen Euro. "Eine gezielte Versorgungsverbesserung
hätte hohes ökonomisches und präventives Potenzial", glaubt Witte.

Lubinsky verwies in diesem Zusammenhang auf ein neues Angebot seiner
Kasse mit dem Namen "veo", das für zwölf- bis 17-jährige Betroffene
nach einem Krankenhausaufenthalt eine besser vernetzte ambulante
Nachsorge ermöglichen soll. Eingebunden werden neben Haus- und
Fachärzten auch Beratungsstellen, Schulpsychologen und Jugendämter.
Ziel ist es, Wartezeiten zu verringern.



Anfang Texteinschub

X-fach höheres Risiko für Depressionen durch individuelle Faktoren(*)


- 4,5-fach durch eigene chronische Erkrankung

- 3-fach durch Adipositas

- 2,6-fach durch Schmerzen(**)

- 2,3-fach durch Diabetes

- 1,7-fach durch Asthma


X-fach höheres Risiko für Depressionen durch Umfeld-Faktoren(*)


- 3,3-fach durch Elternteil mit Depressionen

- 2,4-fach durch Elternteil mit Suchterkrankung

- 2,3-fach durch Elternteil mit Angststörungen

- 1,6-fach durch chronische Erkrankung eines Elternteils


* Berücksichtigt wurde jeweils das Geschlecht und die Altersgruppe mit
dem größten beobachteten Zusammenhang.

** Berücksichtigt sind Diagnosen von Rückenschmerzen, Kopfschmerzen
und Bauch- und Beckenschmerzen. (Quelle: DAK)

Ende Texteinschub


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 2/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202002/h20024a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

73. Jahrgang, Februar 2020, Seite 17

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung

Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-272, -273, -274,
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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ONKOLOGIE/2061: Tumormutationslast als Biomarker bei Krebs - Zuverlässigkeit von sechs Gentests überprüft (idw)

Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 03.03.2020

Tumormutationslast als Biomarker bei Krebs: Wissenschaftler überprüfen
die Leistung von sechs Gentests



Die Menge an erworbenen Veränderungen im Erbgut im Tumorgewebe, die
sogenannte Mutationslast, wird von Medizinern als Biomarker genutzt, um
vorhersagen zu können, welche Patienten von einer Immuntherapie
profitieren könnten. Auf dem Markt gibt es inzwischen verschiedene Tests,
die durch Analyse mehrerer Hundert Gene Rückschlüsse auf diese
Mutationslast zulassen. Wissenschaftler haben nun sechs Gentests auf ihre
Zuverlässigkeit untersucht und konnten nachweisen, dass diese
Multi-Gen-Panels sich für den Einsatz in der klinischen Routinediagnostik eignen.

Die Menge an erworbenen Veränderungen im Erbgut im Tumorgewebe, die
sogenannte Mutationslast, wird von Medizinern als Biomarker genutzt, um
vorhersagen zu können, welche Patienten von einer Immuntherapie
profitieren könnten. Auf dem Markt gibt es inzwischen verschiedene Tests,
die durch Analyse mehrerer Hundert Gene Rückschlüsse auf diese
Mutationslast zulassen. Wissenschaftler haben nun sechs Gentests auf ihre
Zuverlässigkeit untersucht und konnten nachweisen, dass diese
Multi-Gen-Panels sich für den Einsatz in der klinischen Routinediagnostik eignen.
Das Nationale Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg ist eine
gemeinsame Einrichtung des Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ), des
Universitätsklinikums Heidelberg (UKHD) und der Deutschen Krebshilfe
(DKH).

Immuncheckpoint-Inhibitoren sind bei fortgeschrittenen Krebserkrankungen
eine wichtige Therapieoption. Trotz gleicher Diagnose sprechen allerdings
einzelne Patientengruppen unterschiedlich auf die Immuntherapie an.
Biomarker können hierbei helfen, eine bessere Vorhersage für den
Therapieverlauf treffen zu können. Ein solcher Biomarker ist die Anzahl
der erworbenen Mutationen im Erbgut der Tumorzelle, die sogenannte
Tumormutationslast (TMB). Je mehr erworbene Genveränderungen sich im Tumor
finden, desto höher die Wahrscheinlichkeit, dass die körpereigene
Immunabwehr aktiviert wird und neue Wirkstoffe, wie beispielsweise die
sogenannten Checkpoint-Inhibitoren, wirken.

Um die Mutationslast im Tumorgewebe zu bestimmen, werden aktuell vor allem
zwei Verfahren eingesetzt: Bei der Exom-Sequenzierung - auch Whole-Exome
Sequencing (WES) genannt - werden alle circa 20.000 Gene entschlüsselt,
die für die Eiweißmoleküle in einer Zelle kodieren. "Die WES-Analyse
liefert uns sehr genaue und verlässliche Daten, deren Auswertung und
Interpretation Grundlage für weitere Therapieempfehlungen sein kann.
Allerdings ist das Verfahren mit einer Analysezeit von drei bis vier
Wochen relativ langsam und daher für die breite klinische
Routinediagnostik bislang noch nicht geeignet. Auch sehr kleine
Gewebeproben sind mitunter schwierig mittels WES zu analysieren", erklärt
Stefan Fröhling, Geschäftsführender Direktor am Nationalen Centrum für
Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg und Leiter der Abteilung für
Translationale Medizinische Onkologie am Deutschen Krebsforschungszentrum
(DKFZ).

Bei einer Gen-Panel-Untersuchung wird eine kleinere Anzahl von mehreren
Hundert Genen in kürzerer Zeit analysiert. Die Methode lässt auf Basis der
untersuchten Genabschnitte eine Schätzung der Mutationslast im Tumorgewebe
zu. Auch methodisch ist das Verfahren weniger aufwändig, da im Gegensatz
zur WES-Analyse kein frisches Tumormaterial benötigt wird, sondern die
Untersuchung an paraffineingebetteten Gewebeschnitten erfolgen kann, wie
sie üblicherweise für die Diagnose genutzt werden und in der Pathologie
vorliegen. Seit Kurzem kann sogar Tumor-DNA aus dem Blut des Patienten für
die Multi-Gen-Analyse verwendet werden.

Mittlerweile sind mehrere Gentests für die Bestimmung der
Tumormutationslast erhältlich, die in einem Labor eingesetzt werden
können. "Allerdings fehlte bisher eine detaillierte Bewertung der
Gesamtleistung dieser TMB-Tests. Wir haben uns daher gefragt, inwieweit
die Ergebnisse der unterschiedlichen Tests, auch über verschiedene
Einrichtungen hinweg, vergleichbar sind. Zudem hat uns interessiert, ob
die Methode ähnlich zuverlässige Aussagen liefert wie die
Exom-Sequenzierung und welche Faktoren die Messungen beeinflussen", berichtet
Albrecht Stenzinger, Leiter des Molekularpathologischen Zentrums am
Institut für Pathologie, Universitätsklinikum Heidelberg (UKHD) und
Wissenschaftler am Deutschen Zentrum für Lungenforschung (DZL).

In einer aktuellen Untersuchung haben die Wissenschaftler und Ärzte
mehrerer Universitätspathologien in Deutschland und der Schweiz unter der
Schirmherrschaft der Qualitätssicherungs-Initiative Pathologie (QuiP) die
Leistung und Qualität von sechs verschiedenen Gentests an 20 Tumorproben
überprüft, untereinander verglichen und der Analysegenauigkeit des
WES-Verfahrens gegenübergestellt. Die Gewebeproben stammten von Patienten mit
Lungenkrebs, Kopf-Hals-Tumoren und Darmkrebserkrankungen. Jede Tumorprobe
wurde mit den sechs Gen-Panels und an 15 Institutionen mehr als 20 Mal
getestet, was zu über 450 Datensätzen führte. Mit einer Übereinstimmung
von 87,7 Prozent waren die Ergebnisse zwischen den Panel-Tests und den
Zentren sehr gut vergleichbar. In 74,9 Prozent stimmten die
Untersuchungsdaten zur TMB Bestimmung aus den Gen-Panel-Tests mit den
Analysen der WES überein.

Die Studie hat gezeigt, dass man mit den untersuchten Gen-Panels die
Tumormutationslast näherungsweise bestimmen kann und ein verlässliches
Ergebnis erhält, um Patienten gezielt auswählen zu können, die von einer
Immuntherapie profitieren könnten. "Unsere Studienergebnisse sind ein
wichtiger Beitrag zur Bewertung solcher Gentests in der klinischen
Routinediagnostik", sagt Matthias Schlesner, Leiter der Nachwuchsgruppe
Bioinformatik und Omics Data am DKFZ und Wissenschaftler des DZL. "Wir
konnten aber auch Faktoren identifizieren, die die Ergebnisse der Gentests
in der täglichen Praxis beeinflussen. Hierzu gehören beispielsweise die
Anzahl der Tumorzellen im Gewebeschnitt oder auch die Qualität der
enthaltenen DNA. Weitere Untersuchungen werden sich daher auch damit
beschäftigen, diese Störfaktoren zu reduzieren und einheitliche
bioinformatische Analyseverfahren zu entwickeln", ergänzt Stenzinger.


Originalpublikation

A. Stenzinger, V. Endris, J. Budczies, S. Merkelbach-Bruse, D. Kazdal, W.
Dietmaier, N. Pfarr, U. Siebolts, M. Hummel, Sylvia Herold, J. Andreas, M.
Zoche, L. Tögel, E. Rempel, Jörg Maas, D. Merino, M. Stewart, K. Zaoui, M.
Schlesner, H. Glimm, S. Fröhling, J. Allen, D. Horst, G. Baretton, C.
Wickenhauser, M. Tiemann, M. Evert, H. Moch, T. Kirchner, R. Büttner, P.
Schirmacher, A. Jung, F. Haller, Wilko Weichert, M. Dietel (2020)

Harmonization and Standardization of Panel-Based Tumor Mutational Burden
(TMB) Measurement: Real-World Results and Recommendations of the QuIP
StudyJournal of Thoracic Oncology (JTO)

https://www.jto.org/article/S1556-0864(20)30135-0/pdf
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ETHIK/1311: Ethikräte Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens zu Eingriffen in die menschliche Keimbahn (idw)

Deutscher Ethikrat - 03.03.2020

Gemeinsame Erklärung der Ethikräte Deutschlands, Frankreichs und
Großbritanniens zu Eingriffen in die menschliche Keimbahn



In der heute veröffentlichten Erklärung rufen die drei Räte Regierungen
und Interessenvertreter in der ganzen Welt dazu auf, bei jeglicher
künftigen Diskussion von Keimbahneingriffen und bei der Entwicklung
globaler Regulierungsansätze ethische Überlegungen in den Mittelpunkt zu
stellen.

Die aktuell verfügbaren Methoden gelten als noch nicht sicher genug für
eine klinische Anwendung, doch die drei Räte wollen sicherstellen, dass
wichtige ethische Fragen und Prinzipen genügend Aufmerksamkeit erhalten,
bevor eine technische Anwendungsreife erreicht wird. Nur so können der
globale Dialog und die Regulierung von Keimbahneingriffen auf einer
soliden ethischen Grundlage erfolgen.

In einem heute von Nature veröffentlichten Brief heben die Vorsitzenden
der drei Räte, welche jeweils eigenen Stellungnahmen zum Thema
Genome-Editing veröffentlicht haben, die folgenden Kernpunkte aus der gemeinsamen
Erklärung hervor:

"Wir rufen Regierungen und Interessenvertreter auf der ganzen Welt dazu
auf, die folgenden Schritte zu unternehmen:


	Alle Staaten sollten erbliche Veränderungen des menschlichen Genoms eindeutig der Kontrolle der zuständigen öffentlichen Behörden unterstellen und ihren Missbrauch mit angemessenen Sanktionen belegen.

	Es sollten keine klinischen Versuche zum Einsatz von Keimbahneingriffen durchgeführt werden, bevor nicht eine breite gesellschaftliche Debatte über die Vertretbarkeit der betreffenden Interventionen stattgefunden hat.

	Es sollten keine weiteren klinischen Versuche zum Einsatz von Keimbahneingriffen durchgeführt werden, solange die Forschung die beträchtliche Unsicherheit zu den Risiken klinischer Anwendungen noch nicht auf ein akzeptables Niveau reduziert hat.

	Bevor klinische Studien zu oder Anwendungen von Keimbahneingriffen zugelassen werden, müssen die Risiken nachteiliger Auswirkungen für Einzelpersonen, Gruppen und die Gesellschaft als Ganzes angemessen bewertet worden sein, und es müssen Maßnahmen zur Überwachung und Überprüfung dieser Risiken vorhanden sein.



Wir alle halten es für wesentlich, dass eine ethisch zulässige Anwendung
von Keimbahneingriffen beim Menschen nicht zu verstärkten
Benachteiligungen, Diskriminierungen oder Spaltungen in der Gesellschaft
führen darf.

Die große Bandbreite der denkbaren Anwendungen und die damit verbundenen
Auswirkungen auf Familien, die Gesellschaft und künftige Generationen
erfordern eine angemessen vorsichtige, verantwortliche und transparente
Governance.

Wir empfehlen allen, die an Debatten zu Keimbahneingriffen teilnehmen, und
den jeweiligen Entscheidungsträgern, die Beispiele zu ethischen Abwägungen
in unseren individuellen Stellungnahmen in ihre Überlegungen mit
einbeziehen."


1. Die gemeinsame Erklärung ist hier abrufbar:

Deutschland 

https://www.ethikrat.org/fileadmin/Publikationen/Ad-hoc-Empfehlungen/englisch/joint-statement-on-the-ethics-of-heritable-human-genome-editing.pdf

Frankreich 

https://www.ccne-ethique.fr/en/actualites/opinion-133-gene-editing-and-joint-statement

Großbritannien 

https://www.nuffieldbioethics.org/news/joint-statement-on-the-ethics-of-heritable-human-genome-editing

2. Die Korrespondenz in Nature ist unter folgendem Link abrufbar:

https://www.nature.com/articles/d41586-020-00614-3

3. Die vollständigen Publikationen der drei Räte sind hier abrufbar:
Deutscher Ethikrat (2019) Eingriffe in die menschliche Keimbahn

(https://www.ethikrat.org/themen/medizin-und-gesundheit/eingriffe-in-die-menschliche-keimbahn)

CCNE (2020) Opinion 133 on Ethical Challenges of Gene Editing: Between
Hope and Caution (https://www.ccne-ethique.fr/en/actualites/opinion-133-gene-editing-and-joint-statement)

Nuffield Council on Bioethics (2018) Genome Editing and Human
Reproduction: social and ethical issues

(https://www.nuffieldbioethics.org/publications/genome-editing-and-human-reproduction)

4. In Frankreich, Deutschland und dem Vereinigten Königreich von
Großbritannien und Nordirland sind erbliche Veränderungen des menschlichen
Genoms gesetzlich verboten. In anderen Rechtsordnungen sind die Regeln
hingegen mitunter unklar, werden nicht durchgesetzt oder fehlen gänzlich.
Obwohl die Handlungen eines chinesischen Forschers, dessen Arbeit 2018 zur
Geburt von genetisch veränderten Zwillingen führte, breit verurteilt
wurden, haben andere Forscher bereits Pläne angekündigt, weitere
Keimbahneingriffe zu versuchen.

Originalpublikation:

https://www.nature.com/articles/d41586-020-00614-3
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GENTECHNIK/300: Neue Cas9-Variante macht Genom-Editierung noch präziser (idw)

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 03.03.2020

Neue Cas9-Variante macht Genom-Editierung noch präziser

Forschende in Berlin und Halle haben eine spezifischere CRISPR-Cas9
Genschere entwickelt



CRISPR-Cas9 kann DNA spezifisch an definierten Stellen schneiden und hat
damit die Genetik revolutioniert. Forscher benutzen die sogenannte
Genschere unter anderem dazu, Gene gezielt auszuschalten oder neue DNA
Fragmente in das Genom einzufügen. Aber egal wie spezifisch das Cas9-Enzym
ist - manchmal schneidet es dort, wo es nicht schneiden soll.
Wissenschaftler der Max-Planck-Forschungsstelle für die Wissenschaft der
Pathogene in Berlin und der Medizinischen Fakultät der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg haben nun eine Cas9-Variante entwickelt, die
die Editierung von Genen noch spezifischer macht.

Damit Cas9 sein DNA Ziel schneiden kann, muss es zunächst durch eine so
genannte "guide-RNA" an die Stelle im Genom geleitet werden, an der es
schneiden soll. Die guide-RNA enthält die zur Zielstelle komplementäre
Sequenz und funktioniert wie eine Postleitzahl, die Cas9 an sein Ziel
bringt. "Manchmal kann Cas9 jedoch auch DNA-Sequenzen schneiden, die dem
eigentlichen Ziel sehr ähnlich sind, so genannte Off-Targets", erklärt
Emmanuelle Charpentier, Direktorin der Max-Planck-Forschungsstelle für die
Wissenschaft der Pathogene.

Diese unerwünschte Aktivität von CRISPR-Cas9 kann zu Ungenauigkeiten bei
der Bearbeitung des Genoms führen. "Ein unbeabsichtigter Schnitt an der
falschen Stelle im menschlichen Genom kann tiefgreifende Folgen haben.
Deshalb brauchen wir ein spezifischeres System", sagt Michael Böttcher,
Juniorprofessor an der Medizinischen Fakultät der
Martin-Luther-Universität.

Wissenschaftler versuchen daher, die Spezifität von Cas9 mit
verschiedensten Ansätzen zu optimieren. In der aktuellen Studie
konzentrierte sich das Forscherteam aus Berlin und Halle auf eine
evolutionär konservierte Domäne von Cas9, die so genannte Brückenhelix.

Aminosäuren bilden stabile Schleife

Die Forscher haben herausgefunden, dass die Brückenhelix eine
entscheidende Rolle bei dem Mechanismus spielt, durch den Cas9 mit seiner
guide-RNA und der DNA Zielstelle interagiert. Sie identifizierten eine
Gruppe von Aminosäuren, die mit dem Phosphat-Rückgrat der guide-RNA in
Kontakt kommen und dadurch die Bildung einer stabilen Schleife
ermöglichen, die für die Aktivität von Cas9 essentiell ist. In dieser
Schleife paaren sich die Basen der von Cas9-gebundenen guide-RNA mit dem
komplementären Strang der DNA-Zielsequenz und verdrängen dabei den zweiten
DNA-Strang. Dadurch kann Cas9 beide DNA Stränge schneiden.

Die Forscher haben die identifizierten Aminosäuren verändert und so neue
Cas9-Varianten entwickelt. Dabei haben sie festgestellt, dass mehrere
dieser Varianten viel seltener als das ursprüngliche Cas9-Enzym an Stellen
schneiden, die nicht der eigentlichen Ziel-DNA entsprechen. Eine der
getesteten Varianten, genannt R63A/Q768A, erhöht die Spezifität von Cas9
auch in menschlichen Zellen. "Unsere Ergebnisse bieten eine neue Grundlage
für die weitere Optimierung von CRISPR-Cas9. Darüber hinaus müssen wir
mehr über die Biochemie der CRISPR-Cas-Systeme lernen, damit wir sie
weiter verbessern können", sagt Charpentier.


Originalpublikation:

Bratovic M*, Fonfara I*, Chylinski K, Galvez EJC, Sullivan TJ, Boerno S,
Timmermann B, Boettcher M and Charpentier E. *Gleicher Beitrag
Bridge Helix Arginines Play a Critical Role in Cas9 Sensitivity to
Mismatches.

Nat. Chem. Biol.; 2. März 2020
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UMWELT/360: Luftverschmutzung ist eines der weltweit führenden Gesundheitsrisiken (idw)

Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 03.03.2020

Luftverschmutzung ist eines der weltweit führenden Gesundheitsrisiken

Forscher berechnen: Die Folgen der Luftverschmutzung verkürzen das Leben
der Menschen weltweit statistisch um durchschnittlich fast drei Jahre



Verschmutzte Luft ist gesundheitsschädlich und erhöht das Risiko für
Herz-Kreislauf- und Atemwegs-Erkrankungen. Wissenschaftler des
Max-Planck-Instituts für Chemie und der Universitätsmedizin Mainz haben in einer
neuen Studie berechnet, dass Luftverschmutzung die Lebenserwartung der
Menschen im globalen Durchschnitt stärker verringert als
Infektionskrankheiten oder andere Herz-Kreislauf-Risikofaktoren wie
beispielsweise Rauchen.

Danach verursachte Luftverschmutzung im Jahr 2015 weltweit 8,8 Millionen
vorzeitige Todesfälle. Dies entspricht einer durchschnittlichen Verkürzung
der Pro-Kopf-Lebenserwartung von 2,9 Jahren. Im Vergleich dazu reduziert
Rauchen die Lebenserwartung um durchschnittlich 2,2 Jahre (7,2 Millionen
Todesfälle), HIV / Aids um 0,7 Jahre (1 Million Todesfälle), parasitäre
und durch Vektoren - also durch Lebewesen wie Stechmücken oder Läuse -
verursachte Krankheiten wie Malaria um 0,6 Jahre (600.000 Todesfälle).

"Luftverschmutzung übersteigt Malaria als Ursache für vorzeitigen Tod um
den Faktor 19 und HIV / Aids um den Faktor 9. Da die Auswirkungen auf die
Gesundheit so enorm sind und die Bevölkerung weltweit betreffen, könnte
man sagen, dass unsere Ergebnisse auf eine Luftverschmutzungspandemie
hindeuten", sagt Prof. Dr. Jos Lelieveld, Direktor am Max-Planck-Institut
für Chemie und Erstautor der Studie.

Diese Studie ist die erste, die globale Auswirkungen von Luftverschmutzung
auf die Gesundheit der Menschen im Vergleich zu anderen Risikofaktoren
weltweit untersucht. "Unser Vergleich zeigt, dass Luftverschmutzung eine
der Hauptursachen für vorzeitige Todesfälle und den Verlust an
Lebensjahren ist. Die frühere Sterbewahrscheinlichkeit wird insbesondere
durch Herz-Kreislauf-Erkrankungen verursacht", sagt Univ.-Prof. Dr. Thomas
Münzel, Direktor am Zentrum für Kardiologie der Universitätsmedizin Mainz
und Mitautor der Studie.

Die Wissenschaftler untersuchten den Zusammenhang zwischen einer
Schadstoff-Exposition und dem Auftreten von Krankheiten. Um die weltweite
Belastung mit Schadstoffen, wozu vor allem Feinstaub und Ozon zählen, zu
berechnen, verwendeten die Forscher ein atmosphärenchemisches Modell: Dann
kombinierten sie die daraus resultierenden Expositionsdaten mit dem Global
Exposure - Mortality Model, das auf epidemiologischen Kohortenstudien
basiert. Mithilfe dieser Daten wurden die Auswirkungen verschiedener
Verschmutzungsquellen kalkuliert. Dabei differenzierten die
Wissenschaftler zwischen Emissionen natürlichen Ursprungs, wie
beispielsweise durch Waldbrände oder Wüstenstaub, und anthropogenen - das
heißt, von Menschen verursachten - Quellen wie beispielsweise der
intensiven Nutzung fossiler Brennstoffe. Basierend auf diesen Ergebnissen
haben die Wissenschaftler dann eine krankheitsspezifische Sterberate und
den Verlust der Lebensjahre in allen Ländern der Welt berechnet.

Die Studienergebnisse zeigen: Die durch die Luftverschmutzung verursachte
vorzeitige Sterblichkeit ist in Ostasien und Südasien am höchsten (35
Prozent bzw. 32 Prozent), gefolgt von Afrika (11 Prozent), Europa (9
Prozent), Nord- und Südamerika (6 Prozent). Australien hat mit 1,5 Prozent
die niedrigste Sterblichkeitsrate - und die strengsten
Luftreinhaltungsstandards.

"Wir verstehen mehr und mehr, dass Feinstaub in erster Linie Gefäßschäden
und damit Krankheiten wie Herzinfarkt, Schlaganfall, Herzrhythmusstörungen
und Herzschwäche begünstigt. Daher erachten wir es als äußerst wichtig,
dass Luftverschmutzung als kardiovaskulärer Risikofaktor sehr ernst
genommen wird und in den Richtlinien der Europäischen Gesellschaft für
Kardiologie zu den Bereichen Prävention des akuten und chronischen
koronaren Syndroms sowie Herzinsuffizienz ausreichend Niederschlag
findet", ergänzt der Kardiologe Münzel.

Fast zwei Drittel der durch Luftverschmutzung verursachten Sterbefälle,
nämlich rund 5,5 Millionen pro Jahr, sind den Erkenntnissen der Studie
zufolge grundsätzlich vermeidbar, denn der Großteil verschmutzter Luft
stammt aus dem Einsatz fossiler Brennstoffe. So schätzen die Forscher
auch, dass die durchschnittliche Lebenserwartung weltweit um etwas mehr
als ein Jahr steigen würde, wenn die Emissionen aus der Nutzung fossiler
Brennstoffe wegfallen würden.

Die Forscher der Universitätsmedizin Mainz und des Max-Planck-Instituts
für Chemie haben im vergangenen Jahr eine ähnliche Studie veröffentlicht,
die sich mit den Folgen der Luftverschmutzung in Europa befasste: Danach
sterben jedes Jahr fast 800.000 Europäer vorzeitig an Krankheiten, die
durch Luftverschmutzung mit verursacht werden. Verschmutzte Luft verkürzt
die Lebensdauer der Europäer im Schnitt um mehr als zwei Jahre.

Originalpublikation:

Loss of life expectancy from air pollution compared to other risk factors
by country; Jos Lelieveld, Andrea Pozzer, Ulrich Pöschl, Mohammed Fnais,
Andy Haines, Thomas Münzel; Cardiovascular Research 2020
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AUSLAND/2565: China - Biophysiker wegen CRISPR-Cas9-Experiment zu Haftstrafe verurteilt (ALfA LebensForum)

ALfA LebensForum Nr. 133 - 1. Quartal 2020

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Ausgechrispert

He Jiankui muss ins Gefängnis. Ein chinesisches Gericht verurteilte
den Biophysiker Ende Dezember zu einer Haftstrafe von drei Jahren und
einer Geldstrafe von drei Millionen Yuan.

Von Stefan Rehder



Wer die Geburt von Kindern bekannt gibt, erntet üblicherweise Freude.
Im November 2018 war das jedoch ganz anders. Als der Chinese He
Jiankui auf dem Videokanal "YouTube" die Geburt zweier
Zwillingsmädchen bekannt gab und die eines weiteren Kindes ankündigte,
hielt die Welt den Atem an. Verständlich. Denn in dem Video erklärte
"Chinas Frankenstein", wie He seitdem von den Medien auch genannt
wird, er habe das Erbgut der Kinder mit Hilfe der CRISPR/Cas genannten
Genscheren modifiziert, um sie gegen HI-Viren resistent zu machen.

Ein gutes Jahr später verurteilte ihn nun ein Volksgericht in der
südchinesischen Metropole Shenzhen zu drei Jahren Gefängnis sowie zur
Zahlung einer Geldstrafe von drei Millionen Yuan (rund 384.000 Euro).
Das meldete am 30. Dezember 2019 die staatliche Nachrichtenagentur
Xinhua. Gegen die beiden zu Hes Team gehörenden Reproduktionsmediziner
Zhang Renli und Qin Jinzhou verhängte das Volksgericht Haftstrafen von
zwei Jahren bzw. 18 Monaten und verurteilte sie zur Zahlung von rund
184.000 bzw. rund 92.000 Euro.

Außerdem verhängte das Gericht gegen alle drei Wissenschaftler ein
lebenslanges Berufsverbot. Keiner von ihnen darf nach Verbüßung der
Strafen an seinen ursprünglichen Arbeitsplatz zurückkehren. He und Qin
waren zur Zeit der Experimente an der Südlichen Universität für
Wissenschaft und Technologie in Shenzhen beschäftigt, Zhang am
Guangdong Hauptkrankenhaus der Hafenstadt Guangzhou. Ferner wurden
alle drei Wissenschaftler von der Forschungsförderung ausgeschlossen.

Ruhm und Reichtum

Offen bleibt, ob der Fall damit juristisch bereits ausgestanden ist.
Nachdem der Wissenschaftsjournalist Jon Cohen in der Fachzeitschrift
"Science" im Sommer 2019 enthüllte, dass rund 60 Personen frühzeitig
von Hes Plänen gewusst hätten, darunter auch führende Wissenschaftler
aus China und den USA sowie mindestens ein chinesischer Politiker,
publizierte das Wissenschaftsmagazin "MIT Technology Review" im Herbst
Auszüge eines Manuskriptes der unveröffentlichten Arbeit Hes. Wie das
Magazin schreibt, trage das ihm zugespielte Manuskript - wie bei
wissenschaftlichen Publikationen nicht unüblich - die Namen von
insgesamt zehn Autoren, darunter auch die von "Laboranten und
Bioinformatiker(n)". Ob die übrigen Autoren ebenso wie andere Personen
noch mit einer Anklage und ggf. einer Verurteilung rechnen müssen,
muss abgewartet werden.

Wie die staatliche Nachrichtenagentur Xinhua schreibt, sei das Gericht
in Shenzhen zu der Ansicht gelangt, He, Zhang und Qin hätten
"absichtlich gegen die einschlägigen nationalen Vorschriften für
wissenschaftliche Forschung verstoßen" und die CRISPR/Cas-Technologie
"Vorschnell" im Rahmen "ärztlich assistierter Reproduktionsmedizin
beim Menschen" angewandt. Alle drei hätten sich nach "persönlichem
Ruhm und Reichtum" gesehnt.

Heilung und neue Probleme

Um die drei Kinder gegen HI-Viren immun zu machen, hatten He und sein
Team ein Gen mit der Bezeichnung CCR5 in den künstlich erzeugten
Embryonen funktionsunfähig gemacht und diese anschließend in die Uteri
ihrer Mütter übertragen. Der Grund: HI-Viren benötigen einen
"Rezeptor", um in die Zellen eines Wirts eindringen und diesen
infizieren zu können. Als Rezeptor werden Proteine bezeichnet, an
denen Signalmoleküle binden, die im Inneren der Zellen Prozesse
auslösen. Die Bauanleitung für die Herstellung des von HI-Viren
benötigten Rezeptors liefert das Gen CCR5. Ist es defekt, kann der
Organismus den Rezeptor nicht herstellen und infolgedessen auch von
HI-Viren nicht infiziert werden.

Wissenschaftler, denen He Einblick in die Daten seines
Humanexperiments gewährt hatten dieses als Fehlschlag bezeichnet. Es
habe klare Hinweise auf eine Mosaikbildung gegeben, sagte etwa der
Stammzellforscher Kiran Musunuru von Universität Harvard. Von Mosaiken
spricht man, wenn sich eine Mutation nicht auf sämtliche Zellen eines
Organismus erstreckt, sondern nur einen Teil erfasst. Außerdem gab es
laut Musunuru an mindestens einer Stelle eine sogenannte
Off-Targeting-Mutation. Dabei schneiden die Genscheren das Erbgut an
Stellen, an denen die Forscher dies gar nicht beabsichtigt hatten.
Nicht zuletzt aufgrund solcher Off-Targeting-Mutationen hatten
Wissenschaftler in der Vergangenheit immer wieder Forderungen nach
einem Moratorium erhoben. Zumindest bei Menschen solle die
CRISPR/Cas-Technologie so lange nicht zum Einsatz kommen, bis das
Off-Targeting-Problem gelöst sei und die Sicherheit der Technologie
garantiert werden könne, so der Tenor. Doch dazu dürfte es nun nicht
mehr kommen. Grund dafür sind Berichte über eine bisher
unveröffentlichte klinische Studie, in deren Verlauf zwei Patienten,
die an der Blutkrankheit Beta-Thalassämie leiden, durch den Einsatz
der CRISPR/Cas-Technologie geheilt worden sein sollen.

Bei der auch als Sichelzellkrankheit bezeichneten Beta-Thalassämie
verformen sich die roten Blutkörperchen, die den Sauerstoff aus der
Lunge in die verschiedenen Organe und Gewebe und das Kohlendioxyd
zurück in die Lunge transportieren, zu harten und klebrigen Sicheln,
die in Blutgefäßen stecken bleiben. In der Folge erhalten die Organe
zu wenig Sauerstoff. Grund für die Verformung ist eine Störung der
Bildung des Blutfarbstoffs Hämoglobin. An Beta-Thalassämie Erkrankte
werden selten älter als 50 Jahre und sterben häufig an Thrombosen,
Schlaganfällen oder Organversagen. Die Heilung der vererbbaren
Krankheit mittels der CRISPR/Cas-Technologie wäre also eine echte
medizinische Sensation. Allerdings nur dann, wenn die Genscheren nicht
an anderer Stelle im Genom Schaden anrichten. Bislang haben
Wissenschaftler noch keinen Weg gefunden, dies sicher auszuschließen.

Im Gegenteil: Eine Anfang Dezember in der Fachzeitschrift
"Communication Biology" veröffentlichte Studie zeigt, dass es selbst
dort, wo die Genscheren das Erbgut wie beabsichtigt verändern (On-
Targeting), zu zahlreichen unerwarteten Veränderungen kommt. Wie die
Wissenschaftler um Eric B. Kmiec und Brett M. Sansbury vorn Gene
Editing Institute in Wilmington im US-Bundesstaat Delaware schreiben,
träten diese Veränderungen in unmittelbarer Nähe der Stellen auf, an
denen die Scheren ihr Werk wie gewünscht verrichtet hätten. Die
Wissenschaftler, die selbst mit den Genscheren arbeiten, um mit ihnen
Erbkrankheiten zu heilen, haben ein neues Test-Set entwickelt, das
solche Veränderungen nachweisen kann. "Das Screening zeigt, dass es
viel mehr unbeabsichtigte Veränderungen der DNA um die Stelle einer
CRISPR-Reparatur herum geben kann, als bis- her angenommen wurde",
sagt Kmiec auf der Homepage des Instituts. Und Mit-Autorin Brett
Sansbury ergänzt, diese Veränderungen müssten besser verstanden
werden, "damit wir, wenn wir ein Problem korrigieren, nicht ein neues
schaffen".

 * 
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HERZ/1230: Studie - Diagnosehäufigkeit von Hypertonie in Deutschland veröffentlicht (idw)

Versorgungsatlas - 03.03.2020

Zi-Studie zur Diagnosehäufigkeit von Hypertonie in Deutschland veröffentlicht



Bluthochdruck wird in Ostdeutschland mit 36 Prozent besonders häufig
diagnostiziert - Prävalenz in Westdeutschland bei 25 Prozent

Zwischen 2009 und 2018 ist die Zahl der gesetzlich versicherten Patienten
in Deutschland mit diagnostizierter Hypertonie von fast 17 Millionen auf
gut 19 Millionen stark angestiegen. Etwa 50 Prozent der Zunahme kann auf
einen wachsenden Anteil älterer Menschen in der Bevölkerung zurückgeführt
werden.

Die höchsten Anteile an Erkrankten werden in den ostdeutschen Regionen
beobachtet. Insgesamt war die Hypertonie in Ostdeutschland (ohne Berlin:
23 Prozent) mit 36 Prozent deutlich häufiger als in Westdeutschland. Dort
lag die Quote bei 25 Prozent. Allerdings ist der Anteil älterer Menschen
unter den gesetzlich Versicherten dort auch höher als in Westdeutschland.
Korrigiert man die Berechnung der Anteile Erkrankter um den Einfluss der
unterschiedlichen Altersstruktur zwischen West und Ost, so verringert sich
der Unterschied auf 6 Prozentpunkte (West: 24 Prozent, Ost: 30 Prozent).

Das sind die zentralen Ergebnisse einer Versorgungsatlas-Studie des
Zentralinstituts für die kassenärztliche Versorgung (Zi), die heute in
Berlin veröffentlicht wurde. Die jährliche Diagnoseprävalenz ist auf Basis
krankenkassenübergreifender vertragsärztlicher Abrechnungsdaten für die
Jahre 2009 bis 2018 auf Bundesebene, pro Bereich der Kassenärztlichen
Vereinigungen und nach Kreisen ermittelt worden. Als prävalent galten
Patienten, die in mindestens zwei Quartalen eines Kalenderjahres eine als
gesichert codierte Hypertonie-Diagnose aufwiesen.

Neben der Alters- und Geschlechtsstruktur können die regionalen
Unterschiede zu einem gewissen Teil auch durch sozioökonomische
Unterschiede zwischen den Regionen erklärt werden. So tritt die Hypertonie
in solchen Kreise häufiger auf, in denen vermehrt Menschen mit geringem
soziökonomischem Status leben. Dies galt insbesondere für Frauen und
Männern im jungen bis mittleren Erwachsenenalter (24-49 Jahre). "Wer
früher an Bluthochdruck erkrankt, hat ein deutlich höheres Risiko für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Frauen und Männer in ostdeutschen Regionen
mit niedrigem soziökonomischem Status stehen hier besonders im Fokus. Sie
sind daher eine vorrangige Zielgruppe für besondere Präventionsmaßnahmen",
so der Zi-Vorstandsvorsitzende Dr. Dominik von Stillfried.


Originalpublikation:

Holstiege J, Akmatov MK, Steffen A, Bätzing J. Diagnoseprävalenz der
Hypertonie in der vertragsärztlichen Versorgung - aktuelle
deutschlandweite Kennzahlen. Zentralinstitut für die kassenärztliche
Versorgung in Deutschland (Zi). Versorgungsatlas-Bericht Nr. 20/01. Berlin
2020. 

https://doi.org/10.20364/VA-20.01

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.versorgungsatlas.de/themen/alle-analysen-nach-datum-sortiert/?tab=6&uid=107

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1785
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LEBER/268: Fettleber bei schlanken Menschen - neue Ursache entdeckt (idw)

Universitätsklinikum Tübingen - 02.03.2020

Fettleber bei schlanken Menschen - Tübinger Forscher entdecken eine neue Ursache



Der Diabetologie Professor Norbert Stefan und Kollegen vom
Universitätsklinikum Tübingen haben jetzt eine noch unbekannte Ursache für
NAFLD bei mageren Menschen entdeckt. Sie berichten vom Fall einer Frau,
die eine Immuncheckpoint-Inhibitor Therapie gegen Hautkrebs erhielt, die
möglicherweise eine Entzündung ihres Unterhautfetts auslöste, was zu einem
dramatischen Verlust an Fettmasse und einer schweren Form der NAFLD
führte.

Die nichtalkoholische Fettleberkrankheit (NAFLD) wird meist bei
übergewichtigen und fettleibigen Menschen diagnostiziert. Schwere Formen
von NAFLD können jedoch auch bei seltenen genetischen Erkrankungen wie
Lipodystrophie oder bei HIV-Patienten nachgewiesen werden, wodurch sie ein
hohes Risiko für die Entwicklung von Leberversagen, Diabetes und
Herz-Kreislauf-Erkrankungen darstellen. Der Diabetologie Professor Norbert
Stefan und Kollegen vom Universitätsklinikum Tübingen haben jetzt eine
noch unbekannte Ursache für NAFLD bei mageren Menschen entdeckt. Sie
berichten vom Fall einer Frau, die eine Immuncheckpoint-Inhibitor Therapie
gegen Hautkrebs erhielt, die möglicherweise eine Entzündung ihres
Unterhautfetts auslöste, was zu einem dramatischen Verlust an Fettmasse
und einer schweren Form der NAFLD führte.

Man geht davon aus, dass die weltweite Epidemie von NAFLD hauptsächlich
durch einen ungesunden Lebensstil mit wenig körperlicher Aktivität und
einer Ernährung mit einem hohen Anteil an gesättigten Fetten, Zucker und
Fruktose verursacht wird. Bei diesen übergewichtigen und fettleibigen
Patienten gilt die Gewichtsabnahme, die durch eine Veränderung des
Lebensstils herbeigeführt wird, als die wirksamste und sicherste Methode
zur Behandlung der NAFLD und zur Verringerung des Risikos für
fortgeschrittene Formen von Lebererkrankungen wie Zirrhose oder
Leberkrebs, Typ-2-Diabetes und Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Eine NAFLD
findet sich jedoch auch bei schlanken Menschen. Diese Patienten haben
entweder eine genetisch bedingte Veränderung des Unterhautfettgewebes
(Lipodystrophie), erworbene Lipodystrophie-Syndrome oder eine
HIV-Lipodystrophie, die alle durch eine dramatische Verringerung der
Unterhaut-Fettmasse und eine Zunahme des Fettgewebes im Bauch und in der
Leber gekennzeichnet sind.

Thomas Eigentler und Diana Lomberg von der Universitäts-Hautklinik
Tübingen sowie Jürgen Machann und Norbert Stefan von der Abteilung Innere
Medizin IV des Universitätsklinikums Tübingen, des Helmholtz Zentrums
München und des Deutschen Zentrums für Diabetesforschung (DZD) haben jetzt
eine neue Ursache für die erworbene Lipodystrophie entdeckt. Sie berichten
über den Fall einer 45-jährigen Patientin mit der Diagnose Malignes
Melanom, ein Hautkrebs, der mit dem programmierten Zelltodprotein-1
(PD-1)-Inhibitor (Immuncheckpoint-Inhibitor) Nivolumab wirksam behandelt
wurde. Dieser und andere Immuncheckpoint-Inhibitoren haben die Behandlung
von Krebs, insbesondere des Malignen Melanoms, revolutioniert.

Die Therapie mit diesen Immuncheckpoint-Inhibitoren ist jedoch auch mit
unerwünschten Ereignissen verbunden, die häufig die Haut, den
Magen-Darm-Trakt, die Lunge und das endokrine System betreffen. Gegen Ende der
Behandlung mit Nivolumab fanden Stefan und Kollegen bei ihrer Patientin
sehr hohe Lipidwerte, einen neu entwickelten Diabetes und eine schwere
Form einer NAFLD. Dies kam völlig unerwartet, insbesondere weil die
Patientin 31 kg Körpergewicht verloren hat. Die Gewebebiopsie ihres
Unterhaut-Fettgewebes und die Magnetresonanztomographie ergaben die
Diagnose einer erworbenen Lipodystrophie mit einer schweren Form der
Entzündung ihres Fettgewebes. Dies könnte bei der Patientin durch die
immunmodulatorische Funktion von Immuncheckpoint-Inhibitoren ausgelöst
worden sein, zumal bei der Patientin zuvor eine asymptomatische
Mastozytose, eine immunzellbezogene Störung, diagnostiziert wurde. Eine
intensive pharmakologische Behandlung, insbesondere mit Pioglitazon, das
eine Zunahme des Unterhaut-Fettgewebes herbeiführt, resultierte darin,
dass ihr Leberfett, ihre Leberenzyme und ihre Lipidwerte wieder fast im
Normalbereich lagen.

Norbert Stefan, Professor für Diabetologie an der Universität Tübingen und
Gastprofessor an der Harvard Medical School in Boston, kommt zu dem
Schluss, dass "es wichtig ist, dass Kliniker, die Patienten mit
Checkpoint-Inhibitoren behandeln, sich eines neu identifizierten
unerwünschten Ereignisses im Zusammenhang mit einer solchen Therapie
bewusst sind. Es kann eine Entzündung des Fettgewebes auftreten, die zu
einer schweren Fettleber führt. Bei diesen Patienten könnte eine
spezifische Pharmakotherapie hilfreich sein, die Mechanismen zur Erhöhung
der Unterhaut-Fettmasse und damit zur Aufbewahrung der Lipide in einem
sicheren Stauraum beinhaltet.


Originalpublikation:

Eigentler T, Lomberg D, Machann J, Stefan N. Lipodystrophic Nonalcoholic
Fatty Liver Disease Induced by Immune Checkpoint Blockade, Annals of
Internal Medicine (2020)

http://annals.org/aim/article/doi/10.7326/L19-0635

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution82
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THERAPIE/362: Modellprojekt - Digitale Therapie zur Behandlung von Angststörungen (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 2/2020

Telemedizin - Therapie mithilfe von VR-Brille und App:

Das Programm für Patienten mit Angststörungen

von Dirk Schnack



Eine Therapie per VR-Brille und App für Patienten mit Agoraphobie,
sozialer Phobie oder Panikstörungen: Diese Möglichkeit der
Fernbehandlung stellte die Techniker Krankenkasse (TK) vergangenen
Monat vor. Beteiligt ist das Zentrum für Integrative Psychiatrie (ZIP)
des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH), das jeden der 200
Teilnehmer im Rahmen einer dreistündigen psychotherapeutischen
Diagnostik in Kiel oder Lübeck untersucht und anschließend
entscheidet, ob Patienten mit der vorliegenden Phobie geeignet sind,
im Rahmen des Modellprojektes behandelt zu werden. Laut TK stützt sich
die Therapie mit dem Namen Invirto auf Leitlinien und erstreckt sich
über einen Zeitraum von vier Wochen.

Die Teilnehmer erhalten für die Therapie eine Virtual Reality
(VR)-Brille und einen App-Zugang nach Hause geschickt. Anders als bei
einer klassischen Psychotherapie entscheiden die Patienten selbst,
wann sie wo und in welcher Häufigkeit die einzelnen Schulungsmodule
und Übungen absolvieren. Bei der Therapie werden die Patienten mit
Angst auslösenden Situationen konfrontiert. Insgesamt stehen acht
Stunden Schulungsmaterial und fast vier Stunden VR-Bildmaterial für
sieben unterschiedliche Angstszenarien zur Verfügung. Darin sind die
sieben Situationen enthalten, die bei Betroffenen am häufigsten Ängste
auslösen, u. a. sind dies große Menschenansammlungen, das Fahren mit
einem Aufzug oder mit der U-Bahn. Während der Therapie werden die
Patienten von einem Psychotherapeuten des UKSH telefonisch oder per
Video begleitet.

Im Behandlungsverlauf erhebt die App über einen Fragenkatalog
regelmäßig die psychische Situation der Teilnehmer. Verschlechtert
sich deren Zustand, können die Teilnehmer per Notfallnummer Hilfe
anfordern.

Psychiater Dr. Bartosz Zurowski vom UKSH verwies zur
Projektvorstellung auf den Leidensdruck der Patienten. "Anfangs sind
es oft sehr diffuse und unspezifische Symptome, wie Schweißausbrüche,
Herzklopfen oder Übelkeit. Deshalb erkennen die Patienten zu Beginn
häufig nicht, dass ihre Ängste diese Symptome hervorrufen", sagte der
Oberarzt und Leiter des Bereichs Angst- und Zwangsstörungen am
UKSH-Campus in Lübeck. Im weiteren Verlauf würden die Symptome häufig
komplexer. Manchmal trauten sich die Betroffenen im weiteren Verlauf
nicht mehr, ihre Wohnung zu verlassen. Eine Berufstätigkeit, Einkäufe
oder eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben seien für diese
Menschen häufig nicht mehr möglich. Zurowski: "Deshalb ist es wichtig,
dass Angstpatienten möglichst frühzeitig und niederschwellig ihre
Störung mit einem wirksamen Gesamtkonzept bearbeiten können."

Die einzelnen Bausteine der Therapie sind nach seinen Angaben
"wissenschaftlich sehr gut erprobt" und hätten sich in zahlreichen
Studien bewährt. "Es wird höchste Zeit, dass wir diese neuen digitalen
Techniken endlich in der ambulanten Versorgung einsetzen. Ich bin mir
sicher, dass wir damit die Behandlung entscheidend verbessern und das
bisherige Angebot der ambulanten Psychotherapie ergänzen", sagte
Zurowski.

Entwickelt wurde die Therapie von der Hamburger Firma Sympatient, die
vor zwei Jahren aus einer wissenschaftlichen Studie am UKSH heraus
entwickelt und im vergangenen Jahr mit dem Hamburger Gründerpreis
ausgezeichnet wurde.

TK-Bundesvorstand Dr. Jens Baas hält diese Art der Fernbehandlung
insbesondere für Patienten aus Regionen mit wenigen spezialisierten
Therapeuten und langen Anfahrtswegen für eine "sehr attraktive
Therapieoption". Nach eigenen Angaben ist die TK die erste
Krankenkasse in Deutschland, die eine digitale Therapie zur Behandlung
von Angststörungen in den eigenen vier Wänden anbietet.
Behandlungserfolg, Aufwand und Akzeptanz werden bei dem Projekt
systematisch erhoben. An der neuen Versorgungsform können
TK-Versicherte aus dem gesamten Bundesgebiet teilnehmen. Nach Angaben
der Kasse ist das Angebot für jeden Betroffenen unabhängig von seinem
Alter geeignet. Die Schulung im Umgang mit der Technik erfolgt per
Video. Perspektivisch kann sich die TK vorstellen, neben dem ZIP
weitere Untersuchungsorte für Versicherte aus entfernteren Regionen in
das Projekt zu integrieren.

Anfang Texteinschub

10 Mio. Menschen in Deutschland leiden im Verlauf eines Jahres an einer
Angststörung. Damit ist sie eine der am stärksten verbreiteten
psychischen Erkrankung. Die TK bietet nun eine digitale Therapie zur
Behandlung von Angststörungen an. Dafür werden seit Ende Januar 200
Teilnehmer für ein Modellprojekt rekrutiert.

Ende Texteinschub


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 2/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202002/h20024a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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AUSLAND/9335: Aus aller Welt - 05.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Mißtrauensantrag gegen Macron gescheitert

In Frankreich hat die Regierung von Emmanuel Macron einen
Mißtrauensantrag der bürgerlichen Rechten in der Nationalversammlung
überstanden. Stein des Anstoßes ist eine umstrittene Reform zur
Vereinheitlichung des Pensionssystems. Das Scheitern der Opposition
bei beiden Vertrauensabstimmungen bedeutet nach französischem
Verfassungsrecht, daß die Regierung die Pensionsreform in erster
Lesung durch das Unterhaus brachte. Der Senat hat keine Möglichkeit
mehr, das Regierungsvorhaben zu durchkreuzen.

5. März 2020
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JUSTIZ/9335: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Razzia gegen Drogenhandel

Bei einer länderübergreifenden Razzia haben Zoll- und Polizeibeamte
aus Nordrhein-Westfalen und den Niederlanden 89 Kilogramm Marihuana,
7 Kilogramm Haschisch und insgesamt 250.000 Euro Bargeld
beschlagnahmt. Zudem wurden sieben Verdächtige in Gewahrsam genommen.
Nach Angaben des Zollfahndungsamts Essen waren den
Durchsuchungsaktionen in Köln, Hilchenbach und Waalwijk (Niederlande)
monatelange Ermittlungen vorausgegangen.

5. März 2020
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MILITÄR/9332: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Luftangriffe in mehreren syrischen Provinzen

Unmittelbar vor den Beratungen des russischen Präsidenten Wladimir
Putin mit seinem türkischen Amtskollegen Recep Tayyip Erdogan über
den Konflikt im Nordwesten Syriens sollen bei russischen
Luftangriffen mindestens 15 Zivilisten in der Provinz Idlib getötet
worden sein. Die Angriffe ereigneten sich nach Angaben der
oppositionsnahen Syrischen Beobachtungsstelle nahe der Stadt Maaret
Misrin. Ebenfalls in der Nacht auf Donnerstag sollen israelische
Kampfjets Raketen auf Ziele in den syrischen Provinzen Homs und
Quneitra abgefeuert haben. Alle Geschosse wurden nach Informationen
der syrischen Agentur Sana abgefangen.

5. März 2020
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POLITIK/9334: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Minderheitsregierung in Thüringen setzt auf Unterstützung der CDU

Thüringens Ministerpräsident Bodo Ramelow (Linke) geht trotz
fehlender Mehrheit im Parlament davon aus, daß es keinen politischen
Stillstand im Freistaat geben wird. Die rot-rot-grüne
Minderheitsregierung verständigte sich mit der CDU auf einen
Stabilitätspakt, der bis zu den Neuwahlen am 25. April 2021 die
Umsetzung wichtiger Projekte sichern soll. Ramelow war am Mittwoch im
dritten Wahlgang zum Regierungschef gewählt worden.

5. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9332: Tragisches und Kurioses - 05.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Hochgeschwindigkeitszug im Elsaß entgleist

Nahe Straßburg entgleiste am frühen Donnerstagmorgen ein
Hochgeschwindigkeitszug, der mit rund 350 Fahrgästen auf dem Weg nach
Paris war. Dabei wurden der Lokführer schwer und 20 Reisende leicht
verletzt. Als Ursache für das Unglück gilt ein Erdrutsch an einer
Böschung in der Nähe von Saverne. Mehr als 90 Rettungskräfte waren
vor Ort.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8417: Aus Forschung und Technik - 05.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Machtkämpfe in der ESA - Generaldirektor Wörner gibt Posten auf

Nach fünf Jahren an der Spitze der Europäischen Weltraumorganisation
ESA will Johann-Dietrich Wörner seinen Posten als Generalsekretär
aufgeben. Wörners Amtszeit endet im Juli 2021. Bis dahin stehen noch
viele Entscheidungen an. So wird Wörner am 12. März mit dem Leiter
der russischen Weltraumbehörde Roskosmos, Dimitri Rogosin, in Moskau
über den weiteren Verlauf der gemeinsamen Mission Exomars beraten.
Der Marsrover Rosalind Franklin soll im Sommer 2020 ins All starten.
Aufgetretene Probleme mit dem Fallschirmsystem könnten den Zeitplan
beeinträchtigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8431: Aus aller Welt - 05.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Tausende Menschen zwischen Scylla und Charybdis

Die Regierung in Ankara hält seit vergangenem Wochenende die
syrischen Bürgerkriegsflüchtlinge in der Türkei und andere
Schutzsuchende nicht mehr davon ab, den Weg über Griechenland nach
Westeuropa zu nehmen. Am Grenzfluß Meriç sind rund 10.000
Migranten eingetroffen. Sie werden von griechischen Einsatzkräften
mit Unterstützung der EU gewaltsam daran gehindert, griechischen
Boden zu betreten. Am Mittwoch bekräftigten die EU-Innenminister bei
einem Sondertreffen in Brüssel, illegale Grenzübertritte würden nicht
toleriert. Die türkische Regierung läßt 1000 vollausgerüstete
Spezialkräfte an die Grenze verlegen, die verhindern sollen, daß die
von griechischer Seite zurückgedrängten Flüchtlinge in die Türkei
zurückkehren. Das kündigte der türkische Innenminister Süleyman
Soylu bei einem Besuch in der Grenzregion an. Der Minister berichtete
von 3,5 Millionen Menschen in der umkämpften syrischen Provinz Idlib
und auf syrischem Gebiet an der Grenze zur Türkei, die sich letztlich
auf den Weg nach Europa machen werden. Soylu betonte, das sei weder
eine Drohung noch eine Erpressung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8386: Medizin und Gesundheitswesen - 05.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Jungen essen weniger Fast Food

Die Zeit des Fast Food neigt sich dem Ende entgegen. Zumindest könnte
man zu diesem Schluß kommen, wenn man die vom Robert-Koch-Institut
(RKI) erstellte Ergänzungsuntersuchung zur KIGGS-Gesundheitsstudie
liest. Nach dieser hat sich der Fast Food-Verzehr von Mädchen in den
letzten zehn Jahren kaum verändert. Der Studie zufolge nehmen sie
über Fast Food im Schnitt rund 125 Kilokalorien pro Tag auf. Jungen
hingegen verzehren laut dem Deutschen Ärzteblatt deutlich weniger
Fast Food als vor zehn Jahren, nämlich nur noch 188 statt vorher 252
Kilokalorien pro Tag. Das mengenmäßig am meisten verzehrte Fast Food
ist Pizza, gefolgt von gefülltem Fladenbrot und Fleischgerichten wie
Currywurst.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8419: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.03.2020 (SB)




VOM TAGE



ISTGH erlaubt Ermittlungen zum Afghanistankrieg

Der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) in Den Haag läßt
Ermittlungen wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die in
Afghanistan von Taliban, afghanischen Kräften sowie Angehörigen des
US-Militärs und der CIA begangen worden sein könnten, zu. Die
Ermittlungen schließen eventuelle Kriegsverbrechen in geheimen
Gefangenenlagern der US-Streitkräfte außerhalb von Afghanistan ein.
Die IStGH-Chefanklägerin Fatou Bensouda hatte die Ermittlungen gegen
Verantwortliche für Folter, willkürliche Tötungen, sexuelle Gewalt
und andere Kriegsverbrechen im Zusammenhang mit dem Krieg in
Afghanistan bereits 2017 anstoßen wollen. Die Richter in Den Haag
lehnten das zu dem Zeitpunkt ab, weil es angesichts ausbleibender
Kooperation Afghanistans und absehbaren Mißerfolgs der Ermittlungen
den Interessen der Justiz nicht dienlich gewesen wäre. Daraufhin ging
Bensouda in die Berufung. Die USA, die die Statuten des IStGH nicht
anerkannt haben, verhängten gegen Bensouda und andere Mitarbeiter des
Strafgerichtshofs Reisebeschränkungen und andere Sanktionen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8341: Sprache, Kunst und Medium - 05.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Bauhaus-Jubiläum konnte bei ausländischen Gästen nicht landen

Obwohl das Bauhaus-Jubiläum in Sachsen-Anhalt weltweit beworben wurde,
besuchten im vergangenen Jahr enttäuschend wenige ausländische Gäste
die Ausstellungen und sonstigen Events rund um das kulturelle
Großereignis.

Nach Angaben des Statistischen Landesamts waren rund 271.600 Touristen
aus dem Ausland gezählt worden, nur 0,1 Prozent mehr als 2018. Im Raum
Dessau-Wittenberg, in dem sich die meisten Bauhaus-Sehenswürdigkeiten
befinden, wurde sogar ein Rückgang der ausländischen Gäste um 4,4
Prozent registriert. Viele Menschen können offenbar mit dem nüchternen
Baustil, der schließlich aus der Industrie-Architektur abgeleitet
wurde, nicht richtig warm werden.

Wie MDR Sachsen-Anhalt berichtete, war dafür die Resonanz im Inland um
so positiver. Das Bundesland verzeichnete im Jahr 2019 neue
Rekordwerte bei Ankünften und Übernachtungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8408: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Luftangriffe in syrischer Provinz Idlib

In der Nacht auf Donnerstag sind bei Luftangriffen in der
nordwestsyrischen Provinz Idlib mindestens 15 Zivilisten getötet
worden. Das meldete die Syrischen Beobachtungsstelle für
Menschenrechte aus London. Die Berichte der oppositionsnahen
Einrichtung können in der Regel nicht unabhängig überprüft werden.
Idlib ist das Rückzugsgebiet der syrischen Aufständischen und ihrer
ausländischen Verbündeten. Die syrischen Streitkräfte haben mit
Unterstützung russischen Militärs im Dezember eine Offensive in der
Provinz gestartet. Die Türkei fördert im syrischen Bürgerkrieg die
regierungsfeindlichen islamistischen Milizen und greift seit kurzem
die syrischen Streitkräfte in Idlib an. Über die potentielle
Konfrontation mit Rußland und Wege zur Eindämmung des Konflikts hat
der türkische Präsident Erdogan am Donnerstag in Moskau mit seinem
Amtskollegen Putin gesprochen. Sie vereinbarten für Idlib eine
Waffenruhe, die in der folgenden Nacht in Kraft treten sollte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8422: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Ramelow ruft Landtagsfraktionen zum Thüringer Weg auf

Die Koalitionsregierung von Thüringens frisch vereidigtem
Ministerpräsidenten Ramelow hat am Donnerstag ihre Arbeit
aufgenommen. Die Fraktion Der Linken verfügt im Erfurter Landtag
zusammen mit den Fraktionen von SPD und Grünen über 42 Sitze. Für
Mehrheitsbeschlüsse ist die Regierung auf vier Stimmen von CDU oder
FDP angewiesen. Eine Kooperation mit der AfD schließen bis auf die
Liberalen alle Fraktionen verabredungsgemäß aus. Das machte Ramelow
im ARD-Morgenmagazin deutlich. Die Zusammenarbeit mit der CDU
bezeichnete der Linkenpolitiker als Thüringer Weg. Laut Ramelow
wurden mit den Christdemokraten bereits wichtige Projekte wie der
Landeshaushalt und Investitionen für Kommunen vereinbart. Für den 25.
April 2021 kündigte Ramelow Neuwahlen an. Aufgrund wahlrechtlicher
Probleme soll kein früherer Termin möglich sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8391: Tragisches und Kurioses - 05.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Nützliche Verwendung für australische Tageszeitung

Da in Australien Toilettenpapier wegen der Hamsterkäufe in den Läden
kaum noch aufzutreiben ist, hat sich eine Lokalzeitung im Norden des
Landes etwas einfallen lassen und bot eine Sonderausgabe mit
zusätzlichen acht leeren Seiten an. Dazu erklärt die Zeitung NT News:
Ihnen ist das Klopapier ausgegangen? Wir kümmern uns darum.

Wer auf die limitierte Auflage zugreifen wollte, erhielt die
unbedruckten einlagigen Seiten, die nur noch auf ein gewünschtes
Format geschnitten werden mußten.

Wie in vielen anderen Ländern rund um den Globus auch, ist Australien
vom Coronavirus befallen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8420: Arbeit, Soziales und Familie - 05.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Bischofskonferenz beschließt Schmerzensgeld für Mißbrauchsopfer

Die Deutsche Bischofskonferenz hat auf ihrer Vollversammlung in Mainz
die Zahlung von Schmerzensgeld an Mißbrauchsopfer katholischer
Geistlicher beschlossen. Die Höhe des Schmerzensgelds richtet sich
nach gerichtlichen Schmerzensgeldentscheidungen und wird sich
zwischen 5000 und 50.000 Euro bewegen. Ein zentrales und unabhängiges
Gremium soll die Schmerzensgeldhöhe festlegen. Sie fällt deutlich
geringer aus, als z. B. die Mißbrauchsopfer-Initiative Eckiger Tisch
gefordert hatte. Eine unabhängige Arbeitsgruppe hatte der
Bischofskonferenz im vergangenen Jahr vorgeschlagen, ein
grundsätzliches Schmerzensgeld von 10.000 Euro zu beschließen sowie
entweder eine pauschale Entschädigung von 300.000 Euro oder einen
gestuften Entschädigungsbetrag von 40.000 bis 400.000 Euro.

5. März 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8397: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Tödliche Tornados in Tennessee

Im US-Bundesstaat Tennessee haben heftige Tornados für mindestens 25
Tote gesorgt. Wie die Nachrichtenagentur afp weiter meldete, wurden
allein in der Regionalhauptstadt Nashville rund 150 Menschen wegen
von den Stürmen verursachten Verletzungen in Krankenhäuser gebracht.
Etwa 50 Gebäude stürzten in Nashville ein. Auch wurden zahlreiche
Autos zerstört.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8408: Märkte und Finanzen - 05.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Vonovia meldet Rekordgewinn

Der Bochumer Wohnungskonzern Vonovia hat seine Gewinne aus dem
Vermietungsgeschäft um acht Prozent auf 1,22 Milliarden Euro
gesteigert. Die Mieteinnahmen stiegen um 9,5 Prozent auf 2,07
Milliarden Euro. Für die 355.000 Wohnungen in Deutschland gibt
Vonovia den sehr geringen Leerstand von 2,5 Prozent an. Die Mieten
hat Deutschlands größter Vermieter im vergangenen Jahr um 3,7 Prozent
angehoben. Ohne Modernisierung betrug die Steigerung 0,8 Prozent. Im
Schnitt beträgt der Quadratmeterpreis 6,79 Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8420: Aus Forschung und Technik - 05.03.2020 (SB)




VOM TAGE



EU will einheitliche Ladegerätanschlüsse

Die Entscheidung naht. Die EU-Kommission diskutiert dpa zufolge
gerade, ob Smartphones künftig eine einheitliche Ladebuchse haben
müssen. Das hätte zum einen zur Folge, daß die USB-C-Stecker zum
dominierenden Standard würden bei den Android-Telefonen. Zum
andere wäre ein Konflikt mit dem US-Unternehmen Apple
vorprogrammiert, das seinen hauseigenen Lightning-Anschluß behalten
will. Nach den Vorgaben des Europaparlaments soll die EU-Kommission
bis Ende Juli die Regel für eine einheitliche Ladetechnik in Handys,
Tablets, E-Book-Readern und ähnlichen Geräten erstellen. Ziel ist es,
daß weniger Elektroschrott entsteht, da dann Ladegeräte auch über die
Lebensdauer eines Smartphones hinaus genutzt werden könnten.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOCHEMIE/252: Wasserstoff-Energie stand am Anfang des Lebens (idw)

Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf - 02.03.2020

Wasserstoff-Energie stand am Anfang des Lebens

Evolutionsbiologie



Ein internationales Forschungsteam aus Deutschland, Frankreich und Japan
unter Federführung der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf (HHU) meldet
Fortschritte bei der Frage, wie das Leben entstand. Es können chemische
Reaktionen sein, die durch Minerale an hydrothermalen Tiefseequellen
katalysiert werden. Diese Reaktionen treiben heute noch den Stoffwechsel
der primitivsten Lebensformen an. Und dass Wasserstoff sowohl der
Schlüssel als auch der Treibstoff für die frühesten biochemischen Prozesse
am Anfang des Lebens war, berichtet das Team jetzt in der Fachzeitschrift
Nature Ecology and Evolution.

Seit der Entdeckung von hydrothermalen Schloten in der Tiefsee vor rund 40
Jahren stehen diese natürlichen chemischen Reaktoren im Fokus der
Evolutionsforscher, die nach den Ursprüngen des Lebens suchen. Die Schlote
stoßen heißes, mineralhaltiges Wasser aus. In ihm sind einfache, aber
reaktionsfreudige chemische Stoffe wie Wasserstoffgas (H2) und
Kohlendioxid (CO2) gelöst. Solche Bedingungen können die ersten
biochemischen Reaktionen überhaupt begünstigt und somit auch die
Entstehung die ersten freilebenden Zellen vorangetrieben haben.

Der Ausgangspunkt des primitiven Stoffwechsels der ersten Mikroben ist
Kohlendioxid und Wasserstoffgas. Mikroben, die sich davon ernähren,
wandeln die beiden Gase zunächst in Ameisensäure (Formiat), Acetate und
Pyruvate (Salze der Essig- bzw. der Brenztraubensäure) um. Daraus stellen
sie dann ihr gesamtes organisches Material mithilfe komplexer
Reaktionsketten her. Nun berichtet das Team um die Düsseldorfer Chemikerin
Dr. Martina Preiner am Institut für Molekulare Evolution an der HHU, dass
genau diese Grundbausteine des Lebens ganz von alleine im Labor entstehen,
wenn man H2 und CO2 in Gegenwart einfacher Mineralien unter hydrothermalen
Bedingungen reagieren lässt.

Prof. Dr. William Martin, Leiter des Instituts für Molekulare Evolution,
katalogisiert seit 20 Jahren die auffälligen Ähnlichkeiten zwischen
metallkatalysierte Reaktionen im Stoffwechsel und in chemischen Reaktionen
an hydrothermalen Quellen. Prof. Martin: "Diese Reaktionen auf Grundlagen
von H2 und CO2, die den Ursprung der ersten biochemischen Prozesse
widerspiegeln, können wir jetzt auch im Labor nachstellen und so in
Düsseldorf die frühesten Entwicklungsphasen des Lebens nachbilden."

Dr. Preiner hat sich zusammen mit Kolleginnen und Kollegen vom
Max-Planck-Institut für Kohlenforschung in Mülheim/Ruhr, der Universität
Straßburg und vom National Institute of Advanced Industrial Science and
Technology in Japan diese sehr einfachen Reaktionen im Labor nachgestellt.
Sie konnten zeigen, dass aus H2 und CO2 allein mithilfe einfacher
mineralischer Katalysatoren - wie sie in den hydrothermalen Schloten
vorkommen - bereits Formiat, Acetat und Pyruvat über Nacht bei 100 °C
entstehen. Dazu ist kein mikrobieller Stoffwechsel nötig, wie Martina
Preiner betont: "Die chemischen Reaktionen sind überraschend einfach. Es
entstehen die Reaktionsprodukte, die auch die frühesten Zellen als
Grundlage für ihren weiteren Stoffwechsel verwenden."

Dr. Harun Tüysüz vom Mülheimer Max-Planck-Institut hat mit seinem Team für
die Experimente nanostrukturierte Feststoffkatalysatoren designt: "Wir
beobachteten eine ausgeprägte Beziehung zwischen der Struktur der
Feststoffkatalysatoren und deren Aktivität bei der CO2-Reduktion durch
Wasserstoff."

Es war ein besonderer Glücksfall, dass auch zwei weitere Arbeitsgruppen
ähnliche Vorgänge erforschten. Die Straßburger Chemiker um Prof. Dr.
Joseph Moran und Dr. Kamila Muchowska verwendeten metallisches Eisen
anstelle von H2. Das japanische Team um den Mikrobiologen Dr. Kensuke
Igarashi untersuchte Reaktionen von H2 und CO2 auf
Eisensulfid-Katalysatoren. Alle Arbeitsgruppen beobachteten die gleichen
Produkte. Prof. Moran: "Der Stoffwechsel scheint auf überraschend
natürlichem Wege entstanden zu sein".

Der Anfang des Lebens birgt ein "Henne-Ei-Problem". Zellen müssen - neben
den einfachen CO2-H2-Reaktionen - eine große Zahl komplexerer Moleküle
bilden, um zu wachsen und zu funktionieren. In modernen Zellen sind in der
Regel Proteine die Katalysatoren, deren Bauanleitung wiederum in ihren
Genen kodiert ist. Doch was war zuerst da, die Proteine oder die
Nukleinsäuren? Die jetzt veröffentlichte Studie beschreibt die zeitliche
Abfolge: Evolutionär zuerst standen die Reaktionen, die durch Metalle und
Mineralien katalysiert wurden. Aus ihnen sind sowohl Proteinen als auch
Nukleinsäuren hervorgegangen. Die Metalle, die in modernen Proteinen
vorkommen, sind Relikte dieser biochemischen Ursprünge.

Ebenfalls gibt die Studie eine vielversprechende Antwort auf eine
klassische Frage zur Entstehung des Lebens: Welche Energie stand den
frühesten Lebensformen zur Verfügung? Preiner und Kollegen zeigten, dass
die Reaktionen von H2 mit CO2 unter den Bedingungen, wie sie in
hydrothermalen Quellen herrschen, auch Energie freisetzen: Bei der
Herstellung einfacher Verbindungen wie Acetat wird genügend Energie
erzeugt, so dass primitive Mikroben davon ihren weiteren Stoffwechsel
angetrieben haben können.

Der Treibstoff für die Urzellen war also der Wasserstoff, der in der
Frühzeit der Erde massenhaft in der Tiefsee gebildet wurde und auch heute
noch gebildet wird. Nicht nur ist Wasserstoff die sauberste aller
Energieformen - bei seiner Verbrennung entsteht nur Wasser -, er kann auch
der Zündfunke für das Leben gewesen sein. Dafür waren aber die richtigen
Bedingungen und die richtigen Katalysatoren entscheidend.

Die Studie wurde vom Europäischen Forschungsrat, der Volkswagen Stiftung,
der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der Max-Planck-Gesellschaft, der
Japanischen Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften und dem
japanischen Ministerium für Bildung, Kultur, Sport, Wissenschaft und
Technologie gefördert.
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ZOOLOGIE/1695: Bienen tanzen im Dialekt (idw)

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 04.03.2020

Bienen tanzen im Dialekt



Mit dem Schwänzeltanz teilen Honigbienen ihren Artgenossen mit, wo
Futterquellen zu finden sind. Je nach Bienenart gibt es dabei
unterschiedliche Tanzdialekte, wie ein deutsch-indisches Forschungsteam
nachgewiesen hat.




[image: Bild: © Patrick Kohl / Fabienne Maihoff]

Zwerghonigbiene, Riesenhonigbiene und Östliche Honigbiene (von
links): Forscher haben die Tanzdialekte dieser drei Bienenarten
untersucht.

Bild: © Patrick Kohl / Fabienne Maihoff




Nach über 70 Jahren ist ein großes Rätsel der Zoologie gelöst: Honigbienen
benutzen bei ihrem Schwänzeltanz tatsächlich verschiedene Tanzdialekte.
Welche "Mundart" sich bei den Insekten im Lauf der Evolution entwickelt
hat, hängt mit dem Aktionsradius zusammen, in dem sie rund um den Stock
Futter sammeln.

Das berichten Forschungsteams vom Biozentrum der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) und vom National Centre for
Biological Sciences (NCBS) in Bangalore (Indien) im Fachblatt "Proceedings
of the Royal Society B". Von der JMU beteiligt sind die Doktoranden
Patrick Kohl und Benjamin Rutschmann sowie Professor Ingolf
Steffan-Dewenter.

Dass es bei Honigbienen Tanzdialekte gibt, hatten ab den 1940er-Jahren
schon die Zoologen Karl von Frisch und Martin Lindauer, der die Würzburger
Bienenforschung maßgeblich prägte, festgestellt. Spätere Experimente
warfen allerdings Zweifel an der Existenz der Dialekte auf. Die neuen
Ergebnisse beweisen nun, dass Frisch und Lindauer Recht hatten. Die beiden
Forscher lagen auch richtig mit ihrer Erklärung, warum es die Tanzdialekte
überhaupt gibt.

So sieht die Tanzkommunikation der Bienen aus

Die Tanzsprache der Honigbienen ist eine im Tierreich einzigartige Form
der symbolischen Kommunikation. Hat eine Biene zum Beispiel einen
blühenden Kirschbaum entdeckt, kehrt sie in den Stock zurück. Dort
informiert sie die anderen Bienen mit einem Tanz darüber, in welcher
Himmelsrichtung die Futterquelle liegt und wie weit sie entfernt ist.

Teil des Tanzes ist der so genannte Schwänzellauf, bei dem die Bienen
energisch mit ihrem Hinterleib wackeln. Die Richtung des Schwänzellaufs
auf der Wabe zeigt die Himmelsrichtung des Zieles im Verhältnis zum
Sonnenstand an, die Dauer des Laufs weist die Entfernung aus.

"Mit zunehmender Entfernung der Futterquelle vom Stock steigt die Dauer
der Schwänzelläufe geradlinig an," erklärt JMU-Doktorand Patrick Kohl,
Erstautor der Publikation. Allerdings fällt dieser Anstieg bei
verschiedenen Bienenarten unterschiedlich steil aus. Das zeigte sich bei
Experimenten, die das Forschungsteam in Südindien durchführte.

Experimente mit drei Bienenarten in Südindien

Dort wurden drei Bienenarten mit unterschiedlich großen Aktionsradien
untersucht. Die Östlichen Honigbienen (Apis cerana) fliegen etwa bis zu
einem Kilometer weg vom Nest. Bei den Zwerghonigbienen (Apis florea) sind
es bis zu 2,5 Kilometer, bei den Riesenhonigbienen (Apis dorsata) an die
drei Kilometer.

Gegenläufig verhält es sich mit dem Anstieg der Schwänzellaufdauer.
Beispiel: Liegt eine Futterquelle 800 Meter entfernt, legt eine Östliche
Honigbiene einen deutlich länger dauernden Lauf hin als eine
Zwerghonigbiene, und die wiederum zeigt einen längeren Lauf als die
Riesenhonigbiene. Um eine identische Entfernung zum Futter zu
kommunizieren, verwendet also jede Art ihren eigenen Tanzdialekt.

"Dieses Bild sahen wir auch, als wir unsere Ergebnisse mit publizierten
Daten anderer Forschungsgruppen verglichen", sagt Patrick Kohl. Der
Zusammenhang zwischen Sammelradius und Tanzdialekt fand sich ebenfalls bei
Honigbienenarten, die in England, Botswana und Japan heimisch sind.

Warum die JMU-Forscher ausgerechnet in Südindien zugange waren? "Das hat
den Vorteil, dass dort drei Honigbienenarten im selben Gebiet gleichzeitig
vorkommen, so dass man ihre Tanzsprachen gut vergleichen kann", so Kohl.
"Außerdem haben wir sehr gute Kontakte zu Forschern am NCBS, einer
Top-Forschungsadresse in Südasien."

Dialekte als evolutionäre Anpassungen

Die Ergebnisse bestätigen auch, was von Frisch und Lindauer über den Sinn
der Tanzdialekte vermutet hatten. Es handelt sich um evolutionäre
Anpassungen an die für die jeweiligen Honigbienen typischen
Futtersammeldistanzen. Honigbienen zum Beispiel, die regelmäßig über weite
Strecken fliegen, können es sich nicht erlauben, diese Distanzen im Stock
durch entsprechend langdauernde Schwänzelläufe abzubilden: Im Getümmel des
Stocks könnten die anderen Bienen solche "Marathonläufe" nur noch schwer
verfolgen.

Das Fazit der Wissenschaftler: Die Tanzdialekte der Bienen sind ein
hervorragendes Beispiel dafür, wie sich selbst komplexe Verhaltensweisen
als evolutionäre Anpassung an die Umwelt verändern können.
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FORSCHUNG/1673: Magnetische Wirbel als Informationsträger der Zukunft (idw)

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 04.03.2020

Magnetische Wirbel als Informationsträger der Zukunft



Magnetische Skyrmionen und Antiskyrmionen sind mikroskopisch kleine
Wirbel, die in bestimmten magnetischen Materialien auftreten. Diese
Nano-Objekte könnten als digitaler Informationsträger genutzt werden - je
nach Anwesenheit oder Abwesenheit in einem magnetischen Streifen. Ein
Forschungsteam der Max-Planck-Institute (MPI) für Mikrostrukturphysik in
Halle und für Chemische Physik fester Stoffe in Dresden und der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU) und hat nun entdeckt, dass
beide Wirbel in bestimmten Materialien koexistieren können, was das
Speicherpotential weiter erhöht. Die Ergebnisse wurden in der
Fachzeitschrift "Nature Communications" veröffentlicht.

Durch die drastisch gestiegene Anzahl an elektronischen Geräten hat sich
der Bedarf an Speicherplatz in den letzten Jahren dramatisch erhöht. Mit
herkömmlichen Speicher-Technologien ist es schwierig geworden, mit dieser
Entwicklung Schritt zu halten. Gleichzeitig steht der hohe
Energieverbrauch dieser Technologien - hard disk drives (HDD) und
random-access memories (RAM) - einer "grünen Zukunft" im Weg. Daher werden
komplett neue, leistungsfähigere Speicher mit einem geringeren
Energieverbrauch benötigt.

Ein vielversprechendes Konzept ist der magnetische
"Racetrack"-Datenspeicher. Er besteht aus einzelnen nanoskopisch kleinen
magnetischen Streifen (den "Racetracks"), in denen die Information über
magnetische Nano-Objekte gespeichert ist - zum Beispiel über die
Anwesenheit oder die Abwesenheit gleichartiger Objekte an bestimmten
Positionen. Ein möglicher Informationsträger ist das magnetische
(Anti-)Skyrmion. Es ist ein enorm stabiler Wirbel der Magnetisierung mit
einer variablen Größe zwischen Mikrometern und Nanometern. Die einzelnen
Objekte können geschrieben, gelöscht, gelesen und mit Strömen bewegt
werden. Das heißt, der Speicher arbeitet ohne bewegliche Teile. "Indem man
mehrere Racetracks übereinanderstapelt, erhöht sich die Speicherkapazität
drastisch verglichen mit solid-state drives (SSD) oder hard disk drives
(HDD). Weiterhin arbeitet der Racetrack-Speicher mit einem Bruchteil der
Energie herkömmlicher Speichereinheiten. Er ist wesentlich schneller,
kompakter und zuverlässiger", erklärt Prof. Dr. Stuart Parkin, Direktor
des MPI für Mikrostrukturphysik in Halle und Alexander von
Humboldt-Professor an der MLU.

"Skyrmionen und Antiskyrmionen sind 'entgegengerichtete' magnetische
Wirbel. Bis vor Kurzem ging man davon aus, dass diese beiden Objekte nur
in unterschiedlichen Materialklassen auftreten können", erklärt Prof. Dr.
Ingrid Mertig vom Institut für Physik der MLU. Das Forschungsteam der 
Max-Planck-Institute in Halle und Dresden und der MLU hat nun jedoch 
entdeckt, dass Skyrmionen und Antiskyrmionen unter bestimmten Bedingungen 
sogar in ein und demselben Material koexistieren können. Dr. Börge Göbel,
wissenschaftlicher Mitarbeiter in Mertigs Forschungsgruppe, lieferte die
theoretische Erklärung für die unerwartete Entdeckung, die von Jagannath
Jena aus Parkins Gruppe gemessen wurde. Die verwendeten Materialien,
sogenannte Heusler Verbindungen, wurden von Dr. Vivek Kumar in der Gruppe
von Prof. Dr. Claudia Felser am MPI in Dresden hergestellt.

Skyrmionen und Antiskyrmionen werden üblicherweise in verschiedenen
Materialien durch eine magnetische Wechselwirkung stabilisiert, die direkt
mit der Struktur des Materials zusammenhängt. In manchen Materialien
können nur Skyrmionen auftreten, in anderen Materialien begünstigt diese
Wechselwirkung das Auftreten von Antiskyrmionen. Was jedoch bisher
übergangen wurde: Die einzelnen Magnete einer Probe (die sogenannten
"magnetischen Dipole") interagieren auch über die Dipol-Dipol-Wechselwirkung
miteinander. Diese Wechselwirkung begünstigt stets das
Entstehen von Skyrmionen, weshalb jedes "Antiskyrmionen-Material"
prinzipiell auch Skyrmionen aufweisen kann (jedoch nicht umgekehrt). Das
passiert vor allem bei niedrigen Temperaturen. Bei einer kritischen
Übergangstemperatur können Skyrmionen und Antiskyrmionen sogar
koexistieren.

Neben ihrer fundamentalen Relevanz ist diese Entdeckung für die
Weiterentwicklung des Racetrack-Speichers bedeutsam. Eine Bit-Sequenz
könnte als eine Folge von Skyrmionen ('1' Bit) und Antiskyrmionen ('0'
Bit) gebildet werden. Verglichen mit einem herkömmlichen 
Racetrack-Speicher verspricht dieses Konzept eine erhöhte 
Zuverlässigkeit.
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ARBEIT/849: Personalratswahlen bieten die Chance auf Mitbestimmung

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. März 2020

Personalratswahlen bieten die Chance auf Mitbestimmung

Starke Vertretungen der Beschäftigten sind in Zeiten des Wandels
besonders wichtig



Seit Anfang des Monats bis Ende Mai 2020 finden in den Verwaltungen
und öffentlichen Anstalten des Bundes Personalratswahlen statt. Dazu
erklärt der Vorsitzende der Arbeitnehmergruppe der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Uwe Schummer:

"Die Teilnahme an den Personalratswahlen bietet für alle
Beschäftigten die Chance, auf die Mitbestimmung in unseren
öffentlichen Behörden und damit auch die sozialpartnerschaftliche
Ausgestaltung der eigenen Arbeitsbedingungen Einfluss zu nehmen.

Viele Beschäftigte erleben in ihrem Alltag den Wandel der Arbeitswelt
konkret an den Anforderungen des eigenen Arbeitsplatzes: Veränderte
Abläufe, ein hohes Arbeitsaufkommen, wenig Personal und
Umstrukturierungen sind nur einige der Herausforderungen, die in
unseren Verwaltungen zu bewältigen sind. Aber neue Arbeitsformen und
Arbeitsinhalte bieten oft auch vielversprechende Möglichkeiten.

Bei der gerechten Verteilung von Chancen und unvermeidlichen
Belastungen brauchen wir heute mehr denn je zuverlässige und starke
Interessensvertreter. Eine hohe Wahlbeteiligung ist wichtig, die
Personalvertretungen brauchen ein starkes Mandat!"

Hintergrund:

Die Personalräte vertreten die Interessen der Beschäftigten im
öffentlichen Dienst. Im Bund sind die Personalratswahlen zum 1. März
2020 angelaufen. Wahlen finden auch in mehreren Bundesländern
(Sachsen-Anhalt, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Hessen, Bremen,
Berlin) statt.
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MILITÄR/686: Ziel unseres Einsatzes war und ist ein stabilisiertes Afghanistan

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. März 2020

Ziel unseres Einsatzes war und ist ein stabilisiertes
Afghanistan



In das parlamentarische Verfahren haben wir heute die Verlängerungen
des Mandates für die Beteiligung der Bundeswehr an der NATO-Mission
Resolute Support in Afghanistan eingebracht, welches Ende März
ausläuft. Dazu erklärt der stellvertretende verteidigungspolitische
Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Henning Otte:

"Im Rahmen von Resolute Support für die Ausbildung, Beratung und
Unterstützung der afghanischen nationalen Verteidigungs- und
Sicherheitskräfte sind NATO-seitig etwa 20.000 Soldatinnen und
Soldaten aus 39 Nationen mit dem Ziel eingesetzt, die Situation in
Afghanistan zu stabilisieren. Damit ist Deutschland dort zweitgrößter
Truppensteller. Mit unserer Ausbildungs- und Beratungsmission hat die
Bundeswehr einen wesentlichen Anteil an dem Vorhaben, die
Leistungsfähigkeit der afghanischen Sicherheitskräfte zu erhöhen.

Unser Hauptauftrag ist das Training des 209. und des 217. Korps der
afghanischen Armee an den Standorten in Masar-e Scharif und Kunduz.
Für diese Aufgaben sehen wir für ein weiteres Jahr ein Kontingent mit
einer Obergrenze von bis zu 1300 einzusetzenden Soldatinnen und
Soldaten vor.

Neben unserem militärischen Beitrag ist Deutschland zweitgrößter
bilateraler Geber. Wir unterstützen den Aufbau legitimer
Staatlichkeit und nachhaltiger wirtschaftlicher Entwicklung. Das ist
der 'Vernetze Ansatz', der prägend ist für die Auslandsmission
Deutschlands.

Das Ziel unseres Einsatzes war und ist ein stabilisiertes
Afghanistan, von dem auch für Deutschland und seine Verbündeten keine
Bedrohung ausgeht.

Von Afghanistan aus gesteuerte Terroranschläge, die den Weltfrieden
bedroht haben, gehören der Vergangenheit an. Die Strukturen des Al
Qaida-Terrors sind weitgehend zerschlagen. Damit wurde ein
unschätzbarer Beitrag für die Sicherheit der deutschen Bürgerinnen
und Bürger geleistet - jedoch unter großen persönlichen Opfern: Viele
unserer Männer und Frauen in Uniform sind bei ihrem Einsatz für
Deutschland an Leib und Seele verwundet worden. Und manche haben ihr
Leben dafür geben müssen, dass wir in Frieden und Freiheit leben
können.

Unser Einsatz in Afghanistan dauert bald 20 Jahre an, und allmählich
läuten wir auf verantwortungsbewusste Weise das Ende dieses
internationalen Einsatzes ein. Daher steht diese Mandatsverlängerung
unter einem besonderen Stern.

Zwar ist Afghanistan fern davon, ein friedliches Land zu sein. Aber
es ist auch klar, dass es für Afghanistan nur eine politische Lösung
geben kann. Deswegen begrüßen wir ausdrücklich jede Entwicklung, die
zu einem dauerhaften Frieden in Afghanistan beiträgt. Die
Verhandlungen der USA mit den Taliban können hierzu einen Beitrag
leisten. Wenn sich dadurch mehr Flexibilität für die Bundeswehr
ergibt, kommt uns das entgegen. Denn auch in Europa hat sich die
Sicherheitslage verändert, so dass wir künftig voraussichtlich mehr
Aufmerksamkeit auf unseren Nachbarkontinent Afrika und speziell die
Sahel-Zone richten müssen.

Afghanistan braucht selbsttragende Sicherheitsstrukturen. Afghanistan
darf nicht wieder zu einem Rückzugsort für Terroristen werden. Diesen
Weg wollen wir weiter begleiten und werden einen möglichen Abzug der
internationalen Truppen innerhalb der NATO eng abstimmen. Bis dahin
bleibt Deutschland der Unterstützung der afghanischen
Sicherheitskräfte verpflichtet. Dabei hat der Schutz der deutschen
Soldatinnen und Soldaten höchste Priorität."
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WIRTSCHAFT/2890: Potenziale der Digitalisierung im Bau nutzen

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 5. März 2020

Potenziale der Digitalisierung im Bau nutzen



Heute hat der Deutsche Bundestag den Antrag "Digitalisierung des
Planens und Bauens" beschlossen. Hierzu können Sie den bau- und
wohnungspolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Kai
Wegner, gerne wie folgt zitieren:

"Die einzige Lösung für die Wohnungsnot in den großen Städten heißt
Bauen - schnell, bezahlbar und dennoch in guter Qualität. Genau hier
setzen wir mit dem heute vom Deutschen Bundestag beschlossenen Antrag
"Digitalisierung des Planens und Bauens" an: Wir wollen, dass die
Digitalisierung von der Planung, über den Bau bis zur Nutzung eines
Gebäudes die Prozesse beschleunigt und verschlankt. Der Nutzen der
Digitalisierung ist im Baubereich noch nicht annähernd ausgeschöpft.
Vor allem die medienbruchfreie Weitergabe von Daten kann ein
Bauvorhaben enorm beschleunigen. Wir wollen diese ungehobenen
Potenziale der Digitalisierung im Bau nutzen, um so schnell wie
möglich lebenswerten und bezahlbaren Wohnraum für die Menschen zu
schaffen."
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EUROPA/1779: Unmenschliche Abschottung an der türkisch-griechischen Grenze beenden

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. März 2020

Unmenschliche Abschottung an der türkisch-griechischen Grenze beenden



"Ich bin fassungslos und erschüttert über die Gewalt, die vor unseren
Augen gegen unschuldige Schutzbedürftige angewendet wird. Es gibt
viele Verletzte, und es wird mit Tränengas geschossen. Der
EU-Türkei-Deal ist gescheitert. Die EU muss jetzt im Interesse der
Flüchtlinge handeln, nicht gegen sie", erklärt Michel Brandt, Obmann
der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für Menschenrechte. Gemeinsam mit
Özlem Alev Demirel, Europaabgeordnete der LINKEN und stellvertretende
Vorsitzende der EP-Delegation für die Beziehungen zur Türkei, befindet
er sich aktuell im griechisch-türkischen Grenzgebiet, um auf die
dramatische Situation der geflüchteten Menschen und die massive
Missachtung der Menschenrechte aufmerksam zu machen. Aktuell sind die
beiden Abgeordneten auf der türkischen Seite der Grenze nahe
Pazarkule. Michel Brandt weiter:

"Das einzig bedrohliche Übertreten von Grenzen geschieht durch
Griechenland, Deutschland und die EU, und zwar mit dem Aussetzen der
Menschenrechte und der Genfer Flüchtlingskonvention. Die
Menschlichkeit darf nicht vor den fehlgeleiteten Forderungen nach
Abschottung in die Knie gehen. Die regelmäßig beschworenen
'europäischen Werte' sind immer nur so viel wert, wie ihre praktische
Umsetzung in schwierigen Situationen. Aktuell also: nichts."

Özlem Alev Demirel ergänzt: "Die Szenen, die sich vor unseren Augen
abspielen, sind einfach unmenschlich. Flüchtlinge werden hier zum
Spielball machtpolitischer Interessen. Überall sieht man erschöpfte
Menschen, die von der einen Seite zu der anderen Seite getrieben
werden. Die EU muss aufhören, die Genfer Flüchtlingskonvention zu
missachten und diesen Menschen die Möglichkeit für ein geregeltes
Asylverfahren eröffnen. Der EU-Türkei-Deal war von Anfang an zum
Scheitern verurteilt. Wir brauchen eine solidarische
Migrationspolitik. Auch Griechenland darf mit den Flüchtlingslagern
nicht alleine gelassen werden. Es geht hier nicht um Geld, sondern um
Menschenleben."

 * 
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EUROPA/1778: Bernd Riexinger zur Debatte um flüchtende Menschen und Rassismus in Deutschland

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. März 2020

Zur aktuellen Debatte um Flüchtende Menschen vor der Griechischen Grenze und Rassismus in Deutschland sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:



Wer angesichts der in der Kälte frierenden Flüchtenden keine illegalen
Grenzübertritte tolerieren will, der muss endlich legale Möglichkeiten
zur Einreise schaffen. Das Asylrecht durch Grenzschließung auszusetzen
ist genauso wenig tolerierbar wie die Aussetzung des Gesetzes selbst.

Ich kann nicht verstehen, wie man am gleichen Tag seine Trauer um die
Opfer von Hanau ausdrücken und dann im Bundestag aus Angst vor
Rechtspopulisten die Aufnahme von 5000 notleidenden Menschen
verweigern kann. Wenigstens diese humane Geste müsste doch drin sein.

 * 
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INNEN/5115: DIE LINKE gratuliert Bodo Ramelow

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. März 2020

DIE LINKE gratuliert Bodo Ramelow



Zur Wahl Bodo Ramelows zum Thüringer Ministerpräsidenten sagt Jörg
Schindler, Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE:

"Ich beglückwünsche Bodo Ramelow zur erneuten Wahl zum Thüringer
Ministerpräsidenten. Es freut mich, dass das Parlament jetzt endlich
den Wählerauftrag gewürdigt und ihn in seinem Amt bestätigt hat. Ein
guter Tag für Thüringen und ein guter Tag für DIE LINKE. Die gute
Arbeit der Thüringer Landesregierung kann vorerst fortgesetzt werden.

Viele Aufgaben müssen für Thüringen dringend angegangen werden.
Darunter eine Verbesserung der Mobilität auf Land, die notwendige
Einstellung von mehr Lehrinnen und Lehrern und eine bessere
Ausstattung der Kommunen. Mit der Wahl Bodo Ramelows kann nun weiter
daran gearbeitet werden. Jetzt wird sich zeigen, was mit CDU und FDP
im Dienste des Landes zu machen ist und ob sie fähig und willens sind,
projektbezogen an der Verbesserung der Lebensverhältnisse der
Thüringerinnen und Thüringen mitzuwirken. Dazu reicht DIE LINKE allen
demokratischen Parteien im Thüringer Landtag die Hand.

Ich wünsche Bodo Ramelow und der Thüringer Landesregierung viel Erfolg
bei der anstehenden Arbeit und bei der Umsetzung der geplanten
Projekte."

 * 
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SICHERHEIT/2055: Die Gefahr eines Atomwaffeneinsatzes ist noch nicht gebannt

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. März 2020

Die Gefahr eines Atomwaffeneinsatzes ist noch nicht gebannt



"Heute vor 50 Jahren trat der Nukleare Nichtverbreitungsvertrag in
Kraft. Er ist ein Meilenstein der Diplomatie und ein Eckpfeiler der
nuklearen Rüstungskontrolle. Fast alle Staaten der Welt sind Mitglied,
Doch es gibt auch noch viele Baustellen im Bereich der internationalen
nuklearen Rüstungskontrolle", erklärt Matthias Höhn,
Bundestagsabgeordneter der Fraktion DIE LINKE und Vorsitzender des
Unterausschusses für Abrüstung, Rüstungskontrolle und
Nichtverbreitung, anlässlich des 50. Jahrestags des Nuklearen
Nichtverbreitungsvertrags. Höhn weiter:

"Der Atomwaffensperrvertrag verbietet die Verbreitung von
Nuklearwaffen. Wichtige Erfolge auf diesem Gebiet, wie das Abkommen
mit dem Iran, sind allerdings gefährdet und müssen erhalten werden.
Deutschland unternimmt im Verbund mit den verbliebenen
Vertragspartnern bisher allerdings zu wenig, um dieses Ziel zu
erreichen. Und auch der Iran leistet mit seinen eingeleiteten
Vertragsverletzungen einem endgültigen Scheitern des Abkommens
Vorschub. Letztlich droht damit ein nukleares Wettrüsten in der
Golfregion, das unbedingt verhindert werden muss. Die Initiative der
Vereinten Nationen für eine atomwaffenfreie Zone im Nahen und
Mittleren Osten ist darum unbedingt zu unterstützen.

Gleichzeitig verpflichtet der Nichtverbreitungsvertrag die
Atomwaffenmächte zur vollständigen Abrüstung. Dieses Versprechen wurde
bis heute nicht eingelöst. Angesichts der Rückkehr dieser Staaten zur
offensiven atomaren Abschreckungslogik und der umfassenden
Modernisierung ihrer Atomwaffenarsenale blickt der
Nichtverbreitungsvertrag leider einer unsicheren Zukunft entgegen. Die
Gefahr eines Atomwaffeneinsatzes ist noch lange nicht gebannt.

Umso wichtiger ist deshalb ein Erfolg der Vereinten Nationen in New
York: Ab Ende April kommt dort die Staatengemeinschaft für die zehnte
Überprüfungskonferenz des Nichtverbreitungsvertrags zusammen.
Deutschland kann und muss eine aktive Rolle dabei spielen, diese
Sicherheitsarchitektur zu erhalten und den Weg zu einer
atomwaffenfreien Welt zu gestalten. DIE LINKE fordert die
Bundesregierung auf, alle verfügbaren Mittel zu nutzen, um zur
weltweiten Abrüstung von Atomwaffen beizutragen und mit eigenen
Schritten mutig voranzugehen. Dazu sollte auch der Abzug aller
amerikanischen Atomwaffen aus Deutschland zählen."

 * 
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SOZIALES/2716: Katja Kipping zum Ausbau von Ganztagsbetreuung

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. März 2020

Katja Kipping zum Ausbau von Ganztagsbetreuung



Zur Warnung des DGB, dass der Ausbau der Ganztagsbetreuung an einem zu
geringen Finanzrahmen zu scheitern droht, sagt Katja Kipping,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

"Mir ist es unbegreiflich, warum es bei der Finanzierung des Ausbaus
der Ganztagsbetreuung hakt. Der Bund ist schlicht in der Pflicht, dem
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung nachzukommen und die finanzielle
Ausgestaltung zu gewährleisten. Mit einem zu geringen Finanzrahmen zu
planen, ist schlicht fahrlässig und unverantwortlich. Das
Bildungssystem wurde schon genug kaputt gespart.

Eines ist klar: Kinder bekommen von ihrem Elternhaus Unterschiedliches
mit auf den Lebensweg. Eine gute Ganztagsbetreuung kann hier helfen
soziale Unterschiede auszugleichen. Der Ausbau der Ganztagsbetreuung
ist insofern ein wichtiger Beitrag, um allen Kindern einen
bestmöglichen Start ins Leben zu ermöglichen."

 * 
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UMWELT/730: Merkel hinterlässt Jahrzehnt verfehlter Klimapolitik

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. März 2020

Merkel hinterlässt Jahrzehnt verfehlter Klimapolitik



"Die neuen Zahlen zur Wirksamkeit der Klimapolitik der Großen
Koalition sind niederschmetternd. Die große Klimaschutzlücke in
Deutschland wird mit dem gegenwärtigen Kurs nicht geschlossen.
Bundeskanzlerin Angela Merkel hinterlässt damit ein Jahrzehnt
verfehlter Klimaschutzpolitik auf Kosten kommender Generationen",
kommentiert Lorenz Gösta Beutin, energie- und klimapolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, jüngste Expertenberechnungen. Beutin
weiter:

"Das Klimapaket der Bundesregierung ist nur ein Tropfen auf den heißen
Stein und ein Bruch des Pariser Klimaschutzabkommens mit Ansage. Ohne
Sofortmaßnahmen wie die Abschaltung der zwanzig schmutzigsten
Kohlekraftwerke, einen Kohleausstieg bis 2030, die Einführung eines
130-Tempolimits auf Autobahnen und einer Beschleunigung der
Energiewende wird Deutschland keinen fairen Beitrag zum weltweiten
Klimaschutz leisten.

Grund für die lahmende Klimapolitik in Deutschland ist eine Große
Koalition, die nicht auf Millionen von Menschen hört, die im
vergangenen Jahr auf die Straßen gegangen sind. Stattdessen werden der
Industrie weiter Geschenke gemacht, sei es mit
Milliarden-Entschädigungen für die Kohlekonzerne, mit
Strompreis-Privilegien in Milliardenhöhe für die Industrie auf Kosten
der Privathaushalte und des Mittelstands oder mit zu laschen
Klimaschutzgesetzen. Der Klimawandel lässt sich nur mit kluger
Ordnungspolitik gestalten. DIE LINKE fordert, Klimaschutz ins
Grundgesetz zu schreiben, damit die Politik sich nicht weiter von
Managern und Aktienkursen vor sich hertreiben lässt."

 * 
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BUNDESTAG/9562: Heute im Bundestag Nr. 253 - 05.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 253

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. März 2020, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Eskalation der Lage in Syrien

2. FDP fordert Erasmus+ zu stärken

3. Grüne fordern eine Arbeitsversicherung

4. Fachkräftemangel im Gastgewerbe

5. AfD fragt nach Überstunden



1. Eskalation der Lage in Syrien

Menschenrechte/Ausschuss

Berlin: (hib/SAS) Nach der erneuten Eskalation im Konflikt zwischen
der Türkei und Syrien beklagt die Bundesregierung eine humanitäre
Katastrophe in der nordwestsyrischen Region Idlib. "Die Lage ist
absolut inakzeptabel", sagte ein Vertreter der Bundesregierung am
Mittwochnachmittag im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre
Hilfe. Die zivile Infrastruktur sei "völlig überlastet". Durch
offenbar gezielte Luftangriffe syrischer und russischer Kampfflugzeuge
seien Wohn- und Krankenhäuser weitgehend zerstört. Auch von
Deutschland geförderte Gesundheitseinrichtungen seien Ziel von Bomben
geworden, bestätigte der Vertreter des Auswärtigen Amtes. Den Menschen
mangelt es Hilfsorganisationen zufolge an medizinischer Versorgung,
Nahrung, Unterkünften und Heizmaterial.

Rund drei Millionen Menschen leben in der Provinz Idlib. Seit Beginn
der militärischen Offensive des von Russland unterstützten syrischen
Präsidenten Baschar al-Assad auf diese letzte große Rebellenhochburg
sind den Vereinten Nationen zufolge fast 950.000 Menschen in Richtung
Norden geflüchtet. An der türkischen Grenze wachsen seitdem die
Flüchtlingslager. Als Reaktion auf die zugespitzte humanitäre
Situation plane die Bundesregierung nun das Budget für die Nothilfe in
der Krisenregion erneut aufzustocken, kündigte der Vertreter des
Auswärtigen Amtes an. Die zuletzt erst im Februar zugesagten 25
Millionen Euro für humanitäre Hilfen würden "nicht ausreichen". Ziel
sei es insbesondere, die "Basisversorgung, Wasser und Strom"
bereitzustellen.

Voraussetzung dafür sei aber, dass die Kriegsparteien die Lage so
beruhigten, dass Hilfskonvois ungehindert zu den Menschen gelangen
könnten. Die russisch-türkische Vereinbarung zur Deeskalation werde
nicht eingehalten. "Wir hoffen auf einen Waffenstillstand", sagte der
Vertreter der Bundesregierung vor dem Gipfeltreffen des russischen
Präsidenten Wladimir Putin mit seinem türkischen Amtskollegen Recep
Tayyip Erdogan am Donnerstag in Moskau. Derzeit sei der Zugang zu den
notleidenden Menschen "extrem erschwert", so der Regierungsvertreter.
Auch grenzüberschreitende Hilfslieferungen auf Grundlage der
Crossborder-Resolution des VN-Sicherheitsrats seien nur eingeschränkt
möglich.

Abgeordnete aller Fraktionen zeigten sich bestürzt über die erneute
Zuspitzung des Konflikts in Idlib. Die Bombardierung von
Krankenhäusern durch russische und syrische Kampfjets bezeichnete die
SPD als "Kriegsverbrechen", die verfolgt werden müssten. Abgeordnete
von CDU/CSU und FDP sprachen sich dafür aus, neue Sanktionen gegenüber
Russland in Betracht zu ziehen. Die AfD kritisierte insbesondere die
Türkei für ihren "völkerrechtswidrigen" Militäreinmarsch in
Nordsyrien. Präsident Erdogan missachte außerdem das
Flüchtlingsabkommen mit der Europäischen Union. Er sei daher "kein
Verbündeter". Im Gegenteil: Durch seine Politik "greift er die EU an",
sagte ein Mitglied der AfD-Fraktion.

Die Linksfraktion monierte, dass Bundesaußenminister Heiko Maas auf
Twitter Angriffe des syrischen Regimes und seiner russischen
Verbündeten verurteile, gleichzeitig aber "Mitgefühl" gegenüber der
Türkei bekunde. Diese sei aber ebenfalls für Kriegsverbrechen
verantwortlich - zum Beispiel an den Kurden, so eine Abgeordnete.
Bündnis 90/Die Grünen monierten zudem die "späte Hilfe" für
Flüchtlingskinder und plädierten für einen "humanitären Korridor", um
die Menschen aus Idlib zu heraus zu holen. Weitere Fragen der
Abgeordneten thematisierten die Arbeit des Verfassungskomitees für
Syrien, die Schaffung einer Schutzzone und die Haltung der
Bundesregierung zur Aussetzung des Asylrechts in Griechenland.

 * 

2. FDP fordert Erasmus+ zu stärken

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) In einem Antrag (19/17516) fordert die FDP-Fraktion,
die Europäische Bildungsmobilität zu stärken, Erasmus+ auszubauen und
Großbritannien als Programmland zu halten. Nach Ansicht der
Abgeordneten soll sich der Europäische Rat dafür einsetzen, für das
Nachfolgeprogramm von Erasmus+ ab 2021 eine Verdreifachung des Budgets
im Vergleich zum aktuellen Budget anzustreben. Der Europäische Rat
soll sich dafür einsetzen, dass Großbritannien im Nachfolgeprogramm
vollwertiges Programmland bleibt, für die Schweiz soll eine Rückkehr
ermöglicht werden. Ferner tritt die FDP dafür ein, den europäischen
Austausch in der beruflichen Bildung zu stärken.

Das Erasmus-Programm ist nach Ansicht der FDP ein wichtiger Faktor für
erfolgreiche europäische Verständigung und grenzüberschreitende
wissenschaftliche Erkenntnis in der Europäischen Union. Kein anderes
Förderprogramm ermögliche so vielen jungen Menschen europäische
Auslandserfahrungen im Rahmen von Studienaufenthalten,
Ausbildungsabschnitten und Praktika. Im laufenden Programm "Erasmus+"
von 2014 bis Ende 2020 hätten bereits in der ersten Hälfte der
Programmlaufzeit rund 1,8 Millionen Personen an Maßnahmen
teilgenommen, unterstreicht die FDP.

 * 

3. Grüne fordern eine Arbeitsversicherung

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert in einem
Antrag (19/17522) die Weiterentwicklung der Arbeitslosenversicherung
zu einer Arbeitsversicherung. Sie begründet die Initiative mit den
grundlegenden Veränderungen des Arbeitsmarktes durch die demografische
Entwicklung, die Digitalisierung, die Migrationsbewegungen und die
sozial-ökologische Modernisierung der Wirtschaft. Erwerbsverläufe und
Beschäftigungsverhältnisse würden bunter und vielfältiger. Um diese
Entwicklung positiv zu gestalten, müsse eine Arbeitsversicherung
künftig nicht nur Arbeitslose, sondern auch Erwerbstätige
unterstützen, schreiben die Grünen.

Sie schlagen unter anderem vor, eine arbeitsmarktbedingte
Weiterbildung für alle zu ermöglichen. Dazu gehört aus Sicht der
Fraktion ein Rechtsanspruch auf Weiterbildung und die Abschaffung des
Vermittlungsvorrangs vor allen anderen Leistungen der
Arbeitsmarktförderung. Überall dort, wo es eine Arbeitsagentur gibt,
soll eine Bildungsagentur als zentrale Anlaufstelle für Fragen der
Weiterbildung aufgebaut werden. Auch soll ein Weiterbildungsgeld
eingeführt werden, um Menschen in Weiterbildung finanziell zu
unterstützen.

Darüber hinaus fordern die Grünen, die Kurzarbeit konsequent auf die
Ermöglichung einer Weiterbildung und Qualifizierung auszurichten. Der
Zugang zur Arbeitslosenversicherung soll in einem ersten Schritt
deutlich erleichtert und aktuell bestehende Ungerechtigkeiten beim
Arbeitslosengeld I beendet werden.

 * 

4. Fachkräftemangel im Gastgewerbe

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/17354) zum Arbeits- und Fachkräftemangel im Hotel- und
Gaststättengewerbe gestellt. Darin möchte sie von der Bundesregierung
unter anderem Informationen über Berufsabschlüsse, Anzahl der
Arbeitskräfte, Beschäftigungsdauer und die Fluktuationsquote in der
Branche erhalten.

 * 

5. AfD fragt nach Überstunden

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/17422)
zu aktuellen Daten zu Überstunden in Deutschland gestellt. Darin fragt
sie die Bundesregierung unter anderem nach der durchschnittlichen
Wochenarbeitszeit der Beschäftigten und nach bezahlten und unbezahlten
Überstunden bei der Polizei und in Krankenhäusern.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9561: Heute im Bundestag Nr. 252 - 05.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 252

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. März 2020, Redaktionsschluss: 09.49 Uhr

1. Wettbewerb auf kommunaler Ebene

2. FDP setzt auf Blockchain

3. Wirtschaftstätigkeit von Kommunen

4. Gebühren für polizeiliche Maßnahmen



1. Wettbewerb auf kommunaler Ebene

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion hat sich für einen starken
Wettbewerb auf kommunaler Ebene ausgesprochen. Es dürften keine neuen
"Kommunalisierungspotenziale" geschaffen werden, fordern die
Abgeordneten in einem Antrag (19/17515). Ordnungsrechtliche Nachteile
für private Unternehmen müssten ausgeräumt werden. Die Bundesregierung
sei dafür verantwortlich sicherzustellen, dass notwendige Lösungen
vorrangig am Markt gesucht werden und bei besserer oder gleicher
Leistungsfähigkeit privatwirtschaftlichen Angeboten Vorfahrt
eingeräumt wird. Entsprechende Positionen müssten gegenüber den
Bundesländern vertreten werden.

Zur Begründung verweisen die Abgeordneten auf die Spielräume von
Kommunen für eigenwirtschaftliche Tätigkeiten, die in den
Gemeindeordnungen festgeschrieben seien. Diese Spielräume dürften
nicht genutzt werden, um erfolgreich privatwirtschaftlich erbrachte
Leistungen zu rekommunalisieren sowie sich auch über die Grenzen der
Daseinsvorsorge hinaus wirtschaftlich als Kommune zu betätigen.

 * 

2. FDP setzt auf Blockchain

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fordert die Bundesregierung in
einem Antrag (19/17539) auf, die Projektplanung eines kommenden
Großprojekts ab der Planungsphase in wesentlichen Teilen auf einer
oder mehrerer, interoperabler Blockchains abzubilden. So solle die
Transparenz erhöht und die Kooperation zwischen dem Bund und den am
Projekt beteiligten Ländern verbessert werden, erklären die
Abgeordneten. Mittelfristig müsse das Ziel sein, steuerfinanzierte
Großprojekte für die Steuerzahler transparenter zu machen.

Die jeweils genutzte Blockchain solle als "public, permissioned"
Blockchain öffentlich zugänglich gemacht werden, falls der Schutz von
Geschäftsgeheimnissen dem nicht entgegensteht. Davon ausgenommen
werden sollten sicherheitsrelevante Angaben zum Projekt und andere
überwiegende öffentliche Interessen. Um die Bürgerbeteiligung zu
gewährleisten, verlangt die Fraktion den Aufbau einer Plattform zum
öffentlichen Projektcontrolling, Melden von Fehlern und zum
Feedback-Geben. Bei der erforderlichen Software solle nach Möglichkeit
auf dezentrale Open-Source-Lösungen gesetzt werden.

In der Ausschreibung sei zu verdeutlichen, dass eine Anbindung an die
Projekt-Blockchain auch anderen Projektpartnern einschließlich
Versicherungen und Zulieferern von Bauteilen offensteht. Die
Projekt-Blockchain brauche hierfür standardisierte Schnittstellen,
über die eine Zusammenarbeit unabhängig von der genutzten
Blockchainlösung möglich ist.

Wie die FDP erläutert, basiert das Grundprinzip der Blockchain darauf,
dass die Transaktionshistorie auf verschiedene Systeme transparent und
unveränderlich verteilt wird und somit Daten verifiziert und gesichert
werden. Gleichzeitig komme es ohne zentralen Speicher aus, was die
Resistenz gegen Manipulation deutlich erhöhe. Bei globalen
Lieferketten könnten auf einer Blockchain gespeicherte Informationen
zum Standort und Zustand der transportierten Ware über einen
Zeitstempel mit dem jeweils ausführenden Logistikpartner in Verbindung
gebracht werden. Dasselbe Prinzip könne bei Großprojekten Anwendung
finden, um das Vertrauen zwischen den Vertragspartnern zu erhöhen,
Verwaltungs- und Controlling-Aufwand zu verringern und Zeit- und
Kostenersparnisse zu ermöglichen.

 * 

3. Wirtschaftstätigkeit von Kommunen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Kommunen in ihren wirtschaftlichen Tätigkeiten
stärken möchte die Linksfraktion. Dazu solle die Bundesregierung mit
den Ländern in einen Dialog treten, erklären die Abgeordneten in einem
Antrag (19/17519). Ziel sei, Beschränkungen der wirtschaftlichen
Tätigkeit von Kommunen aufzuheben und auf Länderebene transparente
Regelungen zu schaffen, die eine interkommunale Zusammenarbeit im
Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge erleichtern und befördern.
"Bei wirtschaftlicher Betätigung im Bereich der kommunalen
Daseinsvorsorge ist die Präferenz zugunsten der öffentlichen Hand
strikt zu beachten", heißt es in dem Antrag weiter.

Außerdem wollen die Linken eine Anstalt des öffentlichen Rechts
gründen, die Rekommunalisierungsvorhaben beraten, unterstützen und
fördern soll.

Privatisierungen entlasteten kommunale Haushalte zwar kurzfristig,
ändere jedoch nichts an den Ursachen der Unterfinanzierung von
Kommunen, begründen die Abgeordneten ihren Vorstoß.

 * 

4. Gebühren für polizeiliche Maßnahmen

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Um Gebühren für polizeiliche Maßnahmen geht es einem
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/17540) mit dem Titel
"Gebührenverordnung zum Bundespolizeigesetz darf Grundrechtsgebrauch
nicht beeinträchtigen". Darin fordert die Fraktion die Bundesregierung
zu Änderungen der "Besonderen Gebührenverordnung des
Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat für individuell
zurechenbare öffentliche Leistungen in dessen Zuständigkeitsbereich"
(BMIBGebV) auf.

Danach soll die Regierung insbesondere die Gebühren für "Anordnung des
Gewahrsams und Vollzug des Gewahrsams in der stationären
Gewahrsamseinrichtung", für Platzverweisung sowie zu Kosten für
Dolmetscher so ändern, dass dabei unter anderem der Grundsatz "Eine
Gebühr ist keine Strafe" Beachtung findet. Die Vorlage steht am
Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums.

In der Begründung führen die Abgeordneten aus, dass es das Prinzip der
Kostendeckung nicht rechtfertige, für polizeiliche Maßnahmen Gebühren
zu erheben, "die zu Recht als drakonisch empfunden werden können".
Eine Gebühr von 6,51 Euro je angefangene Viertelstunde für den
"Vollzug des Gewahrsams in der stationären Gewahrsamseinrichtung"
zusätzlich zur Gebühr für die Anordnung des Gewahrsams in Höhe von
74,15 Euro sei eine solche übermäßige Gebühr, "da sie nicht gedeckelt
ist und Betroffene die Dauer der Maßnahme weder abschätzen noch
bestimmen können". Weiter schreibt die Fraktion, dass Platzverweise
und Dolmetscher zur polizeilichen Aufgabenerfüllung eingesetzt würden
und es daher "grundsätzlich nicht gerechtfertigt" sei, Betroffene in
diesen Fällen per se mit hohen Kosten zu belasten.

"Wenn Gebühren für polizeiliche Maßnahmen erhoben werden, berühren sie
in besonderer Weise einen für die Grundrechtsausübung sensiblen
Bereich", heißt es ferner in der Vorlage. Es sei daher geboten,
"bereits die Gebührentatbestände möglichst schonend im Hinblick auf
die Grundrechtsausübung auszugestalten - auch um sicherzustellen, dass
es durch hohe Gebühren nicht zu einer abschreckenden Wirkung im
Hinblick auf die Grundrechtsausübung kommt".

 * 
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1. Mit Fanarbeit gegen Rechtsextremismus



1. Mit Fanarbeit gegen Rechtsextremismus

Sport/Anhörung

Berlin: (hib/HAU) Mit sozialpädagogischer Fanprojektarbeit kann ein
Gegenpol zu rechtsextremistischen Tendenzen im Fußball gesetzt werden.
Diese Auffassung vertraten Vertreter von Faninitiativen ebenso wie
Vertreter des Deutschen Fußballbundes (DFB) während einer öffentlichen
Anhörung des Sportausschusses am Mittwoch. Eine professionell
angelegte Fanarbeit der Vereine sei das Gebot der Stunde, betonte
Thilo Danielsmeyer vom Fan-Projekt Dortmund. Aktive Fanszenen dienten
bei vielen Vereinen in Bezug auf rassistische Vorfälle als korrektives
Element, sagte Marek Lange, Fanbeauftragter von Zweitligist Dynamo
Dresden. Wichtig sei aber auch eine klare und konsequente Haltung der
Vereine, fügte er hinzu. Michael Gabriel von der Koordinierungsstelle
Fanprojekte bei der Deutschen Sportjugend (KOS) forderte zuverlässige
finanzielle und strukturelle Rahmenbedingungen für alle Fanprojekte.
DFB-Vertreter Sebastian Schmidt zeigte sich überzeugt davon, "dass
Fans eine bedeutende Ressource im Kampf gegen rechtsextreme
Einstellungen und diskriminierendes Verhalten im Fußball sind".

Laut Schmidt bedarf es eines gemeinsamen Engagements von Verbänden,
Vereinen, Behörden, Fans sowie die Unterstützung der Politik, "um
unsere plurale Gesellschaft zu verteidigen". In den Debatten der
letzten Tage sei zu kurz gekommen, dass es häufig Fans, "und
insbesondere Ultras" gewesen seien, die Impulse zum Engagement der
Vereine und Verbände im Kampf gegen gruppenbezogene
Menschenfeindlichkeit und Rechtsextremismus gegeben hätten, sagte der
DFB-Vertreter. Beleg dafür seien auch die zahlreichen Faninitiativen,
die mit dem Julius-Hirschfeld-Preis ausgezeichnet worden seien.

Aus Sicht des Dresdner Fanbeauftragten Lange ist Rechtsextremismus
kein Problem des Fußballs, "sondern ein Problem der gesamten
Gesellschaft". Gleichwohl nutzten Rechtsextremisten die Bühne des
Fußballs. Der Verein Dynamo Dresden setze dem unter anderem den mit
5.000 Euro dotierten Preis gegen Diskriminierung und für Vielfalt und
Toleranz entgegen, der seit mehr als sieben Jahren ausgeschrieben
werde. Seit neun Jahren nehme der Verein an den "Fare" Aktionswochen
teil und laufe am Aktionsspieltag statt mit dem Werbeaufdruck des
Trikotsponsors mit dem Slogan "Love Dynamo - Hate Racism" auf.

Thilo Danielsmeyer vom Fan-Projekt Dortmund sagte, rechte
Gruppierungen versuchten nach wie vor, im Stadion oder im weiteren
Fußballkontext insbesondere Jugendliche zu rekrutieren und zu
instrumentalisieren. Danielsmeyer erinnerte daran, dass Dortmund mit
der rechtsextremen Fangruppe Borussenfront in den 1980er-Jahren für
ein sehr dunkles Kapital steht. "Sieg Heil"-Rufe gebe es inzwischen
bei Spielen von Borussia Dortmund auf der Südtribüne nicht mehr,
stellte der Fanbeauftragte klar. Dennoch habe sich der "Mythos" bis
heute gehalten. Es gelte nun, die positiven Kräfte zu stärken, um den
Rechtsextremen den Raum zu nehmen.

Einen Zusammenhang zwischen Hooligans im Fußball und extremen
Kampfsportarten wie Mixed Martial Arts und Kickboxen stellte Robert
Claus von der Kompetenzgruppe für Fankulturen und Sport bezogene
Soziale Arbeit her. Diese Kampfsportarten seien für Hooligans
interessant, weil sie eng am realen Straßenkampf angelehnt seien.
Claus sprach von einem international organisierten,
professionalisierten Kampfsportnetzwerk. Auch wenn nicht alle
Hooligans in Deutschland rechtsextrem seien, biete der Hooliganismus
dennoch ein "zentrale Rekrutierungsfeld für die extreme Rechte", sagte
er und forderte "Handlungsstrategien gegen Rechtsextremismus im
Kampfsport".

Torsten Juds, Leiter der Zentralen Informationsstelle Sporteinsätze
bei der Polizei Nordrhein-Westfalen, verwies darauf, dass 240 Personen
(etwa 2,5 Prozent) der bundesweit erfassten "Gewalttäter Sport" dem
rechtsorientierten und 130 Personen (etwa 1,4 Prozent) dem
linksorientierten Spektrum zuzurechnen seien. Seiner Aussage nach
würden in deutschen Fußballstadien "strafbewehrte, rechtsmotivierte
Tathandlungen nur in geringer Anzahl zur Anzeige gebracht". Aus Sicht
der von der Polizei erhobenen Daten sei nicht abzuleiten, "dass
rechtsextremistische Tendenzen bundesweit ein großes Problem in
Fußballstadien darstellen".

Nach Ansicht von Stephan Lorenz vom Bundesamt für Verfassungsschutz
wurde die offene Präsenz von Rechtsextremisten in den Stadien "sowohl
durch Maßnahmen der Sicherheitsbehörden als auch durch Maßnahmen der
Vereine angegangenen und grundsätzlich effektiv zurückgedrängt".
Gleichwohl weise eine nicht unerhebliche Zahl von Fußballfans aus der
Hooligan- und Ultraszene Bezüge zum Rechtsextremismus auf, sagte
Lorenz.

Im Verlaufe der Anhörung wurde auch das Verhalten des DFB im
Zusammenhang mit rassistischen Äußerungen gegenüber Spielern sowie
Beleidigungen und Bedrohungen gegenüber dem Hoffenheim-Mäzen Dietmar
Hopp thematisiert. DFB-Diversity-Managerin Claudia Krobitzsch räumte
ein, dass die Drei-Stufen-Regelung der UEFA im Falle der rassistischen
Äußerungen gegenüber Spielern "nicht konsequent umgesetzt wurde". Die
Schiedsrichter seien anfangs für das Thema nicht ausreichend
sensibilisiert gewesen, was aber durch Nachschulungen nachgeholt
worden sei. Für persönliche Beleidigungen sei die Drei-Stufen-Regelung
hingegen nicht gedacht, sagte Krobitzsch. Sie sei am vergangenen
Wochenende angesichts einer "persönlichen Gewaltandrohung" angewendet
worden.

 * 
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1. DW-Intendant weist Kritik zurück

2. Digitalisierung im Arbeitsministerium

3. AfD fordert weniger Regeln am Bau

4. Erleichterungen für Nachtjagd gefordert

5. AfD will Energie-Vorschriften aussetzen

6. AfD will Ausstieg vom Kohleausstieg



1. DW-Intendant weist Kritik zurück

Kultur und Medien/Ausschuss

Berlin: (hib/AW) Der Intendant der Deutschen Welle (DW), Peter
Limbourg, weist Darstellungen zurück, er plane eine massive
Reduzierung oder Einstellung des deutschsprachigen Online-Angebotes
des Auslandssenders. Vor dem Kulturausschuss stellte er am Mittwoch
klar, dass es auch weiterhin ein deutschsprachiges Online-Angebot des
Senders geben werde, das auch rund um die Uhr über "Breaking
News"-Fähigkeit verfüge, sprich auf die aktuelle Nachrichtenlage
reagieren könne. Geplant sei allerdings eine Verstärkung der
fremdsprachigen Online-Redaktionen, um den "deutschen Sichtweisen"
mehr Geltung zu verschaffen. Dafür müssten Mitarbeitern des
deutschsprachigen Online-Angebot teilweise neue Aufgaben zugeordnet
werden. Limbourg reagierte damit auf Nachfragen aus den Fraktionen
nach einem Offenen Brief von DW-Mitarbeitern an Kulturstaatsministerin
Monika Grütters, in dem sie kritisierten, der Sender plane eine
Einstellung des deutschsprachigen Online-Angebotes. Limbourg, der den
Ausschuss über den "Entwurf der Fortschreibung der Aufgabenplanung
2018 bis 2021 für das Jahr 2020" (19/16960) informierte, führte zudem
aus, dass das fremdsprachige Angebot der Deutschen Welle zunehmend an
Bedeutung gewinne. Rund 95 Prozent der genutzten Angebote des
Auslandssenders seien fremdsprachig. Der Sender wolle die Menschen in
den Sprachen erreichen, die sie verstehen. Zudem seien heutzutage
weltweit deutschsprachige Medienangebote über Smartphone abrufbar.

Nach Angaben Limbourgs hat die Deutsche Welle ihre Reichweite von 2018
bis 2019 um 35 auf 197 Millionen wöchentliche Nutzerkontakte erhöht.
Der Reichweitenzuwachs sei vor allem auf einen deutlich stärkeren
Abruf der Online-Angebote zurückzuführen, die von rund 61 Millionen
Menschen wöchentlich genutzt würden, 24 Millionen mehr als im Vorjahr.
Auch die Zahl der wöchentlichen Nutzer des TV-Angebotes sei um zehn
auf insgesamt 99 Millionen gestiegen, die der Radio-Angebote um eine
auf 37 Millionen. Laut Aufgabenplanung will der Sender seine
Reichweite bis 2021 auf 210 Millionen wöchentliche Nutzerkontakte
erhöhen. Um dieses Ziel zu erreichen, setze der Sender derzeit vor
allem auf die Bereiche Modernisierung, Digitalisierung und
Regionalisierung. Sämtliche Online-Angebote würden überarbeitet und
ein neues Videoproduktionssystem für die Erstellung von Beitragen in
4k-Qualität etabliert. Zudem seien neue Korrespondentenbüros und
Studios im Ausland etabliert worden.

 * 

2. Digitalisierung im Arbeitsministerium

Ausschuss Digitale Agenda/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) In seiner 50. Sitzung hat der Ausschuss Digitale
Agenda am Mittwochnachmittag mit Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD)
über die Digitalisierung und digitalpolitische Vorhaben im Arbeits-
und Sozialministerium diskutiert.

Heil berichtete den Abgeordneten, dass alle sieben Abteilungen seines
Ministeriums mit der Digitalisierung befasst seien. Ein Leuchtturm sei
allerdings die im Oktober 2018 von seinem Ministerium gegründeten
Denkfabrik "Digitale Arbeitsgesellschaft", die als Kompass dienen
soll. Die Einheit, die wie ein Think-Tank arbeite, sei ein
interdisziplinär "Experimentierraum". Dort würden, auch räumlich, neue
Formen der Arbeitsgestaltung ausprobiert, berichtete Heil. Auch freue
er sich darüber, dass das Deutsche Observatorium für Künstliche
Intelligenz (KI), ein Projekt der Denkfabrik, gestern seine Arbeit
aufgenommen habe. Dessen Hauptaufgabe bestehe darin, die Anwendung von
KI im Gesellschafts-, Arbeits- und Wirtschaftsleben zu beobachten und
fortzuentwickeln, sagte Heil den Ausschussmitgliedern. Das
Observatorium sei kein "KI-TÜV", es könne aber wohl
Handlungsempfehlungen für die Nutzung formulieren, Standards
erarbeiten und Akteure vernetzen.

Für das Jahr 2020 und die deutsche EU-Ratspräsidentschaft sehe er
große Chancen, einen Dialog über die Auswirkungen von KI auf die
Arbeitswelt anzustoßen. Das Thema KI könne nicht gegen die
Beschäftigten durchgesetzt werden, sagte Heil. Vielmehr brauche es
eine Mischung von Freiheit und Regulierung, um eine vertrauenswürdige
KI "made in Europe" zu erreichen. Was neue Formen und Wege bei
Arbeitsverhältnissen angehe, werde sein Ministerium umfassende
Eckpunkte vorlegen und Vorschläge machen, kündigte Heil an. Weiter
nannte die Nationale Weiterbildungsstrategie ein Vorhaben, das er
digital verankern wolle.

Ein Vertreter der Union wollte Details zur technischen Umsetzung der
Grundrente über die deutsche Rentenversicherung erfahren. Ein
SPD-Vertreter fragte nach der Kooperation des KI-Observatoriums mit
anderen Bundesbehörden. Für das im Observatorium eingesetzte Personal
interessierte sich die AfD-Fraktion. Ein Vertreter der Liberalen
wollte Details zur EU-Arbeitszeitrichtlinie und dadurch entstehende
Probleme erfahren. Eine Vertreterin der Linken fragte nach Details zu
einem Beschäftigtendatenschutz-Gesetz. Die Grünen-Fraktion wollte mehr
zu den Branchen, die durch die Digitalisierung unter Druck geraten
werden, erfahren.

 * 

3. AfD fordert weniger Regeln am Bau

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion möchte mit einem Abbau von
Vorschriften die Baukosten senken. Die etwa 20.000 Vorschriften des
Baurechts und des Baunebenrechts müssten gemeinsam mit den Ländern auf
Erforderlichkeit geprüft werden, erklären die Abgeordneten in einem
Antrag (19/17524). Auf dieser Basis solle die Bundesregierung
Vorschläge machen, welche Vorschriften abgeschafft werden können. Auch
auf das Verhältnis von Kosten zu Nutzen hin sollten die Regelungen
abgeklopft werden.

Die AfD regt darüber hinaus eine modular aufgebaute Musterbauordnung
an, die den Unterschieden des Bauens im städtischen und ländlichen
Raum gerecht wird. Länder müssten beim Erstellen einer solchen Ordnung
unterstütz werden.

Zur Begründung heißt es, die Baukosten seien seit 2015 um etwa 15
Prozent angestiegen, was das Wohnen generell verteuere.

 * 

4. Erleichterungen für Nachtjagd gefordert

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Das "Montageverbot für Infrarotbeleuchtungen für
Jagdscheininhaber" soll nach dem Willen der FDP-Fraktion aufgehoben
werden. Dies geht aus einem Antrag der Fraktion (19/17518) hervor, in
dem die Bundesregierung zur Schaffung einer entsprechenden Regelung
aufgefordert werden. Danach soll die Regelung zugleich sicherstellen,
"dass Nachtzielgeräte mit in die Privilegierung der Nachtsichtvor- und
-aufsätze aufgenommen werden".

In der Vorlage schreiben die Abgeordneten, dass die Bundesregierung
mit der Liberalisierung beim Einsatz von Nachtsichtvor- und aufsätzen
für die Jagd beabsichtige, "einer möglichen Ausbreitung der
afrikanischen Schweinepest in Deutschland vorzugreifen und die
Nachtjagd auf Schwarzwild deutlich zu erleichtern". Diese Öffnung des
Waffengesetzes für moderne Jagdtechnik sei zu begrüßen. Hierbei seien
jedoch lediglich "Nachtsichtzusatzgeräte zugelassen worden, die eine
im Vergleich zu Nachtzielgeräten, die Zielfernrohr und
Nachtsichttechnik in einem Gerät bieten, deutlich schlechtere
Handhabbarkeit und eine unpräzisere Zielführung aufweisen".

Weiter führt die Fraktion aus, dass auch Infrarotaufheller als
Hilfsmittel zur Jagd zugelassen werden müssten, um eine sichere und
waidgerechte Nachtjagd zu ermöglichen. Das "nicht länger zeitgemäße"
Montageverbot zwinge Jäger, Infrarotleuchten während der Jagd in der
Hand zu halten oder diese am Hochstand zu montieren, was keiner
sachgerechten Handhabung entspreche.

In dem Antrag, der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums steht, fordert die Fraktion zudem, die "bisherige
Privilegierung von Spielzeugen mit einem Mündungsenergiewert bis 0,5
Joule" wiederherzustellen. Das Dritte Waffenrechtsänderungsgesetz
führe dazu, "dass sogenannte Airsoft-Spielzeuge, bei denen es sich
nach der bisherigen Rechtslage um Spielzeuge handelt, zukünftig
erheblich eingeschränkt werden", heißt es in der Vorlage. Hiervon
seien "alle Spielzeuge betroffen, die eine Mündungsenergie von unter
0,5 Joule aufweisen". Von diesen Spielzeugen gehe aber "keine
relevante Gesundheitsgefahr aus".

 * 

5. AfD will Energie-Vorschriften aussetzen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Gegen den Wohnungsmangel in Ballungsgebieten schlägt
die AfD-Fraktion vor, die Energieeinsparverordnung außer Kraft zu
setzen. Die Arbeiten an einem Gebäudeenergiegesetz müssten bis auf
weiteres eingestellt werden, heißt es in einem Antrag (19/17523)
weiter. Es dürfe kein entsprechendes Gesetz vorgelegt werden.

Zur Begründung erklären die Abgeordneten, durch die Verordnung
entstünden Kosten, die sich direkt in den Mietpreisen niederschlagen.
Eine Aussetzung sei ein wesentlich besseres Mittel zur Lösung der
Wohnraumkrise als etwa die Mietpreisbremse.

 * 

6. AfD will Ausstieg vom Kohleausstieg

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion fordert eine Umkehr beim
Kohleausstieg. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zum
Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen führe zu einer
strukturpolitischen Fehlentwicklung der betroffenen Kohlereviere vor
allem im Osten, heißt es in einem Antrag (19/17528). Im Gegensatz zum
Ruhrgebiet verfügten Mitteldeutsches Revier und Lausitz bisher
ausschließlich über das "Geschäftsmodell Kohle".

Die Abgeordneten möchten mit einem Widerruf des Ausstiegs,
wirtschaftlichen Niedergang und Arbeitsplatzverluste verhindern.
Gleichzeitig solle mit einer nachhaltigen Strukturpolitik ein ebenso
nachhaltiger wirtschaftlicher Aufschwung in den strukturschwachen
Regionen Deutschlands ermöglicht werden.

 * 
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1. Kapitalinvestoren im Gesundheitswesen

2. 325 Millionen Euro für Corona-Bekämpfung

3. Entzug waffenrechtlicher Erlaubnis

4. AfD wirbt für koordinierte Rohstoffpolitik

5. AfD dringt auf Ende von Sea Guardian



1. Kapitalinvestoren im Gesundheitswesen

Gesundheit/Anhörung

Berlin: (hib/PK) Ärzteverbände warnen vor einem wachsenden Einfluss
renditeorientierter Investoren auf die medizinische Versorgung in
Deutschland. Die Bundesärztekammer (BÄK) und die Zahnärztliche
Bundesvereinigung (KZBV) fordern gesetzliche Initiativen, um die
kommerziellen Interessen im Gesundheitswesen transparenter zu
gestalten und rein ökonomisch motivierte Investitionen zu begrenzen.
Die Experten äußerten sich in schriftlichen Stellungnahmen zu einer
Anhörung des Gesundheitsausschusses des Bundestages am Mittwoch über
Anträge der Linksfraktion und der AfD-Fraktion.

Die Linksfraktion spricht sich in ihrem Antrag (19/14372) für mehr
Transparenz aus, wenn Kapitalgesellschaften in das Gesundheitssystem
investieren. Die AfD-Fraktion fordert in ihrem Antrag (19/17130), die
wohnortnahe Versorgung mit ärztlichen Leistungen zu stärken. Eine
Möglichkeit zur Sicherstellung der medizinischen Versorgung im
ländlichen Raum sei die Stärkung von kommunalen Medizinischen
Versorgungszentren (MVZ).

Medizinische Versorgungszentren (MVZ) können nach Angaben der
Bundesregierung von zugelassenen Ärzten und Krankenhäusern, von
Erbringern nichtärztlicher Dialyseleistungen, gemeinnützigen Trägern
und anerkannten Praxisnetzen gegründet werden. Ferner bestehe für
Kommunen die Möglichkeit, MVZ zu gründen. In den MVZ können mehrere
Ärzte verschiedener oder gleicher Fachrichtungen unter einem Dach
arbeiten. Geleitet wird ein MVZ immer von einem Arzt.

Die BÄK sprach von einem wachsenden Klärungs- und
Strukturierungsbedarf im Hinblick auf die deutlich zunehmenden
Aktivitäten von Investoren im Gesundheitswesen. Es sei nicht
hinnehmbar, dass immer mehr ökonomische Parameter das ärztliche
Handeln bestimmten. Wenn Ärzte von kapitalgetriebenen Fremdinvestoren
angehalten würden, nach kommerziellen Vorgaben zu handeln, gerieten
sie in einen schwer lösbaren Zielkonflikt.

Auch die KZBV erklärte, die Entwicklung werde mit Sorge gesehen. Durch
die 2015 eingeführte Möglichkeit zur Gründung fachgruppengleicher MVZ
sei faktisch der gesamte vertragszahnärztliche Versorgungsmarkt dem
Zugriff von Finanzinvestoren geöffnet worden.

Der Vorstand des BKK-Dachverbandes, Franz Knieps, wandte sich gegen
eine Differenzierung in "gutes" oder "schlechtes" Geld im
Gesundheitswesen. Es gebe keine Belege für die Behauptung, dass
Kapitalinvestoren nur am schnellen Gewinn interessiert seien. Dass MVZ
hauptsächlich in Städten betrieben würden, sei verständlich, weil dort
auch die meisten Menschen lebten. Statt über Träger zu debattieren,
sollte die Versorgungsqualität im Vordergrund stehen. Ein Wettbewerb
um Qualität würde den Markt für eine einseitige Renditeorientierung
unmöglich machen.

 * 

2. 325 Millionen Euro für Corona-Bekämpfung

Haushalt/Ausschuss

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung stellt weitere 325 Millionen
Euro zur Bekämpfung der Coronakrise zur Verfügung. Die Mittel sollen
zur Beschaffung von Schutzausrüstung (bis zu 250 Millionen Euro), der
finanziellen Unterstützung der Weltgesundheitsorganisation (bis zu 50
Millionen Euro) sowie für Informations- und Aufklärungsmaßnahmen (bis
zu 25 Millionen Euro) dienen. Über zwei entsprechende außerplanmäßige
Ausgaben in Höhe von 50 Millionen Euro sowie 275 Millionen Euro
unterrichteten Vertreter der Bundesministerien für Gesundheit (BMG)
und für Finanzen (BMF) am Mittwochnachmittag den Haushaltsausschuss.
Die Ausschussmitglieder nahmen die Vorlagen nach Aussprache zur
Kenntnis.

Ein Vertreter des BMG gab dem Ausschuss zudem einen Sachstandsbericht
zur internationalen und nationalen Ausbreitung des Virus sowie zu
Maßnahmen der Bundesregierung. Die Bundesregierung hatte jüngst
bereits 23 Millionen Euro unter anderem zur Unterstützung des 
Robert-Koch-Instituts zur Verfügung gestellt und den Haushaltsausschuss über
diese außerplanmäßige Ausgabe in der vergangenen Sitzungswoche
unterrichtet.

 * 

3. Entzug waffenrechtlicher Erlaubnis

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Persönliche Eignung nach Paragraf 6 des
Waffengesetzes wirksam gewährleisten" lautet der Titel eines Antrags
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/17520), der am Donnerstag
erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Danach soll
die Bundesregierung Gesetzesregelungen vorlegen, die "gewährleisten,
dass eine erteilte waffenrechtliche Erlaubnis zuverlässig entzogen
wird, wenn die persönliche Eignung oder Zuverlässigkeit nicht mehr
gegeben ist". Auch soll durch diese Regelungen nach dem Willen der
Fraktion "die nach dem Waffengesetz bereits vorgeschriebene
Überprüfung im Hinblick auf die persönliche Eignung in psychologischer
Hinsicht" verbessert werden.

In dem Antrag schreiben die Abgeordneten, dass sich die
Bundesregierung infolge des rechtsterroristischen Anschlags von Hanau
zurecht erneut mit dem Waffenrecht und dabei insbesondere mit der
Frage befasse, "ob der konkrete Fall eine Lücke der bisherigen
Regelungen offenbart, zumal der mutmaßliche Täter im Zeitpunkt der Tat
nach bisherigem Kenntnisstand legal im Besitz von halbautomatischen
Schusswaffen und entsprechender Munition war". Wie sie in der
Begründung ausführen, soll der mutmaßliche Täter von Hanau im Jahr vor
seiner Tat im Hinblick auf seine waffenrechtliche Zuverlässigkeit
behördlich überprüft worden sein.

 * 

4. AfD wirbt für koordinierte Rohstoffpolitik

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion setzt sich für die Schaffung des
Amtes eines Bundesbeauftragten für Rohstoffpolitik ein. Dessen Aufgabe
solle darin bestehen, "die nationalen Bemühungen zur Sicherung der
Rohstoffversorgung zu überblicken, zu bündeln und zu lenken", heißt es
in einem Antrag (19/17525), der am morgigen Donnerstag auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Außerdem solle die
Bundesregierung unter anderem Rohstoffe identifizieren, "die für die
deutsche Industrie perspektivisch von strategischer Wichtigkeit sein
werden sowie legislative Vorhaben einerseits unter dem Gesichtspunkt
ihrer Rohstoffauswirkungen gründlicher darstellen".

Deutschland setze seine Mittel im Rahmen der
Entwicklungszusammenarbeit vielfach ein, um in Partnerländern
ideologische Ziele umzusetzen, die eher einer "moralischen
Lehrmeisterhaltung als konkreten Notwendigkeiten (ökonomisch,
geostrategisch, kulturell) gerecht werden", schreiben die
Abgeordneten. Gleichzeitig scheiterten deutsche Unternehmen damit,
sich langfristig mit Rohstoffen, vor allem Seltenen Erden, ausreichend
zu versorgen. Der Grund sei oft, dass andere Nationen sich bereits
ohne "zweck- und realitätsfremde Anspruchshaltungen" den Zugriff auf
die infrage kommenden Rohstoffvorkommen gesichert hätten. Aus diesem
Grund fordere auch der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) in
seiner Berliner Rohstofferklärung, dass die Aktivitäten auf nationaler
Ebene besser abgestimmt werden müssen und eine höhere politische
Priorisierung erfahren sollten.

 * 

5. AfD dringt auf Ende von Sea Guardian

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die AfD-Fraktion wendet sich gegen die Nato-geführte
Sicherheitsoperation Sea Guardian im Mittelmeer. In einem Antrag
(19/17529) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung unter anderem
auf, das entsprechende Mandat zur Beteiligung der Bundeswehr auslaufen
zu lassen und nicht erneut zu verlängern. Außerdem solle die Operation
evaluiert werden.

Dem Mandat zufolge solle durch den Einsatz zwar gegen Terrorismus und
Waffenschmuggel vorgegangen werden, um die maritime Sicherheit im
Mittelmeer zu stärken und das Nato-Bündnisgebiet zu sichern, schreiben
die Abgeordneten. Allerdings werde durch die völkerrechtliche
Verpflichtung zur Hilfeleistung für in Seenot geratene Personen eine
Zunahme der illegalen Migration über das Mittelmeer billigend in Kauf
genommen. Die Operation trage "somit zur Zunahme der illegalen
Migrationsbewegungen, das heißt der widerrechtlichen Einreise von
Migranten nach Europa bei". Zudem habe sie kaum messbar zur Bekämpfung
von Waffenschmuggel oder Terrorismus beigetragen. "Aufwand und
Ergebnis stehen in keinem vertretbaren Verhältnis zueinander."

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 249 - 4. März 2020 - 17.07 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9557: Heute im Bundestag Nr. 248 - 04.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 248

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. März 2020, Redaktionsschluss: 16.00 Uhr

1. FDP will Bundesministergesetz ändern

2. Auskunftssperren im Melderegister

3. Afrika-Strategie bei Bildung und Forschung

4. Förderung der Islamischen Theologie

5. Klimakompensation von Flügen

6. Small Data in der Künstlichen Intelligenz

7. Nötiges Einkommen zur Altersabsicherung

8. Iranischer Revolutionsexport in den Irak



1. FDP will Bundesministergesetz ändern

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion hat einen Entwurf zur Novellierung
des Bundesministergesetzes (19/17512) vorgelegt, der auf eine Änderung
von Ruhegehaltsregelungen für Mitglieder der Bundesregierung abzielt.
Darin führt die Fraktion aus, dass das Gesetz Regierungsmitgliedern
"in zwei besonderen Fällen unverhältnismäßig hohe
Versorgungsansprüche" zuweise. So gelte nach dem Bundesministergesetz
in der derzeitigen Fassung für Ressortchefs, "die nach einer Amtszeit
von mehr als zwei, aber weniger als vier Jahren durch Ausscheiden des
Bundeskanzlers oder durch Auflösung des Bundestages ihr Amt verlieren,
eine rechtliche Fiktion, wonach ihre abgeleistete Amtszeit bei der
Berechnung des Ruhegehaltsanspruchs als Amtszeit von vier Jahren
gilt".

Zudem sei "die Minderung des Ruhegehalts bei vorzeitiger Beantragung
auf maximal 14,4 Prozentpunkte (entsprechend einer Minderung für einen
um vier Jahre früheren Ruhestand) beschränkt", heißt es in der Vorlage
weiter. Zusammen mit der Verschiebung der Regelaltersgrenze für Beamte
auf 67 Jahre ergebe sich daraus "eine besondere Form der ,Rente mit
63' speziell für Bundesminister: Beantragen sie bereits zur Vollendung
des 60. Lebensjahres das Ruhegehalt, wird es so berechnet, als hätten
sie schon das 63. Lebensjahr vollendet".

Der Gesetzentwurf der Fraktion sieht daher vor, die rechtliche
Fiktion, wonach "unter bestimmten Umständen eine Amtszeit als
Bundesminister von mehr als zwei Jahren als Amtszeit von vier Jahren
gilt", aufzuheben und stattdessen eine Regelung einzuführen, die die
Versorgungsansprüche proportional zur tatsächlichen Amtszeit ansteigen
lässt. Auch soll die Deckelung der Minderung des Ruhegehalts auf 14,4
Prozentpunkte laut Vorlage aufgehoben werden, "so dass künftig - je
nach Geburtsjahrgang des Regierungsmitglieds und Ruhestandsbeginn -
eine Minderung des Ruhegehalts um bis zu 25,2 Prozentpunkte erfolgen
kann".

 * 

2. Auskunftssperren im Melderegister

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Auf "Auskunftssperren für politische Mandatsträger
in Bund, Ländern und Kommunen" zielt ein Gesetzentwurf der
FDP-Fraktion zur Änderung des Bundesmeldegesetzes (19/17252) ab. Wie
die Fraktion in der Vorlage darlegt, hat die politisch motivierte
Ermordung des Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke "deutlich
die Bedrohungslage für politische Mandatsträger in Deutschland vor
Augen geführt". Generell häuften sich in jüngerer Zeit die Angriffe
auf Politiker sowie Drohungen gegen sie. Dabei sei nicht
auszuschließen, dass diese durch zuvor erteilte Melderegisterauskünfte
begünstigt wurden, denn laut Bundesmeldegesetz könnten Name und
Anschrift einer in Deutschland gemeldeten Person " im Wege einer
einfachen Melderegisterauskunft ohne Angabe eines Grundes von
jedermann bei der zuständigen Meldebehörde erfragt werden". Darüber
hinaus erlaube das Gesetz weitergehende Auskünfte, soweit ein
berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird.

Diese Auskunftspflichten der Meldebehörden ermöglichen es laut Vorlage
"jedermann, in Erfahrung zu bringen, wo andere Personen wohnen und
sich somit gewöhnlich aufhalten". Dies ermögliche nicht nur eine
Kontaktaufnahme in deren Interesse, sondern erleichtere auch
Straftaten gegen die betroffenen Personen und ihre Familien. Deshalb
dürften diese Daten nicht herausgegeben werden, "wenn Tatsachen
vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass der betroffenen Person
durch die Melderegisterauskunft eine Gefahr für Leben, Gesundheit,
persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Interessen erwachsen
kann". Um die Herausgabe von Daten zu unterbinden, sei für den
betroffene Person in solchen Fällen im Melderegister eine
Auskunftssperre einzutragen.

Der Gesetzentwurf sieht dazu die Einführung einer gesetzlichen
Vermutung vor, dass im Falle von Mitgliedern des Bundestages und der
Landesparlamente sowie der Vertreter in kommunalen
Gebietskörperschaften, Wahlbeamten wie etwa Bürgermeistern sowie
politischen Beamten wie Regierungspräsidenten die Voraussetzungen für
eine Auskunftssperre gemäß Paragraf 51 des Bundesmeldegesetzes
vorliegen. Diese Sperre soll auf deren Antrag hin für die Dauer der
Legislaturperiode eingetragen werden. Zugleich soll die Regelung nach
dem Willen der Fraktion auf Angehörige dieser Personen ausgeweitet
werden, "da die Auskunftssperre sonst leicht durch eine Abfrage der
Daten der Partner oder der Kinder, die im gleichen Haushalt leben,
umgangen werden könnte".

 * 

3. Afrika-Strategie bei Bildung und Forschung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Im Rahmen der Afrika-Strategie der Bundesregierung
in den Bereichen Bildung, Wissenschaft und Forschung wurden seit 2013
rund 750 bi- als auch multilaterale Forschungsvorhaben durch das
zuständige Ministerium gefördert. Die Kooperationen streben eine
gleichberechtigte gemeinsame Arbeit der Partner an. Die Projekte im
Bereich Bildung und Forschung sind ein Teil der Afrikapolitischen
Leitlinien der Bundesregierung, die durch Kooperationen und
Einzelmaßnahmen mit anderen Ressorts ergänzt werden. Das macht die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17361) zur Afrika-Strategie
deutlich.

Aus Sicht der AfD muss Hilfe in Entwicklungsländern vor allem dazu
beitragen, Selbsthilfe zu ermöglichen. Nachhaltigkeit ist nach Meinung
der Abgeordneten dann gewährleistet, wenn die Menschen eine echte
Perspektive für ein menschenwürdiges Leben in ihren Ländern erhalten,
hatte die Fraktion in ihrer Kleinen Anfrage (19/16686) geschrieben.

Als Beispiel für gleichberechtigte Partnerschaften im Bereich Bildung
und Forschung nennt die Bundesregierung unter anderem die
Forschungsagenda des Instituts der Panafrikanischen Universität für
Wasser- und Energiewissenschaften in Tlemcen/Algerien (PAUWES), die
gemeinsam mit afrikanischen Partnern erarbeitet wurde und nach
Einschätzung der Bundesregierung dort aller Voraussicht nach in den
nächsten 20 Jahren die Forschung bestimmen wird. Ein weiteres Beispiel
ist die German University Cairo (GUC) in Ägypten, die laut
Bundesregierung eine nachgefragte private Universität und auf dem Weg
ist, sich auf Dauer selbst zu tragen.

Aus Mitteln des Bundes hätten deutsche Hochschulen seit 2011
verschiedene transnationale Studiengänge in Marokko und Äthiopien
aufgebaut, die den Studierenden ein akademisches Studium ermöglichen
und praxisrelevantes Wissen zur Nutzung auf dem heimischen
Arbeitsmarkt vermitteln. Die deutsche Förderung verlaufe degressiv,
die Hochschulen vor Ort finanzierten den Großteil der Projekte, unter
anderem durch Studiengebühren

Wichtig ist der Bundesregierung, dass durch die Projekte Arbeitsplätze
auch außerhalb des universitären Betriebes am lokalen Arbeitsmarkt
geschaffen werden. Durch eine praxisorientierte Hochschulausbildung
mit Branchenkenntnissen soll der hohen Arbeitslosigkeit junger
Akademiker sowie dem Mangel an Unternehmensgründungen entgegengewirkt
werden. Neben Kooperationen im wissenschaftlich-technologischen
Bereich sollen die forschungs- und wissenschaftspolitischen Akteure
bei der Gestaltung der jeweiligen nationalen Forschungs- und
Innovationssysteme unterstützt werden. Durch die Reduzierung der
Arbeitslosigkeit entstehen für den Einzelnen dauerhafte persönliche
Perspektiven. So soll Flucht und Migration vorgebeugt werden.

Laut Bundesregierung belegen zudem zahlreiche Studien, dass die
fehlende Teilhabe von Frauen an formaler wirtschaftlicher und
angemessen entlohnter Tätigkeit ein Entwicklungshemmnis darstellt. Die
Gleichberechtigung von Mann und Frau sei damit nicht nur eine Frage
sozialer Gerechtigkeit, sondern auch des ökonomischen Wohlstands und
der stabilen Entwicklung eines Landes und stehe wegen ihres Mehrwerts
für Wissenschaft und Forschung im Fokus der Strategie.
Geschlechtergleichstellung befördert die nachhaltige Entwicklung und
wird daher als eines der globalen Ziele für Nachhaltige Entwicklung
(SDG 5) der Vereinten Nationen genannt.

 * 

4. Förderung der Islamischen Theologie

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die AfD beschäftigt sich in einer Kleinen Anfrage
(19/17419) mit der Evaluation der Förderung für Zentren für islamische
Theologie (ZiT) und Institute für islamische Theologie an öffentlichen
Hochschulen. Seit 2011 gibt es an deutschen Hochschulen in Tübingen,
Frankfurt (mit Gießen), Münster, Osnabrück und Erlangen-Nürnberg
Zentren für islamische Theologie. Seit 2019 werden auch Institute für
islamische Theologie an der Humboldt-Universität Berlin und an der
Universität Paderborn vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
gefördert. Die Abgeordneten möchten gerne wissen, welche Ziele die
Bundesregierung mit der Förderung der ZiT beziehungsweise Institute
für islamische Theologie über die auf der Webseite genannten Ziele
hinaus verfolgt und ob die Bundesregierung mit der Förderung so den
Einfluss radikalislamischer Organisationen und ausländischer Staaten
auf die Ausbildung in Deutschland tätiger Imame und Religionslehrer im
Fach islamische Religion verringern will. Zudem fragen die
Abgeordneten, wie viel Fördergeld die einzelnen ZiT beziehungsweise
Institute für islamische Theologie seit ihrer Gründung aus
Bundesmitteln erhalten haben und wie hoch nach Kenntnis der
Bundesregierung die Zuschüsse der Länder zu den Zentren für islamische
Theologie waren. Ferner interessiert die Abgeordneten, ob es nach
Auffassung der Bundesregierung religiöse Auslegungen des Islam gibt,
deren wissenschaftliche Erforschung in den ZiT besonders
förderungswürdig ist.

 * 

5. Klimakompensation von Flügen

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Bündnis 90/Die Grünen thematisieren in ihrer Kleinen
Anfrage (19/17348) die Klimakompensation von Flügen und anderen
Dienstreisen an außeruniversitären Forschungseinrichtungen. Die
Abgeordneten möchten wissen, nach welchen Regeln und Vorschriften die
Kosten von Dienstreisen an den außeruniversitären
Forschungseinrichtungen erstattet werden und welche außeruniversitären
Forschungseinrichtungen und Forschungsorganisationen über
Mobilitätsmanagements und Leitlinien verfügen, die den Klimaschutz
adressieren und welche Maßnahmen zum Klimaschutz in diesen Leitlinien
im Einzelnen enthalten sind. Fern fragen sie, ob die Bundesregierung
plant, darauf hinzuwirken, dass an außeruniversitären
Forschungseinrichtungen im Hinblick auf den Klimaschutz
weitreichendere Bestimmungen und Leitlinien implementiert werden.

 * 

6. Small Data in der Künstlichen Intelligenz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) In einer Kleinen Anfrage (19/17352) fragt die
FDP-Fraktion nach der Förderung der Künstliche Intelligenz im Bereich
Small Data in Deutschland. Die Abgeordneten möchten wissen, welche
Definition die Bundesregierung von Small Data, der Analyse kleinerer
Datenmengen ("small data"), in der Nationalen KI-Strategie zur Prüfung
von Fördermöglichkeiten zugrunde legt, welche Stellen in der
Bundesregierung für die Prüfung zuständig sind und wie der Stand der
Überprüfung ist.

Die FDP stellt die Anfrage auch vor dem Hintergrund, dass die 2025
geplante Forschungsförderung in Höhe von drei Milliarden Euro in der
KI den Abgeordneten im Vergleich zu den jährlichen Forschungs- und
Entwicklungsbudgets bekannter Unternehmen verschwindend gering
erscheine. Der Fraktion sei es wichtig, dass auch Forschungsfelder
berücksichtigt werden, in denen Anbieter von Nischenprodukten sich
international wettbewerbsfähig positionieren können und nicht nur
wenige aber global agierende Unternehmen, die Zugriff auf eine enorme
Menge an Daten über Personen, Prozesse und Produkte aus dem Business-
to-Consumer- und Business-to-Business-Bereich haben. Prägend für die
deutsche Wirtschaft seien innovative Mittelständler, darunter viele
sogenannte "hidden champions", Weltmarktführer in ihrem jeweiligen
Bereich, schreibt die FDP. Sie verfügten im Vergleich zu großen
Plattform-Unternehmen über wesentlich kleinere Datenmengen als
Grundlage für KI-Anwendungen. Entsprechend groß ist nach Ansicht der
FDP das Potential von KI-Anwendungen zur Analyse kleinerer Datenmengen
("small data").

 * 

7. Nötiges Einkommen zur Altersabsicherung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion möchte durch eine Kleine Anfrage
(19/17424) herausfinden, wie hoch das Jahreseinkommen von
Beschäftigten sein muss, um eine Altersabsicherung auf
Grundsicherungsniveau zu erhalten. Sie fragt die Bundesregierung unter
anderem nach den Jahresentgelten verschiedener Berufsgruppen und nach
den durchschnittlichen Rentenzahlbeträgen.

 * 

8. Iranischer Revolutionsexport in den Irak

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der "Menschenrechtslage im Irak im Kontext der
jüngsten Demonstrationen" erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/17442). Die Abgeordneten thematisieren darin unter
anderem den iranischen "Export der Islamischen Revolution" in den Irak
und die Finanzierung schiitischer Milizen durch den Iran, die Beratung
und Ausbildung irakischer Sicherheitskräfte durch die Bundeswehr sowie
die Schüsse auf Demonstranten im Oktober 2019 durch irakische
Sicherheitskräfte.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2005: Regierungspressekonferenz vom 4. März 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 4. März 2020

Regierungspressekonferenz vom 4. März 2020

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf eines Gesetzes zum Aufbau einer
gebäudeintegrierten Lade- und Leitungsinfrastruktur für die
Elektromobilität, Situation unbegleiteter minderjähriger Ausländer in
Deutschland), Situation minderjähriger Flüchtlinge in Griechenland/Lage an
der türkisch-griechischen Grenze, erster Bericht der Koordinierungsstelle
für Extremismusverdachtsfälle, Lage in Nordsyrien, Coranavirus


Sprecher: SRSin Demmer, Baron (BMWi), Strater (BMVI), Kempe
(BMFSFJ), Alter (BMI), von Plüskow (BMVg), Breul (AA), Kuhn (BMF), Gülde
(BMG)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Auch von mir herzlich willkommen! Das Bundeskabinett hat
heute den Entwurf eines Gesetzes zum Aufbau einer gebäudeintegrierten Lade-
und Leitungsinfrastruktur für die Elektromobilität beschlossen. Der Entwurf
setzt die Vorgaben der novellierten EU-Gebäuderichtlinie zum Aufbau einer
ebensolchen Leitungs- und Ladeinfrastruktur für Elektromobilität in
Gebäuden eins zu eins in nationales Recht um. Das Gesetz soll einen Beitrag
dazu leisten, dass der Ausbau der Leitungs- und Ladeinfrastruktur für
Elektromobilität im Gebäudebereich beschleunigt wird. Zudem werden die
Voraussetzungen dafür geschaffen, dass im Nachgang leichter neue Ladepunkte
entstehen können.

Der wesentliche Inhalt des Entwurfs lässt sich wie folgt zusammenfassen:
Bei Neubau beziehungsweise größerer Renovierung von Gebäuden mit mehr als
zehn Stellplätzen ist in Wohngebäuden künftig jeder Stellplatz und in
Nichtwohngebäuden jeder fünfte Stellplatz mit Schutzrohren für
Elektrokabel, also für die Leitungsinfrastruktur, auszustatten. Zusätzlich
ist in Nichtwohngebäuden mindestens ein Ladepunkt zu errichten. Nach dem 1.
Januar 2025 ist zudem jedes Nichtwohngebäude mit mehr als 20 Stellplätzen
mit mindestens einem Ladepunkt auszustatten. Verstöße gegen das Gesetz
können mit einem Bußgeld geahndet werden.

Es gibt ein paar Ausnahmen: Auf Nichtwohngebäude, die sich im Eigentum von
Kleinen und mittleren Unternehmen befinden und überwiegend von ihnen selbst
genutzt werden, findet das Gesetz keine Auswendung. Eine weitere Ausnahme
existiert für Bestandsgebäude, wenn die Kosten für die Lade- und
Leitungsinfrastruktur 7 Prozent der Gesamtkosten einer größeren Renovierung
überschreiten würden. Öffentliche Gebäude, die gemäß der Umsetzung der
Richtlinie über den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe
bereits vergleichbaren Anforderungen unterliegen, sind ebenfalls
ausgenommen.

Weiteres Thema im Kabinett war die Situation unbegleiteter minderjähriger
Ausländer in Deutschland. Ausländische Kinder und Jugendliche, die ohne
ihre Familien nach Deutschland kommen, haben, wie alle Kinder hierzulande,
ein Recht darauf, dem Kindeswohl entsprechend untergebracht, versorgt und
betreut zu werden. Um das sicherzustellen, gilt seit November 2015 das
Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung
ausländischer Kinder und Jugendlicher. Das Gesetz schreibt der
Bundesregierung vor, dem Bundestag jährlich über die Situation der
unbegleiteten minderjährigen Ausländer zu berichten. Dieser Bericht wurde
heute im Kabinett beschlossen.

Die zentralen Aussagen des Berichts sind: Das Verfahren zur Umsetzung der
bundesweiten Aufnahme wird von Ländern und Kommunen verantwortungsvoll
umgesetzt und hat sich bewährt. Im Februar letzten Jahres lebten 14 916
unbegleitete minderjährige Ausländer in Deutschland. Hinzu kamen 24 010
junge Volljährige. Insgesamt befanden sich Ende Januar 2019 damit knapp 40
000 junge Menschen aus dem Ausland in der Zuständigkeit der Kinder- und
Jugendhilfe. Ein Höchststand war im Februar 2016 erreicht; da waren es rund
60 000 junge Menschen.

Die Einreisen von unbegleiteten ausländischen Minderjährigen sinken seit
Mai 2016 kontinuierlich. Im Jahr 2018 wurden insgesamt 5817 Minderjährige
regulär in Obhut genommen.

Man kann sagen: Die unbegleiteten Minderjährigen werden gut und
bedarfsgerecht versorgt. Die im Regelsystem der Kinder- und Jugendhilfe
vorgesehenen Maßnahmen, Leistungen und Angebote schützen und stärken diese
besonders schutzbedürftigen Kinder und Jugendlichen von Anfang an und
wenden Gefahren und Risiken ab. So werden die notwendigen Schritte in ein
selbstständiges Leben und eine Integration in die Gesellschaft ermöglicht.

Frage: Frau Demmer, ich habe zu dem Beschluss zur Elektromobilität eine
allgemeine Frage. Die Opposition kritisiert, dass diese und andere im
Verkehr geplanten Maßnahmen nicht ausreichen - diese Frage richtet sich
vielleicht auch an das Verkehrsministerium -, um die Klimaziele für diesen
Sektor zu erreichen. Wie zuversichtlich sind Sie, und wie wollen Sie die
erreichen?

Baron: Ich kann zu dem Gesetz gerne wiederholen: Dieses Gesetz ist ein
Baustein von vielen. Wir sehen das immer als Bündel von Maßnahmen, die
vorangebracht werden müssen, um die Klimaziele zu erreichen. Sie wissen,
wir haben die Umweltprämie für Elektroautos. Ganz wesentlich ist natürlich
auch, die Infrastruktur auszubauen. Das liegt bei den Kollegen im
Bundesverkehrsministerium.

Konkret dieses Gesetz zielt darauf ab, dass man bei Bauten, bei denen es
große Parkflächen gibt, sozusagen die Infrastruktur gleich mitdenkt, auch
bei Renovierungen oder bei einem Neubau, dass die Schutzrohre in den
beschriebenen Gebäuden verlegt sind, wie von Frau Demmer dargestellt, und
man die Planung nicht erst später nachholen muss, sondern das gleich
mitdenkt. Denn wenn wir ausreichend Ladepunkte haben, werden sich immer
mehr Bürgerinnen und Bürger dazu entschließen, E-Autos zu kaufen und diese
auch zu nutzen. Das ist für uns ein Beitrag zum Hochlauf der
Elektromobilität, aber natürlich nicht der einzige. Dazu gibt es ein Bündel
an Maßnahmen aus Steuereffekten, der Ladeinfrastruktur und der
Umweltprämie. Man muss das eben als Bündel von Maßnahmen betrachten.

Strater: Vielleicht kann ich das ergänzen, vor allem mit Blick auf die
Ladeinfrastruktur. Wir haben einen Masterplan Ladeinfrastruktur vorgelegt,
der definiert, wie wir den flächendeckenden Ausbau mit gezielten
Förderungen, verbesserten gesetzlichen Rahmenbedingungen und einer aktiven
Koordination zwischen Bund, Ländern, Kommunen und der Industrie erreichen
können. Wir treiben diesen Masterplan gemeinsam mit der Industrie sowie den
beteiligten Ländern und Kommunen massiv voran. Das Ziel ist, in den
nächsten zwei Jahren 50 000 öffentlich zugängliche Ladepunkte zu errichten.
Die Automobilwirtschaft wird bis 2022 ebenfalls öffentliche Ladepunkte
beisteuern. Wir haben Anfang des Jahres eine Nationale Leitstelle
Ladeinfrastruktur eingerichtet, die den ganzen Aufbau koordiniert. Wir
investieren Milliarden in die Tank- und Ladeinfrastruktur für Pkw und Lkw
mit CO2-freien Antrieben. Das ist ein wesentlicher Baustein zum Erreichen
der Klimaschutzziele, die wir uns im Klimaschutzprogramm gesetzt haben.

Frage: Ich habe eine Frage zu dem Bericht über die unbegleiteten
Minderjährigen, entweder an Frau Demmer oder an das Familienministerium.
Sie haben gesagt, 14 000 Plätze seien im vergangenen Februar belegt
gewesen. Wie viel Kapazität haben denn Bund, Länder und Kommunen zur
Aufnahme unbegleiteter Minderjähriger? Dies wäre sinnvoll zu wissen in der
Debatte um die unbegleiteten Minderjährigen in Griechenland.

Kempe: Danke für die Frage. - So pauschal lässt sich das nicht beantworten.
Ich muss auch darauf hinweisen, dass die Zuständigkeit hier bei den Ländern
und Kommunen liegt und nicht beim Bund. Frau Demmer hat es eben erwähnt:
Wir hatten schon weit über 60 000 unbegleitete minderjährige Flüchtlinge,
die untergebracht werden mussten. Ob die Kapazitäten noch steigerbar wären,
kann ich jetzt so pauschal auf Anhieb nicht sagen.

Zusatzfrage: Das heißt, mit den 60 000 ist man gut klargekommen. Wenn es
jetzt 40 000 sind, wäre es denkbar, dass es Kapazitäten gebe. Verstehe ich
Sie da richtig?

Kempe: Im Prinzip schon. Aber Sie wissen auch, dass es in den Zeiten, als
besonders viele unbegleitete minderjährige Flüchtlinge nach Deutschland
kamen und untergebracht werden mussten, auch Engpässe in manchen Regionen
gab.

Frage: Ich weiß nicht, ob das der richtige Ort ist, um nach dem Umgang mit
unbegleiteten oder auch nicht unbegleiteten Kindern in Griechenland zu
fragen. Da bin ich ganz offen, ob wir das jetzt machen.

Vorsitzende Welty: Das können wir direkt anschließen, ja.

Zusatzfrage: Herr Alter, gestern gab es neuerliche Äußerungen von Herrn
Seehofer, dass es das Bemühen gebe, da mit gleichgesinnten europäischen
Staaten voranzugehen. Um wen geht es da? Gibt es da schon eine Eingrenzung?
In der politischen Diskussion ist zum Teil von unter 14-Jährigen die Rede,
zum Teil insgesamt von unbegleiteten Minderjährigen und zum Teil bei den
Jüngeren auch begleitet, also mit Familie. Können Sie zu dieser Gruppe
etwas sagen? Können Sie etwas zum Stand der Verhandlungen und zum Zeitplan
sagen?

Alter: Ja, gern. - Zunächst einmal möchte ich deutlich machen, weil auch
wir wahrgenommen haben, dass die Diskussionen gerade im politischen Raum
und auch in der Medienberichterstattung schon ziemlich konkret sind, dass
der Bundesinnenminister gestern deutlich gemacht hat, dass es zunächst
einmal darum geht, an der europäischen Außengrenze geordnete Verhältnisse
herzustellen, weil das die Voraussetzung dafür ist, dass humanitäre
Fragestellungen behandelt werden können. Das ist im Übrigen auch keine
Neuigkeit. Der Bundesinnenminister hat zuletzt sehr prägnant um die
Weihnachtszeit herum deutlich gemacht, dass es diese Fragestellung gibt und
dass wir uns auch im vollen Bewusstsein darüber sind, dass die Situation,
die viele im Moment in Griechenland erleben, auf Dauer nicht tragbar ist.
Insofern ist das kein neues Thema. Diese Frage wird immer wieder
aufgeworfen. Es gibt eine ganze Reihe von Fragestellungen, die zu klären
sind. Einige davon haben Sie gerade formuliert.

Im Moment ist es so: Wir haben keinen Zustand an der Außengrenze, den wir
als geordnet bezeichnen könnten. Sicherlich wird es auch heute in Brüssel
beim Treffen der Innenminister um die Frage gehen, wie man Griechenland
unterstützen kann. Der Bundesinnenminister hat gestern gesagt, dass diese
Fragen zu stellen sind - das hat er wiederholt - und dass man im Rahmen
einer europäischen Lösung abstimmen muss, wie man die Situation dort
behandelt. Das ist, wie gesagt, unsere Linie. Die bleibt auch bestehen. Es
wird keine deutsche Alleinentscheidung geben, sondern es ist erforderlich,
dass sich mehrere Mitgliedstaaten darüber verständigen, wie man mit dieser
Situation umgeht.

Zusatzfrage: In Griechenland gibt es die Außengrenzenproblematik. Es gibt
auch die Problematik, die ich eben angesprochen habe, dass das ja in
Griechenland ist. Das heißt, es gibt die Situation auf den Inseln, und es
stellt sich die Frage, wie man dort mit Minderjährigen umgeht, ob es da
auch ein Zusammengehen einzelner Staaten gibt. Ist das völlig konditioniert
durch neue Wege im Umgang mit der Außengrenze? Das ist doch eigentlich
unabhängig davon zu entscheiden. Deshalb noch einmal die Frage nach dem
Umgang mit den Minderjährigen, die schon jetzt in Griechenland sind.

Alter: Es gibt eine ganz eindeutige Kondition zwischen diesen beiden
Dingen: Wenn die europäische Außengrenze ihre Funktion nicht erfüllt und
man befürchten muss, dass es zu ungesteuerten, unkontrollierten
Grenzübertritten kommt, dann kann man nicht gleichzeitig in unmittelbarer
Nähe der EU-Außengrenze darüber entscheiden, dass Leute verteilt werden,
weil das befürchten lässt, dass die frei werdenden Kapazitäten sofort durch
ungesteuerte und unkontrollierte Migration wiederaufgefüllt werden. Dann
kommt etwas in Gang, was man nicht mehr beherrschen kann. Deswegen hat der
Bundesinnenminister deutlich gemacht: Nur unter der Voraussetzung, dass
Ordnung herrscht, kann auch Humanität gewährleistet werden. Das ist im
Grunde genommen die Aufforderung an alle Beteiligten, ihre Anstrengungen
dahin zu bewegen, dass Ordnung hergestellt werden kann.

Frage: Herr Alter, die Forderung des griechischen Ministerpräsidenten, dass
die europäischen Länder die 5000 unbegleiteten Minderjährigen aufnehmen,
gab es schon Ende November oder Anfang Dezember, wenn ich mich nicht irre.
Damals gab es keine positive Reaktion, weder vom Bundesinnenminister noch
von anderen EU-Ländern. Wenn ich die Äußerung des Bundesinnenministers
jetzt richtig verstanden habe, dann heißt das, dass er dafür ist, dass
diese 5000 unbegleiteten Minderjährigen auf den griechischen Inseln von
anderen europäischen Ländern aufgenommen werden sollen. Hat der
Bundesinnenminister jetzt Anzeichen dafür, dass auch andere Länder dafür
sind? Wie kam es zu dieser Änderung seiner Meinung?

Alter: Man muss jetzt einmal abwarten, wie die Gespräche auch heute konkret
verlaufen. Ich habe es gerade erwähnt: Die Innenminister der europäischen
Mitgliedstaaten treffen sich heute in Brüssel, um über die Situation in
Griechenland zu sprechen.

Ich will noch einmal hervorheben: Der Bundesinnenminister hat gestern
deutlich gesagt, dass er von dem, was bisher geschehen ist, enttäuscht ist.
Er hat auch in der Vergangenheit gesagt, dass es nach seiner Wahrnehmung in
der Migrationspolitik im Wesentlichen einen Stillstand gibt, den es zu
beenden gilt.

Wir haben gerade auf seine Initiative hin in den letzten Monaten an vielen
Stellen versucht, Dynamik in die Situation hineinzubekommen. Ich erinnere
an die Diskussion, die wir um die Seenotrettung geführt haben. Wir haben
Vorschläge unterbreitet, wie man das europäische Asylsystem gestalten kann.
Wir haben innerhalb der Bundesregierung eine Verständigung dazu. Das heißt,
wir haben eine deutsche Position.

Im nächsten Schritt wird es darum gehen - die aktuelle Situation zeigt mehr
als deutlich, dass es dringend notwendig ist, da Fortschritte zu machen -,
dass dort auch europäisch ein gewaltiger Schritt nach vorn gemacht werden
kann. Nichtsdestotrotz bleibt es bei der nationalen Linie, dass wir nur im
europäischen Verbund agieren werden und nicht isoliert.

Zusatzfrage: Das hieße dann, dass, wenn es heute in Brüssel keine Einigung
in diesem Sinne gibt, wir bei dem bleiben, was wir jetzt haben, also keine
Minderjährigen von den griechischen Inseln nach Europa holen?

Die nächste Frage wäre: Es gibt konkrete Angebote - - -

Vorsitzende Welty: Entschuldigung, Sie hatten eine Nachfrage. Wollen wir
die erst einmal beantworten lassen? Dann nehme ich Sie gerne noch einmal
auf die Liste.

Zusatz : Okay.

Alter: Ich möchte sagen - das gehört vielleicht auch ein Stück weit zum
Erwartungsmanagement dazu -: Es ist nicht zu erwarten, dass es zu dieser
Frage heute in Brüssel konkrete Beschlüsse im Sinne einer
Aufnahmeentscheidung gibt. Das ist einfach unrealistisch. Dieses Thema muss
auf die Tagesordnung. Es wird auf der Tagesordnung stehen. Wenn wir uns in
der heutigen Sitzung auf Grundsätze verständigen können, wie man vorgeht,
wenn man vielleicht einen verbindlichen Fahrplan vereinbaren kann, dann ist
das etwas, was wir durchaus für realistisch halten. Aber dass es heute eine
Verständigung mehrerer Mitgliedstaaten gibt, die eine Aufnahmeentscheidung
zur Folge hat, das erwarten wir nicht.

Frage: Frau Demmer, unterstützt die Bundeskanzlerin eigentlich den gestern
laut gewordenen Plan des Innenministers, möglicherweise jugendliche
Flüchtlinge in Deutschland aufzunehmen?

SRSin Demmer: Das klingt jetzt ein bisschen, als hätten Sie Herrn Alter
nicht ganz zugehört. Herr Alter und ich sprechen hier - ich glaube, der
Beginn dieser Debatte war kurz vor Weihnachten - immer eine Sprache.

In der Tat ist es uns natürlich ein Anliegen, die Lebenssituation der
Menschen vor Ort und auch die Lage der Kinder zu verbessern. Die
Diskussion, ob speziell besonders schutzbedürftige Minderjährige aus
Griechenland aufgenommen werden sollen, muss auf europäischer Ebene geführt
werden. Das haben wir hier mehrfach immer wieder genau so gesagt.

Der Innenminister trifft sich heute mit seinen Kollegen, wie Herr Alter
schon gesagt hat.

Wie gesagt: Wir suchen nach europäischen Lösungen. Deutschland kann das
nicht alleine.

Zusatzfrage : Wenn Sie jetzt von einem europäischen Kontext sprechen - das
ist eine Frage an Sie beide -, ist das wieder so wie 2015/2016, dass sich
Deutschland mit einer Koalition der Willigen begnügen würde, oder erwartet
man jetzt von allen EU-Staaten eine Kontingentlösung oder was auch immer?

Alter: Der Bundesinnenminister hat auch das gestern deutlich gemacht:
Natürlich ist es wünschenswert, möglichst viele, wenn nicht sogar alle
Mitgliedstaaten zu einer gemeinsamen Politik bei den Migrationsthemen zu
bewegen. Aber nach den Erfahrungen der letzten Jahre ist es nicht sehr
wahrscheinlich, dass das in einem ersten Schritt gelingen wird. Insofern
hat der Bundesminister hier, wie im Übrigen auch bei der Seenotrettung,
gesagt: Es kommt darauf an, dass sich eine signifikante Anzahl von
Mitgliedstaaten daran beteiligt. - Es ist nicht die erste Bedingung, dass
es alle 27 sein werden. Aber es muss schon eine Anzahl sein, bei der man
auch von einer europäischen Lösung und nicht von einer bilateralen Lösung
sprechen kann.

Frage: Herr Alter, Sie haben eben gesagt, Humanität könne es nur geben,
wenn Ordnung herrsche. Das kann man auch einen Paradigmenwechsel nennen.
Hat sich Humanität nicht eigentlich dadurch ausgezeichnet, dass sie gerade
dann ausgeübt wurde, wenn keine perfekte Ordnung herrschte? Warum also
dieser Prioritätenwechsel?

Zum Zweiten - - -

Vorsitzende Welty: Bitte eine Frage!

Zusatz: Wir hatten meistens entweder zwei Fragen oder eine Frage und eine
Nachfrage. Ich würde dann gerne die zweite Frage stellen.

Zum Zweiten: Wir haben hier gelegentlich gefragt, wie es ist, wenn Kommunen
sagen: Wir sind bereit, Flüchtlinge oder Asylsuchende aufzunehmen. - Da
haben Sie immer gesagt, das sei Ländersache. Nun hat Schleswig-Holstein als
Bundesland eine Aufnahmebereitschaft signalisiert. Lernfrage: Bedeutet das,
dass, weil das Land das sagt, jetzt Flüchtlinge, Jugendliche kommen
könnten, oder findet auch das unter einem Bundesvorbehalt statt?

Alter: Ich fange mit der zweiten Frage an; auch die ist hier schon
gelegentlich gestellt worden. Aufnahmeentscheidungen dieser Größenordnung
sind vom Bund zu treffen. Die Länder haben keine Kompetenz, das
eigenständig zu tun. Insofern bedarf es hierfür einer Entscheidung von der
Bundesebene.

Zu der ersten Fragen kann ich sagen: Da hat es nach meiner Wahrnehmung
keine Prioritätenveränderung gegeben. Seit Beginn der Amtszeit von
Bundesinnenminister Seehofer ist in der Migrationspolitik der Dreiklang aus
Ordnung, Steuerung und Begrenzung ein wesentliches Leitprinzip seiner
Politik. Wir haben das schon immer so verfolgt.

Der Minister hat gestern noch einmal deutlich gemacht, was wir, losgelöst
von der aktuellen Zuspitzung an der türkisch-griechischen Grenze, im
Bereich der Humanität tun. Wir haben im Resettlement-Programm im
zweijährigen Rhythmus jeweils 10 000 Flüchtlinge aus Drittstaaten
aufgenommen. Wir haben uns in der Vergangenheit an Relocation-Beschlüssen
beteiligt. Wir haben uns in der Seenotrettung deutlich stärker als andere
Mitgliedstaaten engagiert. Wir dürfen auch nicht vergessen, dass jeden Tag
ca. 400 neue Asylsuchende nach Deutschland einreisen, die wir in die
Prozessbearbeitung nehmen. Das heißt, wir haben im Monat etwa 10 000
Asylantragsteller. Das ist die humanitäre Seite, die wir im Grunde genommen
ohnehin schon täglich zeigen.

Wenn es darum geht, darüber hinaus Leistungen zu erbringen, dann muss das
nach Ansicht des Bundesinnenministers zumindest erfordern, dass die
Situation an der Außengrenze so ist, dass man von ihrer Funktionsfähigkeit
ausgehen kann. Das ist im Moment nicht gegeben.

SRSin Demmer: Ich würde gerne noch ergänzen und daran erinnern, dass die
Bundesregierung zuletzt 90 Lkw mit Hilfsgütern für 10 000 Flüchtlinge nach
Griechenland geschickt hat.

Frage: Ich möchte zu den Kommunen noch etwas fragen; das ist auch eine
Lernfrage. Sie haben gesagt: in dieser Größenordnung. - Gibt es denn eine
Kleinere Größenordnung, bei denen Schleswig-Holstein oder einzelne Städte
selbst entscheiden könnten, Flüchtlinge aufzunehmen, oder ist das gar nicht
möglich? Ich hatte es immer so verstanden, dass das nicht möglich ist.

Alter: Das war unpräzise von mir ausgedrückt. Aufnahmeentscheidungen sind
durch den Bund oder zumindest im Einvernehmen mit dem Bund zu treffen. Das
können die Länder nicht losgelöst machen. Das sieht die nationale
Rechtslage so vor.

Zusatzfrage: Sie haben auch nicht vor, das irgendwie zu ändern, also dass
der Verbund, Städte, sichere Häfen usw. da selbst aktiv werden können?

Alter: Solche Planungen gibt es nicht. Aus unserer Sicht besteht auch gar
kein Bedarf dazu. Die Forderungen der Kommunen sind ja auch nicht erst seit
gestern bei uns bekannt, sondern wir kennen sie seit längerer Zeit. Wir
wissen um die Aufnahmebereitschaft von einzelnen Kommunen in Deutschland.
Wir haben das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge schon im vergangenen
Jahr gebeten, diese Kommunen bei der Verteilung von Asylsuchenden zu
berücksichtigen. In Kürze wird es noch einmal Gespräche auf Arbeitsebene
geben, wie die besonderen Bedürfnisse der Kommunen noch berücksichtigt
werden können. Aber die Frage einer Aufnahmeentscheidung auf Bundesebene
sehen wir ausreichend und abschließend geregelt.

Frage: Herr Alter, ich möchte auf das Zitat des Ministers zurückkommen,
dass Ordnung die Voraussetzung für Humanität sei. Was konkret meint der
Minister in dem Moment mit "Ordnung"? Meint er damit die konkrete Situation
an der griechisch-türkischen Grenze, oder meint er damit mehr, wenn er von
"Ordnung" spricht?

Alter: Zunächst einmal haben wir im Moment eine Situation an der 
griechisch-türkischen Grenze, die wir beobachten und bei der wir alle nicht wissen,
wie sie sich weiterentwickelt. Wenn man nicht prognostizieren kann, wie die
Lage morgen ist, dann ist das keine Situation, die man mit "Ordnung"
bezeichnen könnte.

Wenn Sie fragen, was er damit meint, dann will ich noch einmal den Blick
auf unsere nationalen Grenzen richten. Darauf hat der Minister in den
vergangenen Jahren Wert gelegt. Wir hatten in der jüngeren Vergangenheit
eine Situation, bei der auch wir das Gefühl hatten, dass das Ganze jetzt
nicht geordnet vonstattengeht. Aber diese Situation ist mittlerweile
eingetreten. Das heißt, mit dem Begriff "Ordnung" ist für Behörden auch
immer die Möglichkeit verbunden, die Situation zu steuern und darauf
Einfluss zu nehmen, damit sie geregelt ablaufen kann. Das ist eine
Situation, die wir jedenfalls im Moment mit einem Fragezeichen versehen
müssen, was die türkisch-griechische Landgrenze angeht.

Frage: Herr Alter, Sie haben als Voraussetzung die geordneten Verhältnisse
an den Grenzen genannt. Wenn ich jetzt höre, dass Sie nicht wissen, wie
sich die Situation weiterentwickelt, dann frage ich: Ist die Situation, die
an der griechisch-türkischen Grenze herrscht, geordnet, oder was ist das?

Alter: Ich habe die Frage gerade beantwortet: Im Moment reden wir nicht
davon, dass dort geordnete Verhältnisse existieren. Auch wenn die
griechischen Behörden größere Grenzübertritte bislang verhindert haben, ist
es dennoch nicht möglich, zu prognostizieren, wie sich die Situation
weiterentwickelt.

Frage: Die griechische Regierung hat ja das Asylrecht für vier Wochen
ausgesetzt. Lernfrage: Ist das rechtlich zulässig? Hat die Bundesregierung
eine Position dazu? Im Moment werden, ich glaube, 400 auf Lesbos Gelandete
im Hafen auf einem Schiff festgehalten und im Grunde in Quarantäne gesetzt.
Sie sollen in ein Festlandlager kommen und dann wieder zurückgebracht
werden. Da ist keine Behandlung von Asylverfahren möglich. Ist das
rechtlich zulässig?

Alter: Diese Frage wurde uns zu Anfang der Woche hier schon einmal
gestellt. Ich habe darauf verwiesen, dass das eine sehr komplexe
Fragestellung ist, die man sich von den Griechen auch einmal im Detail
erläutern lassen muss. Möglicherweise ergibt sich heute in Brüssel die
Gelegenheit dazu, dass der griechische Innenminister darüber unterrichtet,
wie die Situation eingeschätzt wird und welche Lage aus Sicht der
griechischen Behörden dort vor Ort im Moment konkret vorliegt. Wir kennen
viele Medienberichte, und es gibt auch viele Falschinformationen. Deswegen
ist das ein wichtiger Punkt. Möglicherweise wird er auch über die Frage der
Entscheidungen sprechen, die die griechische Regierung bislang getroffen
hat.

Es ist wirklich viel zu früh und auch nicht unsere Aufgabe, die
Entscheidungen der griechischen Behörden hier an dieser Stelle zu bewerten.
Wir wissen allerdings, dass das europäische Recht für besondere Situationen
auch Ausnahmeregelungen vorsieht. Insofern ist es momentan sehr schwierig,
eine Bewertung vorzunehmen. Öffentlich würden wir das auch nicht tun.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMVg zum ersten Bericht der KfE zu den
Extremismusfällen in der Bundeswehr. Welche Voraussetzungen müssen erfüllt
sein, um statt der Kategorie Orange die Kategorie Rot anzuwenden, um also
zu sagen, dass der Betreffende tatsächlich ein Extremist ist? Reicht es
dafür aus, dass man Mitglied einer Organisation ist, die von einem
Landesamt für Verfassungsschutz als Beobachtungsobjekt eingestuft wird?

Plüskow: Ich kann Ihnen die genauen Voraussetzungen für die einzelnen
Kategorien jetzt nicht nennen. Ich kann Ihnen aber sagen, dass der Bericht
online steht. Sie können ihn dort nachlesen. Ich meine auch, sicher zu
sein, dass diese Einteilung und die Erläuterungen dazu darin enthalten
sind.

Zusatzfrage: Welche Konsequenz gibt es, wenn jemand in die Kategorie Rot
eingestuft wird? Könnte es sein, dass dann gesagt wird: "Verlass die
Organisation; lege dein Amt nieder", oder zieht das praktisch gleich die
Einleitung eines Entlassungsverfahrens nach sich?

Plüskow: Wenn ein Mitglied der Bundeswehr, ein Soldat, durch den MAD als
Extremist erkannt worden ist, dann zieht das in der Regel die Entlassung
nach sich.

Frage: Frau Demmer, Frau Merkel hat gestern in der Fraktionssitzung
offenbar von einer Flugverbotszone in Nordsyrien gesprochen. Können Sie
näher beschreiben, wie ein solcher Vorschlag aussieht?

SRSin Demmer: Für die Bundesregierung ist weiterhin klar, dass es in Syrien
entscheidend darum geht, dass der Konflikt in Idlib nicht weiter auf dem
Rücken der Binnenvertriebenen ausgetragen wird. Die humanitäre Lage vor Ort
ist dramatisch. Die vom Konflikt betroffenen Menschen in Idlib benötigen
dringend Versorgung und Schutz. Deshalb muss dafür gesorgt werden, dass
diese Menschen vor Ort sicher und von den humanitären Organisationen
versorgt werden können.

Wenn morgen die Präsidenten Erdogan und Putin über Idlib reden, dann
sollten sie eben darüber reden, dass ein Gebiet definiert wird, in dem die
Versorgung dieser Binnenvertriebenen stattfinden kann, ohne dass sie
hierbei Opfer militärischer Gewalt werden. Damit diese Versorgung
funktionieren kann, braucht es einen effektiven und sicheren Zugang der
Hilfsorganisationen zu diesem Gebiet, der gewährleistet werden muss.

Das alles hat die Kanzlerin auch in ihren Telefonaten mit Putin und Erdogan
zum Ausdruck gebracht. Jetzt ist es aber an Erdogan und Putin, ein Gebiet
zu definieren, in dem das möglich ist.

Frage: Frau Demmer, sind die Pläne für ein Vierertreffen immer noch
aktuell?

SRSin Demmer: Jetzt hat, wie gesagt, das Treffen zwischen Erdogan und Putin
erst einmal Vorrang.

Zusatz: Aber gestern gab es eine Information, dass ein solches Treffen
schon am Freitag nach dem Treffen von Putin und Erdogan stattfinden könnte.

SRSin Demmer: Die Bundesregierung ist natürlich grundsätzlich zu Gesprächen
bereit. Das ist ein sehr wichtiges Thema. Trotzdem würde ich hier und heute
erst einmal sagen, dass das Treffen zwischen Erdogan und Putin jetzt
Vorrang hat. Dann sehen wir weiter.

Frage: Frau Demmer, Sie sagen, dass das das Thema der Unterhaltung zwischen
Frau Merkel und Herrn Putin war. Was hat Putin denn auf die Frage oder den
Vorschlag der Notwendigkeit einer solchen Zone geantwortet?

Sie haben dieses Gebiet ein bisschen nebulös umrissen. Ich wüsste gern,
welche Zone der Kanzlerin denn vorschwebt. Es gibt ja durchaus Unterschiede
zwischen Flugverbotszonen, Schutzzonen oder Gebieten anderer Sicherheit, so
wie Sie es gerade beschrieben haben.

Dann eine Frage an das BMVg oder an Sie, Frau Demmer, falls Sie sie
beantworten mögen: Haben wir, die Deutschen, eine Rolle innerhalb dieses
Vorschlags?

SRSin Demmer: Zu Ihrer ersten Frage: Aus dem vertraulichen Gespräch kann
ich mehr als das, was wir in der Pressemitteilung herausgegeben haben, hier
jetzt nicht berichten.

Bei dem Gebiet, das zu definieren wäre, geht es nicht um eine Schutzzone
als Terminus technicus, sondern es geht vor allen Dingen darum - dort
wurden ja Massenvertreibungen durch das syrische Regime ausgelöst -, diesen
Menschen zu helfen und dafür zu sorgen, dass es überhaupt Zugang zu diesen
Menschen gibt. Darum geht es jetzt in einer ersten Stufe.

Breul: Dazu kann auch ich gern noch etwas sagen. Es wird Sie nicht
überraschen - Sie kennen sich ja gut aus im Geschäft -, dass sich die
Zusammensetzung des VN-Sicherheitsrats nicht über Nacht geändert hat und
dass es insbesondere von russischer Seite Vorbehalte gegenüber Maßnahmen
wie Schutzzonen oder Flugverbotszonen gibt und auch weiterhin geben wird.
Darum ist das bei diesen Begrifflichkeiten, die schnell
durcheinandergeraten, sicherlich nicht das, was im Raume steht.

Frau Demmer hat es gesagt. Es geht darum, wie man Sicherheitsgarantieren
für die Binnenvertriebenen gewinnt, sodass sie ausreichend humanitär
versorgt werden können. Dabei sind in erster Linie die beiden Staaten
gefragt, die dort von außen militärisch aktiv sind, also die Türkei und
Russland. Die aktuelle Offensive des Regimes wäre ohne russische
Unterstützung nicht möglich gewesen; das ist völlig klar. Das Regime von
Assad hat diese Binnenflüchtlinge verursacht. Darum sehen wir jetzt auch in
erster Linie Russland in der Pflicht, gemeinsam mit der Türkei eine
Absprache zu treffen, die es der internationalen Gemeinschaft ermöglicht,
dort wieder Hilfe zu leisten. Das hat Priorität.

Vorsitzende Welty: Möchte das Verteidigungsministerium noch ergänzen?

Plüskow: Ich kann zur Frage der Ausgestaltung einer solchen Zone nichts
beitragen. Eine Masse ist hier gesagt worden. Sie wissen, dass die
Ministerin diese Idee schon im Oktober vergangenen Jahres einmal
aufgebracht hat. Wir sind froh, dass dies erneut diskutiert wird. Aber
selbstverständlich muss im Laufe der Diskussion darüber gesprochen werden,
wie man das ausgestaltet.

Derzeit gibt es nicht sehr viel mehr von mir dazu zu sagen.

Frage: Die Verteidigungsministerin hat heute Sanktionen gegenüber Russland
in Erwägung gezogen. An welche Sanktionen wird dabei gedacht?

Frau Demmer, wird dieses Thema vielleicht auf die EU-Agenda kommen?

Plüskow: Sie spielen auf das Interview der Ministerin heute Morgen an. Die
Worte der Ministerin stehen erst einmal für sich. Natürlich müssen diese
auch in genau diesem Gesamtkontext der Situation in Syrien und der
Eskalation der Lage, vor allen Dingen aber auch der humanitären Situation
gesehen werden, wie wir es hier ja gerade angesprochen haben.

Die Ministerin hat bereits in ihrer sicherheitspolitischen Rede in München
deutlich angeregt, mit Russland darüber ins Gespräch zu kommen.
Grundsätzliche Voraussetzung dafür ist es eben, eine Verständigung mit den
Akteuren vor Ort zu erreichen. Dazu müssen selbstverständlich alle
Möglichkeiten angedacht und im Rahmen der Bundesregierung sowie mit den
Partnern diskutiert werden. Aber Sie werden auch verstehen, dass ich einem
Ergebnis dieser Diskussion hier nicht vorgreifen kann.

Breul: Wenn ich darf, würde ich gern noch ergänzen. Ich hatte es ja gerade
schon betont: Russland spielt eine zentrale Rolle in diesem Konflikt. Wir
brauchen Russland für eine politische Lösung. Wir denken, dass das
derzeitige russische Verhalten in die falsche Richtung geht, und wünschen
uns von Russland eine Kurskorrektur. Das ist Thema in allen Gesprächen, die
wir mit Russland führen.

Vorschläge, wie wir die russische Bereitschaft, an einer politischen Lösung
mitzuwirken, steigern können, werden wir uns natürlich genau ansehen.
Gleichzeitig dürfen wir natürlich nichts tun, um eine politische Lösung des
Konflikts weiter zu erschweren.

Zusatzfrage: Der Außenminister hat von Kriegsverbrechen in Idlib
gesprochen. Was tut die Bundesregierung, um den Druck auf Russland zu
erhöhen?

Breul: Die Äußerungen des Ministers in der vergangenen Woche in New York
sind im Kontext der Verletzungen des humanitären Völkerrechts, die derzeit
stattfinden, wenn gezielt Krankenhäuser und Schulen attackiert werden und
dabei Zivilisten zu Schaden kommen, zu sehen. Das haben wir immer wieder
deutlich angesprochen. Das war keine neue Positionierung, sondern ein
Punkt, den wir in den Gesprächen mit Russland und auch in der
Öffentlichkeit immer wieder deutlich wiederholen. Das nehmen wir, wie
gesagt, auch mit der russischen Seite politisch auf und beraten gemeinsam
mit unseren europäischen Partnern, wie wir gegebenenfalls den Druck auf
Russland weiter erhöhen.

Frage: Ich verstehe das nicht so richtig. Das, was ich gehört habe, Herr
Breul und Herr von Plüskow, ist, dass die Verteidigungsministerin und der
Außenminister durchaus in unterschiedliche Richtungen ziehen. Wenn
einerseits Frau Kramp-Karrenbauer Sanktionen das Wort reden, andererseits
Sie, Herr Breul, sagen, dass man auf der Suche nach einer politischen
Verständigung sei und alles vermeiden wolle, was eine solche Verständigung
erschwere, dann geht das für mich nicht überein. Können Sie mir da
weiterhelfen?

Breul: Die internationale Politik ist komplex. Man kann manchmal Dinge
erreichen wollen, und es stehen unterschiedliche Instrumente dafür zur
Verfügung. Mal ist das eine und mal das andere geboten. Aber genau diese
Debatte führen wir jetzt in der Bundesregierung und natürlich auch mit
unseren europäischen Partnern.

Unsere Ziele sind jetzt erstens ein Waffenstillstand - die Waffen in Idlib
müssen ruhen -, zweitens der Zugang für die Humanitären mit
Sicherheitsgarantien unter dem Dach der Vereinten Nationen und drittens
Fortschritte bei der politischen Lösung für Syrien, damit wir diesen
Konflikt endlich einem Ende zuführen können. Diesen drei Zielen - das sind
die Ziele der Bundesregierung - ordnen wir die Maßnahmen unter und beraten,
welche Maßnahme wann geeignet ist. Das ist, denke ich, unsere gemeinsame
Position.

Plüskow: Dem kann ich mich nur anschließen. Ich meine auch, dass ich mich
da nicht anders ausgedrückt habe. Ich habe gesagt, dass wir alle Maßnahmen
diskutieren müssen. Dazu gibt es einen Instrumentenmix, wie er hier auch
angesprochen wurde, und da kann man nicht von vornherein irgendwelche
Überlegungen ausschließen. Es geht darum, dies zu diskutieren und dann am
Ende zu einem Entschluss zu kommen.

Frage: Meine Frage geht an alle Ministerien: Wie ist denn die Vorbereitung
auf Corona, auch für den Fall von Corona tatsächlich im Kabinettskreis oder
bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern?

SRSin Demmer: Vielleicht kann ich vorweg sagen: Bundesgesundheitsminister
Spahn und Bundesinnenminister Seehofer haben heute im Kabinett über die
aktuelle Lage zum Coronavirus berichtet. Mit dabei war dann auch der
Präsident des RKI, Professor Wieler, der zum Ausbruchsgeschehen alle
Kabinettsmitglieder informiert hat. Die Bundesregierung hat, wie bekannt
ist, den Krisenstab eingerichtet, der regelmäßig tagt und natürlich auch
über solche Fragen spricht, um eben auf die Entwicklung des
Infektionsgeschehens angemessen reagieren zu können. Ziel bleibt es
natürlich, die weitere Ausbreitung des Virus einzudämmen und zu
verlangsamen. Bundesminister Spahn gibt ja auch gerade im Bundestag
Auskunft zum Thema. - Näheres können jetzt vielleicht noch die Ressorts
sagen.

Alter: Ich muss noch einmal nachfragen: Was ist der Kern Ihrer Frage?

Zusatzfrage: Gibt es zum Beispiel solche Vorkehrungen wie 
Homeoffice-Möglichkeiten, sodass sozusagen die Kernreferate auch im Fall von
Quarantänemaßnahmen, die auch Ihre Häuser betreffen würden, weiterarbeiten
könnten?

Alter: Es gibt in den Behörden sogenannte Pandemiepläne, die in
verschiedenen Stufen aufgerufen werden können. Das heißt, es gibt sozusagen
in diesen Fällen ein planmäßiges Vorgehen. Bislang ist das nicht
erforderlich, wir sind also gewissermaßen noch im Normalbetrieb. Allerdings
- und da spreche ich jetzt für das Bundesinnenministerium - werden schon
Vorsichtsmaßnahmen ergriffen. Das heißt, all das, was der Bevölkerung an
Vorsichtsmaßnahmen empfohlen wird, setzen wir um, und wenn Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter unseres Hauses erkältet oder erkrankt sind, dann können sie
natürlich auch von zu Hause aus arbeiten, um eine weitere mögliche
Infektion - mit welcher Krankheit auch immer - gerade jetzt in dieser Phase
zu vermeiden. Das sind aber alles Dinge, die im täglichen Betrieb
stattfinden; das ist keine Besonderheit, die ausgerechnet jetzt zum Tragen
kommt. Für den Fall, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter krankgeschrieben
werden, gilt natürlich, dass sie dann krankgeschrieben sind.

Wir sind also im Grunde genommen - das ist meine Hauptbotschaft - im
Normalbetrieb und genauso vorsichtig wie die Bevölkerung - mit den
Hinweisen, die Sie alle kennen.

Breul: Ich kann das vielleicht auch noch kurz für das Auswärtige Amt
ergänzen: Auch wir sind im Normalbetrieb, versuchen uns aber auf mögliche
Szenarien einzustellen und haben dafür eine interne Koordinierungsrunde
etabliert, die sozusagen ergänzend und komplementär zu den Gremien, die es
in der Bundesregierung schon gibt, für das AA jeweils berät, wie mit
Dienstreisen, mit Teilnahmen an internationalen Konferenzen und natürlich
auch mit der Lage der Familienangehörigen der Entsandten von uns, die in
möglichen Risikogebieten im Ausland sind, zu verfahren ist. Auch da sind
wir eher in einem Stadium, in dem wir versuchen, uns auf einen eventuellen
Fall vorzubereiten - "Was wäre, wenn ...?" - und immer ad hoc entscheiden -
natürlich basierend auf den Informationen vom Robert-Koch-Institut und von
der WHO -, was eine angemessene Reaktion ist oder nicht.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschafts- und an das
Finanzministerium: Es ist ja angedeutet worden, dass man im Hinblick auf
mögliche ökonomische und finanzielle Auswirkungen auch zu Hilfestellungen
beziehungsweise Erleichterungen bereit ist. Gibt es da einen neuen
Sachstand? Hongkong zum Beispiel verteilt jetzt ein sogenanntes
Helikoptergeld; es wird über Steuererleichterungen nachgedacht. Die
Auswirkungen der Unterbrechung der Lieferkette aus China über Container
müssen ja erst noch ankommen. Wie ist da der Stand der Dinge?

Baron: Ich kann gern beginnen. - Die Lage wird von uns ständig und in
stetigem Austausch mit den zuständigen Ressorts - mit dem
Finanzministerium, dem Gesundheitsministerium und allen anderen betroffenen
Häusern - neu beurteilt. Dazu gibt es ja auch den eingerichteten Krisenstab
der Bundesregierung. Wir sind darüber hinaus in ständigem Kontakt mit den
Verbänden, der Wirtschaft und unserem Netzwerk der AHKs. Wir sind auf alle
Szenarien vorbereitet und können immer entsprechend der jeweiligen
Entwicklung reagieren. Es ist so, dass wir aktuell noch keine umfassenden
Liefer- und Nachfrageeinbrüche feststellen. Natürlich gibt es Wirkungen in
einzelnen Branchen, je nachdem, wie die Abhängigkeit von Vorleistungen
betroffen ist.

Es ist uns aber zum jetzigen Zeitpunkt nicht möglich, eine
gesamtwirtschaftliche Prognose zu liefern. Wir sind, wie gesagt, auf alle
Szenarien vorbereitet und können immer agieren. Wir haben dazu ja auch die
entsprechenden Informationen zur Verfügung gestellt.

Aktuell ist die Lage so, dass wir mit unserer Hotline für Unternehmen, die
an allen Wochentagen geschaltet ist, Unternehmen über die geltenden
kurzfristig wirksamen Instrumente informieren. Wenn es kurzfristigen
Liquiditätsbedarf gibt, haben wir verfügbare Instrumente wie Bürgschaften
und Betriebsmittelkredite über die KfW oder allgemein KfW-Kredite. Daneben
gibt es natürlich das Instrumentarium der Exportbürgschaften, was ohnehin
gilt. Diese Mittel stehen zur Verfügung; natürlich aus dem Bereich des
Arbeitsministeriums auch das Kurzarbeitergeld. Auch dazu gibt es ja
Informationen auf den entsprechenden Frage- und Antwortlisten der
Bundesregierung.

Über unsere Hotline haben wir aktuell auch die Rückmeldung, dass diese
Mittel und Instrumente, die wir haben, genutzt werden, aber dass sie
verfügbar und ausreichend sind. Sollte es dazu kommen, dass im größeren
Umfang Liquiditätsprobleme entstehen, wären wir vorbereitet, diese Mittel
auch kurzfristig und schnell durch Flexibilisierung aufzustocken, wenn
nötig. Ich sage noch einmal: Aktuell ist das nicht nötig; das ergeben auch
die Rückmeldungen über unsere Hotline. Aber wir wären dazu in der Lage und
könnten uns darauf vorbereiten.

Daneben gibt es natürlich die allgemeinen wachstumsstärkenden Instrumente,
die wir ohnehin für erforderlich halten, Stichwort Steuerentlastung. Das
steht jetzt aber nicht in diesem Instrumentarium von Instrumenten, die
gezielt an Unternehmen gerichtet sind, sondern das sind allgemein geltende
Instrumente.

Kuhn: Gestern fand eine G7-Telefonkonferenz statt, und es gab auch eine
gemeinsame Erklärung der G7-Finanzminister. Der Minister hat sich in dem
Rahmen dazu geäußert; darauf kann ich verweisen.

Er hat sich auch am Wochenende dahingehend geäußert, dass Deutschland für
den Kampf gegen Corona gewappnet ist und es aktuell jetzt erst einmal darum
geht, medizinische Nothilfe zu leisten. Das können wir auch aus dem
laufenden Etat leisten. Sollte es darüber hinaus zu schweren Verwerfungen
in der Weltwirtschaft kommen, etwa weil weltweit Märkte und
Produktionsstätten beeinträchtigt werden, haben wir alle Kraft, um darauf
schnell, entschieden und stark reagieren zu können.

Zusatzfrage: Sie sagen, dass Sie aufstocken können. Können Sie in etwa ein
Volumen nennen? Um welche Dimensionen handelt es sich dabei?

Baron: Das Volumen kann ich nicht beziffern. Das hängt von der aktuellen
Lage und der Nachfrage ab. Wir haben auf unserer Website die Instrumente
zur Verfügung gestellt, also die Betriebsmittelkredite und bis zu welcher
Höhe sie aktuell möglich sind, sowie die KfW-Kredite. Diese Volumina
reichen aktuell aus. Alles Weitere machen wir von der jeweiligen Situation
und Nachfrage abhängig. Was das angeht, bekommen wir ein sehr gutes Bild
auch über die ständigen Kontakte und die Hotline.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMG. Wie kann ich es mir ganz praktisch
vorstellen, dass die Schutzkleidung zentral beschafft wird? Wie läuft so
etwas ab?

Gülde: Erst einmal vielen Dank für die Frage! - Kurz zur Einordung: Der
Krisenstab hat gestern eine Regelung geschaffen, die es dem BMG ermöglicht,
für Arztpraxen und Krankenhäuser zentral Schutzausrüstungen - Schutzanzüge,
Handschuhe und Atemmasken - zu beschaffen. Was die Frage nach der konkreten
Beschaffung anbelangt, so muss zunächst erst einmal der Bedarf erörtert
werden, und es müssen die verfügbaren Kapazitäten erfasst werden. Das
passiert gerade alles parallel. Das wird zurzeit noch geklärt.

Zusatzfrage: Auf welchen Ebenen läuft das dann? Das wird wahrscheinlich
nicht alles von Berlin aus geschehen.

Gülde: Nein. Wir befinden uns dabei in einem sehr engen Austausch mit den
zuständigen Landesbehörden, um zunächst natürlich erst einmal den Bedarf
und die vorhandenen Kapazitäten zu erfassen. Der Prozess, wie diese
Beschaffung vonstattengeht und wie das aufgeteilt wird, läuft gerade eben.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesfinanzministerium. Einer der
Vorschläge vonseiten der SPD ist das Vorziehen der Abschaffung des Solis.
Das ist eine sehr konkrete Maßnahme. Herr Scholz hatte wohl den Auftrag,
dazu einen entsprechenden Entwurf vorzulegen. Was ist diesbezüglich
momentan der Sachstand? Wie weit ist das gediehen?

Kuhn: Der Minister hat sich hinter diesen Vorschlag gestellt und hat ihn
sich zu eigen gemacht. Die Arbeiten daran laufen. Jetzt ist es erst einmal
wichtig, dass man innerhalb der Koalition darüber eine Verständigung
findet. Dann wird zum gegebenen Zeitpunkt auch ein Vorschlag vorgelegt
werden.

Zusatzfrage: Das heißt, der Vorschlag wird erst nach dem
Koalitionsausschuss vorgelegt werden?

Kuhn: Der Vorschlag wird vorgelegt werden, wenn die Entscheidung getroffen
ist.

Mittwoch, 4. März 2020

 * 

Quelle:
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AGRAR/084: Union fällt Landwirten bei Düngeverordnung in den Rücken

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. März 2020

HOCKER: Union fällt Landwirten bei Düngeverordnung in den
Rücken



Zu den erneuten Protesten von Landwirten erklärt der
landwirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Gero Hocker:

"Trotz laufendem Agrardialog trifft die Bundesregierung
Entscheidungen, die keine Verbesserungen bewirken und Landwirte
zurecht erneut auf die Straße treiben. Vor allem die Union fällt den
Landwirten damit in den Rücken. Kurzfristig sinnvolle Veränderungen
an der Novelle der Düngeverordnung herbeizuführen, wird so immer
schwieriger. Um das verlorengegangene Vertrauen der Landwirte
wiederherzustellen, braucht es aber eine EU-weite Vergleichbarkeit
von Messergebnissen. Denn es kann nicht länger hingenommen werden,
dass deutsche Äpfel mit spanischen Birnen verglichen werden. Zudem
darf es keine weiteren Beschlüsse zulasten der deutschen
Landwirtschaft geben, denen es an jeglicher Fachlichkeit mangelt.
Deutsche Landwirte verdienen faire Wettbewerbsbedingungen auf
Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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INNEN/4855: In Thüringen geht es jetzt ausschließlich um Inhalte

FDP-Pressemitteilung vom 4. März 2020

TEUTEBERG: In Thüringen geht es jetzt ausschließlich um
Inhalte



Zur Ministerpräsidentwahl
in Thüringen erklärt die FDP-Generalsekretärin Linda Teuteberg:

Bodo Ramelow war nicht unser Kandidat, aber wie unter Demokraten
üblich gratulieren wir ihm zur Wahl.

Ein mit Spannung erwarteter Tag geht unspektakulär und ohne
antidemokratische Täuschungsmanöver zu Ende.

Nach vier Monaten Hängepartie ist heute der Weg freigemacht worden
für Neuwahlen, wie es die FDP bereits am 5. Februar gefordert hat.

Bis zum April 2021 muss Bodo Ramelow mit seiner Minderheitsregierung
über Inhalte um Unterstützung in der politischen Mitte werben, damit
Thüringen vorankommt.

Danken möchte ich Bodo Ramelow für die Worte in Richtung Thomas
Kemmerich und dessen Familie, die in den vergangenen Wochen viel
erdulden mussten.

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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UMWELT/939: FDP-Fraktion - Erste klimaneutrale Fraktion

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. März 2020

FDP-Fraktion: Erste klimaneutrale Fraktion



Die Fraktion der Freien Demokraten ist die erste klimaneutrale
Fraktion im Deutschen Bundestag. Sie hat alle CO2-Emissionen seit
Beginn der laufenden Legislaturperiode durch die Stilllegung von
EU-Emissionsberechtigungen vollständig ausgeglichen. Das sind ca. 940
Tonnen.

Dazu erklärt der Erste Parlamentarische Geschäftsführer der
FDP-Fraktion Dr. Marco Buschmann:

"Als erste Digitalfraktion haben die Freien Demokraten die
Arbeitsweise im Deutschen Bundestag umgekrempelt, indem wir praktisch
papierlos arbeiten. Jetzt sind wir den nächsten Schritt gegangen und
zeigen, dass eine Bundestagsfraktion auch klimaneutral sein kann.
Damit setzt die FDP-Fraktion neue Maßstäbe durch das Zusammenspiel
von Technologie, Markt und Klimaschutz. Das empfehlen wir nicht nur
Deutschland, sondern leben es auch vor."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1180: Vermeidung langer Tiertransporte (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 24/2020

Zur Vermeidung langer Tiertransporte:

Landwirtschaftsausschuss fordert bessere Nutzung von Kälbern im
Südwesten 



Stuttgart. Der Ausschuss für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
fordert die Landesregierung auf, gemeinsam mit Vertretern des
Tierschutzes und den Wirtschaftsbeteiligten dauerhaft für alle Seiten
tragfähige Lösungen für den Umgang und für den Transport von jungen
Kälbern zu entwickeln. Diesen Beschluss fasste das Gremium in seiner
Sitzung am Mittwoch, 4. März 2020, auf Antrag der Fraktionen Grüne und
CDU einstimmig, teilte der Ausschussvorsitzende Martin Hahn (Grüne)
mit.

Darüber hinaus solle der Bund angehalten werden, Kriterien für
geeignete Tränkesysteme für junge Kälber festzulegen, anhand derer
Transportfahrzeuge für lange Beförderungen der Tiere zugelassen werden
können. Zudem solle auf Landesebene geprüft werden, welche
Möglichkeiten bestehen, um eine regionale Vermarktung zu verbessern
und somit lange Transporte von jungen Kälbern innerhalb Deutschlands
und ins Ausland zu reduzieren.

Nach Angaben Martin Hahns hat Landwirtschaftsminister Peter Hauk in
der Sitzung über die Situation von sogenannten "nicht abgesetzten
Kälbern", also jungen Tieren, die noch auf Kuhmilch angewiesen sind,
informiert. Demnach würden die in Baden-Württemberg geborenen Tiere
vor allem nach Norddeutschland und nach Spanien transportiert, da dort
eine sehr viel höhere Nachfrage nach Kälbern bestehe. Die aktuellen
Transportvorschriften sehen vor, dass die jungen Kälber nach einer
neunstündigen Fahrt mindestens eine Stunde Ruhepause erhalten, bevor
sie erneut neun Stunden transportiert werden dürften. Danach sei eine
mindestens 24-stündige Ruhepause vorgeschrieben. Die Fahrten nach
Spanien würden die erlaubten 19 Stunden jedoch teilweise
überschreiten, weil die Kälber zum Füttern und Tränken erst aus- und
dann wieder eingeladen werden. Dies dauere meist zwischen zwei und
drei Stunden, wodurch die erlaubten 19 Stunden Transportzeit
überschritten würden. "Die Mitglieder des Ausschusses und der
Landwirtschaftsminister waren sind einig, dass dieses Verfahren zur
artgerechten Fütterung im Sinne des Tierschutzes angebracht und
gerechtfertigt ist", sagte Martin Hahn.

Da die Transporte aufgrund der Fütterung häufig zwischen 60 und 90
Minuten länger als die 19 Stunden betragen, hätten die zuständigen
Veterinärämter keine Transportgenehmigungen mehr ausgestellt. Das
Verwaltungsgericht Sigmaringen habe jedoch in einem Urteil
entschieden, dass die Transporte weiterhin genehmigt werden müssten.

Die Ausschussmitglieder waren sich aus diesen Gründen einig, dass in
Baden-Württemberg geborene Kälber am besten hier genutzt werden
sollten, um Transporte zu vermeiden. Dafür müssten jedoch im Land
bessere Strukturen und bessere Möglichkeiten zur Nutzung geschaffen
werden. Um Transporte tierschutzgerecht durchführen zu können und um
die Zeit zum Füttern und Tränken zu verringern, sollten
Tiertransporter mit Einrichtungen, die für junge Kälber geeignet sind,
ausgestattet werden. Damit könnten die Tiere dann im Fahrzeug versorgt
werden und müssten dann nicht aus- und wieder eingeladen werden, so
Hahn.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 24/2020 - 5. März 2020
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1179: Europaausschuss informiert sich über die Frankreich-Konzeption des Landes (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 23/2020

Europaausschuss informiert sich über die Frankreich-Konzeption des
Landes



Stuttgart. Der Ausschuss für Europa und Internationales hat sich in
seiner Sitzung am Mittwoch, 4. März 2020, über die
Frankreich-Konzeption des Landes informiert. Staatssekretär und
Bevollmächtigter beim Bund, Dr. Andre Baumann, gab dem Gremium einen
mündlichen Bericht. Das hat der Vorsitzende des Europaausschusses,
Willi Stächele (CDU), mitgeteilt. "Es darf nicht mit wenig Geld viel
Bürokratie aufgebaut werden. Menschen müssen zusammengebracht werden",
so Stächele bezugnehmend auf die kleineren Maßnahmen wie den
Strategiedialog Städtepartnerschaften, für den insgesamt 100.000 Euro
vorgesehen sind.

5,6 Millionen Euro stehen im Doppelhaushalt 2020/2021 insgesamt für
die Umsetzung verschiedener Projekte zur Frankreich-Konzeption zur
Verfügung. Der Ausschuss begrüßte grundsätzlich die finanzielle
Ausstattung.

In einem ersten Schritt soll Dr. Baumann zufolge die Mobilität in den
Grenzregionen gefördert werden. 820.000 Euro sind etwa für den
grenzüberschreitenden Datenaustausch und die Abstimmung zum Aufbau
eines gemeinsamen Datenmanagements für grenzüberschreitendes
multimodales Routing, Echtzeitreise- und Fahrplaninformation
vorgesehen. Die Zuständigkeit liegt beim Verkehrsministerium. 523.000
Euro sind für die Stärkung des Gemeinsamen Zentrums der
deutsch-französischen Polizei- und Zollzusammenarbeit in Kehl
vorgesehen (zuständig das Innenministerium). 470.000 Euro sollen für
die Stärkung der Netzwerkarbeit und Kooperationen in den Bereichen
Industrie 4.0, Robotik und Künstlicher Intelligenz eingesetzt werden.

Der Ausbau und die Stärkung des European Campus zu einer Europäischen
Universität soll mit insgesamt einer Million Euro gefördert werden. Um
die Anzahl wie auch die Teilnehmerzahlen erhöhen zu können wurde der
Fördertopf "Förderung des Austausches von Schülern des beruflichen
Schulwesens" auf 98.000 Euro erhöht. Im Ausschuss sei es auch als sehr
wichtig erachtet worden, das Interesse der Schülerinnen und Schüler an
der französischen Sprache wieder zu steigern, so Vorsitzender Willi
Stächele.

Mit der Frankreich-Konzeption beabsichtigt die Landesregierung, die
bereits bestehende, erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Deutschland,
Frankreich bzw. Baden-Württemberg und Grand Est sowie
Auvergne-Rhône-Alpes (Partner im Netzwerk der Vier Motoren für Europa)
besonders in drei Handlungsbereichen weiter zu vertiefen: 1.
Qualitative Verbesserung und Ausbau bestehender Projekte, 2.
Institutionelle Verbesserung der Kooperationsmöglichkeiten und Ausbau
des projektorientierten und politischen Austausches sowie 3. Ausbau
frankreichbezogener Aktivitäten und verbesserter Kommunikation. "Mit
unseren geplanten Maßnahmen hauchen wir dem Vertrag von Aachen Leben
ein", so Staatssekretär Baumann.

Willi Stächele äußerte abschließend den Wunsch, dass bis zur nächsten
Sitzung die Umsetzungen konkreter werden sollten.

 * 

Quelle:
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1178: Debatte um Luftreinhaltung (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 22/2020

Debatte um Luftreinhaltung:

Verkehrsausschuss diskutiert über das Potenzial synthetisch
hergestellter Kraftstoffe



Stuttgart. Mit zwei Anträgen der Fraktionen Grüne und FDP/DVP zur
Frage, wie man den Verkehr in Baden-Württemberg klimafreundlicher
gestalten kann, beschäftigte sich der Ausschuss für Verkehr in seiner
Sitzung am Mittwoch, 4. März 2020. Dies teilte der Vorsitzende des
Gremiums, Karl Rombach (CDU), mit. Die Ausschussmitglieder würden
dabei großes Potenzial in synthetisch hergestellten Kraftstoffen aus
Erneuerbaren Energien, den sogenannten Refuels, sehen.

Der Ausschussvorsitzende erklärte, dass man sich im Gremium einig
gewesen sei, dass es bei den aktuellen Veränderungen in der
Verkehrsindustrie - insbesondere in der Automobilindustrie, aber
beispielsweise auch in der Luftfahrt - wichtig sei, technologieoffen
nach den besten Lösungen für die jeweilige Anwendung zu suchen. Bei
den Antriebsmöglichkeiten könnten dies neben der Batterie auch die
Brennstoffzelle oder synthetische Kraftstoffe auf Basis regenerativer
Energien sein. Diese Refuels, kurz für "renewable energy fuels",
könnten dabei insbesondere für den Lkw-, den Schiffs- und den
Flugverkehr eine wichtige Rolle spielen. "Entscheidend hierfür ist
allerdings eine ausreichende Menge an erneuerbar erzeugter
elektrischer Energie. Diese muss daher ausgebaut werden", betonte
Rombach.

Dem Vorsitzenden zufolge hat die Forschung zur Herstellung
regenerativer Kraftstoffe in ganz Deutschland schon zu relevanten
Ergebnissen und hohen Technologiereifegraden geführt. In
Baden-Württemberg forsche unter anderem das Karlsruher Institut für
Technologie (KIT) im Bereich Refuels. "Jedoch besteht beispielsweise
in den Bereichen Elektrolyse, Kraftstoffsynthese, chemische
Technologie und Kraftstoffumsetzung noch weiterer Forschungsbedarf",
erklärte Rombach.

Darüber hinaus beschäftigte sich der Verkehrsausschuss mit einem
Antrag der CDU-Fraktion zur Qualität des Fernverkehrs auf der Gäubahn.
Thema war insbesondere die geringe Pünktlichkeit der Züge und die
daraus folgende Problematik, dass Anschlusszüge nicht erreicht würden.
So habe die Pünktlichkeit im Jahr 2019 bei 83 Prozent gelegen, wobei
auch Züge mit einer Verspätung von weniger als sechs Minuten als
pünktlich gewertet würden. Zudem seien zwischen Juni und November
vergangen Jahres zwischen 13 und 28 Züge pro Monat ersatzlos
ausgefallen. Ursache seien hauptsächlich funktionale Mängel in der
Steuerungssoftware. "Hier muss die Bahn nacharbeiten", forderte
Rombach. Es gebe derzeit einen Zulassungsprozess, doch dieser sei sehr
aufwendig. "Eine Installation des Software-Updates wird nach
derzeitigem Stand erst ab Mitte des Jahres erfolgen", so der
Ausschussvorsitzende.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/5066: Wichtige Initiative des DGB - Der 8. Mai muss Feiertag werden (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. März 2020

Wichtige Initiative des DGB: Der 8. Mai muss Feiertag werden!



Der Deutsche Gewerkschaftsbund will den 8. Mai zumindest 2020, wenn
sich die Befreiung vom Faschismus zum 75. Mal jährt, in Hamburg,
Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern zum einmaligen
gesetzlichen Feiertag ausrufen und mit einem feierlichen Staatsakt
würdigen. "Der Tag der Befreiung muss ein gesetzlicher Gedenk- und
Feiertag werden", erklären dazu Cansu Özdemir und Sabine Boeddinghaus,
die Vorsitzenden der Fraktion DIE LINKE. "Das haben wir bereits
mehrfach in der Hamburgischen Bürgerschaft beantragt (Drs. 21/12156,
21/10614). Aber gerade jetzt, nach Halle, Hanau und Erfurt ist ein
klares Zeichen gegen Rechtsextremismus und Rassismus ganz besonders
nötig. Deshalb freuen wir uns über diese Initiative des DGB und
unterstützen seinen Aufruf an alle Kräfte der Zivilgesellschaft, an
Senat, Kirchen, Verbände und Arbeitgeber_innen, sich anzuschließen und
den Tag der Befreiung gemeinsam zu würdigen."

Berlin hat den 8. Mai 2020 bereits als gesetzlichen Feiertag
beschlossen, Bremen begeht ihn als Gedenktag. "Wir sind der Ansicht,
dass die militärische Zerschlagung des deutschen Faschismus, die
Befreiung unzähliger Menschen aus Gefängnissen, Konzentrations- und
Vernichtungslagern jedes Jahr einen Feiertag wert ist", so
Boeddinghaus und Özdemir. "Ihn dieses Jahr zu begehen wäre ein guter
Anfang, ein Zeichen für Demokratie und gegen Menschenverachtung."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. März 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5382: Hochschulen müssen zukunftsgerichtet aufgestellt werden (CDU)

Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.03.2020

Novellierung des Hochschulgesetzes

Marion Schneid: Hochschulen müssen zukunftsgerichtet aufgestellt
werden



Der Wissenschaftsminister hat heute eine überarbeitete Fassung der
geplanten Novelle des Hochschulgesetzes vorgestellt. Dazu erklärt die
stellvertretende Vorsitzende und hochschulpolitische Sprecherin der
CDU-Landtagsfraktion, Marion Schneid:

"In der Anhörung von Hochschulen und Verbänden zum Gesetzentwurf sind
eine ganze Reihe von Kritikpunkten und Überarbeitungsnotwendigkeiten
deutlich geworden. Das betrifft insbesondere die offenen Fragen zur
Verwirklichung der Gleichstellung der Frauen in der Wissenschaft, zur
Digitalisierung mit Auswirkungen auf Präsenzpflichten und zur
Situation der Studierendenwerke. Wir werden nun im Einzelnen prüfen,
ob und inwieweit die Landesregierung die Ergebnisse dieser Anhörung
umgesetzt hat.

Ziel muss sein, unsere Hochschulen zukunftsgerichtet aufzustellen.
Dazu gehören bei weitem nicht nur Fragen des Hochschulzugangs und der
Studienformate. Denn Kernproblem unserer Hochschullandschaft ist ihre
Unterfinanzierung. Unabdingbar sind deshalb eine Verstetigung der
landeseigenen Mittel zum Hochschulpakt und eine bessere
Grundfinanzierung. Sanierungs- und Neubaustau sind in diesem Bereich
Dauerthemen, die sich immer stärker zuspitzen.

Bedauerlich ist, dass die CDU-Landtagsfraktion vom
Wissenschaftsministerium und Minister Wolf im Vorfeld weder über den
Ursprungsentwurf noch über die überarbeitete Version informiert
wurde."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. März 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5381: Entwurf für neues Hochschulgesetz vorgestellt (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.03.2020

Entwurf für neues Hochschulgesetz vorgestellt

Schweitzer: "Wegweisend für den Wissenschaftsstandort Rheinland-Pfalz"



Zur heutigen Vorstellung eines Entwurfs für ein neues Hochschulgesetz
erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende, Alexander Schweitzer:

"Das geplante Gesetz ist für den Wissenschaftsstandort Rheinland-Pfalz
wegweisend, es ist umfassend und zukunftsorientiert. Mit dem
Gesetzentwurf können die Studien- und Arbeitsbedingungen für die
Studierenden, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an den Hochschulen verbessert
werden. So will die Landesregierung etwa die Autonomie der
Institutionen stärken und ein klares Bekenntnis zu mehr
Eigenverantwortung vor Ort geben. Von der Modernisierung und
Verbesserung der rheinland-pfälzischen Forschungslandschaft wird ganz
Rheinland-Pfalz profitieren. Die SPD-Fraktion wird sich im anstehenden
Gesetzgebungsverfahren mit dem Entwurf intensiv auseinandersetzen."

Der hochschulpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Johannes Klomann,
ergänzt: "Mit dem neuen Hochschulgesetz will die Landesregierung die
Themen Gleichstellung, etwa über die paritätische Besetzung in
Berufungskommissionen, und Chancengerechtigkeit in der Wissenschaft in
den Vordergrund rücken. Es sollen in einigen Bereichen die Hürden für
ein Studium gesenkt und gänzlich neue Studienangebote geschaffen
werden, die den unterschiedlichen Lebenswegen junger Menschen Rechnung
tragen. Teilzeitstudiengänge und duale Studiengänge auch im
Masterbereich sind der richtige Weg, um jungen Menschen mehr
Flexibilität zu ermöglichen. Gleichzeitig soll ein Anspruch auf
Studienberatung verankert werden. Mit all den Maßnahmen will die
Landesregierung erreichen, dass immer mehr Jugendliche ein Studium in
Rheinland-Pfalz aufnehmen. Auch Teilhabe und Mitbestimmung für die
Studierenden zeichnen den Gesetzesentwurf aus, der im engen Dialog mit
den Akteuren entstanden ist."
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. März 2020
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RHEINLAND-PFALZ/5380: Wir brauchen neue Vorbilder für echte Gleichstellung (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 04.03.2020

Starke Frauen: Wir brauchen neue Vorbilder für echte

Gleichstellung



Welches Geschlechterbild braucht eine Gesellschaft für echte
Gleichstellung? Was können wir gegen den alltäglichen Sexismus tun,
den Frauen ständig erleben? Wie verhindern wir, dass Männer in
Machtpositionen Frauen sexuell missbrauchen? Anlässlich des
bevorstehenden Weltfrauentages laden die GRÜNE Landtagsfraktion und
ihre frauenpolitische Sprecherin Jutta Blatzheim-Roegler heute unter
dem Motto "Starke Frauen" zu einer Diskussionsveranstaltung ein. Dabei
sind die rheinland-pfälzische Frauenministerin Anne Spiegel und die
Schriftstellerin Jagoda Marinić, die anschließend aus ihrem Buch
"Sheroes. Neue Held*innen braucht das Land" lesen wird.

Mit ihrem Buch liefert Jagoda Marinić einen Kommentar zur
deutschen Metoo-Debatte. Marinić kritisiert, dass #Metoo
hierzulande im Gegensatz zu anderen europäischen Ländern und den USA
kaum Wirkung entfaltet habe. Ihr Werk ist ein Plädoyer für neue
Vorbilder, weibliche wie männliche, die durch ihre Stärke und ihr
Handeln schon heute die realen Möglichkeiten eines neuen
Geschlechterverhältnisses leben. Denn um eine wirkliche Verbesserung
der Lebenssituation von Frauen zu erreichen, muss sich die gesamte
Gesellschaft verändern. Angefangen mit dem Verhältnis zwischen Frau
und Mann.

Frauenministerin Anne Spiegel betont: "Es geht vor allem darum, immer
wieder ein Zeichen gegen Sexismus zu setzen. Wir brauchen Räume für
einen sachlichen und öffentlichen Diskurs, sowohl über den
gesellschaftlichen Umgang mit Sexismus als auch über die Strukturen,
in denen Frauen ausgenutzt, diskriminiert und missbraucht werden. Das
Ziel ist eine Veränderung all jener Bereiche, die Sexismus derzeit
noch ermöglichen. Dafür müssen wir die Kultur des Schweigens brechen
und Verantwortung zuordnen."

Jutta Blatzheim-Roegler ergänzt: "Starke Frauen gibt es in allen
Lebensbereichen: Beruf, Familie, Ehrenamt - Frauen halten den Laden am
Laufen. Aber es sitzen noch immer kaum Frauen in den Vorständen großer
Konzerne, noch immer bekommen Frauen weniger Lohn als Männer, selbst
wenn sie die gleiche Arbeit leisten. Noch immer ist es in einem
Großteil der Familien selbstverständlich, dass Frauen mit kleinen
Kindern zu Hause bleiben oder in Teilzeit arbeiten, trotz spürbar
negativer Folgen für ihre Karriere und die Höhe ihrer Rente. Dagegen
gilt es zu streiten.

Denn besonders im Berufsleben sind Frauen längst nicht gleichgestellt.
Im Gegenteil: Noch immer gibt es ein männlich-weibliches Machtgefälle.
Frauen werden von Vorgesetzten oder Kollegen herabgewürdigt,
ausgenutzt, sexuell belästigt, im schlimmsten Fall sogar vergewaltigt.
Das sind keine Einzelfälle, es ist ein strukturelles Problem, das in
unserer Gesellschaft viel zu häufig kommentarlos hingenommen und
verharmlost wird. Die Metoo-Debatte hat hier den Finger in die Wunde
gelegt und offenbart, wie viele Frauen diesen Machtkonflikten in einem
Abhängigkeitsverhältnis täglich ausgesetzt sind - und das keineswegs
nur in der Filmbranche. Doch die Diskussion ist viel zu schnell wieder
abgeebbt. Dagegen müssen wir lautstark unsere Stimme erheben."


Terminhinweise:

Die weiblichen Abgeordneten der GRÜNEN Landtagsfraktion werden
anlässlich des Weltfrauentages außerdem an folgenden Veranstaltungen
teilnehmen:

Jutta Blatzheim-Roegler hat die Patenschaft für den Film der
preisgekrönten saudi-arabischen Filmemacherin Haifaa Al Mansour "Die
perfekte Kandidatin" übernommen, der am 8. März um 11 Uhr im Moselkino
in Bernkastel-Kues gezeigt wird.

Pia Schellhammer wird den Frühjahrsempfang der Wormser GRÜNEN am 8.
März gemeinsam mit der rheinland-pfälzischen Frauenministerin Anne
Spiegel und der Bundestagsabgeordneten Tabea Rößner mit
frauenpolitischem Fokus mitgestalten.

Katharina Binz lädt als Mitglied des Landtags gemeinsam mit den
Mainzer GRÜNEN am Vorabend des Weltfrauentages, 7. März, ab 18.30 Uhr,
zur Weinprobe von Frauen für Frauen im "Hearth" in der Mainzer
Neustadt, ein. Außerdem wird sie als Referentin beim
Frauentag-Frühstück der Ludwigshafener GRÜNEN am 8. März, 11-14 Uhr,
im "Franz & Lissy" sprechen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. März 2020

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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GESUNDHEIT/955: Gesundheitsfachberufe - Schulgeld wird abgeschafft

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. März 2020

Arbeitsgruppe: Gesundheit

Gesundheitsfachberufe - Schulgeld wird abgeschafft



Sabine Dittmar, gesundheitspolitische Sprecherin;

Bettina Müller, zuständige Berichterstatterin:

Anlässlich des Europäischen Tages der Logopädie am 6. März 2020
bekräftigt die SPD-Fraktion die dringende Notwendigkeit einer Reform
der verschiedenen Ausbildungen in den Gesundheitsfachberufen. Auch das
Gesetz über den Beruf des Logopäden ist seit langem nicht mehr
zeitgemäß. Angesichts der veränderten beruflichen Anforderungen und
des zunehmenden Fachkräftebedarfs muss zügig für eine bedarfsgerechte
und kostenfreie Ausbildung gesorgt werden.

"Es ist gut, dass sich die Bund-Länder-Arbeitsgruppe 'Gesamtkonzept
Gesundheitsberufe' in dieser Woche auf Eckpunkte für die Neuordnung
und Stärkung der Gesundheitsfachberufe verständigt hat. Auf der
Grundlage dieser Eckpunkte wird das Schulgeld in den
Gesundheitsfachberufen abgeschafft. Damit setzen wir eine zentrale
Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag um. Auch die Regelung des
Anspruchs auf eine angemessene Ausbildungsvergütung in allen
Berufsgesetzen begrüßen wir ausdrücklich.

Die Abschaffung des Schulgeldes und der Anspruch auf
Ausbildungsvergütung sind wichtige erste Schritte, um die
Gesundheitsfachberufe für junge Menschen attraktiver zu machen. Wir
können uns einen Nachteil im Wettbewerb um Auszubildende in diesen
Berufen nicht leisten. Deshalb muss nun auch die Reform der
Berufsgesetze dringend vorangetrieben werden. Die Novellierung der
einzelnen Berufsgesetze wird noch Zeit in Anspruch nehmen und weitere
wesentliche Fragen müssen noch abschließend geklärt werden, wie
beispielsweise der Umfang der Akademisierung und der Direktzugang
jeweils für die einzelnen Berufe."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 5. März 2020

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69
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GESUNDHEIT/954: Quetschies - Schluss mit den Zuckerbomben für Kinder

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. März 2020

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Quetschies - Schluss mit den Zuckerbomben für Kinder



Fruchtmus in Beuteln - sogenannte Quetschies - erfreuen sich als
vermeintlich gesunde Kinderlebensmittel großer Nachfrage. Doch die
Stiftung Warentest hat teilweise enorme Zuckermengen in Quetschies
festgestellt. Das zeigt erneut: Gerade für Lebensmittel, die von
Kindern und Jugendlichen konsumiert werden, brauchen wir
Nährwertprofile, die den Anteil ungesunder Inhaltsstoffe wie Zucker
begrenzen.

"Fruchtmus in Quetschbeuteln, das klingt gesund, ist praktisch und
beliebt bei Kindern und Eltern. Ein ideales Kinderlebensmittel sind
'Quetschies' nicht, denn sie sind viel zu süß. Auch Produkte die ohne
Zuckerzusatz auskommen, enthalten sehr viel fruchteigenen Zucker.
Stiftung Warentest fand im Schnitt 11 Gramm pro 100 Gramm, in manchen
Quetschies sogar 16,5 Gramm. Das ist mehr als in Cola-Getränken.

Quetschies sind ungesund, viel zu kalorienreich und schlecht für die
Zähne. Den Genuss von frischem Obst und Gemüse und alle damit
verbundenen positiven Effekte können Quetschies nicht ersetzen. Zudem
sind Quetschies ein Beispiel dafür, was sogenannte Kinderlebensmittel
leider häufig auszeichnet: Ein hoher Zuckeranteil macht sie zu süß und
damit beliebt bei Kindern - aber leider sehr ungesund.

Die SPD-Fraktion fordert, dass Kinderlebensmittel, die als solche
bezeichnet, vermarktet und beworben werden, dem von der WHO in 2015
erstellten Europäischem Nährwertprofil für ernährungsphysiologisch
ausgewogene Lebensmittel entsprechen müssen. Damit würde der Anteil
von Zucker und anderen ungesunden Inhaltstoffen deutlich reduziert
werden.

Dieses Europäische Nährwertprofil muss Teil einer nationalen
Diabetesstrategie werden. Zudem muss die Bundesregierung die
EU-Ratspräsidentschaft nutzen, um sich auch auf EU-Ebene für das
Nährwertprofil einzusetzen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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MEDIEN/483: Deutsche Welle als Deutschlands Botschafterin stärken

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. März 2020

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Deutsche Welle als Deutschlands Botschafterin stärken



Martin Rabanus, kultur- und medienpolitischer Sprecher:

Im Ausschuss für Kultur und Medien stellte die Deutsche Welle heute
den aktuellen Stand ihrer Aufgabenplanung für das Jahr 2020 vor, die
von 2018 bis 2021 läuft. In der nun vorliegenden Fortschreibung
(BT-Dr. 19/16960) geht es um notwendige Anpassungen der Maßnahmen.

"Meinungs- und Pressefreiheit geraten weltweit immer häufiger und
stärker unter Druck, das zeigt sich auch in der Arbeit der Deutschen
Welle. Es ist gut und wichtig, dass die Deutsche Welle aufgrund der
aktuellen geopolitischen Entwicklungen und wegen der veränderten
Mediennutzung rasch und flexibel auf Herausforderungen reagieren und
gleichzeitig ihre Reichweiten erhöhen kann.

Dafür haben wir, wie im Koalitionsvertrag vereinbart, das Budget der
Deutschen Welle deutlich angehoben. So stehen 2020 365 Millionen Euro
über den Bundeshaushalt zur Verfügung, dies ist im Vergleich zu den
277 Millionen Euro aus 2013 eine Steigerung um fast 25 Prozent. Unser
Ziel ist die weitere Anhebung auf das Niveau vergleichbarer
europäischer Auslandssender.

Damit die Deutsche Welle weiterhin eine verlässliche mediale Stimme
aus Deutschland in Zeiten von internationalen Spannungen, Krisen und
Konflikten sein kann, ist es umso wichtiger, dass sie sowohl innerhalb
als auch außerhalb ihrer Organisation klare Botschaften sendet. Wir
unterstützen daher weiterhin die engagierten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die eine erstklassigen Arbeit leisten und begrüßen die
von der Geschäftsführung eingeleitete Stärkung der Führungskultur bis
in die Redaktionen hinein sowie eine offenere und transparente
Unternehmenskultur.

In Zeiten wie diesen, mit immer mehr Desinformationen in der globalen
Kommunikation, Propaganda, Populismus und Nationalismus ist die
zuverlässige Arbeit der Deutschen Welle unerlässlich als Stimme
unserer freiheitlichen liberalen Demokratie."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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BERUF/1973: Ausbildung für Bankkaufleute modernisiert - Kompetent mit Kunden kommunizieren (idw)

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 04.03.2020

Ausbildung für Bankkaufleute modernisiert: Kompetent mit Kunden
kommunizieren



Am 1. August 2020 tritt die neue Ausbildungsordnung für Bankkaufleute in
Kraft. Sie integriert neue Inhalte, die durch die Digitalisierung von
Arbeits- und Geschäftsprozessen erforderlich sind, und misst der
ganzheitlichen Beratungskompetenz einen hohen Stellenwert zu.

Die Digitalisierung der Arbeits- und Berufswelt verändert die
Bankenbranche grundlegend. Das Online-Banking wächst, Filialnetze werden
verkleinert und Arbeits- und Geschäftsprozesse zunehmend digitalisiert.
Dies erfordert motiviertes und qualifiziertes Personal, um zum Beispiel
Kundenkontakte auch digital in qualitativ hochwertiger Form überzeugend
gestalten zu können. Um für diese und weitere neue Anforderungen gewappnet
zu sein, hat das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) im Auftrag der
Bundesregierung und gemeinsam mit den zuständigen Bundesministerien sowie
den Sozialpartnern und Sachverständigen aus der betrieblichen Praxis eine
neue Ausbildungsordnung für Bankkaufleute erarbeitet. Sie tritt am 1.
August 2020 in Kraft.

Die neue Ausbildungsordnung erhält sowohl das hohe Qualifikationsniveau
des Berufsbildes als auch die generalistische Ausrichtung, so dass wie
bisher auf alle klassischen Geschäftsfelder in Kreditinstituten
vorbereitet wird. Sie wurde jedoch komplett kompetenzorientiert gestaltet.
Das bedeutet: Die Beschreibung der beruflichen Tätigkeiten erfolgt in Form
vollständiger Handlungen, in denen fachliche, methodische, soziale sowie
personale Kompetenzen berücksichtigt werden und orientiert sich an den
betrieblichen Arbeits- und Geschäftsprozessen. Herzstück ist hierbei die
Kundenbeziehung, entlang der die zu vermittelnden Kompetenzen aufgebaut
werden. Der ganzheitlichen Beratungskompetenz kommt in der neuen
Ausbildungsordnung ein besonders hoher Stellenwert zu.

Darüber hinaus wurden digitale Aspekte und Kompetenzen in den
verschiedenen Ausbildungsbereichen in einer Art integriert, die eine
handlungsbezogene Vermittlung erlaubt. Die technikneutrale Beschreibung
ermöglicht eine flexible Anpassung an zukünftige Entwicklungen. Auch
ehemals fachübergreifende Ausbildungsinhalte wie Kommunikation,
kaufmännische Steuerung und Rechnungswesen wurden in berufliche
Handlungsbereiche integriert, wobei Letzteres inhaltlich reduziert wurde.
Rechtliche Rahmenbedingungen, Datenschutz und Datensicherheit erhalten
dagegen eine höhere Bedeutung. Angereichert wird die modernisierte
Ausbildungsordnung zudem durch neue Inhalte wie Prozessorientierung oder
projektorientiertes Arbeiten. Auch die Form der gestreckten
Abschlussprüfung ist neu. Der Einsatz von digitalen oder analogen
Hilfsmitteln in der mündlichen Prüfung wurde explizit aufgenommen.

Die Zukunftsaussichten für Bankkaufleute sind sehr gut, denn die Branche
bietet und fördert mit vielfältigen Angeboten Aus- und
Fortbildungsmöglichkeiten, die für anspruchsvolle Tätigkeiten
qualifizieren und den Absolvierenden unterschiedliche Karrierewege in den
Kreditinstituten, aber nicht nur dort, ermöglichen. Denn ausgebildete
Bankkaufleute sind auch gesuchte Fachkräfte bei Bausparkassen,
Versicherungs-, Kreditkarten- und Kapitalanlagegesellschaften,
Wirtschaftsberatungsfirmen, Unternehmen für Vermögens- und Anlageberatung
sowie Unternehmen der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft. Zudem ist eine
Aufstiegsfortbildung zum Geprüften Bankfachwirt / zur Geprüften
Bankfachwirtin möglich.

Die jetzt modernisierte Ausbildungsordnung für den betrieblichen Teil und
der darauf abgestimmte Rahmenlehrplan für den schulischen Teil der
Ausbildung treten zum 1. August 2020 in Kraft und lösen die bestehenden
Ausbildungsregelungen aus dem Jahr 1998 ab.


Weitere Informationen unter:

http://www.bibb.de/neue-berufe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 04.03.2020
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MELDUNG/351: "Hochschulperle des Monats" Februar geht an die Ludwig-Maximilians-Universität München (idw)

Stifterverband - 27.02.2020

"Open Science Center" - "Hochschulperle des Monats" Februar geht an die
Ludwig-Maximilians-Universität München



Die Öffnung von Wissenschaft und Forschungsprozessen verspricht
passgenaue Lösungen, radikale Innovationen und neuartige Erkenntnisse für
Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft. Das interdisziplinäre "Open
Science Center" (OSC) der Ludwig-Maximilians-Universität München, in
dieser fachlichen Breite das weltweit erste seiner Art, platziert dieses
Thema mit vielfältigen Ansätzen an der Hochschule und setzt dabei schon
gezielt bei den Studierenden an. Der Stifterverband zeichnet dieses
innovative Projekt mit der "Hochschulperle Offene Wissenschaft" des Monats
Februar aus.

Essen/Berlin, den 27.02.2020. Die "Hochschulperle Offene Wissenschaft" des
Monats Februar geht an das "Open Science Center" (OSC) der
Ludwig-Maximilians-Universität in München. Ziel des OSC ist es, das
Engagement für offene und transparente Forschung zu stärken. Denn Open
Science kann Wissenschaftlern dabei helfen, zu robusten und verlässlichen
Erkenntnissen zu gelangen. So soll die Qualität und Glaubwürdigkeit von
Wissenschaft gesichert werden, die oft unter enormen Wettbewerbsdruck
steht. Das OSC ist interdisziplinär aufgestellt und damit in dieser Form
das erste seiner Art an einer Universität: Die Mitglieder des Zentrums
stammen aus fünfzehn verschiedenen Fachrichtungen - von der Soziologie
über die Informatik bis hin zu den Geowissenschaften.

Das Projekt fördert die Öffnung von Wissenschaft an der LMU München mit
unterschiedlichen Ansätzen. Dabei hat es sich drei Schwerpunkte gesetzt:
Zum einen will das OSC den wissenschaftlichen Nachwuchs, aber auch
etablierte Forscherinnen und Forscher mit Workshops, Konferenzen und
weiteren Veranstaltungen zu Open Science schulen und Studierende für das
Thema sensibilisieren.

Zum anderen will das OSC den wissenschaftlichen Prozess selbst erforschen
- also über Forschung forschen. Dabei untersuchen die Wissenschaftler
gezielt psychologische, soziologische und statistisch-methodische Aspekte,
die zu verzerrten oder falschen Forschungsergebnissen führen können.
Schließlich möchte das Projekt die Anreizstrukturen im Wissenschaftssystem
zum Thema machen und Empfehlungen und Vorschläge für relevante Gremien
ausarbeiten.

Mit seiner Arbeit steigert das OSC nicht zuletzt auch die
Wettbewerbsfähigkeit der Universität: Bei der Forschungsförderung der EU
oder bei der neu gegründeten "Open Research Funders Group" spielt die
Notwendigkeit von Open Science eine zentrale Rolle, wenn es um die
Bewilligung von Fördermitteln für neue Forschungsprojekte geht.

"Das 'Open Science Center' der LMU München erschließt mit seinem
umfassenden Ansatz von Open Science, der vom Training bis hin zu
Anreizstrukturen reicht, eine große Zielgruppe an Studierenden und
Forschenden", so die Jury des Stifterverbandes zur Entscheidung, die
"Hochschulperle Offene Wissenschaft" im Februar an das "Open Science
Center" der Ludwig-Maximilians-Universität München zu vergeben. "Das
Projekt bringt Open Science auf allen Ebenen voran und greift dabei auch
aktuelle Debatten rund um die Themen Open Science und Open Data auf."


Was ist eine Hochschulperle?

Hochschulperlen sind innovative, beispielhafte Projekte, die in einer
Hochschule realisiert werden. Weil sie klein sind, werden sie jenseits der
Hochschulmauern kaum registriert. Weil sie glänzen, können und sollten sie
aber auch andere Hochschulen schmücken. Jeden Monat stellt der
Stifterverband eine Hochschulperle vor. Aus den Monatsperlen wird einmal
im Jahr per Abstimmung die "Hochschulperle des Jahres" gekürt. Im Jahr
2020 steht die Auszeichnung unter dem Oberthema "Offene Wissenschaft". Es
geht dabei um neue Herangehensweisen in Forschung und Lehre, die jenseits
etablierter Formen und Formate Wissenschaft mit Gesellschaft und
Wirtschaft zusammenbringen. Ziel der auszuzeichnenden Initiativen und
Projekte soll es sein, Innovationen zu fördern und den gesellschaftlichen
Nutzen von Wissenschaft zu stärken.

Weitere Informationen unter:

https://www.osc.uni-muenchen.de/index.html

http://www.hochschulperle.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 27.02.2020
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VERBAND/2397: Mogelpackung Klimapaket bestätigt - Landwirtschaft reißt Klimaziel (Bioland e.V.)

Bioland e.V. - 5. März 2020

Mogelpackung Klimapaket bestätigt: Landwirtschaft reißt Klimaziel

Flächenbindung der Tierhaltung und Abstockung der Tierbestände unabdingbar



Mainz, 05. März 2020. Bioland fordert nach den heute veröffentlichten
Berechnungen zur Wirksamkeit des Klimapakets der Bundesregierung, die
Maßnahmen im Landwirtschaftssektor deutlich anzuziehen. Eine Studie belegt,
dass das Klimaschutzpaket der großen Koalition nicht genügt, um die Ziele
Deutschlands bis 2030 zu erreichen.

"Für das Klimaziel der Landwirtschaft weist Klöckners Maßnahmenpaket eine
massive Unterdeckung von 6 Mio. t CO2-Äquivalenten aus. Ohne eine
Nachschärfung der Maßnahmen würde der Zielwert von 58 Mio. t CO2 deutlich
verfehlt", kritisiert Gerald Wehde, Geschäftsleiter Agrarpolitik bei
Bioland und ergänzt: "Dabei liegt die Lösung auf der Hand. Nur mit einer
konsequenten Bindung der Tierhaltung an die Fläche und einer deutlichen
Abstockung der Tierbestände ist das Klimaziel im Sektor Landschaft noch zu
schaffen. Ministerin Klöckner schließt diese Option jedoch kategorisch
aus."

Der 10 Punkte-Plan von Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner zur
Erreichung der Klimaziele im Bereich Landwirtschaft ist für Bioland
unzureichend und schöngerechnet. "Klöckners Maßnahmenpaket basiert auf
unrealistischen Annahmen, das ist jetzt gutachterlich bestätigt. Die
Landwirtschaftspolitik verschleiert, genau wie in der Kohlepolitik, zu
lange die Fakten - das macht den notwendigen Umbau für uns alle nur teurer
und noch schmerzhafter", sagt Wehde.

Klöckner nutze die Klimaschutzdebatte, um die industrielle Tierhaltung
weiter zu fördern. So wolle sie den Bau von Güllelagern und -
aufbereitungsanlagen sowie von Biogasanlagen massiv fördern, obwohl eine
Strategie zur Senkung der Tierbestände längst überfällig sei. "Seit
Jahrzehnten ist klar, dass zu viel Gülle und damit Nitrat in unserem
Grundwasser landet, die Tierbestände viel zu hoch sind und Deutschland Jahr
um Jahr wichtige EU-Umweltziele verfehlt. Wir alle zahlen dafür den Preis
doppelt und dreifach. Für die Umweltschäden mit zusätzlichen Steuergeldern,
für den Aufwand der Grundwasseraufbereitung und den noch drohenden
EU-Strafen", so Wehde.


Zum Bioland-Verband

Bioland ist der bedeutendste Verband für ökologischen Landbau in
Deutschland. Über 8.100 Landwirte, Gärtner, Imker und Winzer wirtschaften
nach den Bioland-Richtlinien. Hinzu kommen mehr als 1.200 Partner aus
Herstellung und Handel wie Bäckereien, Molkereien, Metzgereien und
Gastronomie. Gemeinsam bilden sie eine Wertegemeinschaft zum Wohl von
Mensch und Umwelt.

 * 

Quelle:

Bioland - Verband für organisch-biologischen Landbau e.V.

Kaiserstraße 18, 55116 Mainz

Telefon: 06131 239790, Fax: 06131 2397927

E-Mail: info(at)bioland.de

Internet: www.bioland.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





ASYL/1457: Flüchtlingsrat fordert Aufnahme von Geflüchteten aus Griechenland (Flüchtlingsrat SH)

Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e. V. - 4. März 2020

GR/TK: Schluss mit der Gewalt gegen Schutzsuchende!

Flüchtlingsrat fordert Aufnahme von Geflüchteten aus Griechenland.



An der griechisch-türkischen Grenze werden Geflüchtete derzeit mit
Stacheldraht, Tränengas und Gummigeschossen abgewehrt. Die griechische
Polizei macht Jagd auf die, die den Grenzübertritt schaffen, und schiebt
sie umgehend und rechtswidrig in die Türkei zurück. Vorher stehlen die
Ordnungskräfte den Betroffenen Handys und Bargeld. Niemand fällt derweil
einem faschistischen Mob in den Arm, der Geflüchtete und vermeintliche
Unterstützer*innen und Journalist*innen angreift. Erste Tote soll es an der
türkisch-griechischen Grenze gegeben haben.

Europa verfolgt trotz dieser Eskalation weiter eine Politik der
geschlossenen Grenzen, anstatt humanitäre Hilfe zu leisten.
Frontex-Militäreinheiten werden geschickt um die Geflüchteten
zurückzudrängen und die Menschen davon abzuhalten, Krieg, Konflikten und
Elend zu entkommen.

Schon seit langem stranden Menschen auf der Suche nach Schutz auf den
griechischen Inseln.

Im fünften Jahr des EU-Türkei-Deals harren Zehntausende unter
menschenunwürdigen Bedingungen[1] auf den griechischen Inseln aus. Die
Kapazitäten dort sind längst erschöpft; die Gesundheitsversorgung ist
desolat. Ein Drittel[2] (33%) der derzeit rund 41.000 Geflüchteten auf den
Inseln sind Kinder und Jugendliche. Viele von ihnen leben schutzlos, sind
Gewalt ausgesetzt und leiden psychisch unter den katastrophalen
Bedingungen.

Was also treibt Flüchtlinge in der Türkei zur Weiterwanderung in Richtung
Europa? Wenig überzeugt die Erzählung des türkischen Präsidenten Erdogan,
Europa habe die Türkei im Stich gelassen bei der Versorgung von
Geflüchteten. Tatsächlich sind v. a. die syrischen Flüchtlinge in der
Türkei dem Kalkül eines Kriegstreibers überlassen, der sie nach Belieben
instrumentalisiert, um europäische und NATO-Unterstützung für seinen
Angriffskrieg in Syrien zu erzwingen.

"Seit vielen Monaten schon sehen sich insbesondere syrische Flüchtlinge in
der Türkei rassistischen Anfeindungen der Mehrheitsbevölkerung und der
angedrohten Deportation ins syrische Kriegsgebiet ausgesetzt", erklärt
Martin Link, Geschäftsführer beim Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein. Vor
diesem Hintergrund von der Türkei als einem sicheren Drittstaat zu
sprechen, sei allenfalls ein durchsichtiger Versuch, die verzweifelten
Menschen an der griechischen Grenze als illegale Grenzgänger zu
kriminalisieren.

Seit Jahren überfüllt die Unterdrückung jeder politischen Opposition die
türkischen Gefängnisse. Dass die Türkei 2019 an die fünfte Stelle der
Hauptherkunftsländer[3] von Asylsuchenden aufgerückt ist, wird in der
öffentlichen Debatte indes kaum problematisiert.

Die griechische Regierung hat nun den Notstand ausgerufen, den Menschen das
Recht auf Asyl entzogen und droht mit Abschiebung in die Herkunftsländer.
Allein die illegale Einreise führt zu Haft.

Dies alles kann und muss durch eine umgehende Umsteuerung der europäischen
Flüchtlingspolitik und die nachhaltige Durchsetzung des internationalen
Flüchtlingsrechts in Griechenland verhindert werden. Alle europäischen
Regierungen sind durch internationale Abkommen in der Pflicht, Geflüchtete
vor Hunger, Gewalt, Menschenrechtsverletzungen und Elend zu schützen und
Aufnahme- und Unterbringungsstandards einzuhalten. Doch dies kann nicht
allein von Griechenland erwartet werden.

Stattdessen aber beschwören Hasardeure aller politischen Couleur Parallelen
zur sogenannten Flüchtlingskrise in 2015/16 herauf. Auf diesem Wege soll
die seinerzeit gelungene Aufnahme von über einer Mio. Geflüchteter allein
in Deutschland schlecht und rechter Hetze das Wort geredet werden.
Stattdessen wäre es gerade in der aktuellen Situation ein Leichtes, die
schon registrierten Geflüchteten aus den griechischen Lagern gut
koordiniert aufzunehmen.

"Wir begrüßen, dass Ministerpräsident Günther und Innenminister Grote die
Bereitschaft Schleswig-Holsteins erklären, sich an der Aufnahme von
Flüchtlingen aus Griechenland zu beteiligen", erklärt Martin Link.
Kapazitäten zur Unterbringung und Betreuung seien vorhanden

Das bestätigen auch 14 schleswig-holsteinische Gemeinden und Kommunen[4]
und die dort engagierten Seebrücken-Initiativen und erklären sich zu
"Sicheren Häfen" und bereit, vor Ort eine nennenswerte Anzahl Geflüchteter
aufzunehmen. Es ist an der Zeit diese Bereitschaft der Zivilgesellschaft in
Taten umzusetzen.

"Wir fordern, dass die Politik anstatt sich Rechten und Rassisten dienstbar
zu machen, den vielen in der Gesellschaft zuwendet, die für
Hilfsbereitschaft, die Bewahrung des Asylrechts und für gleiche Rechte für
Alle einstehen - und sich entschieden gegen rechtspopulistische und
rassistische Hetze wenden", erklärt Astrid Willer für den Flüchtlingsrat.


Anmerkungen:

[1] https://rsaegean.org/en/moria-nightmare/

[2] https://data2.unhcr.org/en/documents/details/74227

[3] https://www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/F/fluechtlingeSH/Downloads/zuwanderungsbericht/2019_Dezember_Zuwanderungsbericht.pdf

[4] https://seebruecke.org/startseite/sichere-haefen-in-deutschland/

 * 

Quelle:
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HERRSCHAFT/1871: Thüringen - mögliche Konsequenzen ... (SB)



Während die Linken alles tun zu verschleiern, dass sie nicht dazu gehören,
verschleiern die Rechten wirkungsvoll, dass sie dazugehören. Der eigentliche
Dammbruch passiert, wo Linke im Angesicht einer drohenden Koalition aus Mitte
und Faschisten von einem Dammbruch reden.
 
Felix Bartels in der jungen Welt über linke Politik in Thüringen [1]

Die Partei Die Linke hat sich mit der Wahl Bodo Ramelows zum Ministerpräsidenten
einer rot-rot-grünen Minderheitsregierung in Thüringen, die nur mit Zustimmung
der CDU zustande kommen konnte, keinen Gefallen getan. Die Allianz mit der
Landes-CDU bringt der Linken zwar Anerkennung aus dem bürgerlichen Lager ein,
doch diese ist ausschließlich ihrer Bereitschaft geschuldet, linke Prinzipien
auf dem Weg in die sogenannte Mitte aufzugeben, um schlußendlich zur
Kenntlichkeit einer opportunistischen Kraft zur Sicherung des kapitalistischen
Normalbetriebes entstellt zu werden. Bodo Ramelow ist zum Symbol der lange
eingeforderten Transformation der Linken zu einem Farbtupfer unter vielen
geworden, der lediglich in seiner Austauschbarkeit, nicht jedoch im festen
Eintreten für soziale Streitpositionen wahrgenommen wird.

Nur eine "Ramelow-Partei" habe die Chance darauf, eine "grün-rot-rote Regierung
im Bund" zu bilden, stellt der Spiegel [2] unter Verweis auf den geläuterten
Linksradikalen Joseph Fischer fest. Er habe "sich von seinen Grünen emanzipiert,
um als heimlicher Vorsitzender die Richtung vorzugeben" und Die Grünen "zur
Fischer-Partei" zu machen. Sein historisches Verdienst, die antimilitaristische
Haltung der einst linksalternativen Partei in die Zustimmung zu einer mit
humanitären Legitimationsformeln für Kriege in aller Welt scharfgemachten
Bundeswehr verwandelt zu haben, hat ihm höchste Meriten als Staats- wie
Geschäftsmann eingebracht. Diese um ein Vierteljahrhundert zeitverzögerte
Entwicklung bei der Linken eingeleitet zu haben könnte einmal als historisches
Verdienst Ramelows gelten. Wer sich in der Rolle des "Landesvaters" so wohl zu
fühlen scheint wie er, dem kann die Parteinahme für die Ausgebeuteten und
Unterdrückten nur als Verstoß gegen die patriarchale Ordnung des Oben und Unten
erscheinen.

Der in der Linkspartei aufbrandende Jubel um Ramelows Wiederwahl soll das ungute
Gefühl vertreiben, mit dieser Allianz jegliche linke, antifaschistische und
antikapitalistische Unverwechselbarkeit aufs Spiel gesetzt zu haben. So
kritisiert Thies Gleiss, Bundessprecher der Antikapitalistischen Linken, die
durch den Verzicht darauf, auf schnelle Neuwahlen zu bestehen, vertane
"historische Chance, das massiv abgestürzte Vertrauen in die bürgerlichen
Parteien und den eigenen Zuspruch in Rekordhöhe für eine neue Offensive für ihr
linkes Programm im Interesse der Mehrheit zu nutzen. Linke Forderungen - sogar
über das letzte Wahlprogramm hinaus - hätten popularisiert werden können und
Thüringen hätte - auch da gibt es in der Geschichte ja Vorläufer - wieder einmal
zum Vorreiter einer linken Regierung - ohne SPD und GRÜNE werden können" [3].

Gerade weil die sogenannte Mitte mit strammem Stiefeltritt nach rechts
marschiert, ist die Formation einer klar dagegen abgegrenzten und dem
sozialdarwinistischen Hauen und Stechen den Kampf ansagenden Linken die
Forderung nicht nur des Tages, sondern der ganzen, von spätkapitalistischen
Krisenschüben und dem weltweiten Niedergang der natürlichen Lebensgrundlagen
bestimmten Epoche. Längst ist der Griff neurechter und neofaschistischer
Bewegungen nach der Macht kein lokal oder nationalstaatlich eingrenzbares
Phänomen mehr, sondern kündigt mit der ideologischen Gleichsetzung von
neoliberaler Marktwirtschaft, nationalchauvinistischer Kriegsbereitschaft,
weißer MigrantInnenfeindlichkeit und maskulin durchgesetzter
Zweigeschlechtlichkeit das Aufdämmern eines neuen Zeitalters der Barbarei an. 
Die planetare Synchronizität der sich schockartig aufsummierenden Krisenzyklen
läßt die Bolsonaro, Trump und Orban dieser Welt als Prätorianer einer
autoritären Staatlichkeit erkennen, deren administrative Handlungsgewalt auf der
legalistischen Verstetigung von Sondervollmachten und Notstandsrechten basiert,
die die Immunisierungskraft demokratischer Grundrechte längst ausgehebelt haben.

Diesen Hintergrund in demjenigen Land, das den Vollzug genozidaler Landnahme und
rassistischer Vernichtungspolitik auf den Begriff faschistischer
Ermächtigungspolitik gebracht hat, zu ignorieren ist mehr als geschichtslose
Ignoranz. Wer eine Einigkeit demokratischer Parteien suggeriert, die im Falle der
CDU und FDP längst zu erkennen gegeben haben, daß es keine Frage prinzipieller
Unvereinbarkeit, sondern der passenden Mehrheitsverhältnisse und des günstigen
Zeitpunktes ist, ob und wann die AfD zum normalen parlamentarischen Akteur
aufgewertet wird, bestätigt die irreführende These von den die bürgerliche Mitte
bedrohenden Rändern des parlamentarischen Spektrums. Um dem "Extremismus der
Mitte" [4] die Stirn zu bieten, bedarf es klarer und eindeutiger Opposition
gegen die immer selbstverständlicher erscheinende Aufhebung des universalen, einst
als Inbegriff zivilisatorischen Fortschrittes gefeierten Gleichheitsprinzipes.

Wenn die existenzielle Not von Menschen zum Spielball zwischenstaatlicher
Konflikte gemacht wird und auch PolitikerInnen der Linken in den Chor derjenigen
einstimmen, die daraus ein bloßes Verwaltungs- und Sicherheitsproblem machen,
dann wird der Verselbständigung der damit anerkannten Ungleichwertigkeit von
Menschen Tür und Tor geöffnet. Die faktische Trennungslinie, die so zwischen den
von bourgeoiser Verächtlichkeit hierzulande betroffenen und den in aller Welt
vor lebensbedrohlicher Gewalt fliehenden Menschen gezogen wird, war als
klassisches Herrschaftsmittel stets mit linker Gesinnung unvereinbar. Wenn die
parlamentarische Linke nach Aufnahme ins bürgerlichen Lager strebt, wie in
Thüringen examplarisch durchgespielt, dann gehört die Affirmation
herrschaftssichernder Praktiken zum Eintrittspreis in den Klub der
Dazugehörigen. Was dann noch bleibt, sind sozialdemokratische
Unterwerfungsrituale, bei denen sich um die Brotkrumen gestritten wird, die in
immer geringerer Menge vom Tisch fallen.

Stände Die Linke zu den historischen Wurzeln klassenkämpferischer und
herrschaftskritischer Praxis, dann würde die von den bürgerlichen Parteien und
ihrer Presse mehrheitlich ausgegebene Parole, nicht mit ihr zusammenzuarbeiten,
bevor sie nicht der Gegnerschaft zum deutschen Imperialismus abgeschworen habe,
von den GenossInnen als faktische Würdigung ihres politischen Kurses verstanden. 
Wenn sie den Erfolg der Linken in Thüringen hingegen aus Gründen falsch
verstandener Parteiräson bejubeln, treten sie die Bremsklötze für die Abfahrt in
die politische Bedeutungslosigkeit weg. Was nach außen als Einigkeit der Partei
wirken soll, auch wenn sich einigen dabei der Magen verbiegt, dem liegt die
authentische Unvereinbarkeit der Bündnispolitik einer "Ramelow-Linken" mit den
Alleinstellungsmerkmalen antikapitalistischer und ökosozialistischer Politik
zugrunde.

Die im Spiegel am Beispiel Fischers und Ramelows vorgenommene Personifizierung
ehemaliger Bewegungsparteien ist paradigmatischer Art. Die Negation des
revolutionären und emanzipatorischen Erbes soll unumkehrbar sein, danach bleibt
nichts als die zugewiesene Funktion als Rädchen im Getriebe der herrschenden
Ordnung. Das ist, wie gesagt, vor dem Hintergrund der für emanzipatorische und
antifaschistische Kräfte zu bewältigenden Aufgabe keine opportunistischen
Partizipationswünschen geschuldete Kleinigkeit. Für ein Leben, das sich nicht
als Überleben auf Kosten anderer definiert, und eine Zukunft, die den
nachfolgenden Generationen mehr als verbrannte Erde hinterläßt, bedarf es keiner
frommen Hoffnungen, sondern beispielhafter Praxis und kämpferischer
Unnachgiebigkeit.


Fußnoten:

[1] https://www.jungewelt.de/artikel/372195.faschismus-der-dammbruch.html?fbclid=IwAR1ZjYTOkI1DCW-e9ouGef7XwpdEpxU_oxF2HiQt9MHe2wtVQBKvHqq_vuI

[2] https://www.deutschlandfunk.de/presseschau-aus-deutschen-zeitungen.2287.de.html

[3] https://www.antikapitalistische-linke.de/?p=3417

[4] https://www.heise.de/tp/features/Vom-braven-Buerger-zum-braunen-Wuerger-4666321.html?view=print
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REPRESSION/1671: Flüchtlingsbewältigung - eine Hand wäscht die andere ... (SB)



Die Griechen machen es richtig. So macht man das!

Jörg Meuthen (Vorsitzender der AfD) auf Facebook [1]

Mit der Öffnung der türkischen Westgrenze für Flüchtlinge hat Recep
Tayyip Erdogan den Regierungen Europas einen Riesengefallen getan. Sie
nehmen die Steilvorlage unverzüglich auf und ziehen plötzlich an einem
Strang, um den Umgang mit geflohenen Menschen repressiv zu forcieren.
Unter dem doppelzüngigen Vorwand, man dürfe sich von dem Despoten in
Ankara nicht erpressen lassen, werden bislang geltende Standards der
Menschenrechte entsorgt und die Mechanismen des Krieges gegen
Migranten gravierend verschärft. Die konservative Regierung in Athen
hat das Asylrecht vorerst außer Kraft gesetzt, womit sie sich aller
Fürsorgepflichten entledigt und die Strafverfolgung in Stellung
bringt. Flüchtlinge, denen es gelingt, die Grenzsperren zu überwinden,
können im Falle einer Festnahme vor Schnellgerichten zu Haftstrafen
bis zu vier Jahren verurteilt werden. Auf den Inseln in der Ägäis
setzt man ankommende Migranten auf Schiffen fest, um sie der
Internierung und Abschiebung zuzuführen. Die Polizei bringt an der
Landgrenze zur Türkei ihr gesamtes Waffenarsenal in Stellung, so daß
Tote durch Schußwaffengebrauch nur eine Frage der Zeit sind.

Martialische Sprache und Handlungsweise der europäischen Regierungen
und der EU zeugen von einem langersehnten Durchbruch an dieser Front
zähneknirschender Zurückhaltung, da die Umstände nicht günstiger sein
könnten, endlich mit härtesten Bandagen zu Werke zu gehen. Die
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen nahm die Lage vor Ort
in Augenschein und dankte dem griechischen Ministerpräsidenten
Kyriakos Mitsotakis dafür, "in diesen Zeiten unser europäisches Schild
zu sein". Sie lobte die Grenzpolizisten für ihren "unermüdlichen
Einsatz" und erklärte, daß dies "nicht nur eine griechische Grenze
sei, sondern eine europäische". Sie stehe hier als Europäerin an der
Seite der Griechen. "Diejenigen, die die Einigkeit Europas auf die
Probe stellen wollen, werden enttäuscht sein. Wir werden auf Linie
bleiben und Einheit bewahren." Zieht man in Betracht, daß gerade vor
ihren Augen Grenzsoldaten Frauen und Kinder mit Tränengas beschossen
hatten, läßt die Eindeutigkeit der Position von der Leyens nichts zu
wünschen übrig.

Der mitangereiste kroatische Ministerpräsident Andrj Plenkovic zeigte
sich vom erbarmungslosen Vorgehen der Grenzpolizei ebenso angetan wie
von der Wortwahl der Kommissionspräsidentin als er erklärte:
"Griechenland ist jetzt das Schild, die wahre Außengrenze der
Europäischen Union und die Garantie für die Stabilität Europas."
Dieser endgültige Perspektivwechsel, der ausschließlich die
Verteidigung der vielbeschworenen Festung Europa inspiziert und
munitioniert, während jenseits der Grenze nicht länger
schutzbedürftige Menschen, sondern Invasoren verortet werden, die mit
allen zu Gebote stehenden Mitteln zurückgeschlagen werden müssen,
durchzieht wie ein roter Faden die politischen Stellungnahmen der
Regierungen und macht auch vor den Medien nicht Halt, die den
Paradigmenwechsel fürs breite Publikum ventilieren. In welchem Maße
die Sprache des Krieges Einzug in die Abschottungspolitik gehalten
hat, illustriert auch die Einlassung der stellvertretenden
EU-Kommissionspräsidentin Margaritis Schinas: "Wenn Europa getestet
wird, können wir beweisen, dass wir die Stellung halten und unsere
Einheit siegen wird." [2]

Daß mit Griechenland erstmals ein europäischer Staat das Asylrecht
suspendiert und damit einen seit Jahren vorangetriebenen Prozeß per
Regierungsverfügung offiziell legitimiert hat, wurde von
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen, EU-Ratspräsident
Charles Michel und EU-Parlamentspräsident David Sassoli ausdrücklich
gebilligt. Vergeblich machte der Hohe Flüchtlingskommissar der
Vereinten Nationen, Filippo Grandi, in einer scharfen Verurteilung
dieses Schritts geltend, daß es weder in den Genfer Konventionen noch
im EU-Recht eine Grundlage dafür gebe. "Selbst Personen, die irregulär
Staatsterritorium betreten, sollten nicht dafür bestraft werden, wenn
sie alsbald bei den Behörden einen Asylantrag stellen", so Grandi.

Sollte man angesichts der erbarmungswürdigen und verzweifelten Lage
der bis zu 20.000 geflohenen Menschen an der griechisch-türkischen
Grenze nicht wenigstens ein Kontingent besonders bedrängter Personen
in Ländern der EU aufnehmen? Nein sagt die große Koalition, die im
Bundestag zusammen mit der FDP und der AfD einen Antrag der Grünen
abgelehnt hat, 5000 unbegleitete Kinder, Schwangere, alleinreisende
Frauen oder schwer Traumatisierte aus Griechenland aufzunehmen. Bei
einer namentlichen Abstimmung unterstützten nur 117 Abgeordnete diese
Forderung, 495 Parlamentarier stimmten dagegen. Wenngleich zahlreiche
Sozialdemokraten den Antrag angeblich weitgehend befürworteten,
bedienten sie sich bei dessen Ablehnung wie so oft einer
fadenscheinigen Ausflucht. So erklärte ihre stellvertretende
Fraktionsvorsitzende Eva Högl, im Antrag stehe zwar "viel Richtiges",
er helfe jedoch in der jetzigen Situation nicht weiter. Notwendig sei
stattdessen eine europäische Lösung. [3]

Keinen Finger zu rühren, ehe nicht alle mit anpacken, was nur darauf
hinauslaufen kann, beste Absichten vorzuhalten, aber das Vorhaben zu
torpedieren, wird dieser Tage gerne auf die Formel gebracht, es dürfe
keinen deutschen Sonderweg geben. So hatte auch Innenminister Horst
Seehofer betont, daß nichts im Alleingang geschehen, sondern nur durch
eine Allianz von EU-Staaten umgesetzt werden könne. Seines Erachtens
sollten die EU-Grenzen für Flüchtlinge geschlossen bleiben, die in der
Türkei versorgt werden könnten. "Wir wollen nicht die Wiederholung des
Jahres 2015." Wenn keine geordnete Lösung gelinge, "werden wir die
Unordnung bekommen, den Kontrollverlust". [4]

Im Bundestag drohte die Spitze der Unionsfraktion sogar damit, die
deutschen Grenzen zu schließen, falls ein Schutz der EU-Außengrenzen
nicht möglich sei. "Die Botschaft muss eine ganz klare sein: Wenn es
uns nicht gelingt, die europäische Außengrenze effektiv zu schützen,
dann kann das nur bedeuten, dass wir die deutsche Grenze engmaschig
kontrollieren müssen und dort auch zu Zurückweisungen kommen müssten",
sagte Unionsfraktionsvize Thorsten Frei (CDU). Das Innenministerium
setzte per Twitter auf Deutsch, Englisch, Arabisch und Farsi die
Warnung ab: "Die Grenzen Europas stehen Flüchtlingen aus der Türkei
nicht offen, und dies gilt auch für unsere deutschen Grenzen."

In den ersten drei Tagen nach Grenzöffnung auf türkischer Seite haben
die griechischen Behörden eigenen Angaben zufolge mehr als 24.200
versuchte illegale Grenzübertritte verzeichnet, 182 Menschen wurden
demnach festgenommen. Die Regierung in Athen sprach von einer
"Invasion" und forderte eine "starke Unterstützung" aus Brüssel ein.
Ursula von der Leyen gab bekannt, daß die EU Griechenland mit
Einsatzkräften und 700 Millionen Euro helfen wolle, wovon 350
Millionen Euro als Soforthilfe bereitgestellt werden sollen. Darüber
hinaus werde die Frontex-Mission mit Booten, Hubschraubern und
weiteren Grenztruppen verstärkt. Frontex unterstrich in einer
Stellungnahme seine Bereitschaft, die "Hilfe für Griechenland auf
andere operative Gebiete und andere Formen der Unterstützung innerhalb
des Frontex-Mandats auszuweiten". Für die Aufrüstung der Grenze werden
im Handstreich Hunderte Millionen Euro aus dem Steueraufkommen der
Länder Europas spendiert, während für die im Niemandsland jenseits des
Zaunes gestrandeten Menschen nicht einmal die geringfügigste
humanitäre Hilfe auch nur angedacht wird.

Begeistert stimmt die Phalanx jener Regierungen in den Schlachtruf
ein, die ohnehin für die Gleichsetzung von "fremd" und "feindlich"
berüchtigt sind. Österreichs Bundeskanzler Sebastian Kurz lehnte eine
Aufnahme von Flüchtlingen natürlich ab und wischte damit den Aufruf
von Bundespräsident Alexander van der Bellen vom Tisch, man solle sich
als Teil der EU in bestimmtem Ausmaß an einer Aufnahme beteiligen. Bei
einem Sondertreffen der Visegrad-Staaten Polen, Tschechien, Ungarn und
Slowakei begrüßte der tschechische Regierungschef Andrej Babis, daß
Griechenland "aktionsfähig" sei und versuche, die Migranten an der
EU-Außengrenze aufzuhalten. Der polnische Ministerpräsident Mateusz
Morawiecki von der Partei Recht und Gerechtigkeit (PiS) bekundete die
Bereitschaft seines Landes, Sicherheitsbeamte an die
griechisch-türkische Grenze zu entsenden. Ungarns Regierungschef
Viktor Orban sprach sich für eine engere Zusammenarbeit mit den
Nicht-EU-Staaten Nordmazedonien und Serbien beim Grenzschutz aus, um
diejenigen Migranten, die Griechenland bereits hinter sich gelassen
hätten, dort aufzuhalten. Und der scheidende slowakische
Ministerpräsident Peter Pellegrini versprach, den in der Verantwortung
seines Landes liegenden Abschnitt der EU-Ostgrenze zur Ukraine zu
schützen.

Die vielbeklagte Spaltung Europas in der Frage, wer Flüchtlinge
aufnehmen kann und soll, verkehrt sich zu einer Einheitsfront, sobald
die hermetische Schließung der Außengrenzen als einziger Punkt auf die
Tagesordnung gesetzt wird. Die beiden Stränge des Stricks, der die
Migration abwürgen soll, haben einvernehmlich zusammengefunden. Was in
Strategie und Praxis längst vorgesehen oder bereits der Fall war, aber
in gewissem Ausmaß kontrovers diskutiert, bisweilen auch konfrontativ
ausgefochten oder unter Verweis auf das Völkerrecht und humanitäre
Übereinkünfte gebremst wurde, droht nun mit voller Wucht
durchzuschlagen.

Alle europäischen Länder, die ihre Grenzen für Flüchtlinge geschlossen
hätten und versuchten, sie durch Schläge, ein Versenken ihrer Boote
oder sogar Schüsse zurückzudrängen, "treten die Allgemeine Erklärung
der Menschenrechte mit Füßen", erklärte Präsident Erdogan in einer
Rede in Ankara. "Wenn die europäischen Länder das Problem lösen
wollen, müssen sie die politischen und humanitären Bemühungen der
Türkei in Syrien unterstützen." Indem nun die Regierungen Europas
unterstreichen, daß auch für sie die Menschenrechte nichts weiter als
eine Karte sind, die im Poker des Machtkampfs je nach Bedarf gezogen
oder abgeworfen wird, legen sie unmißverständlich klar, wie einig sich
beiderseits die Eliten in der Vernutzung oder Vernichtung der vor
ihren Raubzügen fliehenden Menschen sind.


Fußnoten:

[1] www.wsws.org/de/articles/2020/03/04/gren-m04.html

[2] www.welt.de/politik/ausland/live206258671/Migration-Kanzler-Kurz-lehnt-Aufnahme-weiterer-Fluechtlinge-ab.html

[3] www.tagesspiegel.de/politik/krise-an-griechisch-tuerkischer-grenze-koalition-stimmt-gegen-aufnahme-von-5000-fluechtlingen/25599690.html

[4] www.fr.de/politik/griechenland-toter-grenze-seehofer-botschaft-ueber-twitter-zr-13570345.html
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INTERNATIONAL/251: Honduras - 247.000 Menschen in vier Jahren vor Gewalt geflohen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras 

247.000 Menschen in vier Jahren vor Gewalt geflohen



(El Progreso, 27. Februar 2020, radio progreso) - Nach Angaben des
UNHCR sind in Honduras 247.000 Menschen in den Jahren 2014 bis 2018
vor der anhaltenden Gewalt geflohen. Zu diesem Schluss kommt die
Studie "Bewertung der internen Vertreibung durch Gewalt in Honduras"
[1]. Demnach erfolgt die Vertreibung durch Todesdrohungen, Ermordung
von Angehörigen, Erpressung oder Rekrutierung von Minderjährigen für
Maras oder andere Banden.

"Die Familien und Einzelpersonen in Honduras verlassen ihre Heimat, um
ihre Leben und das ihrer Kinder zu schützen", erklärte Yolanda Zapata,
Leiterin des lokalen UNHCR-Büros in San Pedro Sula. "Durch diese
Studie können wir das Phänomen der zwangsweisen Vertreibung, deren
Gründe und Einschätzungen besser verstehen."

Ziel dieses Berichts sei es laut Zapata, Politiken und
Antwortmöglichkeiten zu entwickeln, um sich um die Bedürfnisse der
Vertriebenen zu kümmern. Zudem müssten Lösungsansätze für die durch
die Vertreibungen entstandenen Herausforderungen gefunden werden.


Anmerkung:

[1] https://data2.unhcr.org/en/documents/details/73689


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/flucht-migration/247-000-menschen-in-vier-jahren-vor-gewalt-geflohen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin
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WOHNEN/176: Wie gelingt die Öffnung von Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der Eingliederungshilfe ins Quartier? (idw)

Philosophisch-Theologische Hochschule Vallendar - 04.03.2020

Wie gelingt die Öffnung von Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der
Eingliederungshilfe ins Quartier?



Die Frage, wie eine Öffnung von Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen der
Eingliederungshilfe in das sie umgebende Wohnumfeld gelingen kann, steht
im Mittelpunkt des Forschungsprojekts "Gutes Altern in Rheinland-Pfalz"
(GALINDA). Im Rahmen der Veranstaltungsreihe DIALOG SOZIAL wurde das
Projekt nun vorgestellt und seine Ergebnisse von der rheinland-pfälzischen
Sozialministerin Sabine Bätzing-Lichtenthäler mit Expertinnen und Experten
diskutiert. Das Thema stieß bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern auf
reges Interesse.

"Wir sind davon überzeugt, dass die Öffnung von Einrichtungen in das sie
umgebende Wohnumfeld ein wichtiger und zukunftsfähiger Weg ist. Mit einer
Stärkung des Quartiersgedankens und des gegenseitigen Interesses von
Einrichtung und Wohnumfeld aneinander können eine gute Betreuung und
Pflege nicht nur der Bewohnerinnen und Bewohner der Einrichtung, sondern
auch des Wohnumfelds entwickelt und sichergestellt werden", betonte
Ministerin Bätzing-Lichtenthäler die Bedeutung des Forschungsprojekts.

Zunächst stellte das wissenschaftliche Team der Philosophisch-Theologischen 
Hochschule Vallendar (PTHV) unter Leitung von Prof. Dr.
Hermann Brandenburg seine Erkenntnisse aus dem Projekt vor. Diese wurden
durch die Begleitung und Beobachtung von drei Einrichtungen für ältere
Menschen mit Pflegebedarf und Menschen mit Behinderungen über einen
Zeitraum von zweieinhalb Jahren sowie einer Online-Befragung aller
rheinland-pfälzischen Pflege- und Eingliederungshilfeeinrichtungen
gesammelt. Danach befürwortet die große Mehrheit der Einrichtungsleitungen
eine stärkere Öffnung ihrer Einrichtungen zum Quartier, allerdings unter
der Maßgabe, dass die Bewohnerinnen und Bewohner nicht zu stark belastet
werden. Die Öffnung richtet sich, so die Erkenntnisse des Forschungsteams,
derzeit noch weitestgehend an den Bewohnerinnen und Bewohnern aus,
wohingegen Angebote für das Umfeld der Einrichtung noch weniger im Fokus
der Einrichtungen stehen.

Häufig sind Ehrenamtliche, Kirchengemeinden, Schulen und Kindergärten an
den Angeboten beteiligt. Schwach bis nicht vorhanden sind dagegen eine
Vernetzung mit lokalen Unternehmen, Anbietern von Erwachsenenbildung sowie
mit Freizeiteinrichtungen. Neben den Chancen einer Quartiersöffnung konnte
das Team aber auch Ambivalenzen herausarbeiten, die mit unklaren
rechtlichen und finanziellen Aspekten, aber auch mit Belastungen und
Herausforderungen für die beteiligten Berufsgruppen - wie der Pflege oder
Sozialen Betreuung - begründet werden.

Prof. Dr. Brandenburg betonte: "Die entscheidende Frage lautet: Wie wird
Wissen wirksam? Und dazu muss erstens in den Einrichtungen ein
Informations- und Reflexionsprozess in Gang gesetzt werden, der die Frage
klärt: Was bedeutet Quartiersentwicklung für die jeweiligen Professionen
und wie kann ihr konkreter Beitrag aussehen? Ich denke hier an die Pflege,
die Soziale Arbeit und die Hauswirtschaft. Zweitens muss eine verbindliche
Struktur, Anbindung und Schärfung des Aufgabenprofils des
Quartiersmanagements sichergestellt werden. Die Verortung in der Kommune
ist aus meiner Sicht sehr bedeutsam. Und drittens müssen Möglichkeiten
geschaffen werden, durch die eine Unterstützungskultur der
Zivilgesellschaft entwickelt und nachhaltig etabliert wird."

Mit Blick auf die Ergebnisse diskutierten mit Ministerin 
Bätzing-Lichtenthäler Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und 
Praxis, wie diese Erkenntnisse weiter genutzt und eine Öffnung der 
Einrichtungen sowohl für die Bewohnerinnen und Bewohner, die 
Einrichtungen als Institutionen, aber auch für die Menschen im 
Umfeld der Einrichtungen weiter umgesetzt und nutzbar gemacht werden 
können.

Prof. Dr. Martin Lörsch von der Universität Trier hob dabei die Rolle der
Kirchen hervor: "Die christlichen Kirchen sind heute mit der Frage
konfrontiert: 'Wozu und für wen sind wir Kirche?' Meine Antwort lautet:
Diakonische Kirchenentwicklung und sozialraumorientierte Gemeindepastoral
als Beitrag zu einem guten Leben im Quartier! Als Träger vieler
Einrichtungen der Stationären Altenhilfe sind die Kirchen herausgefordert,
die gesellschaftlichen Entwicklungen für sich als 'Zeichen der Zeit' zu
erkennen. 'GALINDA' gibt der Kirche Hinweise, wie sie sich mit den
örtlichen Pflegeeinrichtungen im lokalen Sozialraum neu aufstellen kann."

"Die Öffnung der Einrichtungen in das Quartier ist notwendiger Garant für
die soziale Teilhabe der Bewohnerinnen und Bewohner. Einrichtungen
brauchen dafür vor allem Flexibilität für eigene Ideen und
Personalkonzepte, um Öffnungen für und in das Quartier bedarfs- und
qualitätsgerecht ermöglichen zu können. Jedoch müssen auch die Rollen der
Angehörigen und des sozialen Umfelds in ihren gesellschaftlichen
Verantwortungen gefördert und gefordert werden", so Regina Schuster,
Vorstandsvorsitzende der PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz.

Prof. Dr. Frank Schulz-Nieswandt von der Deutschen Altershilfe forderte:
"Nicht mehr Geld in das System pumpen ohne Strukturreform! Strukturreform
meint: sozialraumorientierter Wandel der Angebotsformen vor dem
Hintergrund der Differenzierung der Wohnformen im Alter. Das ist aber ein
radikaler Kulturwandel!"

Als Fazit der Diskussion wurde beschrieben, dass die Öffnung von
Einrichtungen gezielter angegangen und Einrichtungen bei diesem Vorhaben
stärker unterstützt werden müssen. "Denn für eine Öffnung der
Einrichtungen in das Wohnumfeld sind nicht nur die Einrichtungen
gefordert, sondern auch die Kommunen und insbesondere die
Zivilgesellschaft", so Ministerin Bätzing-Lichtenthäler. Sie warb dafür
Skepsis, Vorbehalten und Angst vor Alter, Gebrechlichkeit und Behinderung
stärker zu begegnen und forderte alle gesellschaftlichen Gruppierungen und
jeden einzelnen dazu auf, sich mit seinen Fähigkeiten und Ressourcen für
die Bewohnerinnen und Bewohner in den benachbarten Einrichtungen
einzubringen und damit auch das Wohnquartier zu stärken.

Der DIALOG SOZIAL ist das Forum des Ministeriums für Soziales, Arbeit,
Gesundheit und Demografie, in dem Themen und Perspektiven von zentraler
landespolitischer Bedeutung mit Kooperationspartnern, Betroffenen,
Verbänden, Organisationen, Kommunen und Mandatsträgern im Dialog erörtert
werden.


Weitere Informationen zur Veranstaltung unter:

www.msagd.rlp.de

www.menschen-pflegen.de

Information zur PTHV:

Die Philosophisch-Theologische Hochschule Vallendar (PTHV) ist eine
kirchlich und staatlich anerkannte wissenschaftliche Hochschule (im Rang
einer Universität) in freier Trägerschaft. Die Gesellschafter der PTHV
gGmbH sind die Vinzenz Pallotti gGmbH und die Marienhaus Holding GmbH.
Rund 50 Professoren und Dozenten forschen und lehren an der PTHV und
betreuen etwa 500 Studierende beider Fakultäten.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1375

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Philosophisch-Theologische Hochschule Vallendar, 04.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/968: Berlin - Protestkundgebung "Menschen vor Profite, Pflegenotstand stoppen", 06.03.2020

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. März 2020

Protestkundgebung - "Menschen vor Profite: Pflegenotstand stoppen!"



DIE LINKE veranstaltet am 6. März um 10:00 Uhr eine Protestkundgebung
vor dem Bundesministerium für Gesundheit (Friedrichstraße 108, 10117
Berlin). Mit einem Großtransparent "Personalmangel in Krankenhaus und
Altenpflege gefährdet Ihre Gesundheit" wird direkt vor dem Eingang des
Ministeriums auf die verheerende Situation in der Pflege aufmerksam
gemacht. Der Parteivorsitzende Bernd Riexinger wird in einem
Redebeitrag die neuen Kampagnenforderungen der bundesweiten Kampagne
"Menschen vor Profite: Pflegenotstand stoppen!" vorstellen.
Insbesondere durch die aktuelle Gefahr der Corona-Pandemie tritt der
Pflegenotstand immer deutlicher zu Tage.

Die Protestaktion am 6. März ist nur der Auftakt bundesweiter
Kampagnenaktivitäten. In über 170 Kreisverbänden der LINKEN finden um
den 8. März, dem Internationalen Frauentag, in mehr als 200 Städten
Aktionen zum Kampagnenauftakt der Pflegekampagne 2020 statt.

Hierzu sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:
"Unsere Mitglieder sprechen vor Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen
die vom Pflegenotstand betroffenen Pflegekräfte an. Sie verteilen
Blumen und Material zu den neuen Forderungen, aber vor allem hören sie
zu, um mehr über die aktuelle Situation in der Pflege zu erfahren. Sie
sprechen eine Einladung an Pflegekräfte und Betroffen aus, sich bei
der LINKEN gegen den Pflegenotstand zu organisieren, zum Beispiel in
von der LINKEN initiierten Pflegestammtischen oder Pflegebündnissen."

Die neuen Forderungen der Kampagne "Menschen vor Profite:
Pflegenotstand stoppen!" sind:


	100 000 Pflegekräfte im Krankenhaus und 120 000 Pflegekräfte mehr in der Altenpflege

	500 Euro/Monat mehr Grundgehalt in der Pflege

	eine gesetzliche Personalbemessung

	eine solidarische Gesundheitsversicherung und Pflegevollversicherung

	Krankenhausschließungen verhindern



Mehr Infos zur Kampagne auf: www.pflegenotstand-stoppen.de

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. März 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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TAGUNG/1473: Passau - Wie Automatisierungsprozesse das Recht verändern, 20.03.2020

Universität Passau

Wie Automatisierungsprozesse das Recht verändern



Mit dem Aufstieg von Legal Tech und Firmen, die automatisiertes
Geltendmachen von Ansprüchen gemütlich vom heimischen Sofa aus anbieten,
wird die Bedeutung der zugrunde gelegten Daten auf den Anwendungsgebieten
des Rechts zunehmend größer. In gleichem Maße steigt die Macht, damit aber
auch die Verantwortung der Datenlieferanten. Die öffentliche Tagung "Input
Control" am 20. März an der Ludwig-Maximilians-Universität München,
veranstaltet von der Forschungsstelle für Rechtsfragen der Digitalisierung
der Universität Passau (FREDI), erläutert grundlegende Fragen rund um
Datenqualität und -validität und diskutiert die Auswirkungen rechtlicher
Automatisierungsprozesse.

Das Programm nähert sich dem Thema in drei Blöcken: "Zunächst soll
betrachtet werden, wie Daten grundsätzlich, auch offline,
qualitätsgesichert erlangt werden können und wer für eine Verfügbarkeit
und Validität einstehen muss", erläutert Prof. Dr. Kai von Lewinski
(Lehrstuhl für Öffentliches Recht, Medien- und Informationsrecht), der das
Format gemeinsam mit Prof. Dr. Thomas Riehm (Lehrstuhl für Deutsches und
Europäisches Privatrecht, Zivilverfahrensrecht und Rechtstheorie)
initiiert hat. "Im Anschluss arbeiten wir heraus, ob und wie solche Daten
zuverlässig in Systeme wie die Blockchain eingespeist werden können. Und
schließlich wird die Frage diskutiert, welche Anwendungsbereiche und
potentielle Automatisierungsprozesse sich daraus für die Rechtsanwendung
ergeben."

Veranstaltungsort ist der Raum B1 106 an der Ludwig-Maximilians-Universität
München (Geschwister-Scholl-Platz 1). Das ausführliche
Programm mit allen Referentinnen und Referenten finden Sie unter

www.jura.uni-passau.de/fredi-tagung und im Anhang dieser Mitteilung.

Die Veranstaltung ist öffentlich und kostenfrei.

Diese Veranstaltung wird durch das Bayerische Staatsministerium für
Wissenschaft und Kunst im Rahmen des Zentrums DigitalisierungBayern
(ZD.B.) gefördert.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Passau, 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AGRAR/1873: Ackerland ist kein Spekulationsobjekt (BMEL)

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 45/20 vom 05.03.2020

Ackerland ist kein Spekulationsobjekt - Regulierungslücken im Bodenrecht
müssen geschlossen werden

Bundesministerin Julia Klöckner fordert Vorrang für Landwirte auf dem
Bodenmarkt - Experten diskutieren in Berlin auf Tagung des BMEL



Jedes Jahr geht in Deutschland landwirtschaftliche Nutzfläche an andere
Nutzungen verloren. Seit 1993 sind es 1,2 Millionen Hektar, das entspricht
ungefähr der Größe Jamaikas. Treiber dieser Entwicklung sind Investoren,
die - vor allem seit der Finanzkrise 2007 - massiv Geld in den Bodenmarkt
stecken. Der Preis pro Hektar Ackerland ist daher seit 2005 um 193 Prozent
gestiegen - auf durchschnittlich 25.485 Euro pro Hektar. Eine vergleichbare
Entwicklung gibt es bei den Pachtpreisen. Für viele Landwirte ist das ein
großes Problem. Auf Einladung der Bundesministerin für Ernährung und
Landwirtschaft, Julia Klöckner, haben heute Praktiker, Wissenschaftler,
Finanzexperten und Politiker auf einer großen Tagung zum Bodenmarkt über
diese Herausforderungen diskutiert.

"Die Preise für Ackerland sind explodiert - in den vergangenen 15 Jahren
haben sie sich verdreifacht. Vor allem, weil diese Flächen durch
Regelungslücken zum Spekulationsobjekt für Finanzinvestoren geworden sind.
Die Verlierer dabei sind unsere Landwirte. Sie laufen Gefahr, einen fairen
und bezahlbaren Zugang zu der Ressource zu verlieren, die ihnen das
Einkommen sichert.

Die Bundesländer fordere ich auf, hier gegenzusteuern. Sie müssen ihr
Bodenrecht an die heutigen Herausforderungen anpassen, endlich die
bestehenden Lücken schließen. Deshalb habe ich ein Referat für Bodenmarkt
gegründet und den Ländern Vorschläge gemacht. Denn wir brauchen Bauern, und
Bauern brauchen Boden. Rechtlich muss ihnen hier der Rücken gestärkt
werden," forderte Ministerin Julia Klöckner.

Es gehe vor allem darum, das Vorkaufsrecht von Landwirten auf dem
Bodenmarkt zu stärken, betonte die Ministerin. Denn Investoren nutzen
Intransparenz und Regulierungslücken:


	Sie kaufen nicht unmittelbar, sondern erwerben Anteile an Gesellschaften, die Grundstücke besitzen. Solche Anteilskäufe werden im Grundstücksverkehrsgesetz nicht erfasst und demnach auch nicht von den Behörden geprüft.

	75 Prozent der Pachtverträge werden von den Verpächtern zudem gesetzeswidrig nicht angezeigt. Das hebelt die Preismissbrauchskontrolle aus.



Julia Klöckner weiter: "Dass am Ende Einzelhandelsketten, Banken oder
Rückversicherungskonzerne unseren Landwirten die Lebensgrundlage wegkaufen,
ist eine besorgniserregende Entwicklung. Da darf nicht länger zugesehen
werden."

Auf der Tagung ging es auch darum, wie der stetige Verlust an Agrarflächen
gestoppt werden kann. Jedes Jahr gehen in Deutschland 47.000 Hektar an
fruchtbarem Boden verloren. Ziel des Bundesministeriums ist es, dass
Agrarflächen die gleiche Wertschätzung und den gleichen Schutz erfahren wie
etwa Siedlungs- und Verkehrsflächen, Naturschutzflächen oder Wald. Denn der
landwirtschaftliche Boden ist Grundlage für die Herstellung von
Lebensmittel, Basis für Arbeitsplätze, Lebensgrundlage für Landwirte und
ein wichtiger Beitrag zur Sicherung der Welternährung.


Hintergrund:

Seit der Föderalismusreform I im Jahr 2006 sind die Länder für das
landwirtschaftliche Bodenrecht zuständig. Sie müssen das
Grundstücksverkehrsgesetz des Bundes, welches landwirtschaftliche Betriebe
sichern soll, reformieren. Doch nur Baden-Württemberg hat bisher ein
eigenes "Agrarstrukturverbesserungsgesetz" verabschiedet. In allen anderen
Bundesländern gilt weiterhin das Grundstücksverkehrsgesetz des Bundes.

Das BMEL unterstützt gemäß Koalitionsvertrag die Länder bei ihren
Gesetzesvorhaben und flankiert diesen Prozess im Rahmen von
Forschungsprojekten und Transparenzregelungen in der Agrarstrukturerhebung.

Zum Bodenrecht hatte 2015 eine Expertengruppe 28 Vorschläge vorgelegt, die
bislang von keinem Land umgesetzt worden sind. Zu begrüßen ist, dass
zumindest einige Länder (Sachsen-Anhalt, Niedersachsen, Brandenburg,
Sachsen, Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern) neue Gesetze angekündigt haben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 45/20 vom 05.03.2020

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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VERKEHR/1578: Fahrgastbefragung - Mehr Menschen an Samstagen mit Bus und Straßenbahn unterwegs (idw)

Universität Ulm - 03.03.2020

Mehr Menschen an Samstagen mit Bus und Straßenbahn unterwegs

Fahrgastbefragung zum kostenlosen ÖPNV in Ulm/Neu-Ulm



Seit April 2019 gibt es in Ulm und Neu/Ulm die Möglichkeit, Busse und
Straßenbahnen an Samstagen kostenlos zu nutzen. Eine wissenschaftliche
Studie der Universität Ulm hat nun untersucht, wie sich dieses Angebot auf
die Nutzung des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) in der Doppelstadt
auswirkt. Die Ergebnisse der Fahrgastbefragung, an der mehr als 4200
Fahrgäste teilnahmen, wurden am 3. März bei einer Pressekonferenz im
Rathaus vorgestellt. Projektpartner sind die Stadt Ulm und die Stadtwerke
Ulm/Neu-Ulm (SWU).

"Der kostenlos angebotene Nahverkehr an Samstagen führt in Ulm und Neu-Ulm
zu einer verstärkten ÖPNV-Nutzung. Besonders nachgefragt wird das
Gratis-Angebot insbesondere von Menschen, die ansonsten nur gelegentlich
oder eher selten mit Bussen oder Straßenbahnen unterwegs sind", fasst
Andreas Rebholz die ersten Studienergebnisse zusammen. Der Doktorand am
Institut für Nachhaltige Unternehmensführung der Universität Ulm
koordiniert diese wissenschaftliche Arbeit. Überraschender Weise kamen die
Fahrgastzuwächse nicht - wie andere Studien hätten vermuten lassen -
vorrangig durch so genannte "Kannibalisierungseffekte" zustande. Das ist
der Fall, wenn vor allem Fußgänger und Radfahrer auf Busse und
Straßenbahnen umsteigen - also Verkehrsteilnehmer, die im Hinblick auf
Lärm, Abgase und Energiebilanz sowieso als unproblematisch gelten.
"Stattdessen zeigte sich, dass tatsächlich mehr als die Hälfte der
Nahverkehrsnutzer, die sich aufgrund des kostenlosen Angebots für eine
Fahrt mit öffentlichen Verkehrsmitteln im Stadtgebiet Ulm / Neu-Ulm
entschieden haben, dafür ihr Auto zuhause stehen ließen", erklärt Rebholz.

Im Detail sehen die Zahlen so aus: 40,3 Prozent der Befragten geben an,
dass sie die Fahrt mit Bus oder Straßenbahn ohne das Kostenlos-Angebot an
Samstagen nicht angetreten hätten. Mehr als die Hälfte, genauer gesagt
53,8 Prozent, aus dieser Gruppe hätte alternativ das Auto genutzt, 16,3
Prozent wären ansonsten mit dem Rad gefahren und 13,6 Prozent zu Fuß
gegangen. Was die Häufigkeit der Nahverkehrsnutzung angeht, sagen 52,3
Prozent der Studienteilnehmer, dass sie seit der Einführung des Angebots
den Nahverkehr an Samstagen häufiger nutzen. 38,2 Prozent glauben, dass
sich ihr Nutzungsverhalten an Samstagen nicht verändert hat.

Wie zu erwarten zeigten die Ergebnisse allerdings auch, dass mit
Spill-Over-Effekten nicht zu rechnen ist. Das heißt: die positiven
Samstags-Effekte haben so gut wie keine Auswirkung auf das Nutzerverhalten
an Werktagen mit starkem Berufsverkehr. So geben 61 Prozent aller
Befragten an, dass sich ihr ÖPNV-Nutzungsverhalten an Werktagen nicht
verändert hat, und nur 11,5 % äußern die Absicht, von Montag bis Freitag
häufiger mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu fahren. "Der Samstag
unterscheidet sich grundlegend von anderen Wochentagen. Viele Menschen
sind unterwegs um einzukaufen oder etwas zu erledigen. Außerdem gibt es
mehr Ausflugs- und Freizeitverkehr als unter der Woche", so Rebholz.
Torsten Fisch, kommissarischer Leiter der Abteilung Mobilität
unterstreicht: "Aus Sicht der Stadt Ulm wurde das Ziel, die Erreichbarkeit
der Innenstadt zu fördern, voll erreicht. Die Fahrgastentwicklung zeigt,
dass die Maßnahmen zum Ausbau des ÖPNV-Angebotes auch an Samstagen wirken.
Jetzt gilt es dran zu bleiben und den ÖPNV auch werktags als gute
Alternative zum eigenen PKW im Bewusstsein der Bürgerinnen und Bürger zu
verankern."

Für die Ulmer Studie wurden an allen Samstagen im September und Oktober
2019 mehrere Tausend Menschen im Stadtgebiet von Ulm und Neu-Ulm befragt.
Beide Monate gelten in der Mobilitätsforschung als repräsentativ im
Hinblick auf die "durchschnittliche" Verkehrsnachfrage. Durchgeführt
wurden On-Board-Befragungen mit einem Kurzfragebogen in den Straßenbahnen
und Bussen der Linien 1,2,4 und 5. Mit 4290 ausgefüllten Fragebögen kam
bei der Fahrgastbefragung eine stattliche Stichprobengröße zustande, die
statistisch belastbare Aussagen erlaubt. Die detaillierten Ergebnisse aus
diesem Begleitforschungsprojekt sollen im Laufe des Jahres auch
wissenschaftlich verwertet und veröffentlicht werden.

Trotz der positiven Studienergebnisse, was die Nahverkehrsnutzung an
Samstagen angeht, bezweifeln die Ulmer Wirtschaftswissenschaftler, dass
unentgeltliche ÖPNV-Angebote ausreichen, um für eine dauerhafte
Verkehrsverlagerung zu sorgen. "Um Autofahrer zum Umstieg auf Bus und Bahn
zu bewegen, bedarf es einer ganzen Reihe an zusätzlichen Maßnahmen. Dazu
gehört auf jeden Fall der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur und eine
Verbesserung der Angebote", sagt Professor Martin Müller. Der
Wirtschaftswissenschaftler leitet das Institut für Nachhaltige
Unternehmensführung an der Universität Ulm und ist in zahlreichen
regionalen Nachhaltigkeitsinitiativen engagiert.

Text: Andrea Weber-Tuckermann
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





EUROPA/014: Anwaltsorganisationen verabschieden Resolution zur Rechtsstaatlichkeit in der EU (DAV)

Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 5. März 2020

Anwaltsorganisationen verabschieden Resolution zur Rechtsstaatlichkeit in der EU



Berlin/Brüssel (DAV). Über 50 Anwaltsorganisationen haben auf
Initiative von Edith Kindermann, Präsidentin des Deutschen
Anwaltvereins (DAV), eine gemeinsame Resolution zur
Rechtsstaatlichkeit in der EU verabschiedet. Anlässlich der
Europäischen Präsidentenkonferenz in Wien betonen die Berufsverbände
und Kammern damit die Unabdingbarkeit von Rechtsstaatlichkeit und der
Unabhängigkeit von Justiz und Anwaltschaft in der EU. Mit der
Resolution werden die europäischen Institutionen wie auch die
nationalen Regierungen dazu aufgerufen, diese Prinzipien mit allen
verfügbaren Mitteln zu schützen.

Insbesondere die EU-Kommission wird aufgefordert, die notwendigen
Maßnahmen einzuleiten, um einen weiteren Vollzug der polnischen
Justizreformen zu verhindern. DAV-Präsidentin Kindermann betont: "Die
Anwaltschaft kann und wird angesichts der permanenten Angriffe auf den
Rechtsstaat in Europa nicht schweigen. Es ist unsere Pflicht,
aufzustehen, laut zu werden und die Prinzipien zu verteidigen, auf
denen die Europäische Union beruht."

Die unterzeichnenden Organisationen rufen zu einem Marsch der
europäischen Roben auf, der zwischen dem 24. und 26. Juni 2020 in
Brüssel stattfinden wird. Wir werden mit Vertretern aller Rechtsberufe
in Europa ein gemeinsames, sichtbares und starkes Zeichen für die
Verteidigung der Rechtstaatlichkeit in der Europäischen Union setzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 06/20 vom 5. März 2020

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RECHT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/076: Bundesregierung unterstützt Position Israels gegen Zuständigkeit des Internationalen Strafgerichtshofs (BAK Nahost der LINKEN)

DIE LINKE. Bundesarbeitskreis Gerechter Frieden in Nahost - 2. März 2020

Zur Erklärung der Bundesregierung beim Internationalen Strafgerichtshof
(IStGH), die Position Israels gegen die Zuständigkeit des IStGH zu
unterstützen



Einer der ehernen Grundsätze der deutschen Nahost-Politik ist das ständige
Bekenntnis zu der Zwei-Staaten-Lösung im Konflikt zwischen Israel und den
Palästinensern. Doch seit Jahrzehnten hintertreiben alle Bundesregierungen
dieses Ziel durch die Unterstützung des Landraubs durch die israelische
Besatzungspolitik und durch die Verhinderung einer palästinensischen
Staatlichkeit in allen Gremien der Vereinten Nationen. Hinter der Fassade
eines hohlen Bekenntnisses zu einer vertraglichen Lösung boykottieren sie
aktiv alle Bemühungen der Palästinenser, durch die offizielle Anerkennung
ihres Staates auf gleicher Ebene mit der israelischen Regierung verhandeln
zu können und sie zur Verantwortung zu ziehen für ihre Verbrechen in den
besetzten Gebieten.

Nun hat die Bundesregierung eine Erklärung abgegeben, in der sie die
Meinung der israelischen Regierung unterstützt, dass sich die Zuständigkeit
des IStGH nicht auf die Palästinensischen Gebiete erstrecke. Palästina sei
kein Staat und unterliege daher nicht der Rechtsprechung des IStGH. Dadurch
soll verhindert werden, dass die von der Chefanklägerin Fatou Bensouda
begonnenen Untersuchungen über Kriegsverbrechen und
Menschenrechtsverletzungen in den besetzten Gebieten zu einer Anklage gegen
Israel vor dem IStGH führen. "Am Freitag sagte Deutschland zu Israel:
Erweitern Sie die Siedlungen nach Herzenslust, bombardieren Sie Gaza so oft
Sie möchten, schießen Sie weiterhin ungezügelt mit echten Kugeln auf
Demonstranten. Sie sind immun gegen jede Kritik und sicherlich gegen
Strafverfolgung in Den Haag", so der israelische Journalist Gideon Levy am
16.2. in der Tageszeitung Haaretz. Das Lob des israelischen Außenministers
folgte auf dem Fuß, er begrüßte die deutsche Positionierung als
'verantwortungsvoll', weil sie eine 'Politisierung' des IStGH" verhindere.

Die Bundesregierung hat Palästina immer die Anerkennung als Staat in der
UNO versagt, obwohl inzwischen 138 Staaten den Staat Palästina anerkannt
haben. 2012 haben sie in der UNO-Generalversammlung mit der Resolution
67/19 Palästina einen Beobachterstatus als Staat zuerkannt. Er reichte für
den UNO-Generalsekretär wie für den Präsidenten der
Vertragsstaatenversammlung des IStGH aus, die von den Palästinensern
beantragte Mitgliedschaft im IStGH zu akzeptieren. Palästina erfüllt alle
der nach Art. 1 der Konvention von Montevideo erforderlichen Merkmale eines
Staates: eine permanente Bevölkerung, ein definiertes Territorium trotz
umstrittener Grenzen und die Fähigkeit, internationale Beziehungen mit
anderen Staaten einzugehen. Seit Jahren ist Palästina zahlreichen
internationalen Abkommen beigetreten, z. B. der UNESCO.

Mit ihrer Petition setzt sich diese Bundesregierung nun in offenen
Widerspruch zur jahrzehntelange Unterstützung aller Bundesregierungen für
eine Internationale Strafgerichtsbarkeit sowie zu ihren ständigen
Bekenntnissen zu Völkerrecht, Menschenrechten und Verantwortung für
Verstöße gegen internationales Recht.

Die Bundesregierung weiß genau, dass sie mit ihrem Standpunkt die ständigen
schweren Menschenrechtsverletzungen in den besetzten Gebieten nicht nur
toleriert, sondern akzeptiert und aktive Mittäterschaft betreibt. Israel
setzt sich mit deutscher und internationaler Unterstützung nicht nur über
das Völkerrecht hinweg, sondern setzt das Prinzip "Macht über Recht" durch
und forciert de facto die Kolonisierung Palästinas. Die Bundesregierung
schlägt mit ihrer Entscheidung dem unterdrückten palästinensischen Volk ein
weiteres friedliches Instrument im Widerstand gegen die israelische
Gewaltpolitik aus der Hand und verliert endgültig ihre Glaubwürdigkeit als
mögliche Vermittlerin im Palästinakonflikt.

Vor diesem Hintergrund kritisieren wir den Kurswechsel der Bundesregierung
scharf. Der Bundesarbeitskreis Nahost der Partei DIE LINKE fordert die
Bundesregierung auf, die Verpflichtungen aus ihrer Mitgliedschaft in der
UNO zu erfüllen, die Zuständigkeit des Internationalen Strafgerichtshofes
nicht in Frage zu stellen und keine Immunität Israels zu akzeptieren. Die
Palästinenserinnen und Palästinenser haben ein Recht auf ein
menschenwürdiges Leben ohne Besatzung und Unterdrückung. Dafür verdienen
sie jede Unterstützung.



Der Bundesarbeitskreis "Gerechter Frieden in Nahost" ist bei der
"Bundesarbeitsgemeinschaft Frieden und Internationale Politik" angesiedelt.
Er hat sich Mitte Januar 2011 bundesweit aus Mitgliedern der LINKEN sowie
Sympathisant*innen formiert.

 * 

Quelle:

DIE LINKE. Bundesarbeitskreis Gerechter Frieden in Nahost

c/o DIE LINKE. BAG Frieden und internationale Politik

Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin,

Mail: bak-nahost-linke@t-online.de
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FORSCHUNG/051: Religiöser Glaube und Rechtsextremismus (idw)

Universität Bern - 04.03.2020

Religiöser Glaube und Rechtsextremismus



Eine Studie der Universität Bern und der Universität Leipzig zum
Zusammenhang von Religiosität und Rechtsextremismus zeigt, dass
kirchlicher Glaube im Osten Deutschlands gegen Rechtsextremismus
«immunisieren» kann. Aberglaube geht dagegen in ganz Deutschland häufig
mit rechtsextremen Einstellungen einher. Während die Kirche Weltoffenheit
und Toleranz fördern kann, ist Aberglaube mit einer simplen Weltsicht,
Ethnozentrismus und Fremdenfeindlichkeit verbunden.

«Rechtsextreme Menschen hängen oft Verschwörungstheorien an, wie jüngst
der rechtsextreme Terroranschlag im deutschen Hanau vor Augen führte»,
sagt Stefan Huber, Leiter des Instituts für Empirische Religionsforschung
an der Universität Bern und Co-Autor der Studie. Eine
Verschwörungsmentalität gehe damit einher, eine immer komplexer werdende
Welt schlicht in Gut und Böse zu unterteilen und die Schuld für Missstände
Fremden zuzuschieben. Eine solche Gedankenwelt spiegle sich auch im
Aberglauben wider, welcher eng mit dem Hang zu Verschwörungstheorien
zusammenhänge. Stefan Huber hat die Studie zusammen mit dem
Religionssoziologen und Rechtsextremismusforscher Alexander Yendell vom
Kompetenzzentrum für Rechtsextremismus- und Demokratieforschung der
Universität Leipzig durchgeführt.

Der Zusammenhang von Religiosität und Rechtsextremismus wurde bereits
vielfach von Historikern und Soziologinnen untersucht. Vielen galt der
Nationalsozialismus als eher atheistische, kirchenferne Bewegung. Zugleich
wurde und wird Rechtsextremismus in Verbindung mit Mystizismus und
Esoterik in Verbindung gebracht. Vor diesem Hintergrund untersuchten Huber
und Yendell, inwieweit verschiedene Formen von Religiosität rechtsextreme
Einstellungen begünstigen oder eher verhindern. Dazu analysierten sie
Daten einer repräsentativen Erhebung in Deutschland (Allgemeine
Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften, ALLBUS 2018). Die Studie
wurde vom Schweizerischen Nationalfonds im Rahmen des Projekts «Xenosophie
und Xenophobie in und zwischen abrahamitischen Religionen» finanziert.

Kirchlich Aktive geben der AfD seltener ihre Stimme

Die Autoren stellten fest, dass Religiosität mit Rechtsextremismus
statistisch zusammenhängt, und zwar dahingehend, dass insbesondere im
Osten Deutschlands die Anbindung an eine Kirche gegen rechtsextreme
Einstellungen «immunisiert». Demnach sind Menschen, die in Ostdeutschland
häufig den Gottesdienst besuchen und an kirchlichen Aktivitäten
teilnehmen, deutlich seltener anfällig für rechtsextreme Einstellungen.
«Wir erklären dies damit, dass die kirchlich aktiven Menschen sich mit der
offenen und toleranten Weltanschauung der Kirche identifizieren und eher
zum Typus des radikalen Christen gehören, für den Nächstenliebe und
Toleranz oberstes Gebot sind», sagt der empirische Religionsforscher und
Leiter der Studie Stefan Huber. Dies sei gerade im Osten Deutschlands der
Fall, wo die Kirche beim Fall der Mauer 1989 eine wichtige Rolle gespielt
habe, aber nur etwa 20 Prozent der Bevölkerung konfessionell gebunden
seien. Die kirchlich Aktiven, so ein weiteres Ergebnis der Studie, wählen
im Osten signifikant seltener die AfD als Menschen, die mit der Kirche
nichts zu tun haben.

Zugleich zeigen die Forscher, dass im Osten wie auch im Westen
Deutschlands Aberglaube mit rechtsextremen Einstellungen verbunden ist.
«Der Glaube an Glücksbringer, Wahrsager, Horoskope und Wunderheiler geht
häufig mit einer ethnozentrischen Sichtweise und rechtsextremen
Einstellungen einher», sagt Alexander Yendell. Bereits der Soziologe und
Philosoph Theodor Adorno stellte in seinen Studien zum autoritären
Charakter fest, dass abergläubische Menschen häufig die Welt in Gut und
Böse unterteilen und in diesem Kontext zu Vorurteilen gegenüber Fremden
neigten.

Im Kampf gegen Rechtsextremismus sind die Kirchen wichtig - auch in der
Schweiz

Insgesamt kommen die beiden Forscher zu dem Ergebnis, dass der
evangelischen und der katholischen Kirche eine besondere Rolle im Kampf
gegen Rechtsextremismus zuteil wird: Weil sich die Kirchen für
zugewanderte oder geflüchtete Menschen und interreligiösen Dialog
einsetzten, könnten sie dazu beitragen, Vorurteile etwa gegenüber dem
Islam, Muslimas und Muslimen abzubauen. Da Huber und Yendell auch zu den
Einstellungen der Schweizer Bevölkerung gegenüber verschiedenen
Religionsgemeinschaften forschen - insbesondere zur Islamophobie - können
sie zeigen, dass auch hierzulande religiöse Menschen eher toleranter sind.
Ist die nationale Identität allerdings stark ausgeprägt, wirkt sich dies
in der Schweiz häufig negativ auf die Toleranz aus. Die beiden Forscher
werden hierzu im März und April zwei weitere Studien veröffentlichen.


Originalpublikation:

Huber, Stefan und Yendell, Alexander (2019).

«Does religiosity matter? Explaining right-wing extremist attitudes and the
vote for the Alternative for Germany (AfD)».

Religion and Society in Central and Eastern Europe 12 (1), 63-83.

DOI: 10.20413/rascee.2019.12.1.63-82

https://www.rascee.net/index.php/rascee/article/view/165/pdf (open access)
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07201: Mißhandelter Drache (SB)

Eine Variante bis zu ihren Wurzeln, bis zu ihrer Fragwürdigkeit hin zu
erforschen, ist Ziel der Thematurniere. Da wird eine spezielle
Problematik zum Ausgangspunkt der Untersuchungen gemacht. Früh zu
Beginn des 19. Jahrhunderts beschäftigten sich die Meister
beispielsweise mit der Frage, ob das Königsgambit, die beliebteste
Angriffswaffe zu den Anfangszeiten der Turniere, überhaupt noch
spielbar sei im kritischen Kontrast zur modernen Schachtheorie. Man
hatte dieser Eröffnung weitgehend die Zähne gezogen. Nun rebellierten
ihre Befürworter und erstrebten eine endgültige Antwort. In vielen
anderen Varianten zeigte sich dasselbe Dilemma. Das Drachensystem in
der Sizilianischen Verteidigung geriet in den 1970er Jahren in eine
ernste Krisis. Die einst so gefürchtete Variante schien weitgehend
widerlegt zu sein. Allerorten wurden Weißsiege verzeichnet. Der Plan
war kinderleicht. Weiß stürmte mit dem h-Bauern vor, öffnete die Linie
und setzte den schwarzen König Matt. Lange Zeit rührte kaum noch
jemand den Drachen an. Staub rieselte auf seine Schuppen herunter.
Mittlerweile ist man sich in Theoriekreisen nicht mehr so sicher. Für
Schwarz wurden schärfere Fortsetzungen gefunden, die zu einem Kampf um
Messers Schneide führten. Wie beim Königsgambit hatten auch die
Freunde des Drachen die Beweislast zu tragen. Rückschläge wie im
heutigen Rätsel der Sphinx erschwerten ihre Situation. Bei strittigen
Varianten ist Treue eben eine echte Menschentugend. Also, Wanderer,
wie wurde die Drachenstellung bis auf die Grundfesten erschüttert?






[image: SCHACH-SPHINX/07201: Mißhandelter Drache (SB)]



Kopp - Polster

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Offenbar hatte sich Schwarz in seiner Gedankenlosigkeit völlig dem
Zufall ergeben, als er 1...Da5xa2? zog, denn nach 2.Ld3xh7+! Sf6xh7
3.Tg3-a3 steckte seine Dame im schlimmsten Dilemma. Zu retten war sie
nicht mehr, also wehrte sich der Nachziehende noch eine Zeitlang, ehe
er schließlich resignierte: 3...Da2xa3 4.b2xa3 Ta8-b8 5.Td1-d7 Lb7-d5
6.c2-c4 Ld5-c6 7.Td7xa7 Sh7-f6 8.De2-e5 Ld5xg2 9.Ta7xf7! und Schwarz
gab auf, da er nach 9...Tf8xf7 10.De5xe6 zuviel Material verliert.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





MELDUNG/104: Besser lesen mit der App (idw)

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 04.03.2020

Besser lesen mit der App



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus der pädagogischen
Psychologie und der Medieninformatik der Universität Würzburg kooperieren
in einem neuen Projekt. Sie wollen eine mobile App zur evidenzbasierten
Leseförderung entwickeln.

"Jedes fünfte Kind kann nicht richtig lesen": Diese Schlagzeile ging im
vergangenen Jahr deutschlandweit durch die Medien. Auslöser dieses Alarmrufs
waren der Ergebnisse der jüngsten Internationalen
Grundschul-Lese-Untersuchung - kurz IGLU, einer Studie, die das Lesevermögen
von Schülerinnen und Schülern der 4. Jahrgangsstufe im internationalen
Vergleich testet. Demnach können 18,9 Prozent - also fast ein Fünftel -
der Viertklässler in Deutschland nicht richtig lesen. Sie tun sich noch am
Ende der Grundschulzeit sehr schwer damit, schriftliche Text zu verstehen.

Schwierigkeiten in der Worterkennung

Über die Ursachen dafür herrscht in der Wissenschaft weitestgehend
Einigkeit: "Ein wesentlicher Faktor für schwache Leseleistungen im
Grundschulalter sind Schwierigkeiten in der Worterkennung. Die betroffenen
Schülerinnen und Schüler müssen sich Wörter mühsam und fehleranfällig
Buchstabe für Buchstabe erarbeiten, anstatt sie als Ganzes zu erkennen",
sagt Professor Tobias Richter, Inhaber des Lehrstuhls für Psychologie IV -
Pädagogische Psychologie an der Julius-Maximilians-Universität Würzburg
(JMU).

Damit sich diese Defizite nicht verfestigen und die Leseentwicklung
nachhaltig behindern, bedarf es nach Richters Worten "wirksamer und leicht
zugänglicher Interventionen". Schließlich würden diese Schwierigkeiten den
weiteren Bildungsverlauf in entscheidendem Maße beeinflussen, mit
negativen individuellen, gesellschaftlichen und volkswirtschaftlichen
Konsequenzen.

660.000 Euro vom Bund

Eine solche Intervention will Richter in den kommenden drei Jahren
gemeinsam mit Kolleginnen der JMU entwickeln: eine mobile App, die ein
wissenschaftlich fundiertes digitalisiertes Lesetraining beinhaltet. Daran
beteiligt sind Dr. Bettina Müller, die an Richters Lehrstuhl forscht,
sowie die Medieninformatikerin Birgit Lugrin, Professorin am Lehrstuhl für
Mensch-Computer-Interaktion. Das Bundesministerium für Bildung und
Forschung finanziert das Projekt mit ca. 660.000 Euro. Sein Name: MobiLe3
- Mobile Leseförderung für Grundschulkinder.

"Die App soll flexibel, einfach und überall anzuwenden sein", verspricht
Professorin Birgit Lugrin. Ihre Konzeption beruht auf einem bereits
umfassend evaluierten Lesetraining für leseschwache Schülerinnen und
Schüler der zweiten Klassen, das sich auf die Worterkennung konzentriert
und dabei die Silbe als zentrale Einheit nutzt. "Die Kinder sollen lernen,
Wörter auf Basis der darin enthaltenen Silben statt buchstabenweise
einzulesen", erklärt Dr. Bettina Müller. Das wirke sich positiv auf die
Geschwindigkeit der Worterkennung und indirekt auch auf das
Leseverständnis aus.

Für die Schule und Zuhause

Die App berücksichtigt den State-of-the-Art der psychologischen
Leseforschung und ermöglicht ein individuell an den jeweiligen
Leistungsstand des Kindes angepasstes Training. Darüber hinaus soll sie
viele spielerische Elemente enthalten. Auf diese Weise bietet sie "eine
motivational ansprechende Form der individuellen Leseförderung, die in der
Schule und zu Hause eingesetzt werden kann", so das Entwicklerteam. Die
Wirksamkeit der App soll in umfangreichen Evaluationsstudien erprobt
werden.

Bis die App erhältlich ist, wird es daher noch ein wenig dauern: "Wir
rechnen damit, dass die App in etwa drei Jahren zur Anwendung bereitstehen
wird", sagt Tobias Richter.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/491: Hamm - "Psychologie für Einsteiger", Anschaulich und mit Aha-Effekt, 17.03.2020

SRH Hochschule Hamm

Vortrag "Psychologie für Einsteiger" - Anschaulich und mit Aha-Effekt



Am Dienstag, den 17. März 2020, referiert ab 19.00 Uhr im Gerd-Bucerius-Saal
der Volkshochschule Hamm Prof. Dr. Sabrina Krauss. zum Thema
"Psychologie für Einsteiger - Können Psychologen Gedanken lesen?". Prof.
Krauss ist Psychologin und als Studiengangsleiterin verantwortlich für die
Studiengänge "Arbeits- und Organisationspsychologie" und "Psychologie" an
der SRH Hochschule Hamm und am Campus Rheinland in Leverkusen.

Inhaltlich soll der Vortrag einen Einblick in die spannenden und
vielfältigen Felder des Faches bieten. Er soll aber auch mit einigen
Vorurteilen aufräumen, da wenige andere Wissenschaften so oft fehlgedeutet
und mystifiziert werden wie die Psychologie. Die Ressentiments gegenüber
dieser Fachdisziplin reichen von "eine Couch gehört immer dazu" bis hin zu
"Psychologen können sicher Gedanken lesen und Menschen manipulieren". Die
Zuhörer und Zuhörerinnen werden eingeladen, in die Welt der spannenden
Forschungsergebnisse und wissenschaftlichen Erkenntnisse der Psychologie
einzutauchen. Zudem wird gezeigt, was tatsächlich dran ist an den
bekannten Vorurteilen. Die Professorin wird den Vortrag inhaltlich für
jedermann verständlich und anschaulich gestalten, sodass alle
Interessierten - mit und ohne Vorwissen - den Ausführungen folgen können.

Der Vortrag "Psychologie für Einsteiger" findet statt am 17. März 2020 ab
19.00 Uhr im Gerd-Bucerius Saal des Heinrich-von-Kleist-Forums am Platz
der deutschen Einheit 1 in 59065 Hamm. Der Vortrag ist kostenlos. Freie
Snacks und freie Getränke sind inklusive.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1292

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

SRH Hochschule Hamm, 03.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/273: Mainz - The pure gold is seeping out of me, 18.3.2020

Staatstheater Mainz

RENATA PIOTROWSKA-AUFFRET

The pure gold is seeping out of me (60')

Deutsche Erstaufführung

Mittwoch, 18. März 2020, 19.30-20.25 Uhr, U17



Für viele Frauen ist der Wunsch, ein Kind zu bekommen, etwas ganz
Selbstverständliches. Was aber, wenn dieser Wunsch durch gesetzliche
Bestimmungen und andere Einschränkungen unmöglich wird? In ihrer neuen
Arbeit widmet sich die Warschauerin Renata Piotrowska-Auffret dieser
Frage und wirft einen Blick auf das Verhältnis von Berufs- und
Privatleben. Als Inspiration für diese Tanzperformance dienen ihr
dafür sowohl eigene Erfahrungen als auch die anderer Frauen. In The
pure gold is seeping out of me untersucht sie das Geflecht von
Reproduktionsstrategien, vielfachen Versprechungen und dem Versuch,
den Wunsch nach Fortpflanzung auszubeuten.

Die polnische Tanzkritikerin Hanna Raszewska-Kursa schreibt über
dieses Stück: "Die Vielgestalt der verschiedenen Stimmen ist ein sehr
starker Pluspunkt in der Performance und wirft sich damit in die
öffentliche Debatte um die Anerkennung von Frauenrechten als
Menschenrecht. In Polen wird dieser Forderung immer noch mit
unverständlichem und skandalösem Widerstand begegnet. Pure gold (...)
wird unglücklicherweise noch für eine lange Zeit nichts an Aktualität
einbüßen."

The pure gold is seeping out of me

Konzept und Choreografie: Renata Piotrowska-Auffret

Performance und Texte: Renata Piotrowska-Auffret und Gäste

Kollaboration: Karolina Kraczkowska, Aleksandra Osowicz

Dramaturgie: Bojana Bauer, Renata Piotrowska-Auffret

Dramaturgische Beratung: Magdalena Ptasznik

Lektorat: Michal Kurkowski

Licht: Monika Krzeniak

Visual Design: Aleksandra Osowicz

Musik: Camille Saint-Saens, Ferenc Liszt, Bill Medley und Jennifer
Warnes, The Kurws

Organisatoren: Fundacja Burdg, Centrum w Ruchu

Koproduktion: MAAT Festival

Partner: Nowy Teatr, Wawerskie Centrum Kultury, Instytut Adama
Mickiewicza, Instytut Muzyki i Taca, Centre National de la Danse
Produzentin: Karolina Wycisk

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz GmbH

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

Tel: 06131 2851-240

kommunikation@staatstheater-mainz.de

Theaterkasse: Mo bis Fr 10 bis 19 Uhr, Sa 10 bis 15 Uhr

Tel. 06131 2851 222, Fax 06131 2851 229

kasse@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/876: Bundesratsverschiebung Kastenstand - Wir brauchen eine Tierschutzwende (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Bundesratsverschiebung Kastenstand: Wir brauchen eine 
Tierschutzwende!

Von Vier Pfoten - Stiftung für Tierschutz, 4. März 2020



Gestern gab es im Landwirtschaftsministerium bei Gesprächen zwischen
Bund und Ländern keine Einigung bei der kontrovers diskutierten
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung. Die Entscheidung wird
verschoben.

Es kommentiert Rüdiger Jürgensen, Geschäftsführer VIER PFOTEN
Deutschland:

"Bund und Länder konnten sich bei der gestrigen Sitzung der
Staatsekretärinnen und Staatssekretäre im Landwirtschaftsministerium
über die strittigen Punkte zur Zukunft der Sauenhaltung nicht einigen.
Die Entscheidung zur geplanten Abstimmung im Bundesrat wurde erneut
vertagt. Dass der Bundesrat die Entscheidung über die körperengen
Käfige für Sauen verschoben hat, ist ein Zeichen dafür, dass der kühl
kalkulierte Plan von Ministerin Klöckner, möglichst geräuscharm eine
verfassungs- und tierschutzwidrige Verordnung den wirtschaftlichen
Interessen der Agrarlobby anzupassen, nicht aufgegangen ist. Statt
eines Durchmarsches stolpert die Ministerin auch aufgrund des breiten
zivilgesellschaftlichen Protestes von Tierschutzorganisationen. Zu
kontrovers liegen die Meinungen auseinander und zu hoch ist auch der
gesellschaftliche Druck der Bürgerinnen und Bürger. Und das ist gut.

Gut, dass nicht nur ein Großteil der Bevölkerung gegen diese Art der
Tierqual ist. Gut, dass auch einige Teile der Politik diese Signale
hören und im Vorfeld heftig diskutieren und streiten. Bis zum nächsten
Bundesratstermin - voraussichtlich im Mai. Denn die deutsche
Agrarpolitik, in der ausschließlich an den Symptomen der industriellen
Tierhaltung herumgepfuscht wird, ist ein Relikt vergangener Zeiten,
genauso wie der tierquälerische Kastenstand. Wir brauchen eine
Tierschutzwende."

Weitere Informationen zum Kastenstand:

https://www.vier-pfoten.de/kampagnen-themen/themen/schweine-haltung/kastenstand

Kampagnenvideo von Vier Pfoten - Stiftung für Tierschutz auf
YouTube:

https://youtu.be/IG-qEH84UEI


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





ALTLASTEN/015: Kriegsmunition in Nord- und Ostsee naturverträglich bergen (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 4. März 2020

NABU: Kriegsmunition in Nord- und Ostsee muss naturverträglich
geborgen werden

Krüger, Lemke und Schwabe fordern nationale Strategie von Bund und
Ländern



Berlin - Bei einem Parlamentarischen Frühstück zum Thema Altlasten in
Nord- und Ostsee haben NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger,
Grünen-Politikerin Steffi Lemke und SPD-Politiker Frank Schwabe eine
nationale Strategie von Bund und Ländern gefordert, um die
Kriegsmunition schnell und sicher zu bergen.

Krüger, Lemke und Schwabe hatten mit 30 Vertretern aus Politik,
Behörden und Wissenschaft erörtert, welche Gefahren für Mensch und
Umwelt durch die bis zu 1,6 Millionen Tonnen Kriegsaltlasten in
unseren Meeren bestehen. Erst im November 2019 hatte die
Umweltministerkonferenz in einem Beschluss gemeinsame Anstrengungen
von Bund und Ländern gefordert, um die Altlasten aus zwei Weltkriegen
in Nord- und Ostsee zu beseitigen.

NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger: "75 Jahre nach Kriegsende
korrodieren Munitionshüllen und entlassen riesige Mengen
krebserregender Schadstoffe ins Meer. Diese können beim Verzehr von
Fisch auch auf unseren Tellern landen. Wir müssen jetzt so schnell wie
möglich die erste naturverträgliche Bergungskampagne starten. Die
Kapazitäten für die Verbrennung oder gezielte Detonation von
Altmunition über Wasser müssen dringend ausgebaut werden. Es ist Zeit
für eine gemeinsame nationale Strategie von Bund und Ländern für einen
verantwortungsvollen Umgang mit dem gefährlichen Erbe zweier
Weltkriege."

Steffi Lemke (Grüne): "Bisher fehlt es Bund und Ländern an einer
Strategie und naturverträglichen Verfahrensweisen im Umgang mit
Munitionsaltlasten in der gesamten Nord- und Ostsee. Ich fordere alle
Beteiligten auf, in einem anstehenden Abstimmungsverfahren zwischen
Bund, Behörden und Ländern, Fragen der nord- und ostseeweiten Bergung
von Munitionsaltlasten zu klären und die Bergung systematisch
anzugehen. Dafür sind zusätzliche Finanzmittel des Bundes und eine
bessere technische Ausstattung der Behörden unabdingbar."

Frank Schwabe (SPD): "Bei den Munitionsaltlasten in den Meeren handelt
es sich im wahrsten Sinne des Wortes um eine tickende Zeitbombe. Das
Thema wird mit Macht auf die Tagesordnung drängen und ist ein
nationales wie internationales Problem. Bund und Länder müssen jetzt
Zuständigkeiten klären und Untersuchungen sowie Bergung mittelfristig
organisatorisch und finanziell regeln."

Mehr Infos: www.NABU.de/munition-im-meer/

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 16/20, 04.03.2020

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





CHEMIE/054: Neustart für nachhaltiges Chemikalienmanagement? (FUE Rundbrief)



Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 4/2019

Die Geister, die wir riefen

Chemikalien belasten zunehmend Mensch und Umwelt - Zeit zu handeln!

Neustart für nachhaltiges Chemikalienmanagement?

Im Oktober 2020 soll in Bonn ein Folgeabkommen für den Strategischen
Ansatz für das internationale Chemikalienmanagement verabschiedet
werden

von Wolfgang Obenland

SAICM, der Strategische Ansatz zum Internationalen
Chemikalienmanagement (Strategic Approach to International Chemicals
Management), sollte bis 2020 einen nachhaltigen Umgang mit
synthetischen Stoffen von der Produktion über die Verwendung bis zur
Entsorgung erreichen. Dieses Ziel wird verfehlt. Laut Vereinten
Nationen (UN) dürfte sich die Chemikalienproduktion in der nächsten
Dekade verdoppeln, ohne dass ihr Management nachhaltig ausgestaltet
wäre. Nächstes Jahr soll SAICM erneuert und verbessert werden. Dazu
laufen seit einiger Zeit die Verhandlungen zwischen den Regierungen,
aber auch Nichtregierungsorganisationen und Wirtschaft haben ein
wichtiges Wörtchen mitzureden.


Chemikalien - also künstlich hergestellte chemische Stoffe und
Verbindungen - spielen eine bedeutende Rolle in praktisch jedem Aspekt
unseres Lebens, Arbeitens und Wirtschaftens. Wir atmen sie ein, tragen
sie am Körper, nehmen sie mit der Nahrung auf, setzen sie in Wasser
und Böden frei, verwenden sie in Produktion und Landwirtschaft und
fügen sie unzähligen Materialien bei.

Nützlich, aber potenziell gefährlich

Gefährliche Chemikalien, Schwermetalle und an sich harmlose oder sogar
nützliche Stoffe wie Plastik und pharmazeutische Produkte werden noch
immer in großen Mengen freigesetzt. Das Umweltbundesamt stellt fest,
dass alle (!) Oberflächengewässer in Deutschland in einem "schlechten
chemischen Zustand" sind, was primär auf die Quecksilberbelastung
zurückzuführen ist, die sich noch immer auch aus der Verbrennung
fossiler Brennstoffe speist.(1) Die Weltgesundheitsorganisation (WHO)
führt weltweit wenigstens 1,6 Millionen Todesfälle auf die
Verschmutzung mit Chemikalien zurück. Allein durch die Auswirkungen
von Blei auf Kinder entstehen in Niedrig- und Mitteleinkommensländern
wirtschaftliche Schäden in Höhe 977 Milliarden US-Dollar pro Jahr.(2)
Mikroplastik wurde mittlerweile praktisch überall nachgewiesen: In
Ozeanen, Flüssen, dem arktischen Eis, in Salz, Honig, Bier,
Trinkwasser, Fischen und im Menschen. Selbst seit Langem verbotene
oder nur wenig genutzte Stoffe wie krebsauslösende Polychlorierte
Biphenyle (PCBs) können nachgewiesen werden, auch im Menschen.(3) Die
Chemikalienbelastung hat daneben eine soziale Komponente. Kinder aus
Familien "mit niedrigem Sozialstatus" sind laut Bundesregierung
häufiger Produkten mit fragwürdigem Nutzen - zum Beispiel Weichspüler
- und den darin enthaltenen Chemikalien ausgesetzt als solche "mit
hohem Sozialstatus". Es gibt allerdings auch Stoffe, für die das
Umgekehrte gilt: Mittel zum Textilschutz werden beispielsweise doppelt
so oft von Familien mit hohem wie mit niedrigem Sozialstatus
eingesetzt.(4)

Globale Regeln für Chemikalien

Weil die Folgen des Einsatzes bestimmter Chemikalien offensichtlich
schädlich für Mensch und Umwelt sind, hat sich die (internationale)
Politik des Themas schon länger angenommen. Es gibt eine ganze Reihe
verbindlicher internationaler Konventionen zu verschiedenen Aspekten
des Chemikalienmanagements oder einzelner Stoffklassen. 1989 wurde im
Basler Übereinkommen die Kontrolle des Im- und Exports gefährlicher
Abfälle und ihre Entsorgung geregelt. Seit Mai 2019 gehören
Plastikabfälle auch zu den durch die Konvention abgedeckten Stoffen.
1998 regelte die Rotterdam-Konvention den Handel mit gefährlichen
Chemikalien, Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmitteln und
etablierte "Verfahren der vorherigen Zustimmung nach
Inkenntnissetzung", also die Übermittlung von Informationen über
Risiken und den sachgemäßen Umgang mit Chemikalien, bevor diese über
Grenzen hinweg verbracht werden. 2001 wurden in Stockholm einige
langlebige (persistente) organische Schadstoffe verboten. Dazu gehören
unter anderem die als das dreckige Dutzend bekannten organischen
Chlorverbindungen, die im starken Verdacht stehen, krebserregend,
erbgutverändernd und Missbildungen auslösend zu sein. Zuletzt enthält
die Minamata-Konvention von 2013 konkrete Vorschriften zu
quecksilberhaltigen Produkten, die ab 2020 verboten oder nur noch mit
Einschränkungen gehandelt werden sollen, beispielsweise
Fieberthermometer, Batterien, aber auch Seifen und Kosmetika.

Trotz der diversen internationalen Abkommen gibt es noch immer eine
ganze Reihe von Lücken im Chemikalienrecht. Das betrifft zum einen
neue Stoffe, zum anderen aber auch solche, über deren
Langzeitwirkungen erst neuerdings Informationen zu ihrer Schädlichkeit
verfügbar geworden sind.

SAICM - Ansatz für nachhaltiges Chemikalienmanagement

Um dem auch im Rahmen des internationalen Chemikalienmanagements
Rechnung tragen zu können, beschlossen die Staats- und Regierungschefs
beim Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in Johannesburg 2002 einen
Mechanismus für den vernünftigen Umgang mit Chemikalien zu schaffen.
Der wurde 2006 in Dubai in Form von SAICM ins Leben gerufen. Ziel war
es, bis 2020 zu einem nachhaltigen Umgang mit Chemikalien über ihren
gesamten Lebenszyklus zu kommen. Ein Ziel, das nach Meinung der UN
auch mit SAICM nicht erreicht worden ist. SAICM hat trotzdem wichtige
Funktionen erfüllt. Zum einen wurden über den Ansatz Ressourcen zum
Kapazitätsaufbau in Ländern des globalen Südens bereitgestellt. Auch
hat der Prozess gerade nichtstaatlichen Akteuren wichtige Zugänge
eröffnet. Die Entscheidungen innerhalb von SAICM, die bei den
Internationalen Konferenzen zum Chemikalienmanagement (International
Conference on Chemicals Management, ICCM) getroffen werden, fallen im
Konsens aller beteiligten Akteure; dazu gehören auch
Nichtregierungsorganisationen und die Wirtschaft. Am wichtigsten ist
aber, dass SAICM anders als die Konventionen nicht ein auf bestimmte
Stoffe oder Prozesse beschränktes Mandat hat, sondern einen
politischen Raum dafür bietet, auch über neue beziehungsweise als neu
erkannte Probleme zu sprechen. So wurden zum Beispiel Blei in Farben,
Nanotechnologie, Arzneimittel in der Umwelt oder bestimmte sehr
gefährliche Pestizide im Rahmen des Emerging Policy Issue-Prozesses
besprochen, was zu nationalstaatlicher Regulierung geführt hat. So
sind heute in vielen Ländern bleihaltige Farben verboten, was direkt
auf die Behandlung des Themas unter SAICM zurückzuführen ist. Trotzdem
bleiben SAICM und seine Beschlüsse völkerrechtlich unverbindlich.

Eine Zukunft für das globale Chemikalienmanagement nach 2020?


Weil SAICM nicht zum gewünschten Ergebnis bis 2020 geführt hat und
sein Mandat Ende des Jahres ausläuft, laufen seit der letzten ICCM
2015 die Vorbereitungen für eine Erneuerung des Mandats und eine
Verbesserung der Mechanismen. Unter anderem sollen eine bessere
Überprüfung und ein effektiveres Monitoring der Beschlüsse erfolgen,
wofür geeignete Indikatoren erarbeitet werden sollen. Insgesamt soll
die wissenschaftliche Basis für die Chemikalienpolitik gestärkt
werden. Gerade von zivilgesellschaftlicher Seite werden verbindliche
Staatenberichte gefordert, gegebenenfalls orientiert an zuvor
abgegebenen, ebenfalls verbindlichen Selbstverpflichtungen. Auch
sollen effektivere Regeln für den Umgang mit neuen Themen geschaffen
werden. Nichtregierungsorganisationen fordern darüber hinaus, im
Rahmen von SAICM rechtsverbindliche Elemente festzulegen
beziehungsweise Mechanismen für die globale Regulierung schädlicher
Chemikalien, die derzeit nicht durch bestehende Übereinkommen
abgedeckt sind. Zuletzt haben diverse Länder des globalen Südens
deutlich gemacht, dass sie einem neuen Abkommen nur dann beitreten
werden, wenn sie bei dessen Umsetzung finanziell unterstützt werden.

Inhaltlich wird es bei einem neuen SAICM darum gehen, die chemische
Industrie und ihre Produkte nachhaltig auszurichten. Dazu gehört neben
der Förderung neuer Technologien, der Vermeidung oder dem Verbot
umweltbelastender Stoffe sowie einer insgesamt ressourcenschonenderen
Produktion vor allem, dass die Entsorgung giftiger Stoffe so zu
erfolgen hat (beziehungsweise nach Möglichkeit ganz vermieden wird),
dass Menschen nicht weiter belastet und Ökosysteme nicht weiter
zerstört werden.

Ob und wie diese Schritte hin zu einem nachhaltigeren
Chemikalienmanagement bis zum Ablauf des Mandats von SAICM Ende 2020
auch gegangen werden, liegt nicht zuletzt an der Bundesregierung. Sie
hat die Präsidentschaft für die Erarbeitung eines Folgeabkommens und
die Ausrichtung der dafür nötigen ICCM übernommen, die ab dem 5.
Oktober 2020 in Bonn stattfindet, und damit die Mitverantwortung
dafür, dass es nicht zu einer Einigung auf den kleinsten gemeinsamen
Nenner kommt.


Der Autor Wolfgang Obenland ist Referent für
Chemikalienpolitik beim Forum Umwelt & Entwicklung.


Anmerkungen

1) https://www.umweltbundesamt.de/daten/wasser/fliessgewaesser/chemischer-zustand-der-fliessgewaesser.

2) UNEP (2019): Global Chemicals Outlook II: From legacies to
innovative solutions - Implementing the 2030 Agenda for Sustainable
Development. Nairobi, S. 31 bzw. 

http://nyulmc.org/pediatricleadexposure.

3) UNEP (2019): Global Chemicals Outlook II: From legacies to
innovative solutions - Implementing the 2030 Agenda for Sustainable
Development. Nairobi.

4) Deutscher Bundestag (2019): Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Bettina Hoffmann, Oliver Krischer,
Dr. Kirsten Kappert-Gonther, weitere Abgeordneter und der Fraktion
BÜNDNIS 90/Die Grünen - Drucksache 19/12574 -. Menschliche
Schadstoffbelastung. Drucksache 19/13088. Berlin, S. 2f.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





POLITIK/673: Klimaschutzprogramm bringt Deutschland in Reichweite seines Klimaziels für 2030 (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 5. März 2020

Klimaschutzprogramm bringt Deutschland in Reichweite seines
Klimaziels für 2030

Projektion im Auftrag des Bundesumweltministeriums ermittelt
CO2-Einsparung von 51 Prozent bis 2030 gegenüber 1990



Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 wird Deutschland seine
Treibhausgasemissionen bis 2030 um 51 Prozent gegenüber 1990 mindern.
Das ist das Ergebnis einer Abschätzung zur Gesamtminderungswirkung des
Programms, die Gutachter im Auftrag des Bundesumweltministeriums
berechnet haben. Ohne Klimaschutzprogramm würde Deutschland demnach
bis zum Jahr 2030 seine Treibhausgasemissionen nur um 41 Prozent
senken können. Allerdings reichen die bisher beschlossenen Maßnahmen
noch nicht aus, um das deutsche Ziel von mindestens 55 Prozent
Minderung bis 2030 zu erreichen.

Die Bundesregierung hatte beim Beschluss des Klimaschutzprogramms
zugesagt, die gesamte Klimaschutzwirkung der Maßnahmen berechnen zu
lassen. Das Forschungsvorhaben im Auftrag des Bundesumweltministeriums
und des Umweltbundesamtes wurde vom Öko-Institut geleitet und kommt zu
dem Schluss, dass insbesondere in den Sektoren Verkehr (mit einer
Treibhausgasminderungslücke von 33 Mio. t CO2-Äq. im Jahr 2030) und
Gebäude (mit einer Treibhausgasminderungslücke von 17 Mio. t CO2-Äq.
im Jahr 2030) zusätzlicher Handlungsbedarf besteht mit Blick auf die
kommenden Jahre bis 2030. Im Sektor Verkehr wird demnach bis 2030
weniger als die Hälfte der notwendigen Minderung erreicht.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Das Klimapaket bringt uns
einen großen Schritt voran. Ich finde, das macht Mut. Es bringt
deutlich mehr, als viele glauben. Aber zur Ehrlichkeit gehört auch,
dass noch weitere Maßnahmen nötig sind, um die noch fehlenden
Prozentpunkte zu schaffen. Das Gute ist: In den Bereichen, wo sich die
Politik bereits erfolgreich gekümmert hat, liegen wir weitgehend auf
Kurs, etwa in der Industrie oder beim Kohleausstieg. Im
Verkehrsbereich ist dagegen noch viel zu tun, die neuen Zahlen geben
uns hier deutliche Warnsignale und zeigen Handlungsbedarf für das
Klimakabinett."

Grundsätzlich gilt es zu berücksichtigen, dass die Schätzungen mit
Unsicherheiten behaftet sind. Niemand kann die zukünftige
Emissionsentwicklung und die Wirkung der Klimaschutzmaßnahmen genau
vorhersagen. Plausible zugrundeliegende Annahmen spielen hier eine
wichtige Rolle. Die hier beschriebenen Szenarien können unter der
Berücksichtigung bisheriger Beobachtungen als eine bestmögliche
Annäherung an die Realität verstanden werden. Die Studie hat die
Beschlüsse des Vermittlungsausschusses mit Blick auf die CO2-
Bepreisung und den Kabinettsbeschluss zum Kohleausstieg in der
Modellierung berücksichtigt.

Die Studie des Öko-Instituts verwendet prozessbasierte Energiesystem-
bzw. Emissionsberechnungsmodelle. In den Modellen werden die
energiebedingten Emissionen aus den einzelnen Sektoren unter
Berücksichtigung der im Klimaschutzprogramm 2030 beschlossenen
Maßnahmen ermittelt. Außerdem werden Schätzungen für die Entwicklung
der nicht-energiebedingten Emissionen (die zum Beispiel in der
Landwirtschaft oder in industriellen Verarbeitungsprozessen entstehen)
erstellt. Die Energienachfrage- und Treibhausgasemissionsentwicklung
werden dann in ein übergeordnetes Modell integriert, in dem auch
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Sektoren berücksichtigt werden
können. So wirkt sich zum Beispiel die gesteigerte Stromnachfrage
durch mehr E-Fahrzeuge und den Einsatz von Wärmepumpen auf die
Stromerzeugung aus. Gleichermaßen wirken sich Kohleausstieg und mehr
Erneuerbare Energien auf den Stromsektor aus. Diese Wechselwirkungen
werden in einem integrierten Modell abgebildet. Daraus lässt sich dann
die absehbare Entwicklung der Treibhausgasemissionen insgesamt
ableiten.

Um zu analysieren, ob die Maßnahmen aus dem Klimaschutzprogramm 2030
für die Zielerreichung ausreichen, muss zunächst abgeschätzt werden,
wie sich die Emissionen ohne das Klimaschutzprogramm 2030 zukünftig
entwickelt hätten. Grundlage hierfür sind die in den
Treibhausgasinventaren des Umweltbundesamtes beobachtbaren vergangenen
Trends der Emissionsentwicklung. Zusammen mit Daten über die
gesamtwirtschaftliche Entwicklung in Deutschland, die
Bevölkerungsentwicklung und der Berücksichtigung von bereits
beschlossenen Maßnahmen lassen sich anhand dieser Daten absehbare
zukünftige Trends der Emissionsentwicklung ableiten.

Die zentralen Ergebnisse der Studie finden Sie in dieser Tabelle:
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Die Kurzfassung der Studie wird noch heute auf der Homepage des UBA veröffentlicht.
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STIMMEN/170: Klimaschutzverhinderer - Bundesregierung muss dringend nachsteuern (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressestatement, 5. März
2020

NABU:
Klimapaket jetzt auch offiziell bestätigt nur ein Klimapäckchen 

Krüger: Bundesregierung muss dringend nachsteuern



Berlin - Die von der Bundesregierung beauftragten und heute bekannt
gewordenen Gutachten zur Wirksamkeit des Klimaschutzprogramms
bestätigen den Verdacht des NABU, dass die Maßnahmen zum Erreichen der
Klimaschutzziele, insbesondere in den Bereichen Verkehr und
Landwirtschaft, nicht ausreichen.

NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger: "Verkehrsminister Scheuer ist der
oberste Klimaschutzverhinderer der Republik. Gegen den Rat aller
Fachleute, aber auch Teile der Wirtschaft und Zivilgesellschaft,
stemmt er sich gegen alles, was die Privilegien des Autoverkehrs
sinnvoll einschränken würde. Auch besonders kosteneffiziente und
wirkungsvolle Instrumente, wie ein generelles Tempolimit, boykottiert
er. Dadurch kommt auch die Entwicklung der Elektromobilität nur
schleppend voran, die durch fortbestehende Marktverzerrung zugunsten
fossiler Kraftstoffe und das überholte Mantra der Technologieoffenheit
erheblich ausgebremst wird. So wird aus dem klimapolitischen Versagen
des Verkehrsministers eine industriepolitische Katastrophe für den
Standort Deutschland."

"An zweiter Stelle der Klimaschutzverhinderer steht
Landwirtschaftsministerin Klöckner. Die notwendigen Maßnahmen zur
Senkung der Treibhausgasemissionen werden immer noch nicht angepackt,
obwohl klar ist, dass ein Ende der Agrarsubventionen für
klimaschädliche Nutzung von Moorböden und der Verbot von weiterer
Entwässerung enorme Mengen CO2 einsparen könnten. Eine Reduzierung der
Tierbesatzdichten würde nicht nur die Treibhausgasemissionen deutlich
senken, sondern auch helfen, enorme EU-Strafen wegen der
Nitratbelastung von Böden und Grundwasser zu vermeiden."

"Auch im Gebäudesektor sieht es nicht besser aus: Notwendige
Effizienzmaßnahmen werden auf die lange Bank geschoben und der Ausbau
der erneuerbaren Energien hakt. Um die Pariser Klimaschutzziele im
Blick zu behalten, muss das Klimakabinett erneut einberufen werden, um
schnell nachzusteuern."

 * 

Quelle:

NABU Pressestatement, 05.03.2020

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)
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STIMMEN/169: Scientists for Future zum Entwurf für eine europäische Klimaverordnung (S4F)

Scientists for Future - 4. März 2020

EU-Entwurf 
zur Klimapolitik: Aufruf an alle europäischen Wissenschaftler*innen

Stellungnahme der Scientists for Future zu dem aktuellen Entwurf für
eine europäische Klimaverordnung



Berlin, 04.03.2020 | Anlässlich der heutigen Vorstellung der geplanten
EU-Klimaverordnung ruft ein Verbund von Wissenschaftler*innen dazu
auf, das EU-Maßnahmenpaket mit Inhalt zu füllen. In einer
Stellungnahme der Scientists for Future (S4F) fordern dieseS alle
europäischen Wissenschaftler*innen disziplin- und
institutionsübergreifend dazu auf, an der "gesamtgesellschaftlichen
Transformation" (so die Stellungnahme) Europas mitzuwirken.

Die Wissenschaft unterstützt damit die Forderung der "Fridays for
Future", von denen eine deutliche Aufforderung an das Europäische
Parlament stammt, ausreichend wirksame Maßnahmen sofort zu beschließen
und sie nicht in die Zukunft zu vertagen. S4F-Mitglied Volker
Quaschning, Professor für Regenerative Energiesysteme, hebt hervor:
"Bereits im letzten Jahr haben fast 27.000 Wissenschafter*innen
belegt, dass die Kritiken und die Forderungen der jungen Leute
berechtigt und auch wissenschaftlich begründet sind. Wir müssen hier
und heute anfangen, effektive Maßnahmen zu treffen." In Zahlen, so
Quaschning, bedeutet das: "Um das EU-Verordnungsziel einer deutlichen
Reduktion des Treibhausgasausstoßes in den nächsten zehn Jahren zu
erreichen, ist eine Verringerung der Emissionen um weit mehr als 55
Prozent bis 2030 nötig."

Die Scientists for Future kritisieren insbesonder, dass dem Entwurf
die Verankerung in der Wissenschaft fehlt. Es fehlen insbesondere
verbindliche und auf wissenschaftlichen Fakten beruhende Kontrollen
der Treibhausgasminderungen durch unabhängige Überprüfungs- und
Beratungsmechanismen. Prof. Felix Ekardt, Forschungsstelle
Nachhaltigkeit und Klimapolitik, Rostock, erklärt dazu, dass es nötig
sei, "alle Wirtschaftssektoren auf ihre Klimawirkung zu prüfen und sie
zu Minderungszielen zu verpflichten". Aus dem letzten IPCC-Bericht, so
Ekard, ergebe sich ein nur noch geringes Emissionsbudget, um die
globale Erwärmung, wie im Pariser Klimaschutzabkommen zugesichert,
möglichst auf 1,5 Grad zu begrenzen. "Ohne eine sehr starke Reduktion
bis 2030 wird dieses Budget deutlich vor 2050 erschöpft sein, mit
massiven irreversiblen sozio-ökologischen Konsequenzen."

Die Scientists for Future formulieren in ihrer Stellungnahme, dass sie
die EU-Prozesse und die Politik der Nationalstaaten genau beobachten
werden und dabei beratend zur Seite stehen. Sie wollen
Handlungsoptionen aufzeigen, wie ambitionierte Klimaziele auch für das
Jahr 2030 technisch sicher, sozial gerecht und wirtschaftlich tragbar
erreicht werden können.



Scientists for Future (S4F) ist ein überparteilicher und
überinstitutioneller Zusammenschluss von Wissenschaftler*innen, die
sich für eine nachhaltige Zukunft engagieren. Scientists for Future
bringt als Graswurzelbewegung den aktuellen Stand der Wissenschaft in
wissenschaftlich fundierter und verständlicher Form aktiv in die
gesellschaftliche Debatte um Nachhaltigkeit und Zukunftssicherung ein.




Stellungnahme der S4F: 

www.scientists4future.org/stellungnahme-scientists-for-future-zum-entwurf-europaeische-klimaverordnung

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.03.2020

Scientists for Future

www.scientists4future.org
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VERBAND/422: EU-Klimagesetz - Klimaneutralität nur mit Land- und Forstwirtschaft möglich (DBV)

Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 5. März 2020

EU-Klimagesetz: Klimaneutralität nur mit Land- und Forstwirtschaft
möglich

Rukwied: Sicherung der Ernährung trotz Klimawandel als Generationenaufgabe



Den von der EU-Kommission vorgestellten Entwurf für ein EU-Klimagesetz
und das damit verbundene Ziel, bis 2050 klimaneutral zu werden,
bewertet der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied,
als Generationenaufgabe: "Dieses Ziel ist nur mit aktiver Einbindung
und dem Beitrag der Land- und Forstwirtschaft erreichbar. Die
Hauptaufgabe der Bauern bleibt die Ernährung. Unser Wirtschaftsbereich
ist zugleich der einzige, der durch Humusaufbau in den Böden und
Kohlenstoff-Speicherung in den Wäldern der Atmosphäre CO2 entziehen
kann, um damit Treibhausgasemissionen auszugleichen. Die
Landwirtschaft wird damit ihren Teil zur Lösung beitragen." Als
positiv wertet Rukwied, dass die Herausforderung der Anpassung
explizit im Gesetzesentwurf festgeschrieben ist: "Keine andere Branche
ist so massiv von den Auswirkungen des Klimawandels betroffen wie wir
Landwirte."

Eine nochmalige, kurzfristige Erhöhung des Treibhausgasreduktionsziels
von 40 Prozent auf mindestens 50 Prozent bis 2030 gegenüber 1990 sieht
Rukwied kritisch. Rukwied: "Die EU muss zunächst sicherstellen, dass
die Klimapolitik nicht zu einer Abwanderung der Lebensmittelerzeugung
auf andere Kontinente führt. Die Handels- und Agrarpolitik muss so
weiterentwickelt werden, dass hohe EU-Klima- und Umweltstandards nicht
durch Importe unterlaufen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. März 2020

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin
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Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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KLIMA/745: CO2 - Gefährdungsbeginn spätgeschätzt ... (SB)



Die Eigenschaft der tropischen Regenwälder, Kohlenstoff zu binden und
so die globale Erwärmung zu verlangsamen, hat abgenommen. Sie
schwindet nicht nur, sondern befindet sich in einem dramatischen
Abstieg. Das wurde in einer internationalen, am Mittwoch in "Nature"
veröffentlichten Studie festgestellt. An ihr waren mehr als 100
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, hinter denen jeweils eigene
Forschungsteams stehen, beteiligt. Der Untersuchungszeitraum umfaßt
30 Jahre, wobei 300.000 Bäume in insgesamt 565 Gebieten beobachtet
wurden. [1]

Noch gelten tropische Regenwälder als Kohlenstoffsenken. Das
bedeutet, daß die Bäume der Atmosphäre mehr Kohlenstoff entziehen,
als sie ihr hinzufügen. Die vergleichenden Untersuchungen in den
tropischen Regenwäldern von Südamerika und Afrika zeigen nun, daß
sich ersterer bereits in rund 15 Jahren von einer Kohlenstoffsenke in
eine -quelle wandeln könnte und letzterer mit einer Zeitverzögerung
von weiteren 15 Jahren ebenfalls.

"Unsere Ergebnisse sind alarmierend", kommentierte Prof. Douglas
Sheil von der Norwegischen Universität für Lebenswissenschaften,
NMBU, in einer Pressemitteilung das Ergebnis. "Das Wort 'alarmierend'
sollte man nicht leichtfertig verwenden, aber in diesem Fall trifft
es zu." [2]

Bereits Mitte der 1990er Jahre hatte das große Forschungsnetzwerk
RAINFOR für den Amazonas-Regenwald eine erste Abnahme der
Kohlenstoffbindung festgestellt. In Gebieten, die das afrikanische
Forschungsnetzwerk AfriTRON untersucht hat, begann der Prozeß 15
Jahre später. Die besorgniserregenden Folgen des Klimawandels haben
also längst eingesetzt. "Das ist Jahrzehnte vor selbst den
pessimistischsten Klimamodellen", sagte der ebenfalls an der
aktuellen Studie beteiligte Prof. Simon Lewis von der School of
Geography der Universität von Leeds. [3]

"Mehr Kohlenstoffdioxid beschleunigt das Baumwachstum. Aber jedes
Jahr wird dieser Effekt immer stärker durch negative Auswirkungen der
höheren Temperaturen und Dürren, die das Wachstum verlangsamen und
Bäume absterben lassen, konterkariert", erklärte Hauptautor Dr.
Wannes Hubau, ehemaliger Postdoc-Forscher an der Universität Leeds
und heute am Königlichen Museum für Zentralafrika in Belgien tätig.

Neben Mooren, Böden und Weltmeeren üben tropische Regenwälder eine
wichtige Kompensationsfunktion (15 Prozent) für menschengemachte
CO₂-Emissionen aus. Ohne solche Kohlenstoffsenken liefe die globale
Erwärmung schneller ab. Das birgt die Gefahr, daß um so rascher
Schwellenwerte überschritten und sich selbst verstärkende Prozesse
schneller in Gang gesetzt werden, als man es bisher für möglich gehalten 
hat. Als typisches Beispiel für solche hochdynamischen Prozesse, die globale
Auswirkungen zeitigen, gilt der Eispanzer von Grönland. Dieser
schrumpft und wird unaufhaltsam abschmelzen, sollte seine Oberfläche
den in niedriger Höhe wehenden, wärmeren Winden ausgesetzt werden. Wo
genau die Grenze liegt, weiß man nicht, aber daß es sie gibt, ist
sich die Forschung sicher.

Auch bezogen auf die Fläche des Regenwalds wird ein solcher Tipping
Point angenommen. Im Februar 2018 schrieben Prof. Carlos Nobre,
Mitglied der Akademie der Wissenschaften und des World Resources
Institute in Brasilien, und Prof. Thomas E. Lovejoy von der George
Mason University in Virginia im Editorial des Journals "Science
Advances", daß der Zyklus aus Verdunstung und Niederschlag des
Amazonas-Regenwalds abzubrechen droht. Ein solcher Tipping Point
könnte unmittelbar bevorstehen, so daß die Ökosysteme des Regenwalds
nicht mehr ausreichend mit Wasser versorgt werden. [4] Der südliche
Teil des Regenwalds könnte sich schon binnen 10 bis 15 Jahren in eine
Savanne verwandeln, warnte Nobre unlängst.

Allein die Bäume der tropischen Regenwälder haben 250 Milliarden
Tonnen Kohlenstoff gebunden. Das ist die Menge an Kohlenstoff, die
durch menschliche Aktivitäten, gemessen am heutigen Verbrauchsniveau,
über einen Zeitraum von 90 Jahren in Form von CO₂ emittiert würde.

Geschwindigkeit und Ausmaß, mit denen die Wälder auf die globale
Erwärmung reagieren, legen nahe, daß die Folgen der gegenwärtigen
Entwicklung in den Tropen viel gravierender sind als bisher
angenommen, erklärte Sheil. Es sei daher "in unserem Interesse", daß
dies nicht geschieht. Der Wissenschaftler spricht von einer
Menschheitskatastrophe: "Davon werden Millionen Menschen betroffen
sein, und es wird zu Hunger, Massenmigrationen und Konflikten
beitragen." Der Vorgang kann jedoch aufgehalten und umgekehrt werden,
wenn nur schnell und entschieden gehandelt wird, hofft Sheil.

Das geschieht zur Zeit allerdings nicht. Im Gegenteil. Unter dem
brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro schreitet die Entwaldung
des Amazonas-Regenwalds drastisch voran. Die Bergbauindustrie und
Agrarlobby freuen sich. Von 2018 auf 2019 hat die gerodete Fläche um
30 Prozent zugenommen und lag bei knapp 9.166 Quadratkilometer. [5]

Der Amazonas-Regenwald durchlebt schon seit langem einen
fundamentalen Wandel. Der hat sich jedoch zunehmend beschleunigt. So
traten seit 2005 drei schwere Dürren auf. Vielerorts mußten deswegen
Notbrunnen gebohrt werden, und das in einer als "immerfeucht"
definierten Klimazone. Am Ende des vergangenen Jahrhunderts war der
Wald um 1 bis 1,5 Grad Celsius wärmer als zu Beginn, und regional hat
sich die Trockenzeit innerhalb der letzten 50 Jahre von vier auf fast
fünf Monate ausgeweitet, wie spektrum.de berichtete. [6]

Von solchen schlechten Nachrichten will Bolsonaro nichts wissen. Im
vergangenen Jahr entließ er den Direktor des Nationalen Instituts für
Weltraumforschung (INPE), Ricardo Galvão, weil dieser Zahlen über die
jüngsten Regenwaldrodungen veröffentlicht hatte, die das Ausmaß der
Zerstörung zeigten. Eine Überprüfung dieser Anschuldigung ergab, daß
sich nicht der Wissenschaftler, sondern Bolsonaro geirrt hat. Die aus
dem Weltraum aufgenommenen Bilder zeigen sehr deutlich den
Waldverlust.

Es läßt sich vorstellen, daß seit dieser politischen Einmischung die
Forscherinnen und Forscher Vorsicht walten lassen und es in Zukunft
vermeiden werden, mit unliebsamen Studienergebnissen auf sich
aufmerksam zu machen. Zumal Galvão noch Glück hatte, daß er nur
entlassen wurde. Schlimmeres kann bei Bolsonaro nicht ausgeschlossen
werden, bewundert er doch die frühere Militärdiktatur. Auch hat er
sich klar für Folter ausgesprochen und in der Vergangenheit sein
Bedauern über den "Fehler" zum Ausdruck gebracht, daß die Generäle
der Militärdiktatur nur gefoltert, aber ihre Opfer am Leben gelassen
haben. Welcher Forscher, welche Forscherin in Brasilien wollte ihm da
widersprechen ...


Fußnoten:

[1] https://www.nature.com/articles/s41586-020-2035-0

[2] https://partner.sciencenorway.no/climate-change-forests-nmbu/followed-300-000-trees-for-30-years-tropical-forests-will-soon-be-emitting-more-carbon-than-they-capture/1648776

[3] https://www.commondreams.org/news/2020/03/04/alarming-tropical-forests-shift-carbon-sponge-carbon-source

[4] http://advances.sciencemag.org/content/4/2/eaat2340

[5] https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2020-01/amazonas-brasilien-regenwald-jair-bolsonaro-abholzung-wald

[6] https://www.spektrum.de/news/tipping-point-wann-erreicht-der-amazonas-seinen-kipppunkt/1708482
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MARKT/4219: Mönchengladbach - Kindertrödelmarkt, alles rund um das Kind, 15.03.2020

Stadt Mönchengladbach

Kindertrödelmarkt in der Kindertagesstätte "Himmelszelt"



Am Sonntag, den 15. März, veranstaltet die städtische
Kindertagesstätte "Himmelszelt" an der Hohlstraße 83 in
Mönchengladbach einen Kindertrödel. Von 13 Uhr bis 16 Uhr kann alles
rund um das Kind verkauft oder erstanden werden.

Der Erlös der Aktion wird für die weitere Gestaltung des Außengeländes
der Kita genutzt.

Anmeldungen für Interessenten sind noch unter 02166 942377 möglich.

Die Gebühr pro Trödler beträgt 5 Euro pro laufenden Meter zuzüglich
einer Kuchen- oder Snackspende.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.03.20

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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